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Vorwort 

Die Landesregierung legt mit dem Statistisch-prognostischen Bericht 1985/86.den drei-
zehnten Band dieser Reihe vor. 

Auch in diesem Bericht werden Einzeluntersuchungen zu verschiedenen politischen 
Schwerpunktbereichen vörgelegt. Es sei hier nur auf die Überlegungen zur längerfristigen 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, die sektorale und regionale Investitionsentwick-
lung im Verarbeitenden Gewerbe,die sektorale und regionale Verteilung der personellen 
Forschungskapazitäten und die Entwicklung der Landschaftshutzung hingewiesen. Die 
verschiedenen Untersuchungskomplexe stellen wieder wichtige statistisch-analytische 
Ergebnisse dar,. welche Zusammenhänge aufzeigen, Anregungen und Anstöße zur 
Politikgestaltung vermitteln können. 

Der Bericht gibt auf einer zuverlässigen Datengrundlage nicht nur der Regierung aus-
gezeichnete Grundlagen für künftige Entscheidungen. Er dient auch auf anderen 
Ebenen des politischen Lebens.der Entscheidungsvorbereitung. Nicht zuletzt sollen mit 
diesem Bericht auch die Bürger des Landes über einzelne Schwerpunkte der Landes-
politik aus datenorientierter Sicht informiert werden. Das Statistische Landesamt 
Baden-Württemberg hat mit der gewohnten Sorgfalt und großem Sachverstand die 
Unterlagen und Statistiken ausgewertet und die Zusammenhänge untersucht. 

Im Namen der Landesregierung danke ich dem Präsidenten des Statistischen Landes-
ämtes, Herrn Professor Dr. Max Wingen und seinen Mitarbeitern für die Erarbeitung des 
Berichts 1985/86. 

Stuttgart, im Juli 1986 
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Ministerpräsident 

Lothar Späth 
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Teil 1 

 

Rückblick 1985-Ausblick .1986 

Gesamtüberblick 

1985 war das Jahr einer weitgehend 
spannungsfreien konjunkturellen Ent-

 

wicklung, deren guter Verlauf durch ex-
pansive Kräfte in den Investitionsgüter-
industrien getragen wurde. Die Auflö-
sung des Investitionsstaus aus der Sta-
gnationsphase Anfang der achtziger Jah-
re und der auch weltweit zu beobachten-
de - durch neue technische Entwicklun-

 

gen bedingte hohe Innovations- und 
Investitionsdruck haben sich hierbei ge-
genseitig verstärkt. Entsprechend lag 
die Produktion in diesem Bereich um 
mehr als ein Zehntel (11 %) über der des 
Jahres 1984, wobei die Ausbringung in 
den im Land besonders großen Branchen 
nochmals überdurchschnittlich gesteigert 
wurde: Elektrotechnik: + 15 %; Fahr-
zeugbau,: + 13 %; Maschinenbau: + 11 %. 
Für das auch 1985 stimulierende Nach-
frageklima dieses Sektors - so lag der 
reale Auftragseingang um fast 12 % über 
dem von 1984 - war neben der nach wie 
vor hohen Auslandsnachfrage (+ 10,4 %) 
eine stark anziehende Inlandsnachfrage 
(plus knapp 13 %) charakteristisch. 
Diese wurde allerdings durch einen 
Nachfrageschub im Fahrzeugbau (+ 47 %j 
mitbestimmt, der auch auf die Auflösung 
des Kaufstaus nach Klärung der steuer-
lichen Behandlung schadstoffarmer Autos 
zurückzuführen ist. Bemerkenswert ist 
weiterhin der wie schon 1984 nun auch 
1985 starke Auftragseingang im Maschi-
nenbau (+ 9,4 %) - ein Indiz für die 
hohe Investition der inländischen Wirt-
schaft in neue und dem technologischen 
Stand entsprechende Maschinen und An-
lagen. 

Mit diesem expansiven Schwung konnten 
das Grundstoff- und Produktionsgüter-
gewerbe wie auch das Verbrauchsgüter-
gewerbe nicht mithalten. In beiden 
Bereichen verblieb die Entwicklung 
sowohl bei der Nachfrage wie bei der 
Produktion mehr oder weniger auf dem  

 

Vorjahresniveau (Tabellen 5 und 6), 
womit sie sich gleichzeitig in etwa im 
Bundesdurchschnitt bewegten. Bemer-
kenswert ist allerdings, daß eine 
kontinuierlich hohe Auslandsnachfrage 
die Entwicklung in beiden Bereichen 
wesentlich stützt, so daß inzwischen im 
Grundstoff- und Produktionsgüterge-
werbe der Auslandsumsatz fast ein 
Viertel des Gesamtumsatzes ausmacht und 
im Verbrauchsgütergewerbe fast ein 
Fünftel. Damit besteht zwar nach wie vor 
ein großer Abstand zur Exportquote des 
I,nvestitionsgüterbereichs - die 1985 bei 
über zwei Fünfteln lag -, doch zeigt die 
Kontinuität und Stärke dieser Entwick-
lung, daß angesichts eines mehr oder 
weniger stagnierenden Inlandsmarktes die 
Produktpalette auch dieser Wirtschafts-
bereiche von den baden-württembergi-
schen Unternehmen erfolgreich auf in-
ternationalen Märkten abgesetzt ,werden 
kann. 

Die Produktionskraft des Investitions-
güterbereichs schlug sich deutlich in der 
Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts 
als dem Indikator für die gesamtwirt-
schaftliche Leistungserstellung nieder. 
Real, also nach fierausrechnung der 
Preissteigerungen, ergab sich 1985 für 
das Land mit 3,2 % ein stärkerer Anstieg 
gegenüber 1984 als im Bund (+ 2,5 %). 
Dabei erhöhte sich die Bruttowert-
schöpfung des Verarbeitenden Gewerbes 
mit einer Rate von 6,9 % sowohl im Lan-
des- wie im Bundesvergleich (+ 5,2 %) 
weit überdurchschnittlich. Die Entwick-
lungsdynamik dieses Wirtschaftsbereichs 
im vergangenen Jahr wird daraus deut-
lich, daß mit dieser Zunahme der stärk-
ste Anstieg seit 1976 verzeichnet wurde. 

Der Bereich der Dienstleistungsunterneh-
men expandierte mit einer Rate von 3,6 % 
in Land und Bund gleich stark. Demge-
genüber war die wirtschaftliche Lei-
stungskraft des Baugewerbes rückläufig 
(- 7,6 %), wobei allerdings 1985 im Ver-
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gleich zu 1984 gewisse Stabilisierungs-
tendenzen erkennbar waren. So nahmen 
die nominalen Auftragseingänge nicht 
weiter ab, sondern stagnierten auf dem 
allerdings vergleichsweise niedrigen Vor-
jahresniveau. Während die Nachfrage im 
Wohnungsbau nochmals rückläufig war 
- allerdings im Jahresverlauf zunehmend 
weniger -, ergab sich beim Wirtschafts-
hochbau eine Zunahme (Tabelle 8). Stüt-
zend wirkten auch die öffentlichen 
Hochbauaufträge und - wie bereits seit 
Jahren - der Tiefbau. Die Zunahme im 
Wirtschaftshochbau, die sich auch zum 
1. Quartal 1986 hin fortsetzt, s 

-
ignalisiert 

im übrigen, daß für die Investitionstä-
tigkeit der Wirtschaft neben dem Impuls 
zur Einführung neuer Technologien im 
Zuge von Ersatz- und Rationalisierungs-
investitionen auch wieder Aspekte einer 
deutlichen Kapazitätserweiterung eine 
Rolle spielen. 

Der Handel blieb mit einer Zunahme um 
nur 1,6 % weit hinter der durchschnittli-
chen Wirtschaftsentwicklung zurück -
dies zeigt, daß trotz höherer Einkommen, 
stabiler Preise und einer verbesserten 
Beschäftigungssituation die immer wieder 
erwartete Verstärkung der Verbrauchs-
güternachfrage im vergangenen Jahr 
noch nicht eingetreten ist. Auch die im 
Vorjahr leicht rückläufige Inlandsnach-
frage im Verbrauchsgüter produzierenden 
Gewerbe ließ keine Tendenzwende erken-
nen. Es ist allerdings davon auszugehen, 
daß sich die private Nachfrage ange-
sichts des bereits erreichten hohen 
Niveaus teilweise verlagert hat, und 
zwar fort von den klassischen Ver-
brauchsgüterbereichen hin zu einem breit 
gefächerten Dienstleistungsangebot sowie 
zu hochqualifizierten und langlebigen 
Gebrauchsgütern. Dieser Nachfrageeffekt 
dürfte sich, insbesondere im Hinblick auf 
Autos und Unterhaltungselektronik in 
der hohen Nachfrage nach Produkten der 
beiden Branchen des Investitionsgüter-
bereichs, dem Straßenfahrzeugbau und 
der Elektrotechnik, mit auswirken. 

Die Dynamik der Investitionsentwicklung 
und die allgemein gute Wirtschaftslage 
führten 1985 zu einem deutlichen Anstieg 
der Beschäftigtenzahlen. In Baden-Würt-
temberg fanden zwischen September 1984 
und September 1985 58 600 versiche-

 

rungspflichtige Personen zusätzlich einen 
Arbeitsplatz. Damit sind mehr als ein  

Fünftel (21,3 %) aller im Bundesgebiet 
entstandenen neuen Beschäftigungsmög-
lichkeiten im Land geschaffen worden; 
das ist um so bemerkenswerter, als der 
Landesanteil an allen Beschäftigten nur 
bei 16,7 % liegt. Besonders markant war 
die Entwicklung im Verarbeitenden Ge-
werbe des Landes, hier entstanden 
43 700 neue Arbeitsplätze, _ das sind fast 
30 % aller in diesem Bereich im Bund 
verzeichneten neuen Beschäftigungsmög-
lichkeiten. Ausschlaggebend hierfür wa-
ren die Entwicklungen im Investitionsgü-
terbereich, hier verzeichneten alle 
Branchen eine Beschäftigtenzunahme. 
Aufgrund der vergleichsweise starken 
Personalausweitung in der Chemischen 
Industrie und in der Gummiverarbeitung 
ergab sich per Saldo auch für das 
Grundstoff- und Produktionsgütergewer-
be eine geringfügige Beschäftigtenzu-
nahme (Tabelle 6), während trotz der 
Personaleinstellungen in der Kunststoff-
verarbeitung und in der Papier- und 
Pappeverarbeitung der Verbrauchsgüter-
bereich insgesamt wiederum einen Be-
schäftigtenabbau hinnehmen mußte. 

Anders als in den früheren Jahren war 
die Beschäftigtenzunahme in den Dienst-
leistungssparten geringer als im Verar-
beitenden Gewerbe, wenngleich mit 
23 000 neuen Arbeitsplätzen wiederum 
beachtlich und im Trend liegend. Sie 
entstanden in den Sparten Handel, Ver-
kehr, Nachrichtenübermittlung, Kredit-
institute, Versicherungen und Sonstige 
Dienstleistungen. Hier zog das Land mit 
der Bundesentwicklung gleich (Tabel-
le 1). 

Diese günstige Beschäftigungssituation 
hat sich allerdings bisher kaum auf den 
Arbeitsmarkt ausgewirkt. Denn trotz der 
hohen Zunahme der Beschäftigtenzahl um 
58 600 (September 1985 gegenüber Sep-
tember 1984) ist die Zahl arbeitsloser 
Personen im gleichen Zeitraum nur um 
5 600 gesunken. Hierfür sind verschie-
dene Einflußfaktoren ursächlich: So stieg 
demographisch bedingt die Zahl der 
jungen Menschen, die im Anschluß an 
eine betriebliche oder schulische Aus-
bildung einen Arbeitsplatz suchen. Wei-
terhin treten - hervorgerufen durch die 
entspanntere Arbeitsmarktsituation - Er-
werbspersonen aus der sog. Stillen 
Reserve zusätzlich als Nachfrager nach 
Beschäftigung auf. Eine besondere Rolle 
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Tabelle 1 

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte in Baden-Württemberg und im Bundesgebiet im September 1985 

Bundesgebiet Baden-Württemberg 

Wirtschaftsbereichet)  insgesamt Veränderung gegen Vorjahr insgesamt  Veränderung gegen Vorjahr 

1000 1000 % 

 

Wirtschaftsbereiche 
zusammen21 

davon 

Land- und Forstwirtschaft, 
Fischerei 

Energie, Bergbau 

Verarbeitendes Gewerbe 

Baugewerbe 

Handel 

Verkehr und Nachrichten-
übermittlung 

Kred iti nstitute,Versicherungs-
gewerbe 

Dienstleistungen, soweit 
anderweitig nicht genannt 

Organisationen ohne 
Erwerbscharakter, private 
Haushalte 

Gebietskörperschaften, 
Sozialversicherung 

3484,9 + 58,6 

34,8 0,6 

34,4 + 0,3. 

1 660,7 + 43,7 

251,8 - 11,9 

404,1 + 1,6 

124,0 + 2,4 

127,0 + 2,3 

582,8 + 16,8 

60,3 + 1,6 

204,1 + 1,6  

+ 1,7 20806,6 

- 1,7 236,3 

+ 0,8 481,9 

+ 2,7 8147,6 

- 4,5 1 516,6 

+ 0,4 2812,7 

+ 2,0 996,3 

+ 1,8 823,3 

+ 3,0 3949,2 

+ 2,6 430,8 

+ 0,8 1 406,9  

+ 275,4 + 1,3 

+ 0,4 + 0,2 

0,9 - 0,2 

+ 153,3 + 1,9 

80,2 - 5,0 

0,4 - 0,0 

+ 22,5 + 2,3 

+ 11,2 + 1,4 

+ 118,6 + 3,1 

+ 21,0 + 5,1 

+ 26,5 + 1,9 

 

1) Verzeichnis der Wirtschaftszweige für die Statistik der Bundesanstalt für Arbeit. —2) Einschließlich - Ohne Angaben". 
Quelle: Landesarbeitsamt Baden-Württemberg; Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg. 

spielt aber in den beiden letzten Jahren 
die Zuwanderung von deutschen Er-
werbspersonen. So sind im Jahr 1984 per 
Saldo 13 800 deutsche Erwerbspersonen 
nach Baden-Württemberg zugezogen, und 
1985 waren es noch einmal 11 300. 
Gleichzeitig hat zwar eine Abwanderung 
ausländischer Erwerbspersonen in erheb-
lichem Ausmaß stattgefunden - entspre-
chend scheint die Wanderungsbilanz für 
alle Erwerbspersonen 1984 mit einem ne-
gativen Saldo von 4 400 Personen sogar 
eine Entlastung zu signalisieren, und der 
Gesamtsaldo für 1985 ist mit + 8 600 Per-
sonen durchaus mäßig. Doch ist davon 
auszugehen, daß ein qualitativer Aus-
tausch stattgefunden hat, wonach die 
neu entstandenen. Arbeitsplätze höhere 
Qualifikationsanforderungen stellen und 
damit teilweise von den zugewanderten 
deutschen Erwerbspersonen eingenommen 
werden, während die per Saldo-Abwan-
derung ausländischer Arbeitskräfte mit 
dem Wegfall qualitativ geringerwertiger  

Arbeitsplätze in Verbindung stehen 
dürfte. Solche Verschiebungen können 
aber nicht nur unter dem Gesichtspunkt 
einer globalen quantitativen Arbeits-
marktbe- oder -entlastung betrachtet 
werden. Qualitative Aspekte auf Teil-
märkten spielen eine ebenso wichtige 
Rolle, auch im Hinblick darauf, daß in 
der Regel der aktive und qualifizierte 
Berufstätige der mobilere ist. 

Der Arbeitsmarkt in Baden-Württemberg 
war also in den letzten Jahren für Er-
werbspersonen aus anderen Bundeslän-
dern sowohl von der Stellensituation wie 
von der Qualität der angebotenen Posi-
tionen her offenbar attraktiv. Die Un-
ternehmen des Landes leisten damit auch 
einen gewissen Beitrag zur Erleichterung 
der Arbeitsmarktsituation in anderen 
Bundesländern. Trotz dieses Zustroms an 
Erwerbspersonen hat sich die Situation 
auf dem Arbeitsmarkt im Land im abge-
laufenen Jahr stärker verbessert als im 
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Bund. Hier lag die Arbeitslosenquote im 
Jahresdurchschnitt bei 5,4 % (Bund 
9,3 %) - das entspricht rund 210 000 
arbeitslosen Personen - und damit leicht 
unter der von 1984 (5,6 %). 

Die skizzierte Wanderungsbewegung war 
im Jahr 1985 die für die Bevölkerungs-
entwicklunq ausschlaggebende Einfluß-
komponente. Nachdem die Bevölkerungs-
zahl 1984 nahezu konstant geblieben war, 
erhöhte sie sich 1985 leicht um 30 300 
Personen auf 9,271 Mill. Personen am 
Jahresende (Tabelle 3). Dieser Zuwachs 
resultiert aus einem kleinen Geburten-
überschuß von 1 150 und einem Wande-
rungsüberschuß .von 29 100 Personen. 
Dieser geht fast ausschließlich auf einen 
Wanderungsgewinn von Deutschen zurück 
(28 800). Nachdem 1984 noch sehr viel 
mehr Ausländer ab- als zuwanderten, 
hielten sich hier 1985 Zu- und Abwande-
rungen die Waage. Angesichts der auch 
1986 günstigen Wirtschaftsaussichten 
dürfte bei den Ausländern wieder mit 
einer stärkeren Zuwanderung zu rechnen 
sein. Die Nettözuwanderung von Deut-
schen dürfte auch 1986 anhalten, da die 
zwischen den Bundesländern bestehenden 
Unterschiede in der Arbeitsmarktlage 
sich auch 1986 nicht verringern dürften. 
Da die kurzfristige Bevölkerungsentwick-
lung stark von der Wanderungsbewegung 
bestimmt wird, kann somit für 1986 
wieder mit einer geringfügigen Bevöl-
kerungszunahme gerechnet werden. 

Bei den für die Wirtschaftsentwicklung 
maßgeblichen Einflußfaktoren haben sich 
in den ersten Monaten des Jahres beson-
ders im Hinblick auf den Außenhandel 
einige Verschiebungen ergeben, doch ist 
die Konstellation insgesamt nach wie vor 
sehr günstig. Entsprechend kann im wei-
teren Jahresverlauf 1986 und durchaus 
auch darüber hinaus eine weiterhin kon-
tinuierliche Aufwärtsentwicklung von 
Produktion und Nachfrage erwartet wer-
den. Vor dem Hintergrund dieser stabi-
len Grundtendenz gibt es derzeit keinen 
Anlaß, die schwächeren Ergebnisse des 
1. Quartals als Signale einer konjunk-
turellen Wende zu interpretieren. Zum 
Teil handelt es sich dabei um statistische 
Basiseffekte, die ihrerseits den Über-
gang von einer übersteigerten Entwick-
lung in eine Normalentwicklung zum Aus-
druck bringen. So ist der starke Rück-  

gang der Inlandsnachfrage in der Ipve-
stit.ionsgüterindustrie auf einen extremen 
Rückgang beim Straßenfahrzeugbau zu-
rückzuführen, wobei dieser auch daraus 
resultiert, daß hier im Vorjahr die Be-
stelltätigkeit als Reaktion auf die Klä-
rung der steuerlichen Behandlung schad-
stoffarmer Autos außerordentlich stark 
gestiegen war. Im Hinblick auf die rück-
läufige Produktion im März ist zu beach-
ten, daß die Osterfeiertage 1986 in den 
März fielen und somit mindestens 2 Ar-
beitstage weniger zur Verfügung standen 
als 1985. Aufgrund von Sonderentwick-
lungen in den letzten Jahren ist mit sol-
chen statistischen Effekten immer wieder 
zu rechnen. Sie über- oder unterzeich-
nen die tendenzielle Entwicklung der 
Größen und bedürfen deshalb einer 
sorgfältigen Interpretation. 

Dies gilt auch für die hohen Aprilwerte 
bei Produktion (+ 14 %) und Auftragsein-
gang (real + 10 %). Sie signalisieren ein 
Weiterlaufen der günstigen Entwicklungs-
tendenzen insbesondere im Investitions-
güterbereich (Produktion: + 17 %, Auf-
tragseingang: + 11 %), aber auch im 
Grundstoff- und Produktionsgütersektor 
(Produktion und Auftragseingang: jeweils 
+ 8 %) sowie im Verbrauchsgütergewerbe 
(Produktion: + 10 %, Auftragseingang 
+ 7,6 %). Teilweise resultiert das Ausmaß 
aber wiederum aus einem Basiseffekt, da 
im Vorjahr die Osterfeiertage in den 
April fielen. 

Die investive Nachfrage nach Ausrü-
stungsgütern bleibt nach wie vor für die 
wirtschaftliche Aufwärtsentwicklung be-
stimmend. Die Investitionsneigung ist so-
wohl im Inland wie im Ausland sehr 

-hoch. Die verursachenden Faktoren - die 
allgemeinen konjunkturellen Auftriebsten-
denzen einerseits, sowie andererseits der 
strukturelle Zwang zur Modernisierung 
der Verfahrenstechniken und der Pro-
duktpalette vor allem im Rahmen weltwei-
ter Konkurrenzbeziehungen - werden. 
auch noch auf mittlere Sicht wirksam 
bleiben. Gleichzeitig sind die wirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen nach wie vor 
günstig und dürften es auch bleiben. 
Gesunkene Zinsen auf den Kapitalmärkten 
und auch 1986 der Entwicklung angemes-
sene Lohn- und Gehaltszunahmen wirken 
sich bei verbesserter Kapazitätsausla-
stung und bei derzeit weitgehend stabi-
len Preisen günstig auf die Kostenseite 
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Schaubild 1 

Auftragseingang des 

Verarbeitenden Gewerbes 

- Völumenindex - 
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aus. Zusammen mit weiterhin lebhaften 
Absatzaussichten ergeben sich damit wie-
derum günstige Ertragsaussichten,. Außer-
dem erleichtert die im seitherigen Kon-
junkturaufschwung durch die günstigere 
Ertragslage verbesserte Eigenkapitalaus-
stattung der Unternehmen die Durchfüh-
rung von Investitionsvorhaben. Gleich-
zeitig haben Dollarabwertung und allge-
mein gesunkene Rohstoffpreise sowie der 
Preissturz im Frühjahr bei Rohöl und 
den Ölderivaten zu einem nochmaligen 
"Import an Stabilität" geführt. Die in-
ländische Nachfrage nach Investitionsgü-
tern findet also sowohl von der Kosten-
und Preisseite wie auch von der Finan-
zierungsseite her sehr gute Bedingungen 
vor. 
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Die Absatzerwartungen auf dem Inlands-
markt werden allgemein als sehr gut an-
gesehen. Die Investitionsgüternachfrage 
profitiert dabei nicht nur von den kon-
junkturellen Komponenten einer allgemei-
nen Aufwärtsentwicklung, sondern eben-
so von der strukturellen Komponente des 
Zwangs zur Einführung moderner Techno-
logien. Die hier bestehenden Investi-

 

tionspotentiale sind immens, wobei 
Investitionen in Teilbereichen im Zuge 
von Selbstverstärkungseffekten jeweils 
weitere Investitionen nach sich ziehen. 
Hinzu kommt, daß das Investitionsgüter 
produzierende Gewerbe selbst außeror-
dentlich investitionsfreudig ist, so daß 
eine allgemein hohe Investitionsgüter-
nachfrage in diesem Sektor selbst einen 
starken Nachfrageimpuls auslöst. Beide 
Effekte dürften die in diesem Bereich 
vergleichsweise hohe Inlandsnachfrage 
mitbestimmen. 

Weiterhin wird von einer Verstärkung 
auch der konsumtiven Binnennachfrage 
ausgegangen. Es wird erwartet, daß die 
inzwischen stark gestiegene Kaufkraft 
nun die Konsumneigung der Privaten 
Haushalte erhöht und damit auf die 
bisher nachhinkenden Konsumgüterbe-
reiche und den Handel durchschlagen 
wird. Verschiedene Komponenten tragen 
zu einer wesentlichen Verbesserung der 
Einkommenssituation bei: So führt die 
steigende Beschäftigung zu einem hö-
heren Einkommensniveau, Lohn- und 
Gehaltssteigerungen sind höher als im 
letzten Jahr, die Transferzahlungen 
nehmen zu, die drastischen ölpreis-
senkungen führen bei Heizöl und Benzin 
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zu erheblichen Ausgabenminderungen 
und Steuerentlastungen begünstigen vor 
allem Familien mit Kindern sowie Bezieher 
mittlerer Einkommen. Bei derzeit fast 
stabilen Preisen entspricht der dadurch 
bewirkte nominale Einkommenszuwachs 
nahezu dem damit zu erzielenden ef-
fektiven Kaufkraftzuwachs. Dieser wird 
im Frühjahrsgutachten der fünf führen-
den Wirtschaftsforschungsinstitute auf 
rund 5 1/2 % gegenüber 1985 einge-
schätzt, womit er eine Größenordnung 
erreicht, die zuletzt zu Beginn der 70er 
Jahre erreicht wurde. Die sich hieran 
knüpfenden Erwartungen auf eine alle 
Wirtschaftsbereiche stimulierende Nach-
fragebelebung sind groß. 

Die zu Jahresbeginn sich fortsetzende 
Dollarabwertung - so stieg der Außen-
wert der DM zwischen dem Tiefstwert im 
März 1985 und dem Höchstwert im März 
1986 um 45 % - ist inzwischen zum 
Stillstand gekommen. Auch nach der im 
April erfolgten Anpassung im Rahmen 
des Europäischen Währungssystems wird 
allgemein von beruhigten Devisenmärkten 
ausgegangen. Allerdings haben diese 
Entwicklungen zu einer Verunsicherung 
in der Einschätzung des Auslandsabsat-
zes geführt. Die starke Dollarabwertung 
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führte auch in der Tat zu einer Norma-
lisierung zuvor boomartig überzeichneter 
Exportgeschäfte in die USA. Weiterhin 
erhöht sie zweifellos die Wettbewerbs-
fähigkeit der Anbieter aus dem Dol-
larraum. Dem kann jedoch teilweise mit 
Preiszugeständnissen gegengehalten 
werden. Ein auch in Zukunft höherer 
Absatz insbesondere von Investitions-
gütern wird außerdem von der weiterhin 
wenngleich mäßig steigenden Produktion 
und Nachfrage in den USA erwartet. 
Auch in allen anderen Industrieländern 
zieht die Konjunktur an, was durch die 
stark gesunkenen Ölpreise deutlich 
unterstützt wird. Von hieraus wird somit 
nach wie vor ein erheblicher Nachfra-
gesog auf baden-württembergische Ex-
portprodukte ausgehen. Dieser wird den  

 

voraussichtlich rückläufigen Handel mit 
den erdölexportierenden Ländern mehr 
als ausgleichen können. Bei insgesamt 
weiterhin steigenden Exportaussichten 
sind somit regionale Verschiebungen in 
der Welthandelsstruktur in Rechnung zu 
stellen. 

Für den weiteren Jahresverlauf zeichnet 
sich somit zusammenfassend eine durch 
Binnen- wie Außennachfrage weiterhin 
gestützte Investitionsgüterkonjunktur so-
wie eine anziehende Verbrauchsgüter-
nachfrage ab. In Einzelbereichen pendeln 
sich Extrementwicklungen wieder auf ein 
Normalgeschäft ein. Die Bauwirtschaft 
hat im vergangenen Jahr die Talsohle 
durchschritten, die Stabilisierungsten-
denzen sind unübersehbar. Der Dienst-

 

Tabelle 2 

Vergleich wirtschaftlicher Vorhersagen für das Bundesgebiet 

1986 1985 

Prognosen 

Einheit Merkmal Prognosen des 

Sachver-

 

ständigenratsi) 
Sachver-

ständigenrat 

Jahres. 
wirtschafts-

bericht3)  

Fnihjahrs-
gutachten4) 

Ist2) 

Veränderung 
gegen Vorjahr 

in % 
Mill. 

Veränderung 
gegen Vorjahr 

in % 

1. 

Erwerbstätige 

Arbeitslose 

Verwendung des Sozialprodukts 
(real) 

Bruttosozialprodukt zu Markt-
preisen 
Privater Verbrauch 
Staatsverbrauch 
Anlageinvestitionen 

Ausrüstungen 
Bauten 

Ausfuhr 
Einfuhr 

Preisentwicklung 
Privater Verbrauch 
Bruttosozialprodukt 

Verteilung des Volkseinkommens 
(nominal) 

Volkseinkommen 
Bruttoeinkommen aus unselb-
ständiger Arbeit 
Bruttoeinkommen aus Unter-
nehmertätigkeit und Vermögen 

Verfügbares Einkommen der 
privaten Haushalte 

+ 1 0,7 + 1 
ca. 2,1 2,3 ca. 2,2 

+ 3 +2,4 + 3 
+ 2,5 +1,7 + 3 
+ 1 +2,1 + 2 
+ 4 —0,3 + 4,5 
+ 10 +9,3 + 9 
- 0 —6,2 + 1 

+ 6,5 +7,2 + 4,5 
+ 6,5 +4,7 + 6 

+ 2 +2 + 1,5 
+ 2 +2,1 + 2 

+ 5,5 +5 + 5,5 

+ 4,5 +3,8 + 5 

+ 6,5 +8 + 7 

+ 4,55) +3,85) + 55) 

+1 + 1 
2,23 

+3 + 3.5 
+ 4,5 
+ 2 

+ .5 bis+.6 + 4 

+ 8bis+9 + 8 
+ 3 bis +4 + 1 

+ 3bis+4 + 3 
+5,5 bis + 6,5 + 5,5 

+1,5 + 0,5 
+2,5 + 3 

+ 5 bis +6 + 7,5 

+4,5 bis 5,5 + 5,5 

+ 6 bis +7 + 11,5 

+ 5 bis +5,5 + 5.5 

1) Zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung; 1985: (November 1984): 1986: (November 1985). — 2) Vorläufiges Ergebnis.-

3) Jahreswirtschaftsbericht 1986 der Bundesregierung.— 4) Die Lage der Weltwirtschaft und der westdeutschen Wirtschaft im Frühjahr 1986 
(Arbeitsgemeinschaft deutscher wirtschaftswissenschaftlicher Forschungsinstitute e.V-).— 5) Ohne nichtentnommene Gewinne der Unter-
nehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit. 
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leistungsbereich expandiert im langfri-
stigen Trend. Angesichts dieser Ent-
wicklungsaussichten in den wichtigsten 
Sektoren der Wirtschaft ist absehbar, 
daß sich das Wachstum 1986 mindestens 
in der Größenordnung des letzten Jahres 
bewegen wird, vielleicht auch etwas da-
rüber. Entsprechend gehen sowohl der 
Sachverständigenrat wie der Jahres-
wirtschaftsbericht für 1986 von einer 
Zunahme des realen Bruttoinlandspro-
dukts um 3 % aus, nachdem der Zuwachs 
1985 bei 2,5 % lag (Tabelle 2). Das 
Frühjahrsgutachten ist nochmals optimi-
stischer und nimmt eine Steigerung um 
3,5 % an. Nachdem die zurückhaltenden 
Werte des 1. Quartals - so nahm die 
Produktions im Bundesdurchschnitt um 
1,2 % zu und in Baden-Württemberg um 
1,5 % - durch den überaus starken An-
stieg im April aufgefangen wurden, setzt 
dies allerdings auch im weiteren Jahres-
verlauf noch nachhaltig hohe Produk-
tionssteigerungen voraus. 

Baden-Württemberg dürfte von den ab-
sehbaren Entwicklungen überdurch-
schnittlich profitieren, da die von den 
Investitionsgüterindustrien geprägte 
Branchenstruktur des Landes und die 
hohe Exportintensität der meisten Wirt-
schaftssektoren - auch in vielen Sparten 
des Verbrauchsgüter- sowie des Grund-
stoff- und Produktionsgütergewerbes -
durch die derzeit vorherrschenden 
Wachstumsfaktoren besonders begünstigt 
werden. So lag denn bereits im ersten 
Jahresdrittel von 1986 die Pr oduktions-
zunahme im Land mit 4,7 % deutlich Tiber 
dem Bundesdurchschnitt von 3,1 % (Ta-
belle 7). In Anlehnung an die Annahmen 
für die Bundesentwicklung erscheint da-
nach für das Land im Jahr 1986 ein ge-
samtwirtschaftliches Wachstum in der 
Größenordnung von 3,5 % bis 4 % er-
reichbar. 

Eine solche Entwicklung wird mit einer 
weiteren Verbesserung der Beschäfti-
gungssituation einhergehen. So war Ende 
April 1986 im Verarbeitenden Gewerbe 
der Beschäftigtenstand um 2,7 % höher 
als ein Jahr zuvor. Im Baubereich zeich-
net sich ein Stillstand des Beschäfti-
gungsrückgangs ab. Zu den günstigen 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen tre-
ten gesetzliche Maßnahmen und tarifver-
tragliche Vereinbarungen, die die Nach-
frage nach Arbeitskräften positiv beein-
flussen dürften. Allerdings dürfte auch  

in diesem Jahr das Erwerbspersonenan-
gebot wiederum deutlich zunehmen, be-
dingt durch eine nach wie vor hohe Zahl 
von Berufsanfängern, eine deutliche Zu-
wanderung von Deutschen und Auslän-
dern sowie durch eine Aktivierung eines 
Teils der Stillen Reserve. Trotzdem 
dürfte ein Teil der steigenden Beschäfti-
gung sich in einer Verringerung der Ar-
beitslosigkeit niederschlagen. So sank 
bereits im Mai 1986 die Arbeitslosenquote 
mit 4,8 % unter die 5 %-Marke. Bei den 
Männern sank sie sogar unter die 
4 %-Marke (3,9 %). Damit kann erwartet 
werden, daß in Baden-Württemberg die 
Zahl der Arbeitslosen im Jahresdurch-
schnitt erstmals wieder seit 1982 die 
Schwelle von 200 000 Personen unter-
schreiten könnte. 

Hohe Zuwanderung von Deutschen 

Die Bevölkerungszahl Baden-Württem-
bergs erhöhte sich im Jahr 1985 leicht 
um 30 300 Personen (+ 0,3 %), nachdem 
sie 1984 nahezu konstant geblieben war. 
Sie betrug am Jahresende 9 271 400 Per-
sonen. Dieser Zuwachs resultiert aus 
einem kleinen Geburtenüberschuß von 
1 147 Personen und einem Wanderungs-
überschuß von 29 140 Personen, der fast 
ausschließlich auf einen Wanderungsge-
winn von Deutschen zurückzuführen ist 
(+ 28 834) (Tabelle 3), 

Bei der natürlichen Bevölkerungsent-
wicklung ergaben sich folgende Tenden-
zen: Die Zahl der Geburten blieb mit 
einer Zahl von 94 442 auf dem Vorjahres-
niveau. Die Zahl der Gestorbenen hat 
sich gleichzeitig um 2,7 % auf 93 295 
erhöht. Die Geburtenentwicklung war wie 
auch im Vorjahr beim deutschen und 
ausländischen Bevölkerungsteil gegen-
läufig. Bei der ausländischen Bevölke-
rung setzte sich der längerfristige Trend 
der stark rückläufigen Geburtenzahlen 
fort (- 4,0 %), was auf Auswirkungen 
der Nettoabwanderung der Jahre 1982 bis 
1984, aber auch auf die Anpassung des 
generativen Verhaltens an deutsche Ver-
hältnisse zurückzuführen sein dürfte. 
Von den Geburten des Jahres 1985 ent-
fiel mit einer Zahl von 10 456 ein Anteil 
von 11,1 % (1984: 11,5 %) auf Ausländer. 
Dagegen nahm die Geburtenzahl beim 
deutschen Bevölkerungsteil mit der glei-
chen Zuwachsrate wie im Vorjahr gering-
fügig zu (+ 0,6 %) auf eine Zahl von 
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Tabelle 3 

Bevölkerungsbewegung 

1985 1984 

davon davon 

Merkmal  Personen 
insgesamt 

Deutsche 

 

Ausländer  

Personen 
insgesamt  

Deutsche  Ausländer 

Anzahl 

Lebendgeborene 

Sterbefälle 

94 414 83 517 10 897 

90 870 89 535 1 335  

94 442 83 986 10 456 

93 295 92 039 1 256 

+ 3 544 — 6 018 + 9 562 

183 645 111 024 72 621 

189 407 78 698 110 709 

— 5 762 - + 32 326 — 38 088 

— + 2 549 — 2 549 

— 2 218 + 28 857 —31 075 

9 241 083 8 378 302 862 781 

+ 1 147 

190 882 
161 742 

+29 140 

 

+ 30 287 

9 271 370  

— 8 053 + 9200 

108 617 82 265 
79 783 81 959 

+ 28 834 +306 

+ 2 352 —2352 

+23 133 + 7 154 

8401435 869935 

Geburtenüberschuß bzw. -verlust 

Zuzüge 
Fortzüge 

über die Landesgrenze 

Wanderungssaldo 

Ein- bzw. Ausbürgerung 

Bevölkerungszunahme bzw. -abnahme 

Bevölkerungsstand am Jahresende 

 

-83 986. Hierbei ist jedoch zu berück-
sichtigen, daß nach wie vor stärker be-
setzte Jahrgänge in das fortpflanzungs-
fähige Alter nachrücken. Offenbar liegt 
somit trotzdem ein Anhalten des schon 
bisher zu beobachtenden weiteren leich-
ten Rückgangs der Geburtenziffer beim 
deutschen Bevölkerungsteils vor. 

Bereits im Jahr 1984 war der Wande-
rungssaldo der Deutschen mit einem Wert 
von 32 326 Personen auf hohem Niveau. 
Nur wenig geringer war der Wande-
rungsüberschuß 1985 mit 28 834 Perso-
nen. Hierzu dürfte auch die in Baden-
Württemberg ungleich günstigere Ar-
beitsmarktsituation beigetragen haben. 
So wurde 1985 das Geburtendefizit der 
Deutschen (- 8 054) durch diesen Wan-
derungsüberschuß und durch die 2 352 
Einbürgerungen, die den Deutschen zu-
geordnet und bei den Ausländern abge- 
zogen werden, mehr als aufgewogen. 
Ende 1985 lebten damit 8,401 Mill. 
Deutsche in Baden-Württemberg, dies 
war die bisher höchste Zahl von deut-
schen Einwohnern in der Geschichte des 
Landes. 

Die Zahl der Ausländer hatte Ende 1981 
mit einer Zahl von 942 400_ Personen ih-
ren Gipfelwert erreicht. In den Jahren 
danach war durch die Nettoabwanderung 
von Ausländern ein stetiger Rückgang zu 
beobachten, der sich 1984 vor allem  

durch die Rückkehrförderung, aber auch 
durch die für Ausländer überdurch-
schnittlich ungünstige Arbeitsmarktlage 
verstärkt fortsetzte. Im Jahr 1984 betrug 
der negative Wanderungssaldo der Aus-
länder 38 100 Personen. Dieser Trend 
setzte sich 1985 nicht mehr fort, hier 
war im Gegenteil ein geringfügiger Wan-
derungsüberschuß der Ausländer mit 
einer Zahl von 306 Personen zu verzeich-
nen. Im Gegensatz zu den Deutschen 
wiesen die Ausländer 1985 einen Gebur-
tenüberschuß (+ 9 200) auf, der leicht 
unter dem Vorjahreswert (+ 9 562) lag. 
Im ganzen (einschließlich des Abzugs 
durch Einbürgerungen) hat sich die aus-
ländische Bevölkerung im Jahre 1985 auf 
869 900 (+ 0,8 %) erhöht. Ihr Anteil an 
der Gesamtbevölkerung stieg damit leicht 
auf 9,4 % (1984: 9,3 %), 1982 hatte die-
ser Anteil noch 9,9 % betragen. 

Im Hinblick auf die Bevölkerungsentwick-
lung im laufenden Jahr ist davon auszu-
gehen, daß die kurzfristige Entwicklung 
in starkem Maß vom Wanderungsverhalten 
beeinflußt ist. Bei den Deutschen war 
1985 wie auch 1984 eine erhebliche Zu-' 
wanderung zu verzeichnen, auch im Zu-
sammenhang mit der besseren heimischen 
Arbeitsmarktsituation. Die Unterschiede 
bei den Arbeitsmarktdaten zwischen den 
Bundesländern dürften sich auch 1986 
nicht verringern, so daß auch im laufen-
den Jahr eine spürbare Nettozuwande-
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rung von Deutschen zu erwarten ist. Bei 
den Ausländern dürfte sich der gering-
fügig positive Wanderungssaldo eher 
noch verstärken. So könnte per Saldo 
1986 ein deutlicher Wanderungsgewinn 
eintreten. 

In der Geburtenentwicklung könnte sich 
- bedingt durch die Zunahme der Müt-
tergeneration - ein leichter Anstieg .der 
Geburtenzahlen der Deutschen ergeben. 
Bei nahezu unveränderter Sterblichkeit 
würde dies eine leichte Verringerung des 
Geburtendefizits der Deutschen bedeu-
ten. Eine Tendenzwende im generativen 
Verhalten der einzelnen (jungen) Ehen 
ist dagegen nach wie vor nicht auszu-
machen. Bei den Ausländern ist mit einer 
weiteren Abnahme der bisher vergleichs-
weise noch höheren Fruchtbarkeit zu 
rechnen. Hierdurch dürfte sich für die 
Gesamtbevölkerung der nur geringe Ge-
burtenü berschuß des letzten Jahres fort-
setzen. Damit könnte die erwartete Net-
tozuwanderung ausschlaggebend sein für 
eine geringfügige Bevölkerungszunahme 
im Jahr 1986. 

Weniger Schüler an allen allgemeinbildenden 
Schularten 

Als Folge des Geburtenrückgangs der 
siebziger Jahre hat sich im Schuljahr 
1985/86 die schon in den vergangenen 
Jahren eingetretene Abnahme der Schü-
lerzahlen an den öffentlichen und 
privaten allgemeinbildenden Schulen 
fortgesetzt. 

Insgesamt wurden an den Grundschulen 
347 500 Schüler gezählt (- 1,8 %). 
Schwächer war hierbei der Rückgang bei 
den Erstklässlern (- 1,0 %). Von den 
Schülern der 4. Klassenstufe wechselten 
zum Schuljahr 1985/86 39,8 % auf die 
Hauptschule, 27,8 % auf die Realschule 
und 28,3 % auf das Gymnasium. Damit 
lagen die Übergangsquoten auf Real-
schule und Gymnasium um 0,7 bzw. 0,3 
Prozentpunkte höher als im Vorjahr, die 
Übergangsquote auf die Hauptschule 
ging, wie bereits in den beiden Vor-
jahren, wieder leicht um 0,5 Prozent-
punkte zurück. An den Hauptschulen 
war der Rückgang der Schülerzahlen 
besonders groß (- 7,1 %), hier wurden 
noch 204 200 Schüler unterrichtet. An 
den Realschulen betrug der Schülerbe-  

stand 202 200 (- 6,5 $), an den Gymna-
sien 268 400 (- 6,9 $), an den Sonder-
schulen 45 200 (- 4,6 %). An den all-
gemeinbildenden und beruflichen Schulen 
sind im Sommer 1985 41 300 Schüler mit 
Hochschulreife abgegangen, das waren 
nochmals 1600 (+ 4,1 %) mehr als 1984. 

An den beruflichen Schulen werden im 
Schuljahr 1985/86 446 800 Schüler un-
terrichtet, dies sind 1 050 (- 0,2 %) 
weniger als im Vorjahr. Allerdings war 
hier die Entwicklung nach Schultypen 
differenziert. So stieg die Schülerzahl im 
Teilzeitbereich (Berufs- und Sonderbe-
rufsschulen sowie kooperatives Berufs-
grundbildungsjahr) als Folge der ge-
stiegenen Hinwendung zum dualen System 
nochmals leicht um 3 800 auf 295 700 an 
(+ 1,3 %). Dagegen gingen im Vollzeit-
bereich die Schülerzahlen bei den mei-
sten Schularten zurück. Rückläufig wa-
ren, wie bereits in den Vorjahren, auch 
die Schülerzahlen bei den Berufsfach-
schulen (- 8,3 $) und den" beruflichen 
Gymnasien (- 3,3 %). 

An den Hochschulen in Baden-Württem-
berg ist auch im Wintersemester 1985/86 
die Zahl der Erstimmatrikulierten mit 
25 800 zurückgegangen (- 4,3 % gegen-
über Wintersemester 1984/85), was wie 
der Rückgang des Vorjahres (- 5,6 %) 
auf die gestiegene linwendung von 
Abiturienten in andere Ausbildungs-
gänge, vor allem in das duale System, 
hindeutet. Dabei war der Rückgang bei 
den männlichen (- 4,2 %) wie weiblichen 
Studienanfängern (- 4,5 %) in etwa 
gleich ausgeprägt. Differenziert war 
- wohl auch im Zusammenhang mit den 
unterschiedlichen Berufschancen - die 
Entwicklung nach Hochschularten. Über-
proportional war wieder der Rückgang 
der Zahl der Studienanfänger bei den 
Pädagogischen Hochschulen (- 22,6 $), 
während die Abnahme bei Fachhochschu-

 

len (- 3,9 %) und Universitäten 
(- 3,4 %) geringer ausfiel. Durch die 
derzeit rückläufige Entwicklung der Zahl 
der Studienanfänger flachte auch der 
bisherige Anstieg der Studentenzahlen 
ab. Insgesamt bei allen Hochschularten 
stieg der Bestand an Studenten um 
1,7 $. Während die Pädagogischen Hoch-
schulen auch hier eine rückläufige Ent-
wicklung verzeichneten (- 5,5 %), stieg 
die Zahl der Studierenden bei Universi-
täten (+ 2,4 %) und Fachhochschulen 
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(+ 1,6 $) an, bei beiden Hochschularten 
war der Anstieg bei den naturwissen-
schaftlich/technischen Fächern (Fächer-
gruppen Mathematik/Naturwissenschaften 
und Ingenieurwissenschaften) überpro-
portional (Universitäten + 3,0 %, Fach-
hochschulen + 2,9 %). 

Wie bereits im laufenden Schuljahr wird 
auch im Schuljahr 1986/87 die Gesamtzahl 
der Schüler an allen allgemeinbildenden 
Schularten aufgrund der geringer be-
setzten Altersjahrgänge erneut abneh-
men. Jedoch wird bei dem Einschulungs-
jahrgang 1986/87 aufgrund der durch die 
gegenüber dem Tiefpunkt von 1978 vor-
übergehend leicht höheren Geburtenzah-
len ein leichter Anstieg der Zahl der, 
Erstklässler erwartet. Deshalb dürfte der 
Schülerbestand im gesamten Grundschul-
bereich konstant bleiben oder sogar 
leicht steigen. Dagegen. ist an Haupt-
schulen, Realschulen und Gymnasien ein 
weiterer deutlicher Rückgang zu erwar-
ten. Im Schuljahr 1986/87 dürfte erstmals 
auch die Zahl der Abiturienten leicht ab-
nehmen. An den beruflichen Schulen 
dürfte vor allem durch die gestiegene 
Ausbildungsbereitschaft von Abiturienten 
und Realschülern trotz rückläufiger Ab-
solventenzahlen vor allem im Hauptschul-
bereich noch kein spürbarer Rückgang 
eintreten. 

Die Zahl der Studienanfänger zum Win-
tersemester 1986/87 dürfte trotz der 
erwarteten erstmaligen leichten Abnahme 
der Abiturientenzahlen im Herbst in etwa 
konstant bleiben, da Absolventen älterer 
Abiturjahrgänge einen wesentlichen An-
teil der Erstsemester bilden. Diese 
dürften - auch durch die Aufnahme eines 
Studiums im Anschluß an eine Berufsaus-
bildung - den leichten Rückgang beim 
Abiturjahrgang 1986 in etwa kompensie-
ren. Im übrigen ist zu erwarten, daß 
der Studentenbestand im Wintersemester 
1986/87 nochmals steigen wird, da die 
Zahl der Erstsemester wegen der immer 
noch starken Jahrgänge deutlich über 
den Abgängerzahlen liegen wird. Der 
Höhepunkt der Studentenzahlen an den 
Hochschulen kann für das Jahr 1988 er-
wartet werden. 

Weitere Entspannung auf dem Lehrstellenmarkt 

Für Bewerber um einen Ausbildungsplatz 
hat sich die Situation 1985 leicht ent-  

spannt. 1985 hatten sich mit 110 761 
erstmals weniger (- 3,6 %) Jugendliche 
um eine Lehrstelle bemüht, während die 
Zahl der angebotenen Ausbildungsstellen 
mit einer Zahl von 110 752 zwar ebenfalls 
zurückging, jedoch in wesentlich ge-
ringerem Umfang (- 1,8 %). Diese Ent-
wicklung führte dazu, daß zum Stand 
Ende September mit einer Zahl von 5 470 
deutlich weniger noch nicht vermittelte 
Bewerber vorhanden waren als im Vor-
jahr (- 21,9 %). Ihnen standen zu diesem 
Zeitpunkt 5 461 unbesetzte Ausbildungs-

 

stellen gegenüber (+ 14,0 %). Trotz 
dieser globalen Entspannung waren auch 
1985.  wieder regionale Engpässe zu ver-
zeichnen. Während im Mittleren Neckar-
raum die Lage besonders günstig war, 
blieb die Situation vor allem in den 
Arbeitsamtsbezirken Fleidelberg und 
Karlsruhe weiter angespannt, wo auf 
einen noch unbesetzten Ausbildungsplatz 
drei noch nicht vermittelte Bewerber 
entfielen, annähernd doppelt so viele 
Bewerber wie Stellen gab es unter 
anderem in Mannheim, Freiburg und Ulm. 

Betrachtet man den Teil der angebotenen 
und nachgefragten Lehrstellen, die über 
die Arbeitsämter vermittelt werden, so 
zeigt sich, daß die Ausbildungsplatz-
situation in Baden-Württemberg auch 
1985 günstiger war als bundesweit. Wäh-
rend im Bundesgebiet Ende September 
auf eine freie Lehrstelle noch 2,7 un-
versorgte Bewerber kamen, war diese 
Relation in Baden-Württemberg gerade 
ausgeglichen. 

Bis zum Ende des Kalenderjahres hatte 
sich nach Meldung des Landesarbeitsamts 
die Zahl der noch nicht vermittelten 
Bewerber in Baden-Württemberg auf 
3 126 weiter reduziert, hiervon waren 
zwei Drittel Mädchen. Im jetzt laufenden 
Ausbildungsjahr, das sich bis Ende Sep-
tember 1986 erstreckt, zeichnete sich 
Ende April folgendes Zwischenergebnis 
ab: Die Zahl der bis April gemeldeten 
Ausbildungsstellen lag nochmals um 9,2 % 
über dem Stand des Vorjahres, während 
die Zahl der Bewerber weiter abnahm 
(- 5,2 %). Die Zahl der bis dahin un-
vermittelten Bewerber lag damit 12,0 % 
unter dem Stand des Vorjahres, so daß 
sich insgesamt gesehen eine weitere 
leichte Entspannung auf dem Lehrstel= 
lenmarkt andeutet. Allerdings sind 
regionale Engpässe weiterhin nicht aus-
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zuschließen. Ebenso dürfte die Lehr-
stellensuche für Madchen weiter Über-
durchschnittlich schwierig bleiben. 

Weitere Besserung auf dem Arbeitsmarkt 

Wie schon zuvor dargestellt, fanden zwi-
schen September 1984 und September 
1985 im Land fast 59 000 sozialversiche-
rungspflichtige Personen zusätzlich einen 
Arbeitsplatz. Auch weitere positive Zei-
chen am Arbeitsmarkt blieben nicht aus 
- so die Abnahme der Kurzarbeit und 
der Zugang an offenen Stellen. Diese 
positive Beschäftigungsentwicklung hat 
sich aber bisher nicht in einem ent-
sprechenden Rückgang bei der Zahl der 
Arbeitslosen ausgewirkt. Diese ging im 
entsprechenden Zeitraum, also von Sep-
tember 1984 bis September 1985, nur um 
5 614 Personen zurück. Im Jahresdurch-
schnitt von 1985 lag die Arbeitslosenzahl 
um 7 340 Personen (- 3,4 %) unter dem 
Stand des Vorjahres. Ursächlich ist, daß 
demographisch bedingt die Zahl der 
jungen Menschen nach wie vor steigt, 
die im Anschluß an eine betriebliche oder 
schulische Ausbildung einen Arbeitsplatz 
suchen. Weiterhin treten - hervorgerufen 
durch die entspanntere Situation auf dem 
Arbeitsmarkt - Erwerbspersonen aus der  

Stillen Reserve und auch insbesondere 
Zuwanderer aus anderen Bundesländern 
zusätzlich als Nachfrager nach einem 
Arbeitsplatz auf. 

Die Zahl der Arbeitslosen lag im ersten 
Quartal von 1985 noch um 3,2 $ unter 
dem Vorjahresstand, ' der Abstand zum 
Vorjahr vergrößerte sich zunächst noch 
leicht (zweites Quartal: - 4,3 $), um 
danach im dritten. Quartal (- 3,5 %) und 
im 4. Quartal (- 1,2 $) wieder zu sin-
ken (Schaubild 2). Insgesamt waren jah-

 

resdurchschnittlich 209 832 Personen 
arbeitslos, dies entspricht einer Ar-
beitslosenquote von 5,4 % für 1985 (1984 
5,6 %). Damit hatte sich der deutliche 
Abstand zur Arbeitsmarktlage im Bundes-
gebiet nochmals vergrößert, da bundes-
weit die Arbeitslosenquote mit einem Wert 
von 9,3 % leicht höher als im Vorjahr 
(9,1 %) lag (Tabelle 4). Baden-Württem-
berg hatte auch 1985 die geringste Ar-
beitslosenquote unter den Bundeslän-
dern. 

Die leichte, aber stetige Besserung auf 
dem Arbeitsmarkt, die jetzt seit dem 
Herbst 1983 anhält, zeigte sich deutlich 
auch bei der Entwicklung der Zahl der 
offenen Stellen, die im Jahresdurch-
schnitt 1985 um 21,7 $ über dem Vorjah-
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Tabelle 4 

Indikatoren zur Arbeitsmarktentwicklung 

1985 1986 

Jahresdurchschnitt 
Nachweis Einheit 

1. _ 
Vierteljahr 

2. 
Vierteljahr 

3. 
Vierteljahr 

4. 
Vierteljahr Baden-

Württemberg  
Bundes-

gebiet 

1. 
Vierteljahr 

Arbeitslose 
(Voll- und Teilzeitarbeit) 

Arbeitslosenquote 

Anzahl 
Veränderung zum 
Vorjahr in %-

 

232 585 199 190 

-3,2 - 4,3  

202 025 205 275 209 832 

- 3,5 - 1,2 - 3,4  

2 304 014 225 550 

1,7 - 3,0 

5,11) 5,51) 5,4 9,3 5,51) 

18 104 25 521 44 777 234 515 51 234 

-30,8 -38,3 -16,7 -38,9 -38,2 

25 167 23 110 23 116 109 996 26 238 

5,71) 4;91) 

82 936 52 549 

-6,6 -10,6 

20 457 24 558 

(Voll- und Teilzeitarbeit) 

Kurzarbeiter 

Offene Stellen 
(Voll- und Teilzeitarbeit)  

 

Anzahl 
Veränderung zum 
Vorjahr in % 

Anzahl 
Veränderung zum 
Vorjahr in % 22,1 16,6 20,7 28,4 21,7 25,1 28,3 

16 Stand: jeweils zum Quartalsende. 

Quelle: Landesarbeitsamt Baden-Württemberg. 

resstand lag. Über das Jahr betrachtet 
fielen trotzdem noch auf eine offene 
Stelle rechnerisch 9 Arbeitslose (1984: 
11); auch hier wird der große Abstand 
zum entsprechenden Bundeswert (21) 
deutlich (1984: 26). 

Die Zahl der Kurzarbeiter lag 1985 mit 
durchschnittlich 44 777 nochmals deutlich 
unter .dem Vorjahresstand (- 16,7 %), 
nachdem sie bereits 1984 spürbar ge-
sunken war (- 52,6 %). Entsprechend 
dem Muster der konjunkturellen Belebung 
war auch 1985 der Rückgang der Kurz-
arbeiterzahlen besonders stark beim Ma-
schinenbau auf 3 296 (- 72,3 %), beim 
Straßenfahrzeugbau auf 679 (- 75,4 %) 
und in der Elektrotechnik auf 3 053 Per-
sonen (- 40,8 $).-Dagegen war im Bau-
bereich eine Zunahme auf 18 163 zu ver-
zeichnen (+ 53,5 %), hierauf entfielen 
1985 40,6 % aller Kurzarbeiter. 

 

Unterschiedlich war auch 1985 die Ar-
beitslosigkeit der einzelnen Personen-
gruppen. So war zum Jahresende die Ar-
beitslosenquote bei den Frauen (6,6 %) 
deutlich höher als bei den Männern 
(4,6 %). Stark überdurchschnittlich blieb 
auch die Arbeitslosenquote der Ausländer 
(9,2 %). Damit waren 17,8 % aller Ar-
beitslosen ausländischer Herkunft (De-
zember 1984: 18,3 $). Bei den Jugendli-
chen unter 20 Jahren blieb die Arbeits-
losenquote mit 4,8 % auf dem Stand des  

Vorjahresmonates. Rückläufig war die 
Zahl der älteren (59 Jahre und älter) 
Arbeitslosen (- 6,9 $) und die der ar-
beitslosen Schwerbehinderten (- 3,6 %). 

Die bisherige Entwicklung des Jahres 
1986 zeigt eine weitere stetige leichte 
Besserung am Arbeitsmarkt an. So lag 
die Zahl der Arbeitslosen im 1. Quartal 
um 3,0 % unter dem Vorjahresstand. Im 
April vergrößerte sich dieser Abstand 
deutlich auf 5,3 %. Weitere Entlastungs-
effekte zeigten sich bei den Kurzarbei-

 

tern (1. Quartal - 38,2 %, April 
- 46,5 $). Im April 1986 gab es 35 882 
Kurzarbeiter, davon mit 17 170 fast die 
Hälfte im Baugewerbe, aber auch in die-
sem Wirtschaftsbereich war im April die 
Zahl der Kurzarbeiter deutlich geringer 
als im entsprechenden Vorjahresmonat 
(- 41,2 %). Positive Tendenzen zeigten 
sich auch bei den offenen Stellen, die 
bereits im 1. Quartal um 28,3 % über 
dem Vorjahreswert lagen, im April ver-
größerte sich der Abstand nochmals 
(+ 32,6_$). 

Mit der weiteren Kräftigung der Kon-
junktur dürfte sich.die Beschäftigung im 
weiteren Jahresverlauf etwas deutlicher 
verbessern als dies 1985 der Fall war. 
So war im Verarbeitenden Gewerbe Ende 
März der Beschäftigungsstand um 2,6 % 
höher als ein Jahr zuvor (März 1985 zu 
März 1984: + 1,9 %). Im Baubereich 
zeichnet sich immerhin ein Stillstand des 
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Beschäftigungsrückgangs ab. Zu den 
günstigen wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen treten gesetzliche Maßnahmen 
und tarifvertragliche Vereinbarungen, 
die die Nachfrage nach Arbeitskräften 
positiv beeinflussen dürften, so die 
Verkürzung der Wochenarbeitszeit in 
weiteren Wirtschaftszweigen, Regelungen 
im Rahmen des Beschäftigungsförde-
rungsgesetzes und die Einführung eines 
bundesweiten Erziehungsurlaubes, die 
zusammen nach Einschätzung des Früh-
jahrsgutachtens bundesweit einen Mehr-
bedarf von 20 000 bis 40 000 Arbeits-
kräften bewirken dürften. Auch wenn 
für das Erwerbspersonenangebot wieder 
eine ähnlich starke Zunahme wie im Vor-
jahr zu erwarten ist, dürfte 1986 stärker 
als bisher die steigende Beschäftigung 
sich auch bei der Verringerung der Ar-
beitslosenzahlen niederschlagen. Verrin-
gern dürfte sich insbesondere auch die 
Zahl der älteren Arbeitslosen. Zum einen 
sind von der Vorruhestandsregelung 
stärkere Effekte als bisher zu erwarten, 
zum anderen brauchen sich nach der zu 
Jahresbeginn in Kraft getretenen 
"58er-Regelung" Arbeitslose jenseits 
dieser Altersgrenze nicht mehr dem Ar-
beitsmarkt zur Verfügung zu stellen. 
Das Frühjahrsgutachten erwartet von 
dieser Regelung für 1986 bundesweit eine 
statistische Verringerung um 30 000 Ar-
beitslose im Jahresdurchschnitt. Das 
Frühjahrsgutachten nimmt für 1986 einen 
Rückgang der bundesweiten Zahl der Ar-
beitslosen auf eine Zahl von 2,23 Mill. 
nach 2,30 Mill. für 1985 an. Aufgrund 
der skizzierten Entwicklungen kann er-
wartet werden, daß in Baden-Württem-
berg im Jahresdurchschnitt die Zahl der 
Arbeitslosen erstmals seit 1982 wieder die 
Schwelle von 200 000 Personen unter-
schreitet. 

Beschleunigtes Wachstum im Investitions-
gütergewerbe 

Der Konjunkturaufschwung des Jahres 
1984, der sich trotz des Arbeitskampfes 
in der Metalkindustrie durchsetzte, ge-
wann 1985 an Intensität. Träger der 
Aufwärtsentwicklung war die besonders 
günstige Auftrags- und Produktionsent-
wicklung in der Investitionsgüterin-
dustrie. In diesem Bereich wurden die 
guten Vorjahresergebnisse nochmals 
deutlich übertroffen. 

Im gesamten Verarbeitenden Gewerbe 
nahmen die realen,.Auftragseingänge 1985 
um 8,1 $ zu, wobei ein kräftiger Nach-
frageschub vom Ausland (+ 9,7 %) wie 
auch vom Inland (+ 7,2 $) ausging. (Ta-
belle 5).. Die Zuwachsraten im Land lagen 
damit deutlich über denen des Bundesge- 
bieten, wo sich die preisbereinigten Be-
stellungen um 5,1 % erhöhten (Inland: + 
3,6 %„ Ausland: + 7,8 %). 

Das Investitionsgüter produzierende 
Gewerbe konnte 1985 gegenüber 1984 
real knapp 12 % mehr Aufträge verbu-
chen. Ausschlaggebend hierfür war eine 
besonders kräftige Inlandsnachfrage 
(+ 12,9 %), die eine noch größere Dyna-
mik aufwies als die ohnehin überdurch-

 

schnittlich hohe Auslandsnachfrage 
(+ 10,4 %). Maßgeblich hierfür war ein 
außergewöhnliches Plus von nahezu 28 $ 
im Straßenfahrzeugbau - bedingt durch 
eine Ausweitung der Inlandsorder um 
fast die Hälfte. Der Maschinenbau errei-
chte eine Auftragszunahme um + 10,6 %. 
Demgegenüber war in der Elektrotechnik 
sowie im Bereich Feinmechanik und Optik 
eine unterdurchschnittliche Zunahme der 
realen Bestelltätigkeit festzustellen 
(+ 7,2 % bzw. + 5,7 $). In beiden Sekto-
ren blieb die inländische Nachfrage-
entwicklung deutlich hinter den Aus-
landsbestellungen zurück. Die Grund'-
stoff- und Produktionsgüterindustrie 
konnte ihr Auftragseingangsniveau 1985 
nur geringfügig erhöhen (+ 1,3 %), wo-
bei einer Abnahme um knapp 8 % im Be-
reich Steine und Erden ein Plus von 
3,6 % in der Chemischen Industrie 
gegenüberstand. Insgesamt wurde die 
leicht rückläufige Inlandsnachfrage von 
einer relativ kräftigen Auslandsnachfrage 
überkompensiert. Im Verbrauchsgüter 
produzierenden Gewerbe reichte der dy-
namische Verlauf der Auslandsbestellun-
gen gerade aus, um bei einer gleichzeitig 
abnehmenden Ordertätigkeit inländischer 
Kunden das Vorjahresniveau zu halten. 

Die dynamische Ausweitung der Auf-
tragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe 
führte 1985 zu einem Produktionsanstieg 
um nicht ganz,  7 % (Tabelle 6.), Hierbei 
war der Quartalsverlauf gekennzeichnet 
durch Basiseffekte, die auf den Arbeits-
kampf 1984 zurückzuführen sind. So er-
höhte sich der Produktionsausstoß im 
Verarbeitenden Gewerbe nach + 3,3 $ im 
ersten Vierteljahr um mehr als P6 % im 
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-0,4 11 065,5 
-2,7 8442,7 

7,0 2622,7 

- 19186,2 
17374,9 

- 1 811,3 

5;1 
3,6 
7,6 

1 460 713,4 
1021 179,4 

439 533,9 

 

2,2 
- o,3 
10;4 

- 

 

- 

8,0 
6,2 

1'1,2 

Tabelle 5 

In- und ausländische Nachfrageentwicklung 1985 

Auftragseingang (1980= 100) Umsatz 

Wirtschaftsbereich 

Wirtschaftsgruppe 

Veränderung 1985 gegen 1984 

Wertindex Volumenindex 

Veränderung 
1985 gegen 1984 

insgesamt 

% Mill. DM 

 

Verarbeitendes Gewerbe insgesamt 
Inland 
Ausland 

258'177,1 
175 366,4 
82810,7 

 

Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe 
Inland 
Ausland 

Chemische Industrie 
Inland 
Ausland 

Investitionsgüter produzierende .Gewerbe 
Inland 
Ausland 

Maschinenbau 
Inland 
Ausland 

Straßenfahrzeugbau,„Reparatur von Kfz.. usw. 
Inland 
Ausland 

Elektrotechnik; Reparatur von Haushaltsgeräten 
Inland 
Ausland 

'Feinmechanik, Optik, Herstellung von,Uhren1) 
Inland 
Ausland 

Verbrauchsgüter produzierendes Gewerbe 
Inland 
Ausland 

Textilgewerbe 
Inland 
Ausland 

Nehrungs und Genu_ßmittelgewerbe 
Inland 
Ausland 

Nachrichtl ich Bundesgebiet: 

Verarbeitendes Gewerbe insgesamt 
Inland 
Ausland 

1) Auftragseingang ohne Herstellung.von Uhren.  

11;1 8;1 
10,0 7,2 
13,1 9,7 

4,1 1,3 477685 
1,3 -1,2 36,603;8 

10;9 7,8 11 164,7 

6,7 3,6 18462,3 
4,6 1,5 11 984,0 

10;6 7;3 6478,3 

15,1 11,9 149873;8 
16,1 12,9 88 198,0 
13,9 10,4 61 675,9 

14,7 10,6 39442,6 
13;4 9,4 20.901,4 
16;0 11,9, 18541,1 

.31,8 27,7 44105,3 
52,1 47,0 22393,4 
14,6 11,2 21711',8 

9,2 7,2 38 130;5 
6,8 5,1 26439,4 

14,4 11.,8 11 691,1 

8,7 5,7 7 365,9 
5,3 2,7 4331;5 

13,1 9,6 3034,4 

2;8 0,4 41 348,6 
1,1 - 1,1 33'189;7 

10,0 6,7. 8 158,9 

9,1 
7,3 

13,3 

5,9 
4,1 

12,4 

6,7 
6,6 

12,9 

13,1 
12;5 
14,0 

14,6 
12,3. 
17;3 

15,5 
17,1 

3,9 

14,0 
14,6 
12,7 

10,9 
5,3 

19,9 

3,1 
1,4 

10,6 

5,9 
3,5 

14,3 

1,8 
1,0 
9,8 

7,1 
5,7 

10,6• 

zweiten Quartal, in dem es 1.984. einen 
streikbedingten Rückgang um 6 % gege- 
ben hatte. Im 3. Quartal 1985 wurde die 
Produktionsleistung im Verarbeitenden 
Gewerbe um 7,1 % ausgeweitet. Demge-
genüber lag das . Ergebnis im 4. Quartal 
um 2,2 % über dem Niveau des entspre= 
chenden Vorjahresquartals;, das durch 
einen -besonders kräftigen, arbeitskampf-
bedingten Aufholeffekt im Oktober und 
November gekennzeichnet war. 

 

Maßgeblich für die Produktionserhöhung 
im Verarbeitenden Gewerbe 1985 war die 
deutliche Zunahme des Ausstosses in der 
Investitionsgüterindustrie (+ 11 %). Hier 
konnten insbesondere der Straßenfahr-
zeugbau und die Elektrotechnik die Pro-

 

duktionsleistung überdurchschnittlich 
ausweiten (+ 13,2 % bzw. + 15 %). Die 
Maschinenbauindustrie verzeichnete ein 
Plus von etwas mehr als 11 %, während 
der Ausstoß im Bereich Feinmechanik, 
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Tabelle 5 

Strukturdaten des Verarbeitenden Gewerbes 1985 

Erzeuger-
preise 

1980=1001) 

Beschäftigte. Arbeiterstunden Produktion Expor quate 

Wirtschaftsbereich 

Wirtschaftsgruppe 

Ver-

 

änderung 
1985 
gegen 
1984 

Ver-

 

änderung 
1985 
gegen 
1984 

Ver-

 

änderung 
1985 

gegen 
1984 

Ver-
änderung - 

985 
gegen 
1984 

insgesamt 
MD2) 

Index 
MD2) 

insgesamt 1985 1984 

1000 Mill. % 1980=100 % 

 

Verarbeitendes Gewerbe insgesamt 

Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe 

Chemische Industrie 

Investitionsgüter produzierendes Gwerbe 

Maschinenbau 

Straßenfahrzeugbau, Reparatur 
von Kfz. usw. 

Elektrotechnik, Reparatur von 
Haushaltsgeräten 

Feinmechanik, Optik, Herstellung 
von Uhren 

Verbrauchsgüter produzierendes Gewerbe 

Textilgewerbe 

Nahrungs- und Genußmitrelgewerbe 

Nachrichtlich Bundesgebiet: 

Verarbeitendes Gewerbe insgesamt 

1 391,7 2;2 -1 531,9 2,9 107,8 6;9 32,1 30,9 2,0 

163,8 1,1 178,4 1,3 101,2 0,3 23,4 22,0 2,5 
66,8 2,7 57,5 1,5 112,6 3,5 35,1 33,8 3,0 

891,5 3,8 957,3 6,1 114,5 11,0 41,2 40,8 2;5 
246,0 2,5 264,1 3,8 103;5 11,2 47,0 45,9 3;4 

218,2 4,4 263,6 11,4 177,5 13,2 49,2 49,9 3,3 

235,1 4,8 227,8 6,6 117,6 15,0 30,7 31,0, 1,4 

50,2 2,5 53,9 1,8 100,5 8,4 41,2 38,1 2,1 

281,7 -1,2 334,1 - 2,4 94,9 0,9 19,7 18,4 2,5 
76,0 -1,7 92,7 - 2,0 96)4 6,9 23,7 21,9 2,3 

54,8 -0,3 62,1 - 1,8 95,3 -1,2 9,4 8,7 -0,5 

6727,4 1,4  7655,6 0,9 104,6 5,0 30,1 29,1 2,0 

1) Erzeugerpreise gewerblicher Produkte im Bundesgebiet, ohne Mehrwertsteuer. — 2) Monatsdurchschnitt. 

 

Optik und Herstellung von Uhren um 
8,4 % über dem Vorjahresergebnis lag. 
Demgegenüber stagnierte die Produktion 
im Grundstoff- und Produktionsgüter-
gewerbe (+ 0,3 %), wobei die Chemische 
Industrie einen Zuwachs um 3,5 % ver-
zeichnete. Einen nur schwachen Anstieg 
erreichte 1985 die Verbrauchsgütererzeu-
gung (+ 0,9 %). Eine nach Branchen 
differenzierte Betrachtung zeigt in 
diesem Bereich eine recht uneinheitliche 
Entwicklung: Einer kräftigen Erhöhung 
in der Textil- und Kunststoffindustrie 
(+ 6,9'% bzw. + 5,8 %) standen spürbare 
Einbußen in der Holzverarbeitung 
(- 8,2 %) und im Bekleidungsgewerbe 
(- 5,7 %) gegenüber. Ebenfalls rück-
läufig war die Produktionsleistung im 
Nahrungs- und Genußmittelgewerbe: Das 
Vorjahresergebnis wurde um - 1,2 % un- 
terschritten. 

Die Umsatzentwicklung im Verarbeitenden 
Gewerbe nahm auch 1985 einen günstigen 
Verlauf. Insgesamt gab es einen Anstieg 
um 9,1 % auf 258,2 Mrd. DM. Im Inland  

wurden dabei Waren im Wert von 175,4 
Mrd. DM verkauft (+ 7,3 '%), während 
der Auslandsumsatz einen Wert von 82,8 
Mrd. DM erreichte (+ 13,3 %). Hierdurch 
erhöhte sich die Exportquote von 30,9 $ 
auf 32,1 Im gesamten Bundesgebiet 
lag die Exportquote nach 29,1 % im Jahr 
1984 im vergangenen Jahr bei 30,1 $.. 

Die Beschäftigungssituation im Verarbei-
tenden Gewerbe hat sich 1985 deutlich 
gebessert. Nachdem 1984 erstmals in die-
sem Jahrzehnt der Beschäftigtenstand 
der Vorjahres gehalten werden konnte, 
gab es 1985 einen Anstieg um durch-
schnittlich 2,2 %. Damit waren im Mo-
natsdurchschnitt 1,392 Mill. Personen im 
Verarbeitenden Gewerbe tätig. Im gesam-
ten Bundesgebiet nahm die Zahl der Ar-
beitnehmer in der Industrie schwächer 
zu, und zwar um 1 ,.4 % auf 6,727 A1ill., 
Die Zahl der geleisteten Arbeiterstunden 
im Verarbeitenden Gewerbe Baden-Würt-
tembergs erhöhte sich um 2,9 %. Der im 
Vergleich zur Produktionsentwicklung 
merklich geringere Anstieg des Arbeits-
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einsatzes deutet auf eine spürbare Er-
höhung der Produktivität. Maßgeblich 
für den Beschäftigtenzuwachs in der In-
dustrie war die außerordentlich günstige 
Lage im Investitionsgütergewerbe. Hier 
wurden gegenüber 1984 nahezu 4 % mehr 
Arbeitnehmer eingestellt. Im Grundstoff-
und Produktionsgüterbereich ergab sich 
ein Plus von 1,1 %, während im Ver-
brauchsgüter produzierenden Gewerbe 
und in der Nahrungs- und Genußmittel- 
industrie ein weiterer Beschäftigtenabbau 
zu verzeichnen war (= 1,2 % bzw. -
03, %). 

Die Lohn- und Gehaltssumme im Verar-
beitenden Gewerbe belief sich 1985 auf 
58,937 Mrd. DM und lag damit um 7,4 % 
über dem Niveau von 1984. Bezogen auf 
die Zahl der Beschäftigten ergibt sich 
ein Pro-Kopf-Wert von rund 42 350 DM. 
Das sind 5 % mehr als im Vorjahr. 

Im Hinblick auf die Entwicklung im Jahr 
1986 war im 1. Quartal gegenüber der 
Dynamik von 1985 eine verhaltene Ent-

 

Tabelle 7 

Entwicklung des Auftragseingangs und der Produk-
tion (1980= 100) 
- Veränderung Jan.-April 1986 gegenüber 
Vorjahreszeitraum 

Auftragseingang Produk-

 

tion 
davon 

In-
land 

wicklung . der Bestelltätigkeit festzustel-
len. Die realen Auftragseingänge blieben 
auf dem vergleichsweise hohen Niveau 
des vergangenen Jahres, unterschritten 
allerdings das aufgrund von Sonderent-
wicklungen überdurchschnittlich gute Er-
gebnis im 1. Vierteljahr 1985 um - 3,1 %. 
Während die Auslandsnachfrage nochmals 
leicht zunahm (+ 2 %) errechnete sich 
für die Inlandsnachfrage ein Rückstand 
von - 6 %. In der Investitionsgüterindu-
strie wurden im Quartalsvergleich etwa 
5 % weniger Aufträge verbucht. Maßgeb-
lich hierfür waren Minusraten beim Fahr-
zeugbau und beim Maschinenbau in Höhe 
von - 18,9 % bzw. - 3,7 %,. Beim Fahr-
zeugbau ist ein bedeutender :Basiseffekt 
in Rechnung zu -stellen, da hier im 1. 
Quartal 1985 aufgrund von Sonderent-
wicklungen die Inlandsnachfrage außer-
ordentlich stark anzog (um mehr als zwei 
Drittel). Demgegenüber nahmen die Auf-
tragseingänge im Grundstoff- und Pro-
duktionsgütergewerbe um + 2,7 % zu, 
während im Verbrauchsgütergewerbe das 
Vorjahresergebnis annähernd gehalten 
werden konnte (- 0,4 %). 

Die Produktion im Verarbeitenden Gewer-
be nahm im 1. Quartal 1986 ebenfalls ei-
nen verhaltenen Verlauf. Gegenüber dem 
entsprechenden Vorjahresquartal gab es 
einen Anstieg um. + 1,5 %. Nachdem der 
Ausstoß im Januar und Februar noch um 
+,4,5 % bzw. + 3,8 % zugenommen hatte, 
wies das,  März-Ergebnis einen Rückstand 
von - 3,5 % auf. In diesem Monat stan-
den allerdings wegen der Osterfeiertage 
kalenderbedingt zwei Arbeitstage weniger 
zur Verfügung. 

Wirtschaftsbereich 

Wirtschaftsgrüppe 

Vo-
lumen-
index 
ins-

gesamt 

Aus- ins-

 

land gesamt 

 

0,1 - 2,2 4,1 4,7 

41: 3,8 4,6' 2 ;7 

-1,1 - 4,8 4,1 62 

-0,7 5,1 -6,6 81. 

-16,8 -37,9 10,6 7,8 

•11,4 101 13,8 6,3 

1,6 1,1 3,5 1,9 

-1,7 - 2,3 02 0,4 

0,5 2,3 -2,2 3r1 

 

Die durchgehend deutlichen Zunahmen 
vor allem der Produktion aber auch des 
Auftragseingangs im April haben die ab-
geschwächte ,Entwicklung des 1•. Quartals 
wieder aufgefangen. Im April wurde die 
Ausbrin,gung im Verarbeitenden Gewerbe 
um 13; 9 % erhöht, was nicht allein auf 
die vergleichsweise höhere Anzahl der 
Arbeitstage - die Osterfeiertage 1985 
fielen vollstAndig in den April - zurück-
zuführen sein dürfte. Vielmehr zeichnet 
sich ein Weiterlaufen der aufwärts ge-
richteten konjunkturellen Tendenzen ab. 
So lag die Produktion im ersten Jahres-
drittel um 4,7 % über dem entsprechen-
den Vorjahreswert, (Tabelle 7). Diese 
Tendenz war im Investitionsgütergewerbe 
besonders stark,; hier gab es im ersten 

Verarbeitendes Gewerbe 
insgesamt 

Grundstoff- und P.roduktions-
gütergewerbe 

Investitionsgüter produ-
zierendes Gewerbe 

darunter 
Maschinenbau 
Straßenfahrzeugbau 
Reparatur von Kfz. usw. 

Elektrotechnik, Reparatur 
von Haushaltsgeratäm. 

Verbrauchsgüter produ-

 

zierendes Gewerbe

 

darunter 
Textilgewerbe 

Nachrichtlich Bundesgebiet: 

Verarbeitendes Gewerbe 
insgesamt 
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Jahresdrittel ein Plus von 6,2 % (April: 
+ 17 %). Aber auch im Grundstoff- und 
Produktionsgüter- sowie im Verbrauchs-
gütergewerbe wurden in den ersten vier 
Monaten des Jahres nicht zuletzt auf-
grund kräftiger Produktionsausweitungen 
im April die entsprechenden Vorjahreser-

 

gebnisse übertroffen (+ 2,7 %,; bzw. 
+ 1,9 %). Ein deutliches Anziehen der 
Nachfrage im gesamten Verarbeitenden 
Gewerbe im April (+ 9„9 %) trug dazu 
bei, daß im ersten Jahresdrittel.. 1986 das 
Niveau der preisbereinigten Auftrags-
eingänge des korrespondierenden Vorjah-
reszeitraums erreicht wurde (+ 0„1 %). 
Die Nachfragebelebung im April war auf 
breiter Basis :in der Investitionsgüter-
industrie (+ 10,9 %) wie auch im Grund-
stoff- und Produktionsgüter- sowie 
Verbrauchsgütergewerbe (+ 8,2 % bzw. 
+ 7,6 %) spürbar. 

Deutliche Zunahme der Ausrüstungs-

 

investitionen 

 

Die realen Ausrüstungsinvestitionen im 
Bundesgebiet erhöhten sich 1985 gegen-
über dem Vorjahr um 9,3 %. Hierbei war 
im ersten Halbjahr eine Zunahme um 
13,5 % und im zweiten Halbjahr um 6,1 % 
zu verzeichnen. Der überdurchschnitt-
liche Anstieg in den ersten sechs Mo-
naten wurde maßgeblich beeinflußt durch 
eine stark verminderte Investitionstä-
tigkeit im 2. Quartal 1984. Dieser Ba-
siseffekt, hervorgerufen durch die Ar-
beitskämpfe in der Metall- und Druck-
industrie und ihre Auswirkungen auf 
andere Wirtschaftsbereiche, überzeichnet 
die Veränderungsrate für das erste 
Halbjahr 1985. Ih der Gliederung nach 
Güterarten war nach Berechnungen des 
Statistischen Bundesamtes eine besonders 
kräftige Ausweitung der Investitionen 
von Büromaschinen, ADV-Geräten und 
-Einrichtungen (+ 20 %) , elektrotechni-
schen Erzeugnissen (+ 17 %) sowie Stra-
ßenfahrzeugen (+ 13 %) festzustellen. 

Die Ertragslage der Unternehmen hat 
sich im vergangenen Jahr nochmals ge-
bessert. Die Bruttoeinkommen der Pro-
duktionsunternehmen, die einen An-
haltspunkt für die Ertragsentwicklung im 
laufenden Geschäft liefern, stiegen nach 
Berechnungen der Deutschen Bundes-
bank 1985 gegenüber dem Vorjahr um 
9,1 % und erreichten damit einen Anteil  

am Volkseinkommen von 23,2 %. Bei weit-
gehend stabilen Preisen verbesserte sich 
die Ertragssituation im vergangenen Jahr 
maßgeblich von der Kostenseite her. So 
fiel der Anstieg der Lohnstückkosten im 
Verarbeitenden Gewerbe mit + 0,5 % ('Ba-
den-Württemberg), recht mäßig aus. 

Das insgesamt gute Investitionsklima wird 
auch 1986 Bestand haben. Dies bestäti-
gen Erhebungen des ifo-Instituts für das 
Bundesgebiet sowie für Baden-Württem-
berg Umfragen der Industrie- und Han-
delskammern. Neben einer erwarteten Zu-
nahme der Binnennachfrage wird die Ba-
sis bei den Investitionen verbreitert 
durch günstige Finanzierungsbedingun-, 
gen, eine zunehmende Kapazitätsausla-
stung sowie - bedingt durch ein wach-
sendes Angebot an rechnergestützten 
Maschinen - weitere Möglichkeiten zu 
Produkt- und Prozeßinnovationen. Nach 
Feststellungen der Industrie- und 
Handelskammern in Baden-Württemberg 
beträgt der Anteil der, Industriebetriebe, 
die mehr Investitionen planen, mehr als 
ein Drittel. Diese Quote ist insbesondere 
deswegen positiv einzuschätzen, weil sich 
die Angaben auf das von kräftigen Inve-
stitionszunahmen geprägte Jahr 1985 be-
ziehen. 

Die Wirtschaftsforschungsinstitute gehen 
in ihrem Frühjahrsgutachten für 1986 
von einer nochmaligen deutlichen Auswei-
tung der Ausrüstungsinvestitionen im 
gesamten Bundesgebiet um real + 8 $ 
aus. Wegen des hohen Gewichts der 
Investitionsgüterindustrie in Baden-

 

Württemberg dürfte das Verarbeitende 
Gewerbe des Landes von einer solchen 
Entwicklung besonders begünstigt wer-
den. 

Stabilisierung der Auftragseingänge im 
Bauhauptgewerbe 

Nachdem im Jahr 1984 in vielen Berei: 
chen der Bauwirtschaft stark ausgepräg-
te Rückgänge zu verzeichnen waren, ließ 
das Jahr 1985 einige Besserungstenden-
zen erkennen. So erreichten die nomina-
len Auftragseingänge im Bauhauptgewer-
be annähernd das - allerdings ver-
gleichsweise niedrige - Vorjahresniveau. 
Maßgeblich hierfür war die leichte Zu-
nahme der Auftragseingänge im- Durch-
schnitt der letzten drei Quartale, wo-
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durch der nochmalige Rückgang im er- bauaufträge (ohne Deutsche Bundesbahn 
sten Vierteljahr kompensiert werden und Deutsche Bundespost) übertrafen 
konnte (Tabelle 8). 1985 das Vorjahresniveau um mehr als 

7 %. 
Wie im Jahr 1984 verlief auch 1985 die 
Auftragsentwicklung im Hoch- und Tief-
bau entgegengesetzt, wenn auch weniger 
stark ausgeprägt. So verzeichneten die 
Betriebe des Landes bei den Hochbauauf-
trägen eine Abnahme um - 4,4 $, wäh-
rend im Tiefbaubereich eine Zunahme um 
6,5 % verbucht werden konnte, Der 
Rückgang im Hochbaubereich ist zu-
rückzuführen auf nochmals erhebli-
che Auftragsausfälle im Wohnungsbau 
(- 15,6 %), die allerdings im Jahresver-
lauf zunehmend geringer wurden. Dem-
gegenüber stellte sich eine spürbare 
Verbesserung der Auftragslage im Wirt-
schaftshochbau ein. Hier wurden den 
Betrieben wertmäßig 9 % mehr Aufträge 
erteilt, nachdem es 1984 noch eine Ein-
buße um mehr als ein Viertel gegeben 
hatte. (Selbst nach Ausschaltung der 
Sondereinflüsse, die insbesondere im 
September 1983 zu ungewöhnlichen Auf-
tragsspitzen führten, ist der Auftrags-
rückgang 1984 auf etwa ein Fünftel zu 
veranschlagen.) Die öffentlichen Hoch-  

Im Tiefbau hielt die seit 1982 zu beo-
bachtende leichte Auftragsbelebung an. 
1985 konnten die Betriebe des Landes 
wertmäßig 6,5 % mehr Tiefbauaufträge 
verbuchen als ein Jahr zuvor_. Der Jah-
resdurchschnittswert bewegte sich aller-
dings weiterhin auf einem vergleichsweise 
niedrigem Niveau: Er lag im vergangenen 
Jahr um 9 Punkte unter dem Wert des 
Basisjahres 1'980. An der Zunahme der 
Ordertätigkeit waren die für den Tiefbau 
maßgebenden Bereiche Straßenbau und 
öffentlicher Tiefbau (ohne Deutsche Bun-
desbahn und Deutsche Bundespost? mit 
einem Plus von 5,4 % bzw. 20,3 % betei-
ligt. Darüber hinaus nahmen die Auf-
tragseingänge im gewerblichen und indu-
striellen Tiefbau, der einen relativ ge-
ringen Anteil an allen Tiefbauaufträgen 
aufweist, um 14,3 $ zu. 

Wegen des nach wie vor niedrigen Auf-
tragseingangsniveaus im Hochbaubereich 
lag hier das Volumen der Auftragsbe-

  

Tabelle 8 

Nominale Auftragseingänge im Bauhauptgewerbe 1985 (1980 = 100) 
Zu- bzw. Abnahme gegen Vorjahr in % 

Tiefbau Hochbau 

darunter darunter 
Bauhaupt-

 

gewerbe 
insgesamt 

gewerblicher 
und 

industrieller 
Bau 

öffentlicher 
Baui) 

Straßen-
bau 

gewerblicher 
und 

industrieller 
Bau 

sonstiger 
öffentlicher 

Baut) 

Zeitraum 
zu-

sammen 
zu-

sammen 
Woh-

 

nungs-

 

bau 

1. Vierteljahr — 10,5 — 17,3 — 30,8 1,8 

2. Vierteljahr 2,7 - 0,1 - 17,4 25,9. 

1. Halbjahr - 3,2 - 8,3 - 23,9 14,6 

3. Vierteljahr 0,0 - 4',0 - 10,7 3,6 

4. Vierteljahr 6,3' 4,7 1,9 4,1 

2. Halbjahr 2,6 - 0;3 - 5,1 3,8 

Jahr 1985 - 0,3 - 4,4 - 15,6 9,0 

1. Vierteljahr 1986- 13,9 15,6 4,6, 28,9 

Nachrichtlich 
Bundesgebiet: 

Jahr 1985 - 1,7 - 5,6 - 22,4 9,8  

- 16,7 4,1 - 9,3 26,0 7„3. 

4,6 6,9 17,9 4',7 11,1 

- 5,1 5;8' 6,2 13,1 - 9;7. 

22,7 5,8 - 0,9 19,1. 17,9 

15,1 8,8 13,7 11,1 48,3 

19;5 7,0 4;6 15;4 29;8 

7,,4 6,5 5,4 14,3 20,3 

25,0 11,2 - 8,9 18,4 9,0 

4,1 . 4,4' 4-,4 8,3 73 

1) Ohne Deutsche Bundesbahnsund Deutsche Bundespost, einschließlich:Organisationen ohne Erwerbscharakter. 
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stände Ende Dezember 1985 um ein Zehn-
tel unter dem Wert des entsprechenden 
Vorjahresstichtages, obwohl im Jahres-
verlauf die reale Rohbauproduktion 
merklich zurückging (arbeitstäglich 
bereinigt: - 14 %). Demgegenüber fiel 
das Produktionsergebnis im Tiefbau um 
gut 3 % höher aus als im Vorjahr. Wegen 
der günstigen Auftragseingangsentwick-
lung übertraf das Volumen der noch un-
erledigten Aufträge im Tiefbau Ende De-
zember 1985 dennoch den Orderbestand 
des korrespondierenden Vorjahresstich-
tages um rund ein Siebtel. 

Die schlechte Auftragslage insbesondere 
im Hochbau führte 1985 zu einem weite-
ren Abbau personeller Kapazitäten. Im 
Jahresdurchschnitt ging die Zahl der im 
Bauhauptgewerbe beschäftigten Personen 
um fast 7 % auf etwas mehr als 179 500 
zurück. Auf dem Arbeitsmarkt der Bau-
berufe wurden - ebenfalls im Jahres-
durchschnitt - 859 offene Stellen ver-
zeichnet, denen 11 991 Arbeitslose ge-
genüberstanden. 

Als Frühindikator für die zukünftige 
Entwicklung der Hochbaunachfrage lassen 
sich die Genehmigungszahlen für den 
Flochbaubereich heranziehen. Gemessen 
an der genehmigten Kubikmeterzahl um-
bauten Raumes lag die Hochbaunachfrage 
1985 um - 6,8 % unter dem Vorjahresni-
veau, wobei ein extrem gegensätzlicher 
Verlauf im Wohnungsbau (- 23 %) und im 
Nichtwohnbau (+ 17,3 %) zu verzeichnen 
war. Damit stieg der Anteil des Nicht-
wohnbaus am 1985 insgesamt genehmigten 
Hochbauvolumen von rund zwei Fünftel 
(1984) auf etwas mehr als die Hälfte. Bei 
einer Tendenzaussage über die weitere 
Entwicklung im Hochbaubereich ist die 
unterschiedliche Lage im Wohn- und 
Nichtwohnbau zu berücksichtigen. Die 
Nachfrage nach Nichtwohngebäuden, die 
im Jahresverlauf 1985 spürbar an 
Dynamik gewann (erstes Halbjahr: + 5 %, 
zweites Halbjahr: + 28 %), hielt zu 
Beginn des Jahres 1986 unverändert an: 
Im 1. Quartal wurde das Vorjahresniveau 
um nahezu ein Drittel übertroffen. Bei 
einer Fortsetzung dieser Entwicklung, 
die maßgeblich von der gewerblichen 
Wirtschaft getragen wurde, erscheint es 
als durchaus wahrscheinlich, daß die 
Auftragseingänge im Wirtschaftshochbau, 
aber auch im öffentlichen Hochbau 1986 
das Vorjahresniveau übertreffen werden. 

Demgegenüber hat sich der negative 
Trend bei der Nachfrage nach Wohnge-
bäuden im vergangenen Jahr nochmals 
verstärkt. So sank die Zahl der zum Bau 
freigegebenen Neubauwohnungen jahres-
durchschnittlich um - 27„7 % (1984 
gegenüber 1983: - 1.5,8 %). Diese Ent-

 

wicklung schwächte sich . im ersten 
Vierteljahr 1986, in dem die Zahl der. 
genehmigten Neubauwohnungen um - 20 % 
unter dem Ergebnis des Vorjahresquar-
tals lag, nur geringfügig ab. Aufgiünd 
der anhaltend rückläufigen Wohnungs-
baunachfrage ist nicht auszuschließen, 
daß die Auftragseingänge im Wohnungs-
bau auch 1986 unter dem Vorjahresniveau 
liegen werden, selbst wenn im Zeitraum 
Januar bis April 1986 im Wohnungsbau 
+ 7,5 % mehr Aufträge verbucht wurden 
als im entsprechenden Vorjahreszeitraum. 
Wegen der nach wie vor großen Bedeu-
tung der Wohnungsbauaufträge für die 
gesamte Ordertätigkeit im Hochbau ist 
damit zu rechnen, daß die aus heutiger 
Sicht für möglich gehaltene Zunahme der 
Auftragseingänge im Wirtschaftshochbau 
und im öffentlichen Hochbau von den 
erwarteten rückläufigen Auftragseingän-
gen im Wohnungsbau wenigstens teilweise 
kompensiert wird. Insgesamt erscheint 
nach den vorliegenden Indikatoren im 
gesamten Hochbaubereich zumindest eine 
Konsolidierung der Auftragseingänge auf 
dem erreichten Niveau als nicht un-
wahrscheinlich. Immerhin konnten die 
Betriebe des Landes im 1. Jahresdrittel 
1986 einen Anstieg der Hochbauaufträge 
um 16,5 % verbuchen. 

 

Anhaltend dynamisches Exportgeschäft 

 

Die Exporterfolge des Jahres 1984, in 
dem es einen Anstieg der nominalen Aus-
fuhr um 11,6 % gab, konnten 1985 noch-
mals leicht übertroffen werden. Insge-
samt erreichte der Auslandsumsatz einen 
Wert von 91,429 Mrd. DM und lag damit 
um 12,3 % über dem Vorjahresergebnis 
(Tabelle 9). Bei einer Preissteigerungs-
rate für Ausfuhrgüter von 2,8 % bedeu-
tet dies eine reale Zunahme um fast 
10 %. Im gesamten Bundesgebiet war die 
Exportzunahme etwas geringer, sie be-
trüg nominal 10 %. Entsprechend stieg 
der Anteil Baden-Württembergs an der 
gesamten Ausfuhr der Bundesrepublik 
von 16,7 % auf 17,0 % (Schaubild 3). Die 
günstige Entwicklung der Auslandsver-
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Tabelle 9 

Ausfuhr nach Handelspartnern 1985 

Ver-
änderung 

gegen 
Vorjahr 

in % 

59 310 64,9 + 14,2 

35 187 38,5 + 11.6 

10 931 12,0 + 7,0 

3 508 3,8 + 12,4 

5 375 5,9 + 14,0 

6 842 7,5 + 13;3 

6 006 6,6 + 13,3 

295 0,3 + 15,6 

1 437 1,6 + 20,9 

794 0,9 + 12,6 

17 905 19,6 + 15,7 

2 680 - 2,9 + 24,3 

3 538 3,9 + 28,6 

3941 4,3 - 1,9 

17 292 18,9 + 12,0 

14 561 15,9 + 10,6 

9 641 10,5 + 7,3 

1 245 1,4 + 17,4 

91 429 100 + 12,3 

 

MilL DM Handelspartner 

Europa 

davon 

EG-Länder 

Frankreich 

Belgien-Luxemburg 

Niederlande 

Italien 

Großbritannien 

Republik Irland 

Dänemark 

Griechenland 

EFTA-Länderl ) 

Staatshandelsländer2) 

Übriges Europa 

Afrika 

Amerika 

darunter 

Vereinigte Staaten 

Asien 

Australien und Ozeanien 

Ausfuhr insgesamt 

davon 

Industrialisierte Länder 

Entwicklungsländer 

darunter OPEC-Länder3) 

Staatshandelsländer insgesamt4) 

Nachrichtlich Bundesgebiet: 

Ausfuhr insgesamt 

76 576 83.8 + 12,4 

11366 12,4 + 4,9 

4 850 5,3 - 2,9 

3 486 3,8 + 40,5 

537 164 100 + 10,0 

1) Island, Norwegen, Schweden, Finnland, Schweiz, Osterreich, 
Portugal. — 2) Sowjetunion, Polen, Tschechoslowakei, Ungarn, 
Rumänien, Bulgarien, Albanien. — 3) Vereinigte Arabische Emirate, 

Irak. Iran, Kuweit, Katar, Saudi-Arabien, Algerien, Ecuador, Indo-
nesien, Gabun, Libyen, Nigeria, Venezuela. — 4) Europäischer und 

asiatischer Ostblock. - 

und auch baden-württembergischer An-
bieter, wobei der gemäßigte Preis- und 
Kostenanstieg in der Bundesrepublik eine 
bedeutende Rolle gespielt haben dürfte. 

Der Verlauf der vierteljährlichen Aus-
landsumsätze war in Baden-Württemberg 
stark geprägt durch Basiseffekte, die 
auf Auswirkungen des Arbeitskampfes in 
der Metallindustrie im Frühsommer 1984 
auf das Exportgeschäft dieses Jahres zu-
rückzuführen sind. So nahm die nominale 
Ausfuhr im 1. Quartal 1985 um 8,5 % zu 
und im 2. Quartal um 20 %. Gerade das 
2. Vierteljahr 1984 war streikbedingt ge-
kennzeichnet durch einen nur mäßigen 
Anstieg der Auslandsverkl':ufe, die auch 
im 3. Vierteljahr 1984 noch nicht ganz 
die Wachstumsdynamik des gesamten Jah-
res erreichten. Diese Entwicklung beein-
flußte im 3. Quartal 1985 die nochmals 
überdurchschnittliche Exportausweitung 
um nahezu ein Fünftel. Im 4. Quartal 
des vergangenen Jahres wurde dann das 
recht hohe Niveau des entsprechenden 
Vorjahreszeitraums, welches arbeits-
kampfbedingte Nachholeffekte widerspie-
gelt, um lediglich 3,5 % übertroffen. 
Dennoch lag der Ausfuhrwert der Monate 
Oktober bis Dezember um knapp 8 % 
über dem Wert der vorausgegangenen 
drei Monate. 

Der Absatz baden-württembergischer Er-
zeugnisse in Europa nahm mit 14 % über-
durchschnittlich stark zu und erreichte 
1985 einen Wert von 59 Mrd. DM. Das 
entspricht nicht ganz zwei Dritteln der 
Gesamtausfuhr des vergangenen Jahres. 
In die traditionell wichtigsten Handels-
blF,cke EG und EFTA wurden wertmäßig 
11,5 % bzw. 16 % mehr Waren geliefert 
als 1984. Auf die EG-Länder entfielen 
damit annähernd zwei Fünftel und auf 
die EFTA-Länder knapp ein Fünftel aller 
aus Baden-Württemberg ausgeführten 
Produkte. Zu den wichtigsten Abnehmer-
ländern zählten auch 1985 - in der Rei-
henfolge der Flühe ihres Anteils an der 
Gesamtausfuhr - Frankreich (+ 7 %), die 
Schweiz (+ 16.%), Italien (+ 13 %), Groß-

 

britannien (+ 13 %), die Niederlande 
(+ 14 %) und Österreich (+ 13,5 %). 
Deutlich erhöht hat sich der Export in 
die europäischen Staatshandelsländer. 
Nach Minusraten von, 5 % bzw. 6 % in 
den beiden vorangegangenen Jahren gab 
es 1985 einen Zuwachs um nicht ganz ein 
Viertel. 

käufe dürfte ebenfalls mit einer Zunahme 
des baden-württembergischen Anteils am 
Welthandel verbunden sein, da nach vor-
läufigen Schätzungen des Gatt das Welt-
handelsvolumen 1985 um 3 % gestiegen ist 
(Industriegüter: + 5 %). Das Exportge-
schäft des vergangenen Jahres zeigt, 
daß der angesichts der Dollar-Abwertung 
befürchtete Einbruch der Exporte im 
Verlauf des Jahres 1985 nicht eingetreten 
ist. Bestätigt wird damit die nach wie 
vor gute Wettbewerbsposition deutscher 
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Auf dem amerikanischen Kontinent wur-
den 1985 Waren im Wert von 17 Mrd. DM 
verkauft, womit das Vorjahresergebnis 
um 12 % übertroffen wurde. Der Absatz 
in den Vereinigten Staaten erhöhte sich 
hierbei mit 10,5 % beachtlich, wenngleich 
unterdurchschnittlich. Die Aufwertung 
der DM gegenüber dem Dollar hat also zu 
einer Normalisierung des Geschäfts mit 
den USA geführt, nachdem es 1984 gegen-
über 1983 noch einen boomartigen An-
stieg um ein Drittel gab. Nach Kanada 
(+ 20 %) und in die amerikanischen Ent-
wicklungsländern (+ 21 %) verlief der 
Absatz überdurchschnittlich, bei letzte-
rem sicherlich eine Folge der entspann-
ten Verschuldungssituation, die nicht 
zuletzt auf die Dollarabwertung und auf 
das allgemein sinkende Zinsniveau zu-
rückzuführen ist. 

Der Export in die asiatischen Länder 
nahm wie im Vorjahr eine unterschiedli-
che Entwicklung. Der Absatz in den 
OPEC-Ländern ging nochmals zurück 
(- 10,5 %), insbesondere bei den wich-
tigsten Abnehmern Iran (- 30 %) und 
Saudi-Arabien (- 1 $). Demgegenüber 
verlief das Geschiift mit Japan (+ 20 %) 
und den südostasiatischen Schwellenl:n-
dern Hongkong (+ 31,5 $), Südkorea 
(+ 18 %) und Taiwan (+ 32,5 %) weiter-
hin sehr dynamisch. Insgesamt nahm die 
Ausfuhr nach Asien 1985 um 7 % zu. 

In Afrika wurden im vergangenen Jahr 
Waren im Wert knapp 4 Peird. DM abge-
setzt. Das waren rund 2 % weniger als 
1984. Maßgeblich beeinflußt wurde diese 
Entwicklung durch den Rückgang der 
Exporte in die Republik Südafrika um 
nahezu ein Viertel. (Die Ausfuhren in 
dieses Land machen etwa ein Drittel aller 
baden-württembergischen Verkäufe an 
afrikanische Linder aus). Die afrikani-
schen Entwicklungsländer weiteten dem-
gegenüber ihre Einfuhren aus Baden-
Württemberg um 16,5 % aus. In die Re-
gion Australien/Ozeanien wurden mit 
1,2 Mrd. DM wertmäßig 17,5 % mehr Wa-
ren als im Jahr zuvor geliefert. 

Baden-Württemberg erhöhte 1985 seinen 
Absatz in die industrialisierten west-
lichen Länder um 12,5 % auf 76,6 Mrd. 
DM. Die Exporte in die Entwicklungslän-
der nahmen um lediglich 5 % zu, wobei 
die Ausfuhren in die OPEC-Länder um 
knapp 3 % zurückgingen und in die übri-  

Schaubild 3 
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gen Entwicklungsländer um nicht ganz 
12 % stiegen. Eine kr ftige Zunahme war 
bei den Verkäufen in die Staatshandels-
länder zu verzeichnen (+ 40,5 %). Hier 
wirkte sich insbesondere die enorme 
Ausweitung des Exportgeschäfts mit der 
Volksrepublik China aus. China impor-
tierte 1985 dem Werte nach 157 % mehr 
Waren aus Baden-Württemberg als ein 
Jahr zuvor. Es hat damit unter den 
wichtigsten Exportpartnern des Landes 
eine Bedeutung wie etwa Griechenland 
bzw. Taiwan und Hongkong zusammen 
erlangt. 

Die bedeutendste Warengruppe beim Ex-
port Baden-Württembergs sind die Kraft-
fahrzeuge, die 1985 knapp ein Viertel 
der Gesamtausfuhr ausmachten. Aller-
dings nahm der Wert der aus Baden-
Württemberg ausgeführten Kraftfahrzeuge 
gegenüber 1984 um lediglich 5 % zu, im 
Vergleich zu einem Anstieg um 13 % zwi-
schen 1983 und 1984. Hier dürfte die 
Dollarkursentwicklung eine wesentliche 
Rolle gespielt haben, da mehr als ein 
Drittel aller exportierten Kraftfahrzeuge 
in die Vereinigten Staaten geliefert wer-
den. Entsprechend stieg der Kraftfahr-
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zeugexport in die USA 1984 um 37 $ auf 
knapp 8 Mrd. DM und stagnierte 1985 
auf diesem hohen Niveau. Einen über-
durchschnittlichen Zuwachs verzeichnete 
demgegenüber der Auslandsabsatz von 
Maschinenbauerzeugnissen (+ 17 %), der 
zweitwichtigsten Exportwarengruppe mit 
einem Ausfuhranteil von 23 $ im Jahre 
1985. Stärker als die Gesamtausfuhr er-
höhte sich außerdem der Auslandsabsatz 
von elektrotechnischen und chemischen 
Erzeugnissen (jeweils + 14 $), Eisenwa-
ren (+ 20 %) sowie insbesondere von Er-
zeugnissen der feinmechanischen und op-
tischen Industrie (+ 33 $). 

1985 beliefen sich die Importe Baden-
Württembergs auf 62,5 Mrd. DM, womit 
das Vorjahresergebnis um knapp 7 % 
übertroffen wurde. Bei einem Anstieg 
der Einfuhrpreise um jahresdurchschnitt-
lich 1,5 % erhöhten sich die Importe dem 
Volumen nach um reichlich 5 %. Maßgeb-
lich für die geringfügige Zunahme der 
Einfuhrpreise war die rückläufige Preis-
entwicklung beim Erdöl. Infolgedessen 
stiegen die nominalen Erdöleinfuhren 
Baden-Württembergs 1985 um lediglich  

3,7 %, während die mengenmäßigen :  öl-
importe infolge der anhaltenden Belebung 
der Binnenkonjunktur um 5 % auf etwas 
mehr als 13 Mill. Tonnen ausgeweitet 
wurden. überdurchschnittlich hohe Zu-
wachsraten waren insbesondere beim Im-
port von Erzeugnissen des Maschinen-

 

baus (+ 13 %), des Fahrzeugbaus 
(+ 14,5 $), der Chemischen Industrie 
(+ 11 $) sowie der Feinmechanik und 
Optik (+ 15 %) zu verzeichnen. Aus den 
industrialisierten westlichen Ländern 
wurden 1985 Waren im Wert von knapp 50 
Mrd. DM nach Baden-Württemberg einge-
führt (+ 6,5 %). Die Warenbezüge aus 
EG-Ländern bzw. EFTA-Ländern stiegen 
um 6,5 % bzw. 9 %. Dagegen wurden aus 
den Vereinigten Staaten nicht ganz 2 % 
mehr Waren importiert. Die Bezüge aus 
den Entwicklungsländern nahmen um 8 % 
zu (OPEC: + 6,5 %, Sonstige: + 9,5 $), 
während die Staatshandelsländer wert-
mäßig 6,5 % mehr Waren an Baden-Würt-
temberg lieferten. 

Auf das Ausfuhrergebnis von 1986 dürf-
ten die Wechselkursveränderungen der 
ersten Monate nicht ganz ohne Einfluß 

Tabelle 10 

Daten zur internationalen Wirtschaftsentwicklung 

Veränderung. gegen Vorjahr 

Anteil an 

der Ausfuhr 

Baden-

 

Württembergs 
1985 

Veränderung 
des Außenwerts 

der DM 

gegenüber 
Ende 19841) 

Saldo 
der 

Leistungs-

 

bilanz 
19852) 

Brutto-

 

sozialprodukt 
real 

1985 

Ver-

 

braucher-

 

preise 

Brutto-

 

sozialprodukt 
real 

19863) 

Ver-

 

braucher 
preise Land 

% Mrd. 

 

Bundesrepublik Deutschland 

Frankreich 

Italien 

Niederlande 

Belgien 

Luxemburg 

Großbritannien 

Schweiz 

Dsterreich 

USA 

Japan 

1) Stand März 1986 (Monatsdurchschnitt). - 2) Schätzungen der Deutschen Bundesbank. - 3) Gemeinsame Schätzung von DIW Berlin, 

HVJWA Hamburg, Ifo München, RWI Essen und IfW Kiel (Frühjahrsgutachten 1986). 
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bleiben. Aufgrund der Dollarabwertung 
wird sich eine Normalisierung des Ex-
portgeschäfts mit den USA ergeben, es 
dürften somit nicht mehr die hohen Zu-
wachsraten der Vorjahre zu erreichen 
sein. Gewisse Auswirkungen sind auch 
bei den Geschäften zu erwarten, die in 
Dollar fakturiert werden. Die deutschen 
bzw. baden-württembergischen Exporteu-
re sind jedoch nach Ansicht verschiede-
ner Institute bzw. Organisationen in der 
Lage, die hierdurch entstandenen Wett-

 

bewerbsnachteile zumindest teilweise 
durch Preiszugeständnisse aufzufangen, 
da in der Zeit der Dollar-Hausse ein 
deutlicher Anstieg der Gewinnmargen er-
zielt werden konnte. Demgegenüber wird 
im Handel mit den europäischen Partner-
ländern die DM-Aufwertung innerhalb 
des europäischen Währungssystems von 
März 1986 weniger spürbar sein, da die 
tatsächliche Aufwertung nach Ermittlun-
gen der Bundesbank bisher nur etwa 1 % 
betrug. Allgemein ist mit einer leich-
ten Belebung der Auslandsnachfrage zu 
rechnen, da für nahezu alle Industrie-
länder ein günstiger Konjunkturverlauf 
vorausgesagt wird (Tabelle 101. Dies gilt 
insbesondere für Investitionsgüter, bei 
denen die Bundesrepublik bzw. Baden-
Württemberg einen nach wie vor hohen 
Qualitätsstandard aufweisen. Die Kon-

 

junkturforschungsinstitute gehen in 
ihrem Frühjahrsgutachten von einer 
jahresdurchschnittlichen Wachstumsrate 
der gesamten Exporte des Bundesge-
bietes in Höhe von real 3 % aus. 

Der Frühindikator der preisbereinigten 
Auftragseingänge aus dem Ausland über-
traf im Verarbeitenden Gewerbe Baden-
Württembergs im Zeitraum Januar bis Ap-
ril 1986 das entsprechende Vorjahreser-

 

gebnis um 4,1 % (Bundesgebiet: 2,2 %) 
und bewegte sich damit weiter auf hohem 
Niveau. Eine Zunahme in dieser Größen-
ordnung war auch im Investitionsgüter-
gewerbe zu verzeichnen. Eine Abschwä-
chung der Exporte in naher Zukunft ist 
hiernach nicht zu erwarten. Dies bestä-
tigt auch der mit einer Zunahme um 
knapp 11 % stark anziehende Auftrags-
eingang aus dem Ausland im April 1986 
(gegenüber April 1985). Der Wert der im 
ersten Vierteljahr 1986 aus Baden-Würt-
temberg ausgeführten Waren lag mit 
+ 5,4 % nochmals deutlich über dem Er-
gebnis des korrespondierenden Vor-
jahresquartals. 

Stabile Preise erhöhen die Kaufkraft 

1985 war bei sinkender Wochenarbeitszeit 
ein leichter Lohnanstieg festzustellen. 
So erhöhte sich in Baden-Württemberg 
der Index' der Bruttomonatsverdienste 
aller Angestellten in der Industrie, im 
Handel, bei den Kreditinstituten und 
beim Versicherungsgewerbe von Oktober 
1984 bis Oktober 1985 um 3,2 %. Im 
Oktober hatten die männlichen Ange-
stellten ein durchschnittliches Brut-
togehalt von 4 332 DM (+ 3,4 %), ihre 
Kolleginnen verdienten 2 675 DM 
(+ 3,2 %). - 

Im gleichen Zeitraum stieg der Index der 
Bruttostundenverdienste aller in der In-
dustrie (einschließlich Hoch- und Tief-
bau) beschäftigten Arbeiter um 4,3 % 
(gegenüber + 2,6 % im entsprechenden 
Zeitabschnitt 1983/84). Bei dieser im 
Vergleich zu den Vorjahren deutlicheren 
Erhöhung ist zu berücksichtigen, daß 
neben einer höheren Stundenvergütung 
gleichzeitig in wichtigen Branchen Ar-
beitszeitverkürzungen vereinbart und ab 
1.4.1985 eingeführt wurden. Beim Index 
der Bruttowochenverdienste betrug die 
Steigerung 2,1 %. Sie war etwas geringer 
als bei den Stundenverdiensten, weil der 
Index der bezahlten Wochenstunden 
gleichzeitig in Verbindung mit den Ar-
beitszeitverkürzungen um - 2,0 % sank 
(gegenüber einem Anstieg von + 0,9 % im 
Vergleichszeitraum 1983/84). Im Oktober 
1985 belief sich die durchschnittliche 
Wochenarbeitszeit der Arbeiter auf 40,5 
Stunden gegenüber 41,4 Stunden im glei-
cher. Monat des Vorjahres. Den Arbei-
terinnen wurde im Durchschnitt ein 
Bruttowochenverdienst von 515 DM aus- 
bezahlt (+ 2,6 %), ihren männlichen 
Kollegen 723 DM (+ 2,3 %). 

Um festzustellen, ob die Lohnerhöhungen 
ausreichten, den bisherigen Lebensstan-
dard aufrechtzuerhalten bzw. zu ver-
bessern, wird die Veränderung des Real'-
lohnindex ermittelt. Dieser wird als 
Quotient des Wochenverdienstindex und 
Preisindex für die Lebenshaltung (von 
Vierpersonen-Arbeitnehmerhaushalten mit 
mittlerem Einkommen) ermittelt. Als Real-
lohnindex errechnet sich danach für 
Oktober 1984 ein Wert von 97,8 und für 
Oktober 1985 von 98,2, so daß in Jah-
resfrist eine Zunahme um 0,4 % und da-
mit eine leichte Reallohnverbesserung zu 
verzeichnen war. 

29 



Tabelle 11 

Entwicklung ausgewählter Preisindizes 1985 (1980 = 100) 

Veränderung gegen Vorjahr in % 

Außenhandel  Landwirtschaftl)  Industrie 
Wohnungs-

bau  
Lebens-
haltung Handel 

Preisindex für 

Erzeuger-

 

preise 
landwirt-

 

schaftlicher 
Produkte 

Einkaufs-

 

preise 
landwirt-

 

schaftlicher 
Betriebsmittel 

Erzeuger-

 

preise 
gewerblicher 

Produkte 
(Inland)1) 

Groß-
handels-
Verkaufs-
preisel ) 

Einzel-

 

handels-

 

preise2) 

Bau-

 

leistungen 
an neuen 

Wohn-

 

gebäuden2) 

die 
Lebens-

 

haltung3) 

Monat Ausfuhr-
preise 

Einfuhr-
preise 

Bundesgebie14) Baden-Württemberg 

Januar 

Februar 

März 

April 

Mai 

Juni 

Juli 

August 

September 

Oktober 

November 

Dezember  

+ 4,5 + 3,5 

+ 7,3 

+ 8,8 

+ 6,5 

+ 4,3 

+ 3,5 

+ 1,6 

— 0,6 

- 1,4 

- 4,7 

- 4,8 

- 6,5  

+ 1,6- - + 2,2 

+ 1,6 + 0,7 + 2,4 

+ 1,8 - + 2,6 

+ 1,9 - + 2,6 

+ 2,0, - 0,8 + 2,7 

+ 1,6 - + 2,4 

+ 1,6 - + 2,4 

+ 1,5 - 0,6 + 2,2 

+ 1,8 - + 2,4 

+ 1,4 - + 1,8 

+ 1,6 -0,1 + 1,9 

+ 1,6 - + 1,8 

- 3,5 - 0,7 + 2,9 + 0,9 

- 6,9 - 0,9 + 3,1 + 1,5 

- 7,9 + - 0,1 3,0 + 2,6 

- 7,0 - 0,3 + 2,8. + 1,9 

- 4,9 - 0,4. + 2,7 + 1,8 

- 6,5 - 1,0 + 2,5 + 0,3 

- 4.7 - 1,0 + 2,3 + 0,1 

- 3,8 - 0,9 + 2,2 + 0,2 

- 4,5 - 0,9 + 2,0 + 0,3 

- 4,8 - 1,6 + 1,3 - 1,4 

- 2,8 - 1,1 + 1,3 - 0,6 

- 2,1 - 1,0 + 0,9 - 1,2 

+ 3,8 

+ 4,0 

+ 3,9. 

+ 3,6 

+ 3,5 

+ 3,3 

+ 2,7 

+ 2,0 

+ 1,3 

+ 1,0 

+ 0,7 

Jahresdurchschnitt  + 1,5 + 2,8  - 3,6 - 0.8  + 2,2 + 0,5 + 1,6  -0,2 + 2,3 

1) Ohne Umsatz-(Mehrwert-)steuer. —2) Einschließlich Umsatz-(Mehrwert-)steuer. — 3) Aller privaten Haushalte. — 

4) Quelle: Statistisches Bundesamt. 

Die private Nachfrage war aber nicht 
nur durch die leicht steigenden Real-
löhne, sondern auch durch andere Fak-
toren etwas günstiger. So nahm die Zahl 
der Erwerbstätigen bundesweit um 0,7 % 
zu. Der private Verbrauch hat real 1985 
bundesweit um 1,7 % zugenommen, nach-
dem er im Vorjahr nur um 0,8 $ zunahm. 
Entsprechend waren auch die Umsätze im 
Einzelhandel in Baden-Württemberg leicht 
steigend (real + 1,1 $). 

Auch die Preisentwicklung nahm 1985 
einen günstigeren Verlauf (Tabelle 11). 
So setzte sich die Stabilisierung des 
Preisniveaus, die bereits 1984 erhebliche 
Fortschritte gemacht hatte, auch 1985 
fort. Im Jahresdurchschnitt betrug die 
Veränderungsrate des Preisindex für die 
Lebenshaltung aller privaten Haushalte 
2,3 %, wobei die Preissteigerungsraten im  

Laufe des Jahres deutlich abflachten, so 
daß ab Oktober 1985 Preissteigerungsra-
ten unter 2 % festgestellt werden konn-
ten (Oktober 1,8 %; November: 1,9 %; 
Dezember: 1,8 %). Dabei war die im' Lau-
fe des Jahres deutliche Abflachung der 
Verbraucherpreise auch auf eine günsti-
ge Entwicklung auf fast allen vorgela-
gerten Handelsstufen zurückzuführen. 

Besonders stark von der jeweiligen Ten-
denz des Dollarkurses waren die bundes-
weiten Einfuhrpreise beeinflußt. Dämp-
fend wirkten sich hier die auf der Dol-
larbasis nachgebenden Rohstoffpreise aus 
sowie die nachlassenden Inflationsraten 
bei den wichtigen Handelspartnern und 
auch die feste Stellung der deutschen 
Währung im Europäischen Währungssy-
stem. Die jahresdurchschnittliche Preis-
steigerungsrate betrug deshalb nur 
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+ 1 ,5 %, wobei ab August eine rückläu-
fige Preisentwicklung, zu beobachten war 
(Dezember: - 6,5 %). Die allerdings zu-
nächst noch beträchtlichen Steigerungs-
raten der Einfuhrpreise wirkten sich nur 
gedämpft auf die (bundesweit berechne-
ten) industriellen Erzeugnisse aus. Mit 
ursächlich waren stabile Lohnstückkosten 
aufgrund mäßiger Tarifabschlüsse und 
steigender Kapazitätsauslastung. So blieb 
die Steigerungsrate der industriellen Er-
zeugerpreise bereits im ersten Quartal 
(+ 3,0 %) moderat, um im weiteren Jah-
resverlauf unter der nachgebenden Dol-
larkursentwicklung weiter abzuflachen 
(Dezember: + 0,9 %). 

Die im ganzen parallelen Einflüsse von 
Einfuhrpreisen und Erzeugerpreisen so-
wie die auch durch die Maßnahmen der 
EG leicht rückläufigen Preise der land-
wirtschaftlichen Erzeugnisse bewirkten, 
daß die Großhandelspreise ebenfalls 
stark abflachten, ihre Steigerungsrate 
sank von + 1,6 % im ersten Quartal auf 
- 1,1 % im 4. Quartal. Diese Tendenzen 
setzten sich im Einzelhandel in einer 
nicht nachgebenden aber nur leichten 
Preissteigerung fort, so betrug die 
Veränderungsrate zum Vorjahr im 4. 
Quartal + 1,5 %. 

Ähnlich wie im vergangenen Jahr wird 
die Preisentwicklung auch 1986 in ruhi-
gen Bahnen verlaufen. So wurde in den 
ersten Monaten durch die abwärtsgerich-
tete Kursentwicklung des Dollars und 
den erheblichen Preisverfall an den Roh-
ölmärkten die Preisentwicklung weiterhin 
gedämpft. Der Preisindex für die Le-
benshaltung für Baden-Württemberg lag 
im April nur um 0,2 % über dem Vorjah-
resniveau (Januar: + 1,3 %; Februar: 
+ 0,8 %; März: + 0,3 %). Bundesweit 
veranschlagen, die Forschungsinstitute im 
Frühjahrsgutachten für 1986 eine jährli-
che Steigerungsrate der Verbraucher-
preise von 0,5 %. 

Der private Verbrauch wird 1986 weiter 
steigen. Dafür spricht, daß die Zahl der 
beschäftigten Arbeitnehmer weiter steigt, 
was zu einem höheren Einkommensniveau 
führt. Die Lohn- und Gehaltssteigerun-
gen sind höher als im letzten Jahr - so 
ergab der Tarifabschluß der Metallindu-
strie 4,4 % mehr Lohn ab Mai 1986, so 
daß sich bei weiterhin stabilen Preisen 
eine Verbesserung des realen Einkom-  

mensniveaus der privaten Haushalte er-
geben wird. Wegen Steuerentlastungen 
wird die Nettolohn- und -gehaltssumme 
stärker expandieren als die Bruttogröße. 
Diese Steuerentlastung begünstigt vor 
allem Familien mit Kindern sowie Bezieher 
mittlerer Einkommen, die in der Regel 
aus ihrer Situation -heraus eine höhere 
Konsumneigung haben. Gleichzeitig stei-
gen die Sozialleistungen (Sozialhilfe, 
Wohngeld) und erhöhen - sich die Trans-
ferzahlungen (unter anderem Einführung 
des Erziehungsgeldes, Rentenerhöhung)'. 
Im Frühjahrsgutachten wird davon aus-
gegangen, daß alle Entwicklungen und 
Maßnahmen zusammen zu einer Zunahme 
der verfügbaren Einkommen von nominal 
etwa 5,5 % führen werden. Damit wird 
ein Anstieg des Privaten Verbrauchs um 
nominal 5 % bzw. real 4,5 % verbunden. 

Öffentliche Finanzen 

Der Haushalt des Landes hat 1985 bei ei-
nem Ausgabenvolumen von 36,849 Mrd. 
DM mit einem Einnahmenüberschuß von 
7,2 Mill. DM abgeschlossen. 

Die Ist-Steuereinnahmen des Landes la-
gen 1985 mit 25,199 Mrfi.DM um 6,2 % 
höher als im Vorjahr. Dabei war die Ent-
wicklung bei den einzelnen Steuerarten 
unterschiedlich. Einnahmensteigerungen 
wurden vor allem, wie bei der anhalten-
den wirtschaftlichen Erholung und damit 
einhergehenden Entlastung des Arbeits-
marktes zu erwarten war, bei allen 
Steuern vom Einkommen, bei der Ein-
fuhrumsatzsteuer und bei der Gewerbe-
steuerumlage erzielt. Rückläufig waren 
dagegen die Umsatzsteuer und die reinen 
Landessteuern. 

An Schuldenaufnahmen am Kreditmarkt 
wurden 1985 insgesamt 4,315 Mrd.DM ge-
bucht. Im Vorjahr betrugen die Kredit-
aufnahmen 4,167 Mrd.DM. Abzüglich der 
Tilgungsausgaben für Kreditmarktschul-
den ergibt sich für den Landeshaushalt 
eine Nettokreditaufnahme für -1985 von 
1,040 Mrd. DM. Diese liegt um 582 Mil-
lionen DM oder 35,9 % unter der Netto-
kreditaufnahme des Haushalts 1984. 
übrige Einnahmen wurden in Höhe von 
7,342 Mrd.DM gebucht. 

Entsprechend lagen die Gesamteinnahmen 
des Landes für das Jahr 1985 mit 
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36,856 Mrd. DM um 3,2 % über dem Vorjah-
resniveau, während sich die Gesamtaus-
gaben auf 36,849 Mrd.DM beliefen und 
damit um 3,3 % über dem Vorjahreswert 
lagen. Die Steuereinnahmen deckten da-
bei 68,4 % der Gesamtausgaben, während 
dies im Vorjahr zu 66,5 % zutraf. Bei 
den Ausgaben stiegen vor allem die Per-
sonalausgaben um 3,9 % an. 

Der Staatshaushaltsplan 1986 wurde ein-
schließlich des Nachtrags auf 37,4 Mrd. 
DM festgestellt. Die Einnahmen des Lan-
des werden voraussichtlich zu 70,8 % aus 
Steuern und steuerähnlichen Abgaben, 
zu 23,5 % aus übrigen Einnahmen und zu 
5,6 % aus Verwaltungseinnahmen ge-
deckt. An Personalkosten werden 1986 
voraussichtlich rund 14,3 Mrd. DM 
(38,3 % der Gesamtausgaben) anfallen. 
Mit 5,16 Mrd.DM werden 13',8 % der Lan-
desausgaben für Investitionen und Inve-
stitionsförderung ausgegeben. Hier ste-
hen vor allem die Förderung der For-
schung, die Entwicklung moderner Tech-
niken, rascher Technologietransfer und 
der Umweltschutz im Mittelpunkt. 

Für die Sonderprogramme - Stadtquali-

 

tätsprogramm, Stadtstrukturprogramm, 
Denkmalnutzungsprogramm, Strukturpro-
gramm Ländlicher Raum - wurden für 
1986 Verpflichtungsermächtigungen von 
1,3 Mrd. DM eingegangen. 

Bei den Gemeindefinanzen waren stei-
gende Einnahmen und steigende Ausga-
ben kennzeichnend. Die Nettoeinnahmen 
der Gemeinden und Gemeindeverbände  

aus Steuern stiegen gegenüber dem -Vor-
jahr um 638,7 Mill.DM oder 6,8 % auf 
rund 9,995 Mrd.DM an. Für denselben 
Vorjahreszeitraum wurde hier ein Anstieg 
um 5,0 % verzeichnet. Bei den Gesamt-
einnahmen der .Gemeinden war im ange-
gebenen Zeitraum ein Anstieg um 3,7 % 
zu verzeichnen. Die Gesamtausgaben la-
gen mit 30,817 Mrd.DM um 3,6 % über 
dem Vorjahresniveau. Die relativ gute 
finanzielle Entwicklung ermöglichte es 
den Gemeinden, einen positiven Finanzie-
rungssaldo im Jahr 1985 in Höhe von 
396 Mill. DM zu erreichen. 

Gleichzeitig stiegen die Investitionsaus-
gaben der Gemeinden um 1,5 % an, wäh-
rend der Rückgang der Baumaßnahmen 
deutlich geringer ausfiel als in den Vor-
jahren (1984: - 4,2 %; 1983: - 12,2 %). 
So gaben die Gemeinden für Baumaßnah-
men nur um - 0,4 % weniger aus als im 
Vorjahr. Sie investierten 1985 rund 
4,561 Mrd.DM in Baumaßnahmen gegen-
über 4,570 Mrd.DM in den 1984. Ent-
sprechend ging der Anteil der Baumaß-
nahmen an den Gesamtausgaben zurück. 
So betrug dieser Anteil für 1985 noch 
14,1 %, während für 1984 ein .Anteil von 
15,4 % festzustellen war. Anfang der 
80er Jahre lag dieser Anteil noch bei 
20 %. 

Die weiteren Fortschritte bei der Haus-
haltskonsolidierung des Landes und die 
Verbesserung der Gemeindefinanzen 
schufen günstige Rahmenbedingungen für 
die weitere Festigung der wirtschaftli-
chen Entwicklung. 
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Teil II 

 

Überlegungen zur längerfristigen gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung 

1. Einleitende Bemerkungen 

Von Zeit zu Zeit ist es erforderlich, eine 
Standortbestimmung im Hinblick darauf 
vorzunehmen, welche zukünftigen Ent-
wicklungsperspektiven sich nach den. 
derzeitigen Verlaufstendenzen • in ein-
zelnen Bereichen von Wirtschaft und Ge-
sellschaft abzeichnen. Gegenwärtig sind 
die starken Veränderungen in den weit-
wirtschaftlichen Beziehungen, die wäh-
rend der siebziger und im Übergang zu 
den. achtziger Jahren auftraten und die 
zu gravierenden Auswirkungen auf die 
Produktionstätigkeit und den Arbeits-
markt führten, in eine Konsolidierungs-
phase eingetreten. Dies gilt auch für die 
technologische Entwicklung, deren 
Trends derzeit eher absehbar sind. Auf 
mittlere bis längere Sicht dürften die 
sich jeweils abzeichnenden Tendenzen im 
technologischen Wandel und im inter-
nationalen Wettbewerb, soweit er tech-
nologisch bestimmt ist, die wichtigsten 
Einflußgrößen der zukünftigen Wirt-
schaftsentwicklung sein. Die bundes-
deutsche und insbesondere die baden-
württembergische Wirtschaft war den mit 
diesem Strukturwandel verbundenen 
Herausforderungen gewachsen. Dies zeigt 
der seit 1983 sich entwickelnde Wirt-
schaftsaufschwung, der sich inzwischen 
zu einer dynamischen und selbst tra-
genden Investitionsgüterkonjunktur ver-
stärkt hat, von der das Land aufgrund 
seiner Branchenstruktur besonders be-
günstigt wird: 

Der gegenwärtige Zeitpunkt ist also für 
einen prognostischen Ausblick durchaus 
geeignet, wobei es unbestritten ist, daß 
externe Ereignisse solche vorausschauen-
den Überlegungen unter Umständen 
schnell zunichte machen können. Wie 

1 Vgl. dazu in diesem. Bericht Sektorale und regionale Investitions. 
entwicklung im Verarbeitenden Gewerbe. 

überhaupt auf die Zukunft gerichtet 
Überlegungen im sozialwissenschaftlichen 
Bereich keine definitiven Aussagen dar-
über machen können, was sich in Zu-
kunft ereignen wird oder nicht. Sie 
informieren vielmehr darüber, mit wel-
chen Größenordnungen und Entwicklungs-
richtungen möglicherweise zukünftig zu 
rechnen sein könnte, wenn die sich ab-
zeichenden Verlaufstendenzen unverän-
dert oder in begründeter Weise verän-
dert weiterwirken würden. Solche Über-
legungen und Schätzungen stellen somit 
zukunftsrelevante Informationen syste-
matisch zusammen und verarbeiten sie in 
theoretisch fundierter Form. Sie grenzen 
also die ansonsten bestehende Unsicher-
heit ein, und sie bieten neben der sonst 
nur verbleibenden subjektiven Meinung 
eine transparente und der Diskussion 
zugängliche Argumentationsbasis. Damit 
liefern sie für alle Bereiche von Ge-
sellschaft, Wirtschaft, Verwaltung und 
Regierung wichtige Informations- und 
Entscheidungsgrundlagen. 

Auf die Zukunft gerichtete Überlegungen 
gelten also jeweils nur unter bestimmten 
Bedingungen, weshalb der Darstellung 
und Diskussion der verwendeten Prämis-
sen und Erwartungen eine besondere Be-
deutung zukommt. Die für die Wirt-
schaftsentwicklung wichtigsten Prämis-
senbündel beziehen sich auf die welt-
wirtschaftlichen Beziehungen, auf die 
technologische Entwicklung als dem der-
zeit dominanten Wachstumsfaktor und auf 
die Entwicklung der einzelnen Kompo-
nenten der Nachfrage. Das Zusammen-
wirken dieser Einflußfaktoren bestimmt 
sowohl die Höhe wie die sektorale Struk-
tur der wirtschaftlichen Entwicklung. Die 
Darstellung ihrer derzeit absehbaren 
Zukunftstendenzen erfolgt deshalb be-
sonders ausführlich. Grundlage der ge-
samtwirtschaftlichen Schätzungen sind 
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dabei detaillierte Analysen und Modell-
rechnungen für einzelne Branchen, wobei 
jeweils die Produktionstätigkeit - hierfür 
dient die Bruttowertschöpfung als Indi-
kator - sowie die Produktivität und die 
Zahl der Erwerbstätigen konsistent er-

 

mittelt werden. Die detaillierten 
Branchenverläufe bestimmen die Ent-
wicklung des jeweils übergeordneten 
Sektors. Die Tendenzen, mit denen im 
einzelnen zu rechnen sein wird, werden 
deshalb ausführlich dargestellt. Die 
Schätzwerte selbst werden jedoch nur 
für die zusammengefaßten fünf Bereiche 
Land- und Forstwirtschaft, Warenprodu-
zierendes Gewerbe, Handel und Verkehr, 
Dienstleistungsunternehmen sowie Staat, 
Private Haushalte und Private Organisa-
tionen ohne Erwerbscharakter veröffent-
licht. Diesem Vorgehgn liegt die Erfah-
rung zugrunde, daß quantifizierte Bran-
chenprognosen mit einem besonders ho-
hen Risiko behaftet sind, da die 
Schätzverfahren im sozialwissenschaft-
lichen Bereich umsoweniger tragfähig 
sind, je detaillierter der Sachverhalt 
wird. 

Die zukünftige Erwerbstätigenzahl, die in 
Verbindung mit der angenommenen Pro-
duktions- und Produktivitätsentwicklung 
ermittelt wird, wird üblicherweise als 
Angebot an Arbeitsplätzen interpretiert. 
Diesem Angebot ist die Nachfrage nach 
Arbeitsplätzen gegenüberzustellen, wobei 
sich aus dieser Gegenüberstellung Hin-
weise auf mögliche Entwicklungstenden-
zen auf dem Arbeitsmarkt ergeben. Als 
Indikator für die zukünftige Nachfrage 
nach Arbeitsplätzen gilt die vorausge-
schätzte Zahl der Erwerbspersonen, die 
über bestimmte Annahmen zur zukünfti-
gen Erwerbsbeteiligung verschiedener 
Personengruppen aus einer Bevölke-
rungsvorausschätzung abgeleitet wird. 
Die Datenbasis für eine Vorausschätzung 
dieser Größe ist derzeit wegen des 
langen Abstandes zur Volkszählung 
(1970) und wegen des zweimaligen Aus-
falls des Mikrozensus (1983 und 1984) 
besonders ungünstig. Trotzdem wird 
nachfolgend der Versuch einer Schätzung 
unternommen. In einer Volkswirtschaft 
mit offenen Grenzen, wie es die baden-
württembergische ist, treten zusätzlich 
zu den heimischen Erwerbspersonen auch 
einpendelnde sowie zuwandernde Perso-
nen als Nachfrager auf dem inländischen 
Arbeitsmarkt auf. Die Schätzung dieser  

Komponenten ist nur schwer möglich, 
trotzdem werden sie über bestimmte An-
nähmen berücksichtigt, um Anhaltspunk-
te zur Abschätzung ihrer Auswirkungen 
auf den heimischen Arbeitsmarkt zu er-
halten. 

 

Die vorliegenden Überlegungen reichen 
bis zum Jahr 2000. Entsprechend werden 
auf längere Sicht zu erwartende durch-
schnittliche Entwicklungstendenzen dar-
gestellt und für die Eckjahre 1990, 1995 
und 2000 ausgewiesen. Die Schätzung 
plausibel vertretbarer individueller 
Jahreswerte für diesen langen Zeitraum. 
ist aus methodischen Gründen prinzipiell 
nicht möglich. Aus dem Langfristcharak-
ter solcher Überlegungen folgt auch, daß 
die jeweils aktuelle Entwicklungssituation 
in ihrem Einfluß auf das weitere Gesche-
hen nicht überbewertet werden darf. 
Seit jeher entwickelt sich die Wirtschaft 
über Auf- und Abschwungsphasen, die 
zeitlich und in ihrer jeweiligen Intensität 
nicht vorausgeschätzt werden können. Es 
ist der Zweck .solcher auf lange Sicht 
bezogenen Überlegungen, eine mittlere, 
durchschnittliche Entwicklungslinie her-
auszuarbeiten. So ergibt die Zusammenfas-
sung detaillierter Branchenüberlegungen 

für das gesamtwirtschaftliche Wachstum 
(reale Bruttowertschöpfung) im Schätz-
zeitraum 1985 bis 2000 eine jahres-
durchschnittliche Zunahme um 2,2 % 
(Schaubild 1). Für das unmittelbar be-
vorstehende Jahrfünft (1985 bis 1990) 
wird dabei mit 2,4 % eine leicht über-
durchschnittliche Entwicklung angenom-
men. Im Hinblick auf die derzeit erziel-
ten Wachstumsraten von über 3 % darf 
nicht übersehen werden, daß sie zu 
einem nicht unbedeutenden Teil auch auf 
den Abbau des Investitionsstaus Anfang 
der 80er Jahre zurückzuführen sind. In 
dieser Zeit stellten viele Unternehmen 
angesichts der schlechten Ertragslage 
und der ungünstigen Zukunftsaussichten 
ihre Investitionsprogramme zurück, die 
in ihrer Gesamtheit ein volkswirt-
schaftlich bedeutendes Ausmaß erreich-
ten, und die momentan in Form eines 
Nachholeffektes eine außerordentlich 
wichtige Konjunkturstütze sind. 

Auf lange Sicht ist allerdings nicht damit 
zu rechnen, daß dauerhaft Wachstumsra-
ten von 3 % oder darüber erreicht wer-
den können. Hiergegen spricht nicht zu-
letzt auch das bereits erreichte hohe 
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Niveau der Bruttowertschöpfung. So ent-
sprach 1970 einer Wachstumsrate von real 
1 % eine absolute Zunahme um 1,67 Mrd. 
DM, 1985 waren es mit 2,43 Mrd.DM be-
reits 50 % mehr und im Jahr 2000 dürfte 
es mit 3,35 Mrd.DM das Doppelte sein. 
Überschlägig entspricht damit im Hinblick 
auf die reale Leistungserstellung ein zu-
künftiges Wachstum von gut 2 % einem 
solchen zwischen 3 % und 4 % in den 
siebziger Jahren. Die Entwicklung in den 
letzten beiden Jahren wie auch diese für 
möglich gehaltenen. beachtlichen Wachs-
tumspotentiale in der Zukunft verdeut-
lichen andererseits, daß die während der 
langen Rezessionsphase zu Anfang der' 
achtziger Jahre verschiedentlich geäu-
ßerte Meinung, in Zukunft sei mehr oder 
weniger nur noch ein Null-Wachstum zu 
erreichen, nicht zutreffend ist. Es zeigt 
sich derzeit vielmehr, daß der techno-
logische Wandel zu starken Wachstumsim-
pulsen führt, die angesichts der bereits 
absehbaren, aber noch nicht realisierten 
und zur Marktreife gebrachten Entwick-
lungen die Wachstumsmöglichkeiten auf 
lange Sicht sichern. 

Die mit einem mittleren Wachstumspfad 
verbundene Zunahme an Arbeitsplätzen 
wird auf rund 110 000 eingeschätzt, so 
daß im Jahr 2000 in Baden-Württemberg 
rund 4,285 Millionen Erwerbstätige zu 
verzeichnen sein dürften. Im Hinblick 
auf die aus der Erwerbspersonenvoraus-
Schätzung abgeleitete Nachfrage nach 
Arbeitsplätzen zeigt sich, daß noch bis 
zum Ende dieses Jahrzehnts geburten-
stärkere Jahrgänge in die Erwerbstätig-
keit drängen; Unter diesen Umständen 
kann eine erhebliche Entlastung des 
Arbeitsmarktes über eine veränderte 
Erwerbsbeteiligung insbesondere älterer 
Jahrgänge erreicht werden. Gleichzeitig 
ist aber zu bedenken, daß verheiratete 
Frauen verstärkt erwerbstätig werden. 
Außerdem müssen solche Personen bei 
der Arbeitsplatznachfrage berücksichtigt 
werden, die tage- oder wochenweise in 
das Land einpendeln oder auf Dauer zu-
wandern. 

2 Zu diesem Ergebnis kommt auch die auf Bundesebene aktuell 
vorliegende Vorausschätzung des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung in Zusammenarbeit mit der Prognos AG: Klauder, 
W., Schnur, P„ Thon, M.: Arbeitsmarktperspektiven der 80er und 
90er Jahre, in: Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung, Heft 1 , 1985. Vgl. dazu auch: Die Zukunft der Arbeits-
landschaft, Reihe: Beiträge zur. Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, 
Band 94.1. 

Der demographisch bedingte Druck läßt 
in den neunziger Jahren zunehmend 
nach, gleichzeitig steigen die Ar-
beitsplätze nach den hier zugrunde ge-
legten Annahmen weiter, so daß sich der 
Arbeitsmarkt in globaler Hinsicht zu-
nehmend ausgleicht. 

2. Rahmenbedingungen des Wirtschafts-
wachstums 

2.1 Weltwirtschaftliche Einflußfaktoren und tech-
nologischer Wettbewerb 

Jede langfristige Überlegung über die 
Wirtschafts- und Arbeitsmarktentwicklung 
erfolgt unter Berücksichtigung einer 
Vielzahl von Rahmenbedingungen, deren 
mögiiche zukünftige Entwicklungen vorab 
eingeschätzt werden müssen. "Rahmenbe-
dingungen" deshalb, weil es sich um 
übergeordnete Einflußfaktoren handelt, 
die die wirtschaftliche Entwicklung eines 
Landes maßgeblich mitbestimmen, gleich-
zeitig aber durch politische Entscheidun-
gen auf mittlere bis lange Sicht zu be-
einflussen sind oder sich dem Zugriff 
nationaler Maßnahmen ganz entziehen. 

Die vergangenen Jahre haben gezeigt, 
wie stark die wirtschaftliche Entwicklung 
in den westlichen Industrieländern von 
veränderten weltwirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen gefördert, aber auch ge-
stört werden kann. Dies gilt insbeson-
dere für Länder mit einer so starken 
außenwirtschaftlichen Verflechtung wie 
die Bundesrepublik Deutschland bzw. 
Baden-Württemberg. Als bedeutende Ver-
änderungen sind insbesondere die beiden 
Ölpreisexplosionen von 1973/74 und 
1979/80 sowie die Aufgabe des Systems 
fester Wechselkurse von Bretton Woods. 
1973 zu nennen. Ein weiterer Faktor ist 
der Technologieschub, der durch expan-
sive Volkswirtschaften wie die USA und 
Japan ausgelöst wurde und der beson-
ders Ende der 70er Jahre durch die da-
mit verbundene Exportoffensive zum 
Tragen kam. Rückblickend wird zudem 
deutlich, daß es in den 70er Jahren 
nicht gelang, diese exogenen Stör-
einflüsse möglichst reibungslos zu be-
wältigen. So wurden beispielsweise als 
Reaktion auf die erste ölpreiserhöhung 
in nahezu allen Ländern staatliche Aus-
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gabenprogramme aufgelegt, um die Nach-
fragelücke, die durch den Kaufkraftent-
zug der Ölförderländer entstand, zu 
schließen. Dadurch wurde der durch die 
abrupte Änderung der relativen Preise 
und durch die Konkurrenz der neuen 
Produkte erforderlich gewordene Struk-
turwandel verdrängt. Die staatlichen 
Ausgabenprogramme führten nicht zu 
dem erhofften Mehr an Wachstum, son-
dern bewirkten eine Beschleunigung der 
Inflation und eine rückläufige. Be-
schäftigung. Zudem erhöhte sich .die 
Staatsverschuldung ganz beträchtlich. 
Der zweite Ölpreisschub kam zu einem 
Zeitpunkt, als die Weltwirtschaft noch 
nicht die Folgen der ersten Ölpreis-
explosion überwunden und die inter-
nationale Umstrukturierung der Standorte 
von Industrien sich noch nicht wieder 
eingependelt hatte. Diese ungleichge-
wichtige Situation wurde verstärkt durch 
die technologische Expansion außereuro-
päischer Industrie- und Handelsnationen. 
Konsequenz dieses Zusammentreffens 
ungünstiger Entwicklungen war die in 
.der Nachkriegszeit längste Rezession im 
Zeitraum 1980 bis 1983. 

Die Heftigkeit dieser Anstöße hat eine 
Vielfalt von Wachstumsimpulsen ausge-
löst. So sprechen die Entwicklungen in 
jüngster Zeit dafür, daß die westeuro-
päischen Industrienationen und insbe-
sondere auch die Bundesrepublik den 
Prozess der Strukturanpassung erfolg-
reich in Angriff genommen haben, auch 
wenn noch nicht alle Probleme gelöst 
sind. Seit 1983 ist allgemein eine 
deutliche Erholung der wirtschaftlichen 
Entwicklung festzustellen, anfangs ge-
tragen durch den kräftigen Konjunk-
turaufschwung in den USA. Inzwischen 
hat sie sich in der Bundesrepublik und 
besonders ausgeprägt in Baden-Württem-
berg zu einer außerordentlich dynami-
schen, sich selbsttragenden Investi-
tionsgüterkonjunktur weiterentwickelt. Im 
Zuge dieser Entwicklung hat sich auch 
eine Entspannung auf dem Arbeitsmarkt 
abgezeichnet. 

Im Hinblick auf die hier anstehenden 
längerfristigen Überlegungen ist zu 
fragen, mit welchen Tendenzen für die 
Weiterentwicklung der weltwirtschaft-

 

lichen Einflußfaktoren aus heutiger Sicht 
gerechnet werden kann. 

Was die Ölpreise betrifft, so kann. von 
einer kontinüierichen Entwicklung aus-
gegangen werden, die primär von kon-
junkturellen Faktoren geprägt sein wird. 
Die Spielräume für Preiserhöhungen_ 
werden sehr begrenzt sein. Gegenwärtig 
wird sogar auf kurze Sicht ein spürbar 
positiver Effekt von den sinkenden Öl-
preisen auf das Wirtschaftswachstum in 
den Industrienationen erwartet. Gleich-
zeitig müssen diese sich allerdings 
darauf einstellen, daß die Märkte in den 
ölexportierenden Ländern wegen des mit 
der Preissenkung verbundenen enormen 
Kaufkraftentzuges nicht. mehr in dem 
Ausmaß wachstumsstark sein werden wie 
bisher. 

Auf mittlere bis längere Sicht wird 
allgemein mit einem realen Ölpreisan-
stieg von nicht wesentlich mehr als 1 % 
p. a. gerechnet. Für den skizzierten 
Verlauf sprechen Veränderungen der 
Verbrauchsstruktur und der Angebots-
struktur. So haben auf der Verbrau-
cherseite die enormen Preissteigerungen 
in den OECD-Staaten ein beachtliches 
Energiesparpotential mobilisiert. Die 
Einsparungen wurden kurzfristig durch 
Verhaltensänderungen ermöglicht und 
langfristig durch Innovations- und 
Substitutionseffekte, die zu einer 
effizienteren Nutzung der aus Öl ge-
wonnenen Energie im Industrie-, Ver-
kehrs- und Haushaltsbereich bzw. zur 
Nutzung von Kohle und Kernkraft führ-
ten. 3  Mitbedingt durch diese Maßnahmen 
hat sich der Ölverbrauch der OECD-
Staaten nach Berechnungen der inter-
nationalen Energieagentur zwischen 1979 
und 1985 um knapp ein Fünftel ver-
ringert. Die Angebotsseite des Ölmarktes 
ist durch ein Aufweichen der Machtstel-
lung des OPEC-Kartells gekennzeichnet. 

Zukünftige Einspareffekte werden dabei 
nicht nur die Erdölnachfrage betreffen, 
sondern den gesamten Energiebereich. 
Mittel- und langfristig dürfte ein Wirt-
schaftswachstum möglich sein, das ge-
genüber den. vergangenen Jahren mit, 
einem vergleichsweise geringeren Ener-
giebedarf sichergestellt werden kann. 
Hierfür sprechen die bereits genannten 

3 Vgl. dazu Meyer-Haitz, D.: Ein Jahrzehnt danach — Wandel im 
Energieverbrauch seit der ersten Ölpreiskrise, in: Baden-Württem-
berg in Wort und Zahl, Heft 2, 1986. 
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Aspekte der zukünftigen Entwicklung, 
aber auch der "energiesparende" Cha-
rakter der technischen Entwicklung 
(Computerisierung) sowie die Verla-
gerung der wirtschaftlichen Aktivitäten 
auf wenig energieintensive Wirtschafts-
bereiche (Tendenz zur Dienstleistungs-
gesellschaft). 

Eine einschneidende Änderung der welt-
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen in 
der Nachkriegszeit bewirkte die Aufgabe 
des Bretton-Woods-Systems fester Wech-
selkurse (endgültig im März 1973)-- as 
bis dahin zunehmend verfälschte interna-
tionale Wechselkursgefüge, das die tat-
sächlichen Wettbewerbsverhältnisse nicht 
widerspiegeln konnte, hatte zu bedeuten-
den ökonomischen Fehlorientierungen ge-
führt, die in der Folgezeit abrupt und 
krisenartig korrigiert wurden. Für die 
Bundesrepublik Deutschland ergab sich 

.ein wesentlicher Zwang zur Strukturan-
passung daraus, daß infolge der Höher-
bewertung der DM gegenüber den wich-
tigsten Handelspartnern der Wettbe-
werbsvorteil für lohnintensive Produkte 
wegfiel. Der wechselkursbedingte Struk-
turwandel in der Bundesrepublik und 
anderen Industrieländern wurde durch 
Devisenprobleme erschwert, die sich im 
Zuge der abrupten ölpreiserhöhungen 
einstellten. Die Folge war der Wach-
stumseinbruch Mitte der 70er Jahre 
in fast allen Industrieländern. 

 

In den letzten Jahren stand das Gesche-
hen an den Devisenmärkten im Zeichen 
einer sprunghaften Dollarkursentwick-
lung. Der starke Anstieg des Außen-
werts des Dollars im Jahresverlauf 1984 
war umso erstaunlicher, als sie mit einem 
steigenden Leistungsbilanzdefizit in den 
USA einherging. Im Verlauf des Jahres 
1985 wurde der Aufwärtstrend gebremst 
und seitens der Notenbanken der wich-
tigsten Industrienationen, eine "weiche 
Landung" der amerikanischen Währung 
erreicht. Der Jahresverlauf 1986 war von 
einer weiteren Dollar-Abwertung ge-
kennzeichnet, die allerdings seit April 
zum Stillstand gekommen ist. Ein ex-
portorientiertes Land wie die Bundes-
republik und auch Baden-Württemberg 
ist von solchen starken Änderungen der 
weltwirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
besonders abhängig. So ergab sich 1984 
im Zeichen der Dollaraufwertung für 
Baden-Württemberg, das mehr als ein  

Viertel aller deutschen Exporte in die 
USA bestreitet, eine Zunahme der Aus-
fuhren in die Vereinigten Staaten um 
34 % gegenüber 12 % beim Gesamtexport. 
Ausgelöst durch die dann eintretende 
Dollarabwertung ging der Ausfuhrzu-
wachs in die USA 1985 auf die allerdings 
immer noch beachtliche Rate von 11 % 
(insgesamt: 12 %) zurück. 

Auch für die zukünftige Entwicklung der 
deutschen bzw. baden-württembergischen 
Wirtschaft spielt das weitere Geschehen 
auf den Devisenmärkten eine wichtige 
Rolle. So dürfte die zurückliegende Ab-
wertung der DM noch bestehende Struk-
turschwächen überdeckt haben, da sie 
die Unternehmen teilweise von dem Druck 
entlastet hat, durch Produktivitäts-
steigerungen im internationalen Wett-
bewerb zu bestehen. Andererseits wird 
allgemein davon ausgegangen, daß die 
Wirtschaft ausreichend flexibel ist, 
moderate Wechselkursanpassungen zu 
verkraften. Im Rahmen langfristiger 
Überlegungen ist es sicherlich sinnvoll, 
von einer "glatten" Wechselkursentwick-
lung auszugehen. Diese Annahme schließt 
kurzfristig auftretende Anpassungsfrik-
tionen nicht aus, unterstellt jedoch die 
Einsicht, daß falsch bewertete Aus-
tauschrelationen auf Dauer in jedem Land 
zu Wachstumseinbußen führen. 

In den vergangenen Jahren hat sich die 
internationale Konkurrenz ganz entschei-
dend verschärft. Im Zuge der weltweiten 
Umstrukturierung industrieller Standorte 
haben neue Anbieter aus den sog. 
Schwellenländern in traditionellen Pro-
duktionsmärkten europäischer und damit 
auch bundesdeutscher Anbieter nicht zu-
letzt über den Preis Weltmarktanteile ge-
winnen können. Diese Verschärfung der 
Wettbewerbsbedingungen traf die "alten" 
Industrieländer zudem in einer Phase, wo 
gleichzeitig expansive Volkswirtschaften 
wie die USA und Japan mit kochent-
wickelten Produkten und neuartigen 
Markterschließungsstrategien sowohl auf 
den Auslandsmärkten wie auf dem In-
landsmarkt offensiv in Erscheinung tra-
ten.4  Gerade diese Entwicklung zeigt, 
daß die gegenwärtige und zukünftige 

4 Vgl. dazu W. Münzenmaier: Konkurrenzsituation auf dem Welt-
markt, in: Baden-Württemberg in Wort und Zahl, Heft 7 und 8,1983. 
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Konkurrenzsituation nicht nur von den 

klassischen Wettbewerbskomponenten wie 

Preis, Qualität und Service bestimmt 
wird, sondern in zunehmend stärkerem 
Ausmaß von der Entwicklung neuartiger 
marktgerechter Produkte und ihrer ge-
schickten Markteinführung. Die Heraus-
forderung durch die Schwellenländer und 
durch offensive Industrie- und Handels-
nationen besteht heute und in Zukunft in 
ungeminderter Stärke fort. Insbesondere 
müssen sich die europäischen Industrie-
länder in "technologie-intensiven" Be-
reichen (zum Beispiel Mikroelektronik, 
Biotechnologie) ständig mit einer außer-
ordentlich starken und dynamischen 
Konkurrenz aus den Vereinigten Staaten 
und auch aus Japan auseinandersetzen. 

Für die zukünftige Entwicklung darf er-
wartet werden, daß die deutschen und 
damit auch die baden-württembergischen 
Unternehmen die zweifache Herausforde-
rung - neben dem kostengünstigen Ange-
bot einer breiten Palette qualitativ 
hochwertiger Spezial- und Standardpro-
dukte auch die Entwicklung und Markt-

 

erschließung hochtechnologieintensiver 
Produkte voranzutreiben - bestehen und 
so ihre Wettbewerbsfähigkeit erhalten 
bzw, zurückgewinnen. So ist es bereits 
gelungen, weiter in wachstumsstarke 
Märkte vorzudringen und sich dort ge-
gen die Hauptkonkurrenten USA und 
Japan durchzusetzen5 Protektionismus -

 

bestrebungen - die im Zusammenhang mit 

den verschärften Wettbewerbsbedingun-
gen aufgetreten sind und sich mehr und 
mehr auf nichttarifäre Handelshemmnisse 
wie z.B. Subventionen, Zollverfahrens-
vorschriften und Industrienormen bezie-
hen - sind kurz- oder mittelfristig nicht 
ganz auszuschließen. Letztlich wird sich 
jedoch zeigen, daß die Kosten der Be-
wahrung aller Strukturen höher sind als 
die Kosten einer Strukturanpassung, die 
auf Dauer nicht verschoben werden 
kann. Weiterhin lassen erste Schritte zu 
einer konzertierten Bekämpfung der nach 
wie vor immensen Schuldenkrise der Ent-
wicklungsländer erwarten, daß die von 
hier ausgehenden Gefahren für den Welt-
handel erfolgreich abgewendet werden 
können. 

 

5 Vgl. dazu U.Scheiper: Zur Konkurrenzsituation Baden-Wurt-
tembergs auf europäischen Märkten, in: Baden-Württemberg in 

Wort und Zahl, Heft 10, 1985. — Ders.: Konkurrenzsituation 
Baden-Württmbergs auf wichtigen Produktmärkten im nichteu. 

ropäischen Ausland, in: Baden-Württemberg in Wort und Zahl, 
Heft 11 . 1985. 

2.2 Technologische Entwicklung als dominanter 
Wachstumsfaktor 

Seit Mitte der 70er Jahre ist ein welt-
weiter Wandel der Wirtschaftsstruktur zu 
beobachten, begleitet und zum Teil aus-
gelöst - durch gravierende Ungleichge-
wichte auf den internationalen Rohstoff-
und Devisenmärkten. Vorangetrieben 
bzw. ermöglicht wurde und wird dieser 
Strukturwandel in bedeutendem Maße 
durch die Entwicklung und anschließende 
Massenfertigung und breite Anwendung 
von Mikroprozessoren. 

Für die Zukunft ist ein weiteres Vor-
dringen der Schlüsseltechnologie 'Mikro-
elektronik' und damit ein anhaltender 
Wandel der Wirtschaftsstruktur abzuse-
hen. Seit jeher ist die menschliche Kul-
tur und Wirtschaftsgeschichte durch das 
Eintreten technologischer Schübe ge-
kennzeichnet, erwähnt seien nur die 
Substitution bzw. Verstärkung der 
menschlichen Kraft durch Werkzeuge so-
wie der menschlichen Energie durch an-
dere Energiequellen. Und schon immer 
haben solche technologischen Verände-
rungen auch zu Änderungen der Wirt-
schaftsstruktur, der Arbeitsorganisation 
und des sozialen und kulturellen Umfel-
des geführt. Die Mikroelektronik als 
Schlüsseltechnologie dieser Zeit führt in 
vielen Lebensbereichen zur Substitution 
und Verstärkung der menschlichen Infor-
mationsverarbeitung. Damit entstehen 
ganz neue Produkte und Dienste sowie 
ganz neue Produktionsverfahren und 
Dienstleistungserfordernisse. 

In nahezu allen Unternehmensbereichen 
wie Büro- und Verwaltungsorganisation, 
Finanz- und Rechnungswesen, Ferti-
gungsvorbereitung und -durchführung, 
Lager- und Transportwesen sowie nicht 
zuletzt in Forschung und Entwicklung 
setzen sich computerunterstützte Prob-
lemlösungen durch. Das Innovationspo-
tential dieser Technik steht dabei erst 
am Anfang. Die derzeitige Investitions-
dynamik wird wesentlich mitbestimmt von 
der Diffusion mikroelektronischer Partial-
lösungen, wie sie im Bürobereich zum 
Beispiel in der Einführung des Personal-
computers zur Übernahme bzw. Unter-
stützung der meisten Bürotätigkeiten und 
in der Fertigung im Einsatz computerge-
steuerter Maschinen bestehen. Einer sol-
chen Verbreitung sind keine Grenzen ge-
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setzt, eine Weiterentwicklung zeichnet 
sich aber bereits in doppelter Hinsicht 
ab. Sie wird zum einen über die Ent-
wicklung u.a. der Sensortechnik in 
Richtung sich selbststeuernder Anlagen 
gehen, zum anderen ist abzusehen, daß 
im Fertigungsprozeß und in der Büro-
und Verwaltungsorganisation einzelne 
computerunterstützte Teilstücke über ein 
Datennetz in größere Steuerungseinheiten 
integriert werden. Damit können zum 
Beispiel in einem Unternehmen nahezu 
alle Bereiche von Forschung und Ent-
wicklung, Produktionsplanung und Pro-
duktionsprozeß bis hin zum Rechnungs-
wesen unmittelbar miteinander in Verbin-
dung treten, um entscheidungsrelevante 
Informationen möglichst schnell und 
übergreifend zur Verfügung zu stellen. 

Das Innovationspotential dieser technolo-
gischen Entwicklung ist immens und da-
mit auch die Erschließung neuer Wachs-
tumsfelder und neuer Märkte. Es zeich-
net sich.  ab, daß die wirtschaftlichen 
Wachstums- und Entwicklungsmöglichkei-
ten damit auf lange Sicht gesichert sind. 
Allein der internationale Konkurrenz-
druck, dem eine exportorientierte Wirt-
schaft wie die baden-württembergische 
ausgesetzt ist und dem sie sich stellen 
muß, wenn Arbeitsplätze und Einkom-
mensniveau erhalten und verbessert wer-
den sollen, wird den verstärkten Einsatz 
moderner Techniken erfordern. Sie er-
möglichen dem Unternehmen die schnelle 
und flexible Reaktion auf Marktänderun-
gen, das Durchhalten hoher Qualitätsan-
forderungen sowie durch ihre laufende 
Verbilligung die Kompensation hoher 
Lohnkosten. In volkswirtschaftlicher Hin-
sicht sichern sie Arbeitsplätze durch 
Wachstum und trägen über Produktivi-
tätssteigerungen zur Einkommensverbes-
serung bei. Darüber hinaus sind die 
technischen Charakteristika der Mikro-
elektronik so geartet, daß ihre breite 
Anwendung derzeit noch. große Probleme 
im Energie- und Rohstoffsektor sowie im 
Umweltbereich einer Lösung näher 
bringt. So sind Mikroprozessoren in ih-
rer Produktion im Vergleich zu vielen 
herkömmlichen Produkten energie-, roh-
Stoff- und raumsparend sowie auch um-
weltschonend. Darüber hinaus trägt ihr 
Einsatz - zum Teil in Verbindung mit an-
deren Techniken - dazu bei, im Produk-
tionsprozeß Energie und Rohstoffe zu 
sparen sowie auf den verschiedensten  

Gebieten. Umweltverschmutzungen zu min-
dern oder bereits ihr Entstehen zu ver-
meiden. Durch die ständige Miniaturisie-
rung benötigen die entsprechenden Pro-
dukte und Anlagen immer weniger Platz, 
was zu einer Entspannung der Flächen-
nutzung beitragen kann. 

Im Bereich der Arbeitswelt führt der 
Einsatz von Mikroprozessoren zu neuen 
Tätigkeitsanforderungen einerseits und 
zum Wegfall einer Anzahl herkömmlicher 
Arbeitsinhalte andererseits, womit ein 
vielschichtiger Prozeß der Qualifizierung 
und Dequalifizierung von Kenntnissen 
und Fähigkeiten verbunden ist. Ergebnis 
dieses durchaus mit Friktionen ablaufen-
den Umschichtungsprozesses wird u.a. 
sein, daß die menschliche Arbeitskraft in 
vielen Fällen von Routinetätigkeiten sowie 
von schwerer, schmutziger und gefährli-
cher körperlicher Arbeit einerseits sowie 
monotoner und stupider geistiger Arbeit 
andererseits entlastet wird, womit in 
wichtigen Bereichen eine Humanisierung 
der Arbeitswelt erreicht werden kann. In 
dieselbe Richtung gehen auch die Mög-
lichkeiten einer flexibleren Gestaltung 
des Arbeitsablaufs und der Arbeitszei-
ten, da sowohl im Büro- wie im Ferti-
gungsbereich die starren Produktionsab-
läufe, durch die Mensch und Maschine 
technikbedingt unmittelbar aufeinander 
bezogen sind, entkoppelt werden kön-
nen. 

Man kann die Mikroelektronik aus mehre-
ren Gründen als eine ausgesprochen mit-
telstandsfreundliche Technologie bezeich-
nen, wobei das mit ihr verbundene 
Flexibilisierungspotential die Anpas-

 

sungsmöglichkeiten aller Unternehmensty-
pen, und damit auch der Großunterneh-
men, erhöht. Durch die laufende Minia-
turisierung und Verbilligung ist die Ent-
wicklung zum dezentralen ADV-Einsatz 
möglich geworden, die zudem durch die 
flexible Ausgestaltung den jeweiligen 
Größenverhältnissen und den jeweiligen 
Verwaltungs- und Produktionsbesonder-
heiten angepaßt werden -kann. Weiterhin 
erlaubt die Flexibilität computergesteu-
erter Maschinen und Fertigungsprozesse 
die Kleinserienfertigung und die schnelle 
Reaktion auf neue Anforderungen. In 
den der Fertigung vorgeschalteten Berei-
chen Konstruktion und Entwicklung er-
möglichen die Verfahren des computerge-
steuerten Entwerfens und Entwickelns 
die schnellere Prüfung verschiedener 
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und auch komplexerer Lösungen für neue 
Produkte und Verfahren. Zu erwarten 
steht, daß flexible Fertigungssysteme 
höherer Stufen einzelne Fertigungsein-
heiten mit Forschung und Entwicklung, 
Planung und Konstruktion sowie den 
verschiedenen Sparten der Verwaltung 
sowohl innerhalb eines Unternehmens 
vernetzen können, daß in einem solchen 
Verbund aber auch rechtlich selbständige 
Unternehmen sich zusammenschließen 
können. Angesichts dieser Entwicklungs-
möglichkeiten für die Hardware bildet die 
Softwareentwicklung derzeit einen Eng-
paß mit immensen Wachstumspotentialen, 
die darauf spezialisierten Dienstlei-
stungsunternehmen große Marktchancen 
eröffnen. 

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß 
die Mikroelektronik den Standort Bun-
desrepublik und hierin speziell den 
Standort Baden-Württemberg begünstigt. 
Die seither als Mangel empfundene 
Knappheit an Energie und Rohstoffen 
tritt nicht länger als wachstumshemmend 
in Erscheinung. Demgegenüber kommt die 
dezentrale, mittelständische Unterneh-
mensstruktur mit ihrer Ausrichtung auf 
Spezialisierung und Flexibilität sowie der 
seit jeher hohe Ausbildungsstand und die 
fachliche Qualifikation der Beschäftigten 
den Erfordernissen dieser Technologie 
entgegen. Dies gilt in gleich hohem Maße 
für die, Branchenstruktur, die mit der 
bereits großen Bedeutung der Elektro-
nik, der Elektrotechnik, des Maschinen-
baus und der Feinmechanik und Optik 
die Schlüsselsektoren der zukünftigen 
Entwicklung umfaßt. Die bisher im 
Schatten der Großchemie stehende Che-
mische Industrie des Landes wie auch die 
kunststoffverarbeitende Industrie dürften 
zukünftig von den Entwicklungen bei der 
Materialsubstitution und der Biotechnolo-
gie besonders profitieren. Der Straßen-
fahrzeugbau wird seine große Bedeutung 
behalten. Dabei wird die Bewältigung des 
Strukturwandels im Lande erleichtert und 
gefördert durch die Schaffung einer an 
Forschung und Entwicklung ausgerichte-
ten Infrastruktur 6 Dies umschließt auch 
den Technologietransfer von der Wissen-

 

6 Vgl. dazu in diesem Bericht: Die personellen Forschungskapazi-
täten Baden-Württembergs und seiner Regionen; sowie auch K. Kel-
ler Forschungskapazitäten in Baden-Württemberg. Teil 1: Wirt-
schaft, in: Baden-Württemberg in Wort und Zahl, Heft 9, 1985. —
Teil 2: öffentlicher Bereich, a.a.0. Heft 10, 1985. 

schaft in die Unternehmen, sowie die Be-
ratung der Unternehmen und die Aktivi-
täten zur beruflichen und allgemeinen 
Weiterbildung der Beschäftigten und der 
Bevölkerung. Ziel all dieser Bemühungen 
ist es einerseits, Innovationsbarrieren, 
die auf den verschiedensten Ebenen be-
stehen können, abzubauen. Auf der an-
deren Seite bleibt damit der Struktur-
wandlungsprozeß beeinflußbar. Beides ist 
insofern von Bedeutung, als die bundes-
deutsche und damit auch die baden-
württembergische Wirtschaft in Konkur-
renz steht zu Wirtschaften und Gesell-
schaften, in denen eine hohe Dynamik 
und vergleichsweise geringe Innovations-
'hemmnisse bestehen. 

Der derzeit ablaufende Diffusionsprozeß 
neuer Technologien ist keineswegs kurz-
fristig erschöpft. Das Innovationspoten-
tial wirkt vielmehr auf lange Sicht. 
Technische Neuerungen sind insbesonde-
re in folgenden Bereichen zu erwarten: 
Informations-, Kommunikations- und Or-
ganisationstechniken, Automationstechni-
ken, Beärbeitungs- und Verfahrenstech-
niken sowie Neuerungen im Werkstoff-
und Vorleistungsbereich. Dabei ist jedes 
Forschungsgebiet neben der Grundten-
denz gekennzeichnet durch eine Reihe 
von Einzelentwicklungen. 

Im Bereich der Informationsverarbeitung  
ergeben sich technische Neuerungen 
durch die Steigerung der Leistungsfähig-
keit von Großrechnern. Hochintegrierte 
Mikroelektronik-Bausteine dienen dabei 
der Beschleunigung des Rechenvorgangs, 
der Verkürzung der Zugriffszeiten und 
der Erhöhung der Speicherkapazität. Die 
Kommunikations- und Nachrichtentechnik 
befindet sich in einer Umbruchphase, an 
deren Ende ein einziges digitalisiertes 
Übertragungsnetz steht. Im Bereich von 
Büro und Verwaltung führen neue tech-
nische Entwicklungen zu Veränderungen 
von Information, Organisation und Doku-
mentation, insbesondere in der Büroar-
beit. Das Endziel besteht in einer voll-
ständigen Integration aller relevanten 
Aufgaben und Funktionen durch eine 
computergestützte Verknüpfung ("inte-
griertes elektronisches Büro"). 

Auf dem Gebiet der Automationstechni-
ken, die die Bedienung, Steuerung und 
Überwachung  des Produktionsprozesses 
ermöglichen, gibt es momentan eine Viel-
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zahl von Einzellösungen, die bedeutende 
Möglichkeiten in der Weiterentwicklung 
und Verknüpfung zu einem Gesamtsystem 
erkennen lassen. Zu nennen ist die Ent-
wicklung und Konstruktion von numerisch 
gesteuerten Maschinen, die eine weitere 
Automatisierung der mechanischen Ferti-
gung ermöglichen, welche zwar langsamer 
als erwartet, aber dennoch spürbar an 
Bedeutung gewinnt (NC-, CN C- und 
DNC-Maschinen). Eine Weiterentwicklung 
dieser Technik schließt den Einsatz von 
Industrierobotern zur Handhabung von 
Materialien und Werkstücken ein. In-
dustrieroboter finden zur Zeit über-
wiegend in der Automobilindustrie An-
wendung. Von großer Bedeutung auf 
dem Gebiet der Automationstechniken 
sind weiterhin Meß- und Prüfverfahren 
zur Überwachung des Produktionsprozes-
ses und zur Qualitätskontrolle. Hier 
spielt der Einsaiz von Sensoren zur 
Feststellung von Position, Temperatur, 
Druck und Durchfluß im technisch-ma-
schinellen Bereich sowie der Einsatz von 
Umweltsensoren zur Schadstofferfassung 
eine zunehmend wichtige Rolle. Zu-
kunftsweisend ist die Entwicklung von 
Biosensoren (hochaktive organische 
Schichten auf herkömmlichen Silizium-
chips), die Nachweis und Messung be-
stimmter Stoffe selbst in äußerst gerin-
gen Konzentrationen erlauben. 

Neue Automationstechniken haben dar-
über hinaus bei der Konstruktion 
(CAD), der Fertigungsplanung (CAP) 
und der integrierten Auftrags- und Fer-
tigungssteuerung (CAM) Bedeutung er-
langt. Bedeutende Entwicklungsmöglich-
keiten liegen in der computergestützten 
Vernetzung aller betrieblichen Funktio-
nen vom Auftragseingang bis zur Auslie-
ferung des Produktes. Diese vollständige 
und integrierte Automatisierung von Pro-
duktion, Produktionsumfeld und produk-
tionsbegleitender Verwaltung (CIM) setzt 
allerdings noch umfangreiche Problemlö-
sungen im Hard- und Softwarebereich 
voraus. 

Das weitere Vordringen der Mikroelektro-
nik wird ebenfalls im Bereich der Bear-
beitungs- und Verfahrenstechniken zu 
neuen Entwicklungen fuhren. Hierunter 
fallen einmal neue Umweltschutztechniken 
sowie technische Neuerungen zur Ener-
giegewinnung, -nutzung und -einsparung 
(z.B. Kohleveredelungstechnologien, So-  

lartechnik, und .zur Rohstoffgewinnung 
(nachwachsende Rohstoffe, Biotechnolo-
gie). Zudem werden Fortschritte etwa in 
der Materialbearbeitung durch Laser oder 
beim sog. kontinuierlichen Gießen er-
zielt. Mögliche Innovationen in den. ge-
nannten Bereichen beruhten und beruhen 
in nicht unerheblichem Maße auf einer 
stetigen Verfeinerung der mikroelektro-
nischen Meß-, Steuer- und Regeltechnik, 
verbunden mit problemspezifischen Wei-
terentwicklungen auf den Gebieten Da-
tenerfassung, Datenverarbeitung und Er-
gebnisauswertung. In diesem Zusammen-
hang sind auch neue Diagnose- und The-
rapieverfahren in der Medizin zu nennen 
(elektronische Fieber-, Puls- und Blut-
druckmesser, Computer-Tomographie). 

 

Ein weiteres Feld für neue technologische 
Entwicklungen ist der Werkstoffbereich: 
Hier spielt einmal die Nrerkstückintegra-
tion bei mechanischen und elektronischen 
Produkten, die die Anzahl der Montage-
teile reduziert, eine Rolle, andererseits 
ergeben sich Neuerungen im Bereich der 
Materialsubstitution, zum Beispiel Ver-

 

bundwerkstoffe, Glasfaser, . Metallegie-

 

rungen oder faserverstärkte Kunststoffe. 

Die skizzierten technologischen Neuerun-
gen werden in unterschiedlicher Stärke 
in den Produktions- und Dienstleistungs-
bereichen sowohl als Hersteller wie als 
Anwender zum Tragen kommen. Das be-
deutet, daß Richtung und Ausmaß des 
Strukturwandels von den Innovations-
und Investitionsmöglichkeiten der Wirt-
schaftssektoren abhängen. Einen über-
durchschnittlich positiven Einfluß werden 
die voraussehbaren technischen Neuerun-
gen im Sektor "Herstellung von Büroma-
schinen, ADV-Geräten und -Einrichtun-
gen" ausüben. Dieser Bereich fertigt 
jene Geräte, die im Zuge der neuen In-
formations-, Kommunikations- und Orga-
nisationstechniken zum Einsatz kommen. 
Auch die elektrotechnische Industrie 
profitiert überdurchschnittlich von den 
Neuerungen in den genannten Bereichen. 
Dies betrifft die Herstellung von Geräten 
mit Investitionscharakter (Ausrüstungen 
für Fahrzeuge, Zähler, Fernmelde-, Meß-
und Regelsysteme) wie auch die Herstel-
lung von Geräten für den privaten Ver-
brauch (Rundfunk-, Fernseh- und Pho-
notechnik). Überaus positive Entwick-
lungsmöglichkeiten zeichnen sich wei-
terhin für die feinmechanische und opti-
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sche Industrie ab. Insbesondere die 
neuen Automationstechniken erfordern 
hochempfindliche Präzisionsgeräte zum 
Messen, Regeln, Prüfen und Steuern, 
die beispielsweise in der Sensor- und 
Robotertechnik Anwendung finden. Be-
deutende Innovationen zeichnen sich au-
ßerdem in der Maschinenbauindustrie ab. 
Hier dominiert die Entwicklung von flexi-
blen Fertigungssystemen bis hin zur 
computerintegrierten Fertigung (CIM), 
wobei das Entwicklungstempo davon ab-
hängt, wie schnell die Zusammenführung 
von "Insellösungen" zu einem leistungs-
fähigen Gesamtsystem gelingt. Als über-
durchschnittlich innovationsintensiv ist 
weiterhin die Chemische sowie die kunst-
stoff- und gummiverarbeitende Industrie 
einzuschätzen. Beide Sektoren werden 
von technologischen Neuerungen im Be-
reich der Materialsubstitution begünstigt, 
die Chemische Industrie zudem von der 
Biotechnologie. Im Fahrzeugbau dürften 
spürbare, aber eher durchschnittliche 
Impulse vom vermehrten Einsatz der 
Elektronik ausgehen. Hierzu gehören die 
elektronische Motorsteuerung und die 
ständige Sicherheitsüberprüfung durch 
geeignete Sensoren. 

Daneben gibt es einige Bereiche, die we-
nig oder sogar dämpfend von den darge-
stellten technologischen Entwicklungen 
betroffen sind. Dies gilt vor allem für 
einige Bereiche der Grundstoff- und 
Produktionsgüterindustrie (Eisenschaf-

 

fende Industrie, Mineralölverarbeitung, 
Papier- und Pappeerzeugung)..Im klassi-
schen Verbrauchsgüterbereich können 
einzelne Produktlinien zurücktreten. In 
anderen Bereichen können durch den 
Einsatz elektronischer Bausteine neuarti-
ger Produkte zum Absatz kommen (z.B. 
Spielwaren und Musikinstrumente). Wei-
terhin können hier durch den Einsatz 
moderner Techniken im Produktionsver-
fahren herkömmlicher Produkte zusammen 
mit ihrer qualitativen Aufwertung Markt-
positionen zurückgewonnen werden (z.B. 
Textil- und Bekleidungsindustrie). 

Diese Verschiebung in der Bedeutung 
der einzelnen Branchen führt also zu ei-
nem zunehmenden Gewicht der Investi-
tionsgüter produzierenden Wirtschafts-
zweige. Die skizzierte Entwicklung wird 
zudem zu einer zunehmend engeren Ver-
zahnung der hier seither unterschiede-
nen Branchen führen. So ist, um nur ei-  

nige Beispiele herauszugreifen, der tech-
nische Fortschritt im Maschinenbau eng 
verbunden mit den Entwicklungsmöglich-
keiten des Bereiches Herstellung von 
ADV-Geräten und -Einrichtungen. Ebenso 
betreffen Neuerungen auf dem Gebiet der 
Feinmechanik und Optik den Fahrzeug-
bau, zum Beispiel beim Einsatz von In-
dustrierobotern. 

2.3 Der Diffusionsprozeß und seine Bestimmungs-
faktoren 

 

Die Bereitstellung neuer Technologien 
seitens Naturwissenschaft und Technik 
bedeutet nicht gleichzeitig die Einfüh-
rung und Nutzung dieser Technologien 
in den Produktions- und Dienstleistungs-
sektoren einer Volkswirtschaft. Hier ist 
ein von vielen Einflußfaktoren bestimmter 
und sich allmählich vollziehender Diffu-
sionsprozeß zwischengeschaltet. Dieser 
erfordert zunächst die Umsetzung wis-
senschaftlicher Erkenntnisse in markt-
reife Produkte und Verfahren und so-
dann die unternehmerische Entscheidung 
zur Einführung der neuen Techniken in 
den Betrieb. Bei dieser Entscheidung ist 
in Rechnung zu stellen, daß zu den tra-
ditionellen Risikokomponenten der zu-
künftigen Absatz- und Ertragserwartun-
gen solche hinzutreten, die sich aus den 
neuen Anforderungen an die betriebliche 
Organisations- und Produktionsstruktur 
und an die Kenntnisse und Fähigkeiten 
der Mitarbeiter ergeben. 

Die Ausschöpfung technologischer Poten-
tiale wird auf betrieblicher Ebene im we-
sentlichen bestimmt durch Innovations-
druck, ökonomische Durchführbarkeit 
notwendiger Investitionen sowie durch 
betriebliche und außerbetriebliche Ak-
zeptanzprobleme. Der Innovationsdruck 
ist bereits heute außerordentlich hoch. 
Die lohnintensive Fertigung in der Bun-
desrepublik und anderen Industrielän-
dern steht unter zunehmendem Wettbe-
werbsdruck durch die Exportanstrengun-
gen der Schwellenländer. Gleichzeitig ist 
die Konkurrenz unter den Industrielän-
dern durch den Zwang gekennzeichnet, 
mit neu entwickelten Produkten neue 
Märkte und neue Abnehmerschichten zu 
erschließen. Diese Wettbewerbssituation 
wird auch in der Zukunft bestehen und 
der Antriebsmotor für Innovationen blei-
ben. Um so bedeutender ist die Frage 
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nach der ökonomischen Realisierbarkeit 
der notwendigen Investitionen. Denn mit 
den neuen Techniken ist oftmals eine 
gravierende Umgestaltung der betriebli-
chen Organisation verbunden, sie erfor-
dern Veränderungen in der Gestaltung 
von Fertigungs- und Dienstleistungspro-
zessen und führen nicht selten zu einer 
veränderten Produktpalette, was nicht 
ohne Konsequenzen für die Absatzwege 
bleibt. Die Beratung der Unternehmen, 
ihre Information und der gegenseitige 
Erfahrungsaustausch werden somit zu 
wichtigen Rahmenbedingungen im techno-
logischen U msetzungsprozeß. Nicht zu-
letzt wird der Einsatz neuer Technolo-
gien entscheidend mitbestimmt_ von der 
Ausstattung der Unternehmen mit Risiko-
kapital und der Möglichkeit, die Risiko-
kapitalausstattung zu verbessern. 

Im Bereich der Arbeitsbedingungen führt 
die technologische Entwicklung zu neuen 
Arbeitsinhalten und Arbeitsabläufen, was 
mit veränderten Anforderungen an die 
Qualifikation der Beschäftigten verbun-
den ist. So werden sich wiederholende 
Tätigkeiten mit ausführendem Charakter 
sowie manuell bestimmte Aufgabenfelder 
zurücktreten zugunsten der Steuerung, 
Überwachung und Kontrolle von Entwick-
lungsprozessen sowie von Produktionsab-
läufen. In Verbindung damit wird sich 
das gesamte äußerst vielfältige Umfeld 
der zu erbringenden Dienstleistungen im-
mens ausweiten. Zur Durchführung die-
ser Aufgaben werden zum Teil andersar-
tige Kenntnisse und fachliche Fähigkeiten 
auch in Verbindung mit andersartigen 
Verhaltensweisen gefragt sein. Sie lassen 
sich stichwortartig umschreiben mit Be-
griffen wie Flexibilität und geistige Be-
weglichkeit, hohe Aufmerksamkeit, Den-
ken in Zusammenhängen, lebenslange 
Lernbereitschaft, Bereitschaft zur 
Teamarbeit und zur Verantwortungsüber-
nahme. Damit kommen auf die Unterneh-
men, auf die Beschäftigten und den 
Staat hohe Anforderungen im Hinblick 
auf eine breite Ausbildung sowie eine 
ständige berufliche und allgemeine Wei-
terbildung zu. 

Die Einführung moderner Techniken 
bleibt auch nicht ohne Einfluß auf den 
quantitativen Arbeitseinsatz. So wird für 
den technischen Produktionsprozeß in 
der Regel immer weniger Personal benö-
tigt, demgegenüber steigt die Zahl der  

mit vor- und nachgelagerten Tätigkeiten 
beschäftigten Personen in den Produk-
tionsbetrieben selbst wie auch in den 
institutionell verselbständigten Dienstlei-
stungsunternehmen. Damit findet eine 
Umschichtung in den Tätigkeiten statt, 
die für den einzelnen durchaus zu ein-
schneidenden Umstellungen führen kann. 
Ein endgültiger Abbau an Beschäftigung 
ist aber bisher primär nur in solchen 
Branchen und Betrieben eingetreten, de-
ren Produkte sich einem schrumpfenden 
Markt und/oder einer hohen Importkon-
kurrenz gegenübersehen. Hierbei kann 
es sein, daß im Vergleich zur Konkur-
renz die erforderliche Modernisierung 
überhaupt nicht oder zu spät vorgenom-
men wurde. Es wird also darauf ankom-
men, auf der einen Seite die Umstel-
lungsprobleme durch Umschulung und 
Weiterbildung aufzufangen und anderer-
seits, die Modernisierüng zu fördern, um 
ein Zurückfallen im Wettbewerb zu ver-
hindern. 

Für die zukünftige Entwicklung ist zu 
erwarten, daß die Nutzung vorhandener 
und neuer Technologiepotentiale konti-
nuierlich und nicht schubartig verläuft. 
Wie bei allen grundlegenden Innovations-
prozessen werden zunächst einzelne Un-
ternehmen vorpreschen, denen breiten-
wirksam dann andere nachfolgen werden, 
wenn die neuen Techniken sich bewährt 
haben und im Einsatz einfacher und bil-
liger geworden sind. Außerdem können 
die für einen technologischen Wandel er-
forderlichen Rahmenbedingungen nicht 
von heute auf morgen geschaffen wer-
den. So bedarf der Abbau bestehender 
Akzeptanzprobleme auf den verschiede-
nen Ebenen einer umfassenden und sach-
gerechten Information der Betroffenen, 
verbunden mit Aus- und Weiterbildungs-
programmen. Eine langsame Veränderung 
der Rahmenbedingungen ist ebenfalls auf 
den K4pitalmärkten zu erwarten. Hier 
muß dem Gesichtspunkt neue Modelle zur 
Finanzierung von risikobehafteten, zu-
kunftsweisenden Investitionen noch stär-
ker Rechnung getragen werden. Die bei-
spielhaft genannten Gründe sprechen -
im Durchschnitt der wirtschaftlichen Ent-
wicklung - für eine kontinuierliche Rea-
lisierung von technischem Fortschritt, 
der .sich aber schneller vollziehen dürfte 
als in der Vergangenheit. Dabei wird die 
Bewältigung des Strukturwandels und die 
Nutzung neuer Wachstumschancen weni-
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ger wie in der Vergangenheit von tradi-
tionellen Produktionsfaktoren wie Ener-
gie, Rohstoffe, Arbeit und Kapital ab-
hängen, als vielmehr von intensiver For-
schungstätigkeit, vom Einsatz organisato-
rischer Fähigkeiten und rationeller Fer-
tigungstechniken sowie von der Fähig-
keit, Arbeitsplatzstrukturen durch Aus-
und Weiterbildungsmaßnahmen zu för-
dern. 

3. Tendenzen der Nachfrage Entwicklung 

Die wirtschaftliche Entwicklung eines 
Landes geht einher mit Strukturverschie-
bungen zwischen den verschiedenen 
Nachfragekomponenten, - dies sind der 
Private Verbrauch und der Staatsver-
brauch, die Anlageinvestitionen sowie 
der Export und Import. Auch innerhalb 
der einzelnen Komponenten ergeben sich 
Verschiebungen. Verlagerungen zwischen 
und innerhalb dieser verschiedenen Kom-
ponenten sind mitbestimmend für Rich-
tung und Ausmaß des industriellen und 
gesamtwirtschaftlichen Strukturwandels. 
Im Hinblick- auf die Transmission von 
Nachfrageeffekten auf die Produktions-
seite einer Volkswirtschaft ist zu beach-
ten, daß die inländische Nachfrage auch 
durch importierte Produkte abgedeckt 
wird, so daß sie nicht in gleicher Stärke 
auf die inländische Produktionstätigkeit 
durchschlägt. 

Privater Verbrauch 

Der private Verbrauch ist mit einem An-
teil von rund 54 % am realen Bruttoso-
zialprodukt (Bundesrepublik 1985) das 
größte Nachfrageaggregat (Tabelle 1). 
Ende der 70er Jahre lag der Realanteil 
noch bei 57 %. Der Rückgang erklärt 
sich daraus, daß die Entwicklung des 
privaten Konsums in der ersten Hälfte 
der 80er Jahre als Folge geringfügig ge-
stiegener Realeinkommen und hoher Ar-
beitslosigkeit hinter der Sozialprodukts-
entwicklung zurückblieb. Für die zweite 
Hälfte der 80er Jahre ist mit einem wei-
terhin unterdurchschnittlichen Verlauf 
des privaten Verbrauchs zu rechnen, al-
lerdings in einem geringeren Abstand als 
in der Vergangenheit, da in Verbindung 
mit der konsolidierten Wirtschaftsent-
wicklung die Einkommensentwicklung und  

Tabelle 1 

Anteil der Verwendungskomponenten am Brutto-
sozialprodukt im Bundesgebiet') 

Jahr 

Privater 
Verbrauch 

Staats- Anlage-

 

verbrauch investitionen Ausfuhr 

       

   

 

  
            

1970 53,5 18,7 25,7 21,9 

1975 56,7 20,9 21,6 25,8 

1980 56,6 201 22,6 28,4 

1985 54,3 20,1 19,9 34,6 

'1 In Preisen von 1980. 

geschätzt werden. Für die 90er Jahre 
kann bei einem Weiterwirken dieser Ten-
denzen wieder von einer durchschnittli-
chen Zunahme ausgegangen werden, zu-
mal in der zweiten Hälfte dieses Jahr-
zehnts das Bruttoinlandsprodukt je Kopf 
der Wohnbevölkerung etwas stärker zu-
nehmen könnte als zuvor (Tabelle 3), 7 

Die Struktur des privaten Verbrauchs 
wird von einer Vielzahl von Einflußgrö-
ßen bestimmt. Hierzu gehören u.a. die 
Versorgungslage, Qualitätsansprüche, die 
Bedeutung kultureller Bedürfnisse, das 
Umweltbewußtsein und auch staatliche 
Einflüsse in Form von Steuern, Subven-
tionen etc. Die größte Ausgabengruppe 
des privaten Verbrauchs sind die Ausga-
ben für Nahrungs- und Genußmittel 
(mehr als ein Viertel). Für diese Katego-
rie - wie auch für Bekleidung - kann 
angenommen werden, daß sich der Ver-

 

gangenheitstrend einer unterdurch-

 

schnittlichen Ausdehnung fortsetzt. Bei 
den genannten Konsumbereichen dürften 
zukünftig vermehrt Anforderungen an 
Qualität und Umweltverträglichkeit im 
Vordergrund stehen. Die Ausgaben für 
Wohnungsmieten, Energie und Haushalts-
führung weisen seit den 60er Jahren 
einen - von kurzfristigen Schwankungen 
abgesehen - etwa konstanten Anteil am 
privaten Verbrauch auf. Die Situation 
auf dem Wohnungsmarkt (nur leichte Zu-
nahme der Haushalte, Sättigungstenden-
zen im Mietwohnungsbau) sowie auf dem 

7 Vgl. dazu Fügel-Waverijn, I.: Überlegungen zum Zusammenhang 
zwischen der künftigen Bevölkerungs- und Wirtschaftsentwicklung, 

die Lage am Arbeitsmarkt günstiger ein- in: Baden-Württemberg in Wort und Zahl, Heft 9, 1979. 
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Energiemarkt (überschaubare Preisent-
wicklung, bewußtes Energiesparen) las-
sen auch für die Zukunft eine annähernd 
durchschnittliche Ausgabenentwicklung 
erwarten. Der private Konsum von Waren 
und Dienstleistungen für die Haushalts-
ausstattung und -führung könnte dage-
gen leicht überdurchschnittlich anstei-
gen, wenn sich höhere Anforderungen an 
die Ausstattungsqualität und eine höhere 
Wertschätzung von Dienstleistungen im 
Wohnbereich (zum Beispiel Haus- und 
Gartenpflege) durchsetzen. 

Ein überdurchschnittlicher Anstieg ist 
bei den Ausgaben für Nachrichtenüber-
mittlung, Gesundheitspflege, Bildung 
und Unterhaltung sowie persönliche Aus-
stattung zu erwarten. Hierfür spricht 
eine zunehmende Intensivierung von 
Dienstleistungen im Telefon-, Rundfunk-
und Fernsehbereich sowie bei den neuen 
Kommunikationstechniken. Darüber hin-
aus ist ein weiterhin zunehmendes Ge-
sundheitsbewußtsein der Bevölkerung, 
verbunden mit einer Abnahme von ko-
stenlosen staatlichen Leistungen im Ge-
sundheitswesen durchaus wahrschein-
lich. Im Bereich Bildung und Unterhal-
tung dürfte sich der Trend zu höher- 
wertigen Gütern und Dienstleistungen 
(etwa im Freizeitbereich) sowie zu einer 
Höherbewertung kultureller Bedürfnisse 
fortsetzen. 

Von der Strukturverschiebung innerhalb 
des privaten Verbrauchs werden im we-
sentlichen folgende Lieferbereiche be-
troffen sein: Dämpfende Auswirkungen 
sind in der Land- und Forstwirtschaft, 
der Nahrungs- und Genußmittelindustrie 
sowie im Textil-, Leder- und .Beklei-
dungsgewerbe zu erwarten. Hier gilt je-

-doch, daß einzelne Unternehmen, die 
.sich auf die veränderten Bedürfnisstruk-
turen und Qualitätsansprüche rechtzeitig 
einstellen, ein - gemessen am gesamten 
Wirtschaftszweig - überdurchschnittliches 
Wachstum erzielen können. Positiv aus-
wirken wird sich die Umstrukturierung 
des privaten Verbrauchs dagegen auf 
Zweige des Investitionsgütergewerbes 
(wegen des zunehmenden Investitionscha-
rakters eines Teils der privaten Nachfra-
ge) , insbesondere auf die elektrotechni-
sche sowie feinmechanische und optische 
Industrie. Darüber hinaus ergeben sich 
stark positive Impulse für das Dienst-
leistungsgewerbe, insbesondere für die  

Nachrichtenübermittlung sowie ' für 
Dienstleistungen in den Bereichen Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur sowie 
Gesundheitswesen (auch im Bereich der 
privaten Organisationen ohne Erwerbs-
charakter) und schließlich in der Sparte 
Beratung und Begutachtung (Rechtsan-
wälte, Notare, Ingenieure etc.). 

 

Von den aufgezeigten Entwicklungslinien 
im Bereich des privaten Verbrauchs 
dürfte die baden-württembergische Wirt-
schaft überdurchschnittlich profitieren. 
Einmal bieten im Bereich von Industrie 
und Handwerk die Strukturen eine gute . 
Voraussetzung, sich auf die veränderten 
Nachfragebedingungen mit einem den. 
neuen Wertvorstellungen und Qualitätsan-
sprüchen entsprechenden Warenangebot 
schnell einzustellen. Andererseits wird 
das Dienstleistungsgewerbe in Baden-
Württemberg hierdurch weitere erhebliche 
Wachstums- und Beschäftigungsimpulse 
erhalten. 

Staatsverbrauch 

Der Staatsverbrauch, der sich aus Lohn-
und Gehaltszahlungen sowie Nettokäufen 
des Staates für die laufende Produktion 
zusammensetzt, hat in den 70er Jahren 
stärker zugenommen. als das Bruttosozial-
produkt. Sein Realanteil am Bruttosozial-
produkt belief sich in Baden-Württem-
berg 1970 auf 15,7 % und 1980 auf 17,2 % 
(Bundesgebiet: 18,7 % bzw. 20,1 %). In 
der ersten Hälfte der 80er Jahre war 
eine nur noch durchschnittliche Zunahme 
des Staatsverbrauchs zu verzeichnen, 
mit leicht unterdurchschnittlichen Zu-
wachsraten seit 1982. Wegen der anhal-
tenden Konsolidierungsbemühungen der 
öffentlichen Haushalte ist weiterhin mit 
einer leicht unterdurchschnittlichen Aus-
dehnung des Staatsverbrauchs zu rech-
nen. 

Im Berechnungszeitraum ist gleichzeitig 
eine Umstrukturierung des öffentlichen 
Verbrauchs zu erwarten. Einer zurück-
haltenden Personalpolitik in den Berei-
chen Allgemeine Verwaltung und Bildung 
werden voraussichtlich zunehmende Auf-
wendungen für Forschung, Sicherheit 
und Sachausgaben der Sozialversicherung 
sowie - im Zuge demographischer Ent-
wicklungen - für die Altenbetreuung ge- 
genüberstehen. 

45 



Anlageinvestitionen 

1983 wurden in Baden-Württemberg 22 % 
des Bruttosozialprodukts für die Erhal-

 

tung, Erneuerung und Erweiterung des 
Anlagenbestandes aufgewendet (Bundes-
gebiet: knapp 21 %). Damit ist das Wach-
stum der Anl9einvestitionen sowohl in 
den 70er Jahren wie auch noch Anfang 
der achtziger Jahre in Land und Bund 
hinter der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung zurückgeblieben. Denn 1970 
und 1980 lagen die entsprechenden An-
teile noch bei 26 % (auch im Bund) bzw. 
24 % (Bund: knapp 23 %). Die Anlage-
investitionen sind somit entsprechend 
ihrer konjunkturellen und strukturellen 
Abhängigkeit eine besonders stark 
schwankende Nachfragekomponente. An-
gesichts der derzeitigen Investitionsdy-
namik und angesichts des auch zukünftig 
bestehenden Investitionsdrucks ist -
anders als in der Vergangenheit - für 
die Zukunft davon auszugehen, daß von 
diesem Einflußfaktor die stärksten 
Wachstumsimpulse auf den volkswirt-
schaftlichen Entwicklungsprozess aus-
gehen werden. Dabei dürfte sich die be-
reits bestehende Tendenz einer Um-
schichtung zugunsten der Ausrüstungs-
investitionen, deren Anteil etwas mehr 
als ein Drittel (1983: 36 %) an den Ge-
samtinvestitionen beträgt, verstärkt fort-
setzen. 

Für das unterdurchschnittliche Wachstum 
der Bauinvestitionen wird maßgeblich die 
Entwicklung im Wohnbau verantwortlich 
sein. Hier ist bei einem relativ hohen 
Wohnungsbestand und einer für die 90er 
Jahre zu erwartenden Abnahme der pri-
vaten Haushalte mit einem rückläufigen 
Trend bei der Erstellung neuer Wohn-
bauten zu rechnen. Verstärken werden 
sich demgegenüber Bautätigkeiten in den 
Bereichen Instandhaltung,, Modernisie-
rung, Sanierung von Altbauten, Energie-
sparmaßnahmen etc. einschließlich der 
Denkmalpflege. Diese Maßnahmen sind in 
der Regel sehr personalintensiv und bie-
ten von hieraus auch zusätzliche Be-
schäftigungsmöglichkeiten. Für den Wirt-
schaftsbau muß in Betracht gezogen wer-
den, daß Erweiterungsinvestitionen, die 
relativ hohe Bauinvestitionen mit sich 
bringen, in ihrer Bedeutung hinter Ra-
tionalisierungsinvestitionen zurücktreten 
und daß die Einführung neuer Technolo-
gien in den Produktionsprozeß raumspa-  

rend wirken kann. Dennoch wird die 
Notwendigkeit von Neubauten (wenn be-
stehende bauliche Anlagen für neue Pro-

 

duktionsverfahren ungeeignet sind) 
ebenso von Bedeutung sein wie ein er-
heblich höherer Flächenbedarf, zum Bei-
spiel bei automatisierten Fertigungsstra-
ßen unter Einsatz von Industrierobotern. 
So ist von einer leicht überdurchschnitt-
lichen Wachstumsrate im Wirtschaftsbau 
auszugehen, die allerdings wegen der 
rückläufigen Tendenzen im Wohnbau le-
diglich zu einer schwachen Zunahme der 
gesamten Bauinvestitionen führt. 

Die Umstrukturierung der Produktions-
anlagen wirkt sich insbesondere bei den 
Ausrüstungsinvestitionen aus. Hier ist 
ein überdurchschnittliches Wachstum zu 
erwarten, da die Sicherung der Wettbe-
werbsfähigkeit von einzelnen Unterneh-
men und ganzen Industriezweigen im 
verschärften internationalen Konkur-
renzkampf die Nutzung neuer Technolo-
gien unabdingbar macht. Bis 1990 ist mit 
einer stark überdurchschnittlichen Zu-
nahme der Ausrüstungsinvestitionen zu 
rechnen, da einerseits zu Beginn der 
80er Jahre wegen der weltweit unsiche-
ren Wirtschaftslage Investitionsvorhaben 
verschoben bzw. unterlassen wurden. 
Andererseits müssen notwendige Modern!- -
sierungen und Umstrukturierungen vor-
genommen werden, die dem internationa-
len Standard entsprechen. Nach 1990 
werden weiterhin überproportionale Zu-
wachsraten im Bereich der Ausrüstungs-
investitionen erwartet, wenn auch ge-
ringere als in der zweiten Hälfte der 
80er Jahre. 

Von der überdurchschnittlichen Zunahme 
der Investitionsnachfrage nach Ausrü-
stungsgütern wird Baden-Württemberg 
besonders profitieren . Die ohnehin 
exponierte Stellung der Investitionsgü-
terindustrien kann im Verlauf der 
voraussehbaren technischen Neuerungen 
weiterhin ausgebaut werden. 

Außenhandel 

Angesichts des technologischen Fort-
schritts in den industrialisierten Ländern 
und im Hinblick auf die weitere Entwick-
lungsnotwendigkeit der Schwellenländer 
und insbesondere der Entwicklungslän-
der, kann auch auf längere Sicht von 
einer weiteren Intensivierung des Au-
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ßenhandels ausgegangen werden. Dies 
schließt nicht aus, daß immer wieder 
einzelne Nationen kurz- oder sogar mit-
telfristig protektionistische Maßnahmen 
ergreifen werden. 

Eine Folge der hier angenommenen Inten-
sivierung der Außenhandelsbeziehungen 
ist eine gegenüber dem allgemeinen Wirt-
schaftswachstum schnellere Zunahme der 
Exporte und Importe. Dies gilt insbeson-
dere für ein so stark außenwirtschaftlich 
ausgerichtetes Land wie die Bundesrepu-
blik Deutschland bzw. Baden-Württem-

 

berg. 

Im einzelnen lassen sich auf der Export-

 

seite folgende Entwicklungstendenzen 
voraussehen. Der Export von land- und 
forstwirschaftlichen Produkten sowie Er-
zeugnissen des Bergbaus wird an Bedeu-
tung verlieren. Ebenfalls schlechter sind 
die Exportaussichten der meisten Grund-
stoff- und Produktionsgüterzweige zu 
beurteilen. Maßgeblich hierfür ist der 
hohe Einsatz von Rohstoffen und Ener-
gie, der neu aufgebauten Produktions-
stätten in Ländern mit großen Rohstoff-
vorkommen und ,preisgünstiger Energie-
bereitstellung bedeutende Standortvor-
teile verschafft. Eine Ausnahme wird der 
Export von Chemie- und Kunststoffarti-
keln darstellen. Überdurchschnittlich 
werden dagegen die Ausfuhren der Inve-
stitionsgüterindustrie zunehmen, sowohl 
wegen der steigenden Nachfrage nach 
neuester Technologie wie auch wegen der 
industriellen Weiterentwicklung der 
Länder der Dritten Welt. Dementspre-
chend sind positive Effekte bei der Elek-
trotechnik sowie Feinmechanik und Optik 
zu erwarten. Dies gilt ebenso für den 
Maschinenbau, der wieder Anschluß fin-
det an vergangene Exportzuwachsraten, 
und der bei konsequenter Nutzung der 
neuen technischen Möglichkeiten Welt-
marktanteile zurückgewinnen kann. Die 
Entwicklung der bereits sehr hohen Aus-
fuhr von Fahrzeugbauerzeugnissen wird 
einen eher durchschnittlichen Verlauf 
nehmen. Hier dürfte das Hauptaugenmerk 
auf der Sicherung von Marktanteilen ge-. 
genüber den Konkurrenzländern (im we-
sentlichen Japan) liegen. Für das Ver-
brauchsgüter produzierende Gewerbe ist 
in Rechnung zu stellen, daß die Kon-
kurrenz durch Billiglohnländer weiter 
zunehmen wird. Hier besteht ganz be-  

sonders die bereits angesprochene Not-
wendigkeit einer Exportorientierung auf 
qualitativ hochstehende Produkte. 

Für die baden-württembergischen Expor-
teure bedeutet die herausragende Stel-
lung der Investitionsgüterproduktion zu-
gleich Chancen und Risiken für die wei-
tere Entwicklung des Auslandsabsatzes: 
Die Chancen liegen in einem enormen 
Nachfragepotential, das sich infolge der 
kontinuierlich zunehmenden Verbreitung 
neuer Technologien als Investitionsgüter-
nachfrage und privater Konsumnachfrage 
mit Investitionsgütercharakter entfalten 
wird. Risiken bestehen, wenn neue tech-
nische Entwicklungen nicht in Produkte 
umgesetzt werden, die der Markt auf-
nimmt, oder wenn der Anschluß an die 
von anderen Industrieländern gesetzten 
Standards verloren geht. Risikomindernd 
kann hier die mittelständische Struktur 
der baden-württembergischen Wirtschaft 
wirken, wenn - wie oft in der Vergan-
genheit - von kleinen und mittleren Un-
ternehmen Innovationskräfte entfaltet 
werden, die eine .Vorreiterfünktion für 
einen ganzen Wirtschaftszweig überneh-
men. 

Im Zuge der weltwirtschaftlichen Ent- 
wicklung ist gleichzeitig- mit dem starken 
Exportwachstum auch ein starkes Import-
wachstum zu erwarten. So ist schon al-
lein wegen der zunehmenden Tendenz. 
zur Verlagerung der Handelsbeziehungen 
vom Austausch verschiedenartiger Pro-
dukte auf den Austausch ausdifferen-
zierter Produkte der gleichen Art zwi-
schen hochindustrialisierten Ländern 
damit zu rechnen, daß eine Steigerung 
der deutschen bzw, baden-württember-
gischen Exporttätigkeit einen verstärkten 
Importdruck nach sich zieht. Das heißt, 
daß der Binnenmarkt zunehmend mit Im-
portgütern versorgt wird, die den typi-
schen Exportgütern ähnlich oder gleich 
sind. Da der reale Wert solcher Im-
portgüter höher ist als derjenige von 
Gütern vorgelagerter Produktionsstufen, 
erscheint eine überproportionale Zunahme 
der Importe ceteris paribus, das heißt 
zum Beispiel bei einem unverändert ho-
hen Bedarf, durchaus möglich. Generell 
ist zu erwarten, daß jene Produkte auf 
den deutschen Markt drängen, die einem 
reinen Preiswettbewerb unterliegen und 
somit von Schwellenländern bzw. Nie- 
driglohnländern zu niedrigeren Preisen 
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angeboten werden können als von der 
heimischen Industrie. Hiervon sind ins-
besondere die Verbrauchsgüterindustrien 
betroffen. Weiterhin sind rohstoff- und 
energieintensive Güter des Grundstoff-
und Produktionsgüterbereichs betroffen, 
zumal, wenn ihre Produktion umweltbela-
stend ist und/oder Transportkosten von 
vergleichsweise geringer Bedeutung ent-
stehen. Ebenso wird eine merkliche Im-
portkonkurrenz von jenen Gütern ausge-
hen, bei denen die Bundesrepublik 
hauptsächlich gegenüber Japan und den 
USA einen technologischen Rückstand 
aufzuholen hat. Dies wirkt in erster 
Linie auf die Investitionsgüterbereiche. 
Diese Tendenzen verdeutlichen, daß aus 
verschiedenen Gründen ein nicht unbe-
deutender Importdruck wahrscheinlich 
ist, der die deutschen Unternehmen zu 
verstärkten Exportanstrengungen zwingt, 
um ihre Produktion zu halten bzw. aus-
zuweiten. Dem spürbaren Wettbewerb 
durch Importwaren kann bzw. muß durch 
eine zunehmende Produktionsverlagerung 
auf hochwertige Güter, die aufgrund von 
Herstellungstechniken und Qualitätsmerk-
malen gute Absatzchancen haben, entge-
gengetreten werden. 

4. Überlegungen zum gesamtwirtschaftlichen 

und sektoralen Wachstum 

 

Die skizzierte Veränderung der weltwirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen, die Im-
pulse der technologischen Entwicklung 
und die erwartete Entwicklung der Nach-
frageaggregate sind in ihrem Zusammen-
wirken bestimmend für den zukünftigen 
Verlauf der Produktionstätigkeit in den 
Wirtschaftssektoren. Faßt man die Ge-
samtheit aller Berechnungen und Überle-
gungen für die Produktionsentwicklung 
der einzelnen Wirtschaftsbereiche zusam-
men, so ergibt sich .für den Betrach-
tungszeitraum ein jahresdurchschnittli-
ches Wachstum der Wertschöpfung der 
baden-württembergischen Wirtschaft von 
etwa 2,2 % (Tabelle 2). Für die zweite 
Hälfte der 80er Jahre wird zunächst ein 
Wachstum erwartet, das die 2,5 Prozent-
marke erreichen kann, da dieser Zeit-
raum von einer lebhaften Investitions-
nachfrage sowie einem Anziehen der Kon-
sumnachfrage,geprägt sein wird. Dage-
gen dürfte das Exportwachstum weniger 
expansiv verlaufen als in der ersten 
Hälfte der 80er Jahre. Für den Zeitraum  

1990/95 ist ein etwas verlangsamtes 
Wachstum nicht auszuschließen. Aus-
schlaggebend hierfür ist die Erwartung 
einer vorübergehend nachlassenden Inve-
stitionsnachfrage als Reaktion auf die 
starke Ausweitung der Anlageinvestitio-
nen in der zweiten Hälfte der 80er 
Jahre. Eine leichte Beschleunigung des 
Wirtschaftswachstums dürfte sich dann 
wieder für die zweite Hälfte der nächsten 
Dekade ergeben. Im Zeitraum 1995/2000 
wird sich aller Voraussicht nach auf-
grund demographischer und ökonomischer 
Entwicklungen die Arbeitsmarktlage ent-
spannen, ein neuer innovatorischer Auf-
bruch zu vermehrten Investitionen füh-
ren und ein leicht überdurchschnittlich 
steigendes Pro-Kopf-Einkommen eine kon-
junkturstützende Konsumnachfrage er-
möglichen. Daß dennoch nicht. die Wachs-
tumsrate vergangener Aufschwungspha-
sen erreicht werden dürfte, läßt sich mit 
dem bis dahin erreichten hohen Wert-
schöpfungsniveau begründen. Dieses 
hohe Niveau führt in der zweiten Hälfte 
der 90er Jahre bei einer stagnierenden 
oder leicht abnehmenden Bevölkerungs-
zahl zu einem etwas überproportionalen 
Wachstum der Bruttowertschöpfung pro 
Kopf der Wohnbevölkerung (Tabelle 3). 
Im Verlauf der skizzierten Entwicklung 
könnte entsprechend die reale Brut-
towertschöpfung im Jahr 2000 mit rund 
335 Mrd. DM einen Wert erreichen, der 
das Niveau von 1985 (knapp 
243 Mrd. DM) um nahezu zwei Fünftel 
übertrifft (Schaubild 1). Gleichzeitig 
steigt die Bruttowertschöpfung pro Kopf 
der Bevölkerung etwa im gleichen Aus-
maß von 26 300 DM auf über 36 500 DM. 

Mit dieser gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung sind entsprechend der Wir-
kungsweise der Bestimmungsfaktoren Än-
derungen der Wirtschaftsstruktur ver-
bunden. Die seitherigen Tendenzen wer-
den sich dabei in abgeschwächter Form 
fortsetzen. Der Anteil des Warenprodu-
zierenden Gewerbes an der Wertschöp-
fung dürfte also etwas zurückgehen, 
während derjenige der privaten Dienst-
leistungsunternehmen weiterhin steigt$. 
Innerhalb des Warenproduzierenden Ge-

  

8 Vgl. dazu K. Keller: Veränderung der Dienstleistungsstruktur, in 
Baden-Württemberg in Wort und Zahl, Heft 9 und 10, 1982.. 
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Tabelle 2 

Zurückliegende und voraussichtliche Entwicklung der Beiträge zur Bruttowertschöpfung nach Wirtschafts-
bereichen') 

Davon 

1 nsgesamt Land-und 
Forstwirtschaft, 

Fischerei 

Staat, Private Haus-

 

halte und Private 
Organisationen ohne 

Erwerbszweck 

Jahr/ 
Zeit-

 

raum 

Warenproduzierendes 
Gewerbe 

Handel und 
Verkehr 

Dienstleistungs-
unternehmen 

Mrd. DM. Mrd. DM Mrd, DM Mrd. DM Mrd. DM Mrd. DM 

      

1672 100 4,2 2,5 91,0 54.4 22,4 13,4 30,7 18,3 19,0 11,4 

187,9 100 42 22 97,0 51,6 24,5 13.0 38,4 20,4 24,0 12,8 

2235 100 4,1 1,8 115.7 51,8 29,0 13,0 47,3 21,2 27.4 12,2 

242,6 100 42 1,7 121,9 502 32,1 13,2 54,7 22,6 29,7 12,2 

273.0 100 42 1,6 135.5 49.6 36,3 13,3 64,6 23.7 32.3 17,8 

300,7 100 4,3 1,4 146.8 48,8 40,1 13,3 74,5 24.8 34.9 11,6 

3345 100 4,4 1,3 161,4 48.3 44,3 13,2 86,7 25,9 37,6 11,3 

Durchschnittliche jährliche Veränderung in % 

1970 

1975 

1980 

1985 

1990 

1995 

2000 

2,4 0,0 1,3 1,8 4,6 4,8 

35 — 02 3,6 3,4 4,3 2.7 

1,7 0,4 1,0 2,1 2,9 1,6 

2,4 02 2.1 2,5 3,4 1,7 

2,0 02 1.6 2,0 2,9 1,6 

22 05 1,9 2,0 3.1 1,5 

1970/75 

1975/80 

1980/85 

1985/90 

1990/95 

1995/00 

') Unbereinigte Bruttowertschöpfung in Preisen von 1980. 
Berechnungsstand bis 1985: März 1986. 

werbes dürfte die Bedeutung des Verar-
beitenden Gewerbes mit einem Anteil von 
knapp über 40 % an der gesamtwirt-
schaftlichen Wertschöpfung im Betrach-
tungszeitraum in etwa konstant bleiben. 
Die Annahme abgeschwächt weitlaufender 
Strukturänderungstendenzen geht davon 
aus, daß sich die stärksten Strukturan-
passungen bereits innerhalb der vergan-
genen 10 bis 15 Jahre vollzogen haben 
und daß der zukünftige Strukturwandel 
tendenziell eher absehbar ist und des-
halb mit weniger starken Friktionen als 
in der Vergangenheit bewältigt werden 
kann. Desweiteren muß bei der Bedeu-
tungsverschiebung zwischen den Waren-
produzierenden Bereichen und den 
Dienstleistungssektoren berücksichtigt 
werden, daß ein nicht unbedeutender 
Teil aller Dienstleistungen zunehmend im 
Warenproduzierenden Gewerbe selbst er-
bracht wird. Dieser Sektor bleibt dem-
entsprechend mit einem Wertschöpfungs-
anteil von etwas weniger als 50 % auch  

Tabelle 3 

Zurückliegende und voraussichtliche Entwicklung 
der Bruttowertschöpfung (BWS) pro Kopf der 
Wohnbevölkerung") 

Durchschnittliche jährliche 
Veränderung im zurückliegenden 

"ahres-Zeitraum 

Jahr 
nachrichtlich: 

Bws 

DM 

1970 18 768 

1975 20 369 1,7 24 

1980 241318 3,6 3,5 

1985 26 250 1,5 1,7 

1990 29 477 2,3 2,4 

1995 32 470 2,0 2.0 
2000 36 486 2,4 2,2 

') Unbereinigte Bruttowertschöpfung in Preisen von 1980. 
Berechnungsstand bis 1985: März 1986. 

49 

BWS pro Kopf der 
Wohnbevölkerung 

BWS pro Kopf der 
Wohnbevölkerung 

 



Schalbild 1 

Entwicklung der Bruttowertschöpfung 
1970 bis 2000 

Mrd. DM 
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* ) Unbereinigte Bruttowertschöpfung in Preisen von 1980 
Berechnungsstand bis 1985 : März 1986 
Statistisches Landesamt Baden-Württemberg Xi, " 

im Jahre 2000 bestimmend für die Wirt-
schaftsentwicklung in Baden-Württemberg 
(Schaubild 2). 

Der trotz der hohen Wachstumsimpulse 
mehr oder weniger konstante Wertschöp-
fungsanteil des Verarbeitenden Gewerbes 
ist ein rechentechnisches Ergebnis und 
kann nicht als relative Bedeutungsminde-
rung dieses Bereichs interpretiert wer-
den. Vielmehr ist dies Ausdruck dafür, 
daß ein immer größeres Produktionsvolu-
men mit einem immer geringeren Produk-
tionsfaktoreinsatz erstellt werden kann, 
so daß die erstellten Produkte dieses Be-
reichs im Vergleich zu anderen Produk-
ten und zu Dienstleistungen immer billi-
ger werden. Die zu erwartende Entwick-
lung dieser Relation ist somit ein Indi-
kator für die ständig steigende Lei-
stungsfähigkeit des industriellen Sek-
tors. Der Dienstleistungssektor steht 
hierzu in einem komplementären Wir-
kungsverhältnis, und dies in verschiede-
ner Hinsicht. So erfordert die Produk-
tion technologisch fortgeschrittener Gü-
ter und ihr Absatz auf nationalen und  

internationalen Märkten in wachsendem 
Umfang tertiäre Funktionen. Gleichzeitig 
entsteht ein sehr großer Bedarf an be-
ruflicher und allgemeiner Weiterbildung. 
Die durch die Leistungsfähigkeit des in-
dustriellen Sektors ermöglichte Einkom-
menssteigerung initiiert weiterhin eine 
sehr hohe Nachfrage nach qualifizierten 
Dienstleistungen in den verschiedensten 
Bereichen. 

Im einzelnen zeichnen sich für die Wirt-
schaftsbereiche folgende Entwicklungsli-
nien ab: 

Das Verarbeitende Gewerbe als quantita-
tiv wichtigster Produktionsbereich wird 
auch zukünftig bestimmend für die ge-
samtwirtschaftliche Entwicklung sein. Das 
Wertschöpfungswachstum des Verarbeiten-
den Gewerbes dürfte nur knapp unter 
dem gesamtwirtschaftlichen Wachstum 
liegen. Der Wertschöpfungsanteil beläuft 
sich infolgedessen im Jahr 2000 auf rund 
41 % (1985: knapp 42 %). Diese Entwick-
lung ist das Ergebnis unterschiedlicher 
Verläufe in den heterogenen Teilberei-
chen des Verarbeitenden Gewerbes, für 
die folgende Tendenzaussagen gemacht 
werden können: 

- Der Bereich ADV-Geräte und -Einrich-
tungen ist Schlüsselsektor der struk-
turellen Entwicklung mit sehr hohen 
Wachstumsaussichten. Gleichzeitig wer-
den auch die Elektrotechnik und die 
Feinmechanik und Optik begünstigt 
vom Wachstum der Investitionsgüterin-
dustrien und erlangen zusehends die 
Rolle von Schlüsselsektoren. So sind 
dem Bereich der Elektrotechnik Inno-
vationen bei Konsumgütern (Unterhal-
tungselektronik, Nachrichten-, Kommu-
nikations- und Informationstechnolo-
gien) wie auch bei Investitionsgütern 
(Nachrichten- und Informationstechnik, 
Meß-, Prüf- und Regeltechnik) zuzu-
rechnen. Darüber hinaus bauen neue 
Prozeß- und Fertigungstechniken auf' 
feinmechanischen Präzisionsprodukten 
auf (Roboter- und Sensortechnik). 
Wachstumsmöglichkeiten entstehen wei-
terhin aus der Kombination von Optik 
und Elektronik. 

- Der Stahl-, Maschinen- und Fahrzeug-
bau wird überdurchschnittliche Wachs-
tumsraten aufweisen, da dieser Bereich 
von der angenommenen steigenden Be-
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deutung von Ausrüstungsinvestitionen 
in der Bundesrepublik wie weltweit 
profitiert. 

- Der seinerseits heterogene Grund-
stoffbereich "Chemie, Mineralölverar-
beitung, Kunststoffe, Gummiwaren, 
Steine und Erden, Feinkeramik und 
Glas" wird hinter der Entwicklung des 
Verarbeitenden Gewerbes insgesamt zu-
rückbleiben. Hierbei stehen günstigen 
Wachstumsaussichten in der Chemie 
und bei Kunststoffen rückläufige Ten-
denzen insbesondere im Bereich Steine 
und Erden, aber auch bei der Mineral-
ölverarbeitung gegenüber. 

- Die Eisen- und Metallindustrie wird 
weiterhin an Bedeutung verlieren. 
Zwar bestehen wegen der Ankopplung 
an die Investitionsgüterindustrie gute 
Aussichten für die Weiterverarbeitung. 
Dem steht jedoch bei der Erzeugung 
ein wachsender Importdruck durch 
Niedriglohnländer bzw. rohstoffnahe 
Anbieter gegenüber. Außerdem werden 
die Substitutionsmöglichkeiten im Ma-
terialbereich (zum Beispiel durch 
Kunststoffe) ebenso zunehmen wie in 
der Fertigung (zum Beispiel Kleben 
statt Schrauben). 

Im (heterogenen) Verbrauchsgüterbe-
reich "Holz, Papier, Druck, EBM-Wa-
ren, Spielwaren, Textilien und Beklei-
dung" wird mit einer Stagnation des 
Beitrags zur Bruttowertschöpfung ge-
rechnet. Hierbei können die weiterhin 
rückläufigen Tendenzen in der Holz-
sowie in der Textil- und Bekleidungs-
industrie von einem mäßigen Wachstum 
in den anderen Bereichen annähernd 
kompensiert werden. Maßgeblich für 
diese Entwicklung sind die abnehmende 
Bedeutung der genannten Produktarten 
für den privaten Verbrauch und der 
anhaltend starke Importdruck. 

- Für die Nahrungs- und Genußmittelin-
dustrie wird zunächst mit einer ge-
ringfügigen Zunahme der Wertschöp-
fung gerechnet, für die 90er Jahre mit 
einer Stagnation. Ausschlaggebend ist 
die überwiegende Ausrichtung auf den 
Inlandsmarkt, der durch eine unter-

 

durchschnittliche Nachfrageentwick-

 

lung gekennzeichnet ist. 

Die Bruttowertschöpfung im Sektor En-
ergie- und Wasserversorgung, Bergbau,  

Schaubild 2 

Entwicklung der Wertschöpfungsanteile 
ausgewählter Wirtschaftsbereiche 

die zu rund 85 % auf den Bereich Elek-
trizität und Fernwärme entfällt, nahm in 
der Vergangenheit jahresdurchschnittlich 
schneller zu als die Bruttowertschöpfung 
aller Wirtschaftssektoren. Die Differenzen 
in den Wachstumsraten haben sich aller-
dings verringert. Langfristig ist mit 
einer weiteren mäßigen Verlangsamung 
des Energieverbrauchs zu rechnen. Hier-
für spricht einmal der Bedeutungsrück-
gang der energieintensiven Produktions-
bereiche, insbesondere im Grundstoff-

 

und Produktionsgütergewerbe (Eisen, 
Papier, Steine/Erden) und die Zunahme 
energiesparender Produktionsverfahren. 
Der Energieverbrauch in den Haushalten 
dürfte weiterhin geringfügig zunehmen. 
Ein zunehmender Energieverbrauch ist in 
jenen Bereichen möglich, wo neue Tech-
niken oder Anforderungen an den Um-
weltschutz einen erhöhten Energieeinsatz 
erfordern. In der zweiten Hälfte der 
80er Jahre ist mit einer etwas stärkeren 
Zunahme der Bruttowertschöpfung als. in 
der ersten Hälfte der 80er Jahre zu 
rechnen, insbesondere wegen der vo-
raussehbaren deutlichen Belebung der 
Produktionstätigkeit im Verarbeitenden 
Gewerbe. Für die 90er Jahre ist dann 
ein Wachstum zu erwarten, das etwa der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung folgt. 
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Mittelfristig ist mit einer leichten 
Besserung der Lage im Baugewerbe zu 
rechnen, die allerdings nicht mit der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung Schritt 
halten kann. Im Wohnungsbau zeichnet 
sich eine Stabilisierung auf niedrigem 
Niveau ab, allenfalls eine mäßige Aus-
weitung der Aktivitäten. Demgegenüber 
erhält der Wirtschaftsbau spürbare Im-
pulse von der durchgreifenden kon-
junkturellen Erholung. Maßgeblich hier-
für ist ein deutlicher Nachholbedarf und 
bei guten Wachstumsaussichten für die 
Gesamtwirtschaft eine erhöhte Investi-
tionsneigung. Von den öffentlichen Bau-
vorhaben dürfte eine Stützung der Ge-
samtentwicklung ausgehen. In den neun-
ziger Jahren ist mit annähernd stagnie-
renden Tendenzen im Baugewerbe zu 
rechnen. Das Wohnungsbauvolumen dürf-
te tendenziell zurückgehen, da bereits 
heute eine gute Wohnungsversorgung er-
reicht ist und sich langfristig eine sin-
kende Zahl der Haushalte abzeichnet. In-
nerhalb des Wohnungsbaus wird dabei 
die Altbauerneuerung gegenüber dem 
Wohnungsneubau an Bedeutung gewin-
nen. Im Wirtschaftsbau erscheint lang-
fristig ein leichtes Wachstum möglich. 
Der Raumbedarf dürfte in Zukunft zwar 
langsamer steigen, doch wird die In-
standhaltung vorhandener Wirtschafts-
bauten an Bedeutung gewinnen. Die öf-
fentliche Bautätigkeit wird sich bei Bun-
desbahn und Bundespost überwiegend an 
der Nachfrage- und Ertragslage ausrich-
ten, während bei den Gebietskörper-
schaften in erster Linie die Haushalts-
situation entscheidend ist. Insgesamt 
dürften der staatlichen Nachfrage auch 
längerfristig enge Grenzen gesetzt sein. 

 

Der Beitrag der Land- und Forstwirt-
schaft zur realen Bruttowertschöpfung 
ist seit 1970 im Jahresdurchschnitt nahe-
zu unverändert geblieben (Tabelle 2). 
Mittelfristig ist eine anhaltende Stagna-
tion in diesem Bereich zu erwarten, da 
infolge der EG-Agrarmarktordnung mit 
ihren Preis- und Abnahmegarantien 
Nachfrageänderungen nur geringfügig 
die Produktion beeinflussen. Außerdem 
dürfte der EG-Beitritt von Spanien und 
Portugal bremsend auf die deutsche 
Agrarwirtschaft wirken. Mit Beginn der 
90er Jahre erscheint ein leichtes 
Wachstum möglich. Maßgeblich hierfür ist 
die zunehmende Frage nach der Umwelt-
verträglichkeit der landwirtschaftlichen  

Produktion und eine steigende Nachfrage 
nach höherwertigen Produkten, verbun-
den mit Auflagen für die Düngung sowie 
Tierhaltung und Viehzucht. Eine mög-
liche Konsequenz dieser 'Entwicklung ist 
in einer tendenziell höheren Arbeits-
intensität zu sehen. Insgesamt bleibt das 
reale Werschöpfungswachstum jedoch 
deutlich hinter der gesamtwirtschaftli-
chen Entwickung zurück und liegt im 
Jahr 2000 mit 4,4 Mrd. DM kaum höher 
als 1985 (Tabelle 2). 

Der Sektor Handel, Verkehr und Nach-
richtenübermittlung weist seit den 70er 
Jahren einen etwa konstanten Anteil an 
der Bruttowertschöpfung aller Wirt-
schaftsbereiche auf. Das Wachstum dieses 

Sektors verlief damit annähernd im 
Durchschnitt der gesamten Wirtschaft. 
Für den hier gewählten Betrachtungs-
zeitraum ist keine Umkehr dieses Trends 
zu erwarten, allerdings eine anhaltende 
Umstrukturierung innerhalb des Sektors. 
So ist seit Mitte der 70er Jahre das 
Wachstum im Bereich Handel hinter dem 
der Bereiche Verkehr und Nachrichten-
übermittlung zurückgeblieben. Im Handel 
ist weiterhin mit einer unterdurch-
schnittlichen Entwicklung zu rechnen. Im 
Verkehrsbereich ist eine leicht unter-
durchschnittliche Entwicklung zu erwar-
ten, da der Transport von Gütern ten-
denziell an. Bedeutung verliert und eine 
nach wie vor hohe PKW/Motorrad-Nut-
zung eine Ausweitung des Personenver-
kehrs deutlich einschränkt. Demgegen-
über sind beachtliche Wachstumspoten-
tiale im Nachrichtenwesen, insbesondere 
in der Datenübertragung (Teletext, 
Fernkopie etc.), zu sehen. Der Aufbau 
des sog. Breitbandkommunikationsnetzes 
wird langfristig zu einer überpropor-
tionalen Entwicklung des Bereichs Nach-

 

richtenübermittlung beitragen, auch 
wenn es einige Startschwierigkeiten gibt. 
Für den zusammengefaßten Sektor Han-
del, Verkehr und Nachrichtenübermitt-
lung kann deshalb von einer Zunahme 
der realen Bruttowertschöpfung ausge-
gangen werden, die langfristig bei etwas 
mehr als 2 % p.a. liegen dürfte. 

Im Kredit- und Versicherungswesen hat 
sich das Wachstum seit 1970 schneller 
vollzogen als in der Gesamtwirtschaft. 
Allerdings sind die Wachstumsunterschie-
de geringer geworden. Die Kreditinstitu-
te, die in der Vergangenheit zunehmend 
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den Charakter von Universalbanken be-
kommen haben, werden künftig von der 
intensivierten Auslandsverflechtung und 
der damit verbundenen Zunahme des Vo-
lumens der Auslandsgeschäfte profitie-
ren. Die deutschen Banken besitzen 
langjährige Erfahrungen im Auslandsge-
schäft und eine gute Position auf den als 
wachstumsstark eingeschätzten Euromärk-
ten. Allerdings wird gleichzeitig die in-
ternationale Konkurrenz um Anleger und 
Emittenten stärker, da der Finanzplatz 
Bundesrepublik für ausländische Insti-
tute an Attraktivität gewinnt. Eine be-
sondere Bedeutung wird in der Zukunft 
der Bereitstellung von Dienstleistungen 
(Anlageberatung, Maklerdienste etc.) zu-
kommen. Dagegen sind der Ausbau des 
Zweigstellennetzes sowie Rationalisie-
rungen und Automatisierungen im Zah-
lungsverkehr, die in der Vergangenheit 
eine kräftige Expansion auslösten, weit-
gehend abgeschlossen. Für die Versiche-
rungsunternehmen wird zukünftig die 
Abdeckung von Zusatzrisiken an Bedeu-
tung gewinnen. Dies ist eine Konsequenz 
der veränderten Aufgabenteilung zwi-
schen Staat und Privaten (weniger staat-
liche Versicherungsleistungen, stärkere 
individuell vorgenommene Absicherung). 
Darüber hinaus werden die Versiche-
rungsgesellschaften weiter in das Bank-
geschäft eindringen, insbesondere in den 
privaten Hypothekenmarkt. Umgekehrt 
engagieren sich Banken in bislang typi-
schen Sparten des Versicherungsgewer-
bes. Aus den genannten Gründen werden 
für den Finanzbereich allgemein über-
durchschnittlich hohe Wachstumsraten 
erwartet. 

Die Entwicklung der Wertschöpfung im 
Sektor Wohnungsvermietung ist eng an 
die Entwicklung der realen Mietausgaben 
gekoppelt. Die Wertschöpfungszunahme 
hat sich ~ seit den 70er Jahren abge-
schwächt, lag aber stets deutlich über 
dem gesamtwirtschaftlichen Wachstum. 
Für die Zukunft ist mit einer weiteren 
Abschwächung in diesem Bereich zu rech-
nen, da die Sättigungstendenzen am 
Wohnungsmarkt einen moderaten Verlauf 
der realen Mietausgaben erwarten lassen. 
Wachstumsimpulse ergeben sich aus einer 
tendenziell steigenden Nachfrage nach 
verbesserter Wohnqualität. 

Der Bereich sonstige private Dienstlei-
stungen besteht aus Dienstleistungen des  

Gaststätten- und Beherbergungsgewer-
bes, des Bereichs Wissenschaft, Bildung, 
Gesundheit sowie Dienstleistungen aus 
den Sparten Rechts- und Wirtschaftsbe-
ratung, Architektur- und Ingenieurbü-
ros, Auskunfts-, Schreib- und Überset-
zungsbüros, Wirtschaftswerbung sowie 
Wäscherei, Reinigung, Körperpflege. Die 
Wertschöpfung in diesem äußerst hetero-
genen Sektor nahm in den 70er Jahren 
mit einer Rate von rund 4 % p.a. und 
damit weit überdurchschnittlich zu. In 
der ersten Hälfte der 80er Jahre ver-
langsamte sich das Wachstum auf aller-
dings immer noch beachtliche 3 % im Jah-
resdurchschnitt, sicherlich eine Folge 
der gedämpften gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung, die ein geringeres Maß an 
Dienstleistungen erforderte. Mit dem er-
warteten Anstieg des wirtschaftlichen 
Wachstums in der zweiten Hälfte der 80er 
Jahre wird die Nachfrage nach den ver-
schiedenen Dienstleistungsarten wieder 
deutlich zunehmen. Auch langfristig ist 
mit einer anhaltend hohen Nachfrage zu 
rechnen. Baden-Württemberg könnte 
hiervon entsprechend der seitherigen 
Entwicklung überdurchschnittlich profi-
tieren, da dieser Sektor von Klein- und 
Mittelbetrieben geprägt ist, die sich 
durch ein hohes Maß an Privatinitiative 
auszeichnen. Insbesondere wird der Be-
darf an Rechts- und Wirtschaftsbera-
tungstätigkeiten sowie an Dienstlei-
stungen von Ingenieur- und Maklerbüros 
wie auch von Softwarehäusern steigen. 
Ferner profitiert der Bereich Bildung, 
Erziehung, Sport, Kultur, Verlagsgewer-
be von einer bedeutenden Nachfrage der 
privaten Haushalte, die zunehmend so-
wohl an einer beruflichen wie allgemeinen 
Weiterbildung interessiert sein und ganz 
generell eine höhere Qualität der Dienst-
leistungen wünschen werden. Der Rund-
funk- und Fernsehsektor bietet Wachs-
tumsmöglichkeiten durch private Anbie-
ter. Im Bereich Gastgewerbe und Heime 
werden spürbare Impulse von einer wach-
senden Reisetätigkeit (Höherbewertung 
von Freizeit, mehr Urlaubstage) bzw. 
von einem steigenden Bedarf an Pflege-
diensten ausgehen. Lediglich im Gesund-
heitswesen ist mit einer unterdurch-
schnittlichen Entwicklung zu rechnen, da 
die Kostendämpfung im Gesundheitswesen 
bzw. die Kostenbeteiligung der Indivi-
duen eine weiterhin eingeschränkte Inan-
spruchnahme von Gesundheitsdienstlei-
stungen vermuten läßt. 
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Die Wertschöpfung im Bereich Staat, pri-
vate Haushalte, Organisationen ohne Er-
werbszweck entfällt zu rund 85 % auf 
den staatlichen Sektor. Die Bruttowert-
schöpfung des Staates. wird ganz maß-
geblich bestimmt durch Löhne und Gehäl-
ter. Die Entwicklung der Wertschöpfung 
ist damit eng gekoppelt an die Beschäf= 
tigtenentwicklung und die Entwicklung 
der Pro-Kopf-Einkommen. Für die Prog-
nose wird davon ausgegangen, daß ein 
leichter Trend zur Einschränkung der 
staatlichen Aufgabenbereiche fortbesteht 
(zum Beispiel bei der Bildung und im 
Gesundheitswesen). Der Personalbestand 
wird zwar weiter erhöht, aber mit ge-
ringeren Zuwachsraten als in der Ver-
gangenheit und vermehrt durch Teilzeit-
beschäftigte. Infolgedessen nimmt die 
Wertschöpfung deutlich langsamer zu als 
in den zurückliegenden Jahren. Gleich-
zeitig, erlangen die Organisationen ohne 
Erwerbszweck zunehmende Bedeutung, 
insbesondere im Sozialbereich. Hier ist 
mit einer überdurchschnittlichen Auf-
stockung des Personalbestands zu rech-
nen. Die angenommene unterproportionale 
Entwicklung beim 'Staat kann allerdings 
wegen des relativ geringen Wertschöp-
fungsanteils der Organisationen ohne Er-
werbszweck nicht kompensiert werden. 
Für den zusammengefaßten Bereich ist 
deshalb von einer leichten Abschwächung 
des Wachstums im Zeitablauf auszugehen 
(Tabelle 2). 

 

5. Überlegungen zum zukünftigen Angebot an 
Arbeitsplätzen 

 

Das Angebot an Arbeitsplätzen - das 
identisch ist mit der Nachfrage nach 
Arbeitskräften - wird von den techni-
schen und ökonomischen Bedingungen 
des Produktionsprozesses bestimmt. Ent-
sprechend wird für die einzelnen Wirt-
schaftsbereiche der Arbeitskräftebedarf 
aus der vorausgeschätzten Produktions-
entwicklung (gemessen über die Brutto-
wertschöpfung) in Verbindung mit der 
vorausgeschätzten sektoralen Arbeitspro-
duktivität bestimmt. Die Arbeitsproduk-
tivität ist dabei definiert als Brutto-
wertschöpfung je Erwerbstätigen, so daß 
die Bestimmungsgleichung für den Ar-
beitseinsatz (Zahl der Erwerbstätigen)  

wie folgt lautet: Arbeitseinsatz = Brut-
towertschöpfung dividiert durch Arbeits-
produktivität. 

5.1 Tendenzen der Produktivitätsentwicklung 

Die Arbeitsproduktivität ist damit eine 
wichtige Größe für die Festlegung der 
Arbeitskräftenachfrage. Allerdings darf 
nicht übersehen werden, daß sie eine 
rein statistische, nicht kausal interpre-
tierbare Kennziffer ist, die lediglich den 
rechnerischen Übergang zwischen Pro-
duktion und Beschäftigung erleichtert. 
Die Entwicklung der Arbeitsproduktivität 
unterliegt dem Einfluß der ursächlichen 
Antriebskräfte des wirtschaftlichen 
Wachstums wie auch einer Vielzahl von 
wirtschaftlich-sozialen Bedingungskompo-
nenten. Zu nennen sind etwa der techni-
sche Fortschritt, der Kapitaleinsatz, die 
Höhe der Investitionen, der Auslastungs-
grad vorhandener Kapazitäten sowie or-
ganisatorische Umstrukturierungen des 
Produktionsprozesses. Darüber hinaus 
gehen vom Produktionsfaktor Arbeit 
selbst Auswirkungen auf die Produktivi-
tätsentwicklung, aus. So wirken Kurzar-
beit und Teilzeitbeschäftigung sowie Ar-
beitszeitverkürzung und Flexibilisierung 
in quantitativer Hinsicht dämpfend auf 
die Arbeitsproduktivität, während durch 
ein hohes Lohn- und Gehaltsniveau indu-
zierte Investitionen die Arbeitsprodukti-
vität erhöhen. Weiterhin ist die Qualität 
des Produktionsfaktors Arbeit (Ausbil-
dungsstand, Geschicklichkeit etc. ) eine 
bedeutende Einflußgröße. Darüber hinaus 
spielt für die gesamtwirtschaftliche Pro-
duktivität die ' Branchenstruktur der 
Wirtschaft im Hinblick auf die Zusam-
mensetzung nach kapital- und arbeitsin-
tensiven Bereichen eine Rolle. In diesem 
Zusammenhang soll auf einen bedeuten-
den Aspekt der baden-württembergischen 
Wirtschaft hingewiesen werden. Spezial-
fertigungen einer mittelständischen Wirt-
schaft, wie sie für Baden-Württemberg 
typisch sind, erfordern eine deutlich 
höhere Arbeitsintensität als kapitalin-
tensive Produktionsprozesse der Grund-
stoffindustrie, die beispielsweise in 
anderen Bundesländern eine große Be-
deutung haben. Ein hierdurch hervorge-
rufenes niedrigeres Niveau der Arbeits-
produktivität im Land gegenüber dem 
Bundesgebiet hat somit seinen Grund in 
der unterschiedlichen Branchenzusam-
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mensetzung und läßt dementsprechend 
noch keine Aussage über die Leistungs-

 

•und Wettbewerbsfähigkeit von regionalen 
Wirtschaftsstrukturen zu. 

Da die möglichen Einflußgrößen einen 
vielfältigen und komplexen Zusammenhang 
bilden, der zudem in verschiedenen Wirt-
schaftsbereichen von unterschiedlicher 
Struktur ist, erweist sich die Voraus-
schätzung der Arbeitsproduktivität als 
besonders schwierig. Hilfreich ist al-
lerdings die Erkenntnis aus der Ver-
gangenheit, daß in den Industrieländern 
ein tendenziell gleichgerichteter Verlauf 
von Produktivität und Produktion vor-
herrscht. Diesem Zusammenhang wird 
durch eine konsistente Vorausschätzung 
der sektoralen Wirtschafts- und Arbeits-
produktivitätsentwicklung Rechnung ge-
tragen. Zwar wird der technische Fort-
schritt durch die laufend vorgenommenen 
Rationalisierungs- und Ersatzinvestitio-
nen partiell auch autonom realisiert. 
Wirkungsvoller ist allerdings die lang-
fristig bestehende Abhängigkeit der 
Durchsetzung neuer Technologien vom 
Wirtschaftswachstum: Der technische 
Fortschritt induziert Wachstum, wobei er 
sich gleichzeitig bei einem kräftigen 
Wachstum über die damit verbundene Ka-
pazitätsauslastung und -erweiterung 
schneller vollzieht als bei nur geringem 
Wachstum. Dies bedeutet gleichzeitig, 
daß das technisch Mögliche nicht unmit-
telbar und parallel in allen Bereichen 
bzw. Unternehmen zum Einsatz kommt.  

 

Im Abschnitt über die technologischen 
Entwicklungslinien und dem Diffusions-
prozess wurde bereits ausführlich darge-
legt, welche Faktoren bei der Einführung 
neuer Produktionsprozesse und -verfah-
ren eine Rolle spielen. 

Aus den gesamten Überlegungen ergibt 
sich für die zukünftige Produktivitäts-
entwicklung die Schlußfolgerung, daß ein 
sprunghafter und autonomer Verlauf aus-
zuschließen und eine kontinuierliche, in 
Beziehung zum Wirtschaftswachstum ste-
hende Entwicklung wahrscheinlich ist. 
Dabei werden in den verschiedenen Wirt-
schaftssektoren unterschiedliche Wachs-
tumsraten und Wachstumsdifferentiale 
zwischen Wertschöpfung und Arbeitspro-
duktivität zugelassen. So liegt die Pro-
duktivitätsentwicklung im Warenproduzie-
renden Gewerbe über und in den Dienst-
leistungsbereichen unter dem gesamtwirt-
schaftlichen Durchschnitt (Tabelle 4). Da 
das Wachstum der Beiträge zur Brutto-
wertschöpfung für den Dienstleistungs-
bereich höher anzusetzen ist als für die 
Warenproduktion ergibt sich für das 
Dienstleistungsgewerbe eine günstigere 
Arbeitsplatzsituation als für das Waren-
produzierende Gewerbe: Die Zusammen-
führung der Wachstumsraten von Wert-
schöpfung und Arbeitsproduktivität wird 
zeigen, daß die Beschäftigungsmöglich-
keiten im Warenproduzierenden Gewerbe 
langfristig abnehmen werden, während 
das Arbeitsplatzangebot im Dienstlei-
stungssektor eine steigende Tendenz 
aufweist. 

Tabelle 4 

Zurückliegende und voraussichtliche Entwicklung der Arbeitsproduktivität nach Wirtschaftsbereichen 

Durchschnittliche jährliche Veränderung 

Land-und 
Forstwirtschaft. 

Fischerei 

 

Waren-

 

Produzierendes 
Gewerbe 

 

Dienstleistungs-

 

unternehmen 

Staat, Private Haus. 
halte und Private 

Organisationen ohne 
Erwerbszweck 

Zeit-
raum 

Handel und 
Verkehr 

insgesamt 

 

1970/75 

1975/80 

1980/851) 

1985 ~ ) /90 

1990/95 

1995/00 

1) 1985 zum Teil eigene Berechnung, 
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2,7 5,8 2,8 0,9 1,9 0,6 
3.0 4,4 3,3 2,9 2,0 0,6 
2,0 1,3 2.3 24 1,5 0,4 

2,2 1,0 2,5 2,7 1,6 0,6 
1 18 0,8 2,0 2,2 1,6 0;7 
2,0 0,6 2;2 2,1 1,9 0,7 



5.2 Tendenzen für das Angebot an Arbeitsplätzen 

Die einzelnen Ergebnisse zur zukünftigen 
Erwerbstätigennachfrage - die ein Indi-
kator sind für das Angebot an Arbeits-
plätzen - basieren wiederum auf Überle-
gungen für eine Vielzahl von Produk-
tionsbereichen, werden aber zusammen-
gefaßt für die fünf Bereiche Land- und 
Forstwirtschaft; Warenproduzierendes 
Gewerbe; Handel, Verkehr, Nachrichten-
übermittlung; private Dienstleistungs-
unternehmen sowie Staat, private Haus-
halte, Organisationen ohne Erwerbszweck 
ausgewiesen (Tabelle 5). Zur Abschät-
zung zukünftiger Erwerbstätigenzahlen 
wird, wie bereits dargestellt, die unter 
Berücksichtigung von Branchenspezifika 
- wie Konkurrenzsituation, Innovations-
druck und Rationalisierungsspielräume -
fortgeschriebene Arbeitsproduktivität der 
einzelnen Branchen an die unabhängig 
davon ermittelte jeweilige Wertschöpfung 
angelegt. Wegen der engen Verbunden-
heit von Produktivitäts- und Erwerbstä-
tigenschätzung werden die Ergebnisse 
für beide Größen im folgenden gemeinsam 
kommentiert. In . die Überlegungen für 
die Dienstleistungsbereiche wurden die 
dort bestehenden Teilzeit-Beschäfti-

 

gungsmöglichkeiten einbezogen. Ebenso 
berücksichtigt wurde der Effekt einer 
die Arbeitsproduktivität dämpfenden ge-
nerellen Arbeitszeitverkürzung. Nach 
Schätzungen des Instituts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung kann der 
Dämpfungseffekt durch Teilzeitbeschäf-
tigung und generelle Arbeitszeitverkür-
zung auf durchschnittlich jährlich 1 % 
beziffert werden. Das Wachstum der (em-
pirisch nicht für alle Bereiche meßbaren) 
Stundenproduktivität liegt damit jahres-
durchschnittlich um etwa 1 % über dem 
Wachstum der Arbeitsproduktivität, be-
rechnet als Wertschöpfung je Erwerbstä-
tigen. 

Für das Verarbeitende Gewerbe ergibt 
sich nach diesen Uberlegungen zwischen 
1985 und dem Jahr 2000 ein Rückgang 
der Erwerbstätigen um etwa 90 000 auf 
rund 1,60 Mill. Personen. Dieses Ergeb-
nis bedeutet eine wesentliche Abschwä-
chung der bis 1984 rückläufigen Ent-
wicklung, in deren Folge die Erwerbs-
tätigenzahl seit 1970 um mehr als 250 000 
Personen zurückging. Maßgeblich hierfür 
sind die Erwartung, daß der Strukturan-
passungs- und Rationalisierungsdruck im  

Verarbeitenden Gewerbe schwächer ist 
als in der Vergangenheit, wie auch 
spürbare Effekte einer Verkürzung der 
Wochenarbeitszeit. Gleichzeitig nehmen 
auch im industriellen Bereich die die 
Produktion begleitenden und ihr vor-
bzw. nachgelagerten Dienstleistungsfunk-
tionen zu. Hinter der aufgezeigten Ge-
samtentwicklung verbergen sich recht 
unterschiedliche Entwicklungen in den 
einzelnen Branchen. So ist mit einer 
rückläufigen Erwerbstätigenzahl in den 
Bereichen Grundstoffe und Produktions-
güter, Verbrauchsgüter sowie Nahrungs-
und Genußmittel zu rechnen. Für die 
Bereiche mit abnehmendem Arbeitsplatz-
angebot ist als verursachender Faktor 
ein anhaltend starker internationaler 
Konkurrenzdruck anzuführen, dem in 
erster Linie durch prozeßtechnische 
Erneuerungen entgegnet werden muß. 
Allerdings liegen in "Zukunftsindustrien" 
wie der Chemie oder Kunststoffverarbei-
tung Wachstums- und Beschäftigungs-
möglichkeiten, die durch vermehrte For-
schungs- und Entwicklungsanstrengun-
gen realisiert werden können. Im Inve-
stitionsgütergewerbe dürften demgegen-
über ganz allgemein die günstigen 
Wachstumsaussichten eine leichte Zunah-
me der Zahl der Erwerbstätigen ermögli-
chen. Selbst ein überdurchschnittlich 
schnelles Produktivitätswachstum, das 
durch Automatisierungsmöglichkeiten 
auch im Bereich kleiner und spezieller 
Serien hervorgerufen wird, läßt ange-
sichts der einhergehenden Wachstums-
chancen diese positive Beschäftigungs-
situation erwarten. 

Für den Energiesektor wurde angenom-
men, daß die Zuwachsraten der Arbeits-
produktivität annähernd das Niveau der 
vergangenen zehn Jahre erreichen, aber 
bis zum Beginn der 90er Jahre noch 
leicht hinter der Wachstumsrate für die 
Wertschöpfung zurückbleiben. Damit 
verbunden ist eine mäßige Zunahme der 
Erwerbstätigen in diesem Bereich. Für 
die nächste Dekade wird mit einem in 
etwa unveränderten Beschäftigtenstand 
gerechnet. 

Beim Baugewerbe wird für die nächsten 
fünf Jahre mit einer leichten Produktivi-
tätssteigerung gerechnet, die in der 
Höhe ungefähr dem Wertschöpfungs-
wachstum entspricht. Angesichts der er-
warteten Zunahme der Bauinvestitions-
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Tabelle 5 

Zurückliegende und voraussichtliche Entwicklung der Erwerbstätigenzahl nach Wirtschaftsbereichen 

Davon im Wirtschaftsbereich 

Erwerbstätige 
insgesamt Land-und 

Forstwirtschaft, 
Fischerei 

Waren- 
produzierendes 

Gewerbe 

Staat, Private Haus-

 

halte und Private 
Organisationen ohne 

Erwerbszweck 

Jähr/ 
Zeit-

 

raum 
Handel und 

Verkehr, 
Dienstleistungs-

unternehmen 

% % % % 1000 1000 % 1000 1000 1000 1000 

  

1970 4 197 100 377 

1975 4 128 100 284 

1980 4 236 100 227 

1985i) 4 171 100 218'  

9,0 2 306 

6,9 2136 

5,4 2166 

5,2 2040 

54,9 622 14,8 416 9,9 477 11 4 

51,7 650 15,8 473 11,5 584 14,1 

51,1 667 15,8 530 12',5 646 15,3 

48,9 659 15,8 568 13,6 686 16,5 

1990 4. 216 100 209' 5,0 2.009 47,7 652 15,5 621 14,7 725 17,2 
1995 4242 100 203 4,8 1 973 46,5 646 15,2 662 15,6 758 17,9i 
2000 4 283 100 202 4,7 1 948 45,5 643' 15',0 701 16,4 789 18,4 

Durchschnittliche jährliche Veränderung in % 

- 0,3 - 5,5 - 1,5 

0,5 - 4,4 0,3 

0,3 - 0,8 - 1,2 03 

02 - 0,8 - 0,3 - 0,2 

0,1 - 0,6 - 0,4 - 0,2 

02 - o;1 - 0',3 - 0,1 

0,9 

0,5 

 

1970/75 

1975/80 

1980/85 

1985/90 

1990/95 

1995/00 

2,6 4,1 

2,3 2,0 

4 1 ;2 

1 ',8 1,1 

1,3 0,9 

1,2 0,8 

1 ). Zum Teil eigene Berechnung. 

nachfrage ist also selbst bei einer weiter 
nachgebenden Wohnungsbaunachfrage 
eine gleichbleibende Erwerbstätigenzahl 
im Baugewerbe nicht ausgeschlossen. Für 
die 90er Jähre muß allerdings mit einem 
weiteren, leichten Abbau der Beschäfti-
gung gerechnet werden, da die Wachs-
tumsaussichten schwächer eingeschätzt 
werden. 

Für das Warenproduzierende Gewerbe 
insgesamt ergibt sich entsprechend die-
ser einzelnen Tendenzen eine Abnahme 
der Erwerbstätigen von 2,04 Mill. Per-
sonen 1985 auf 1,95 Mill. Personen im 
Jahre 2000 (Tabelle 5). Dies entspricht 
einem jahresdurchschnittlichen Rückgang 
um - 0,3 $. 

Für die Land- und Forstwirtschaft wird 
ein anhaltender Arbeitskräfteabbau ange-
nommen, allerdings mit deutlich geringe-
ren Raten als in der Vergangenheit. Die 
weiterhin schlechte Einkommenssituation 
in der Landwirtschaft, verbunden mit ei-
nem nur schwach zunehmenden Bedarf an  

landwirtschaftlichen Erzeugnissen und 
einem noch bestehenden Rationalisie-
rungspotential lassen einen weiteren 
Beschäftigungsabbau erwarten. Für eine 
Abschwächung des Rückgangs spricht 
der weit entwickelte Strukturwandel hin 
zu rationellen Großbetrieben und die 
gegenüber früheren Jahren verringerte 
Absorptionsfähigkeit der übrigen Pro-
duktionsbereiche. Langfristig ist darüber 
hinaus mit einer zunehmenden Bedeutung 
arbeitsintensiver Produktionsfarmen zu 
rechnen, die, dem Anspruch ökologischer 
Verträglichkeit und der Nachfrage nach 
qualitativ hochwertigen Agrarerzeugnis- 
sen genügen. Für Baden-Württemberg 
wird bis zum Jahr 2000 mit einem Rück-
gang der Erwerbstätigen in der Lan'd-
und Forstwirtschaft um rund 16 000 auf 
etwas mehr als 200 000 Personen gerech-
net. 

Der Bereich Handel, Verkehr, Nachrich-
tenübermittlung verzeichnete in den ver-
gangenen zehn Jahren überdurchschnitt-
lich hohe Produktivitätszunahmen, die 

57 



insbesondere in der ersten Hälfte der 
80er Jahre zu einem Personalabbau führ-
ten. Für den Berechnungszeitraum wird 
angenommen, daß sich die Arbeitspro-
duktivität zunächst weiterhin überpro-
portional erhöht und ab Mitte der 90er 
Jahre etwa im gesamtwirtschaftlichen 
Durchschnitt wächst. Maßgeblich hierfür 
sind Produktivitätsreserven im Handel, 
die durch den vermehrten Einsatz von 
Informa- tions- und Kommunikationstech-
niken zum Tragen kommen, die aber in 
den 90er Jahren geringer sein werden 
als in den 80er Jahren. Bei einem vor-
aussichtlich mäßigen Wachstum in den 
Bereichen Handel und Verkehr muß hier 
folglich mit einem weiteren Personalabbau 
gerechnet werden. Der Sektor Nachrich-
tenübermittlung ist zwar außerordentlich 
kapitalintensiv, doch läßt die Einrich-
tungs- und Aufbauphase neuer Techni-
ken zur Informationsübermittlung eine 
Zunahme des Arbeitsplatzangebots erwar-
ten. Dies wird jedoch den Rückgang im 
Handel und Verkehr nicht ganz kompen-
sieren können. Der Beschäftigtenstand 
im Jahre 2000 liegt deshalb nach diesen 
Überlegungen mit rund 643 000 Personen 
um etwa 16 000 Personen unter dem von 
1985. 

Bei der Schätzung für den Dienstlei-
stungsbereich (private Dienst elstl ungs-
unternehmen, Staat, private Haushalte, 
Organisationen ohne Erwerbszweck) 
kommt der direkten Ermittlung des Ar-
beitsplatzangebots eine größere Bedeu-
tung zu als der indirekte Weg über die 
Vorausschätzung der Arbeitsproduktivi-
tät. Die Ergebnisse basieren auf Überle- 
gungen zu den Bedarfskomponenten der 
verschiedenen Dienstleistungsbranchen, 
die bereits beider Prognose der Brutto-
wertschöpfungsbeiträge eine Rolle spiel-
ten. Ein solches Vorgehen empfiehlt sich 
unter anderem wegen des hohen Anteils 
der Teilzeitarbeit im Dienstleistungs-
bereich s 

 

Bei den privaten Dienstleistungen wird 
im Finanzbereich (Kreditinstitute, Ver-
sicherungsunternehmen) eine weitere Zu-
nahme d'er Beschäftigtenzahl erwartet, 

9 Vgl. dazu auch I. Fügel-Waverijn: Strukturwandel im Bemhäftig-

 

teneinwu — Wachsende Bedeutung des Dienstleistungssektors, in: 

Baden-Württemberg in Wort und Zahl, Heft 11., 1985. 

die sich überwiegend im Verlauf der 
fortschreitenden Intensivierung' von'Be-
ratungstätigkeiten und Dienstleistungs-
angeboten im nationalen und internatio-
nalen Kapitalverkehr ergibt. Außerdem 
ist mit einer weiteren Bereitstellung von 
Teilzeitarbeitsplätzen zu rechnen. Aller-
dings dürfte die Zunahme schwächer sein 
als in früheren Jahren, da die Zweigstel-
lenexpansion weitgehend abgeschlossen 
ist. Im Zuge neuer Zahlungsformen 
("home-banking", Bargeldautomaten) 
könnte sie sogar partiell zurückgenommen 
werden. 

Der Bereich "Sonstige private Dienstlei-
stungen" umfaßt sehr heterogene Tatig-
keiten in der Wissenschaft, in Bildung 
und Gesundheit sowie in den Bereichen 
Rechts- und Wirtschaftsberatung, Archi-
tektur- und Ingenieurbüros, Grund-
stücks- und Wohnungswesen, Aus-
kunfts-, Schreib- und Übersetzungs-
büros sowie in Wäscherei, Reinigung, 
Körperpflege und im Gaststätten- und 
Beherbergungswesen. Für diesen hetero-
gen zusammengesetzten Sektor werden Un 
Rahmen der vorliegenden Schätzungen 
die stärksten Beschäftigungszunahmen 
erwartet. Diese Annahme resultiert aus 
einem generell steigenden Bedarf an den 
genannten Dienstleistungen sowohl in der 
Wirtschaft als auch bei den privaten 
Nachfragern. Außerdem ist mit einem 
weiterhin steigenden Anteil der Teil-
zeitarbeitsplätze zu rechnen. 

Im gesamten Bereich der privaten 
Dienstleistungen . nimmt nach diesen 
Überlegungen die Zahl der Beschäftigten 
innerhalb der nächsten 15 Jahre um rund 
130 000 Personen zu und beläuft sich im 
Jahr 2000 auf mehr als 700 000 Personen 
(Tabelle 5). Hierbei schwächt sich der 
Anstieg der Erwerbstätigenzahl in der' 
nächsten Dekade ab, da bereits Ende der 
80er Jahre ein hohes Beschäftigungsni-
veau erreicht sein wird und darüber 
hinaus Rationalisierungsmöglichkeiten 
durch den Einsatz neuer Kommunika-
tionstechnologien im Bürobereich stärker 
zum Tragen kommen. 

Im Bereich "Staat und private Organisa-
tionen" hat sich das Beschäftigungs-
wac 1~um in den vergangenen 10 Jahren 
im Vergleich zur ersten Hälfte der 70er 
Jahre deutlich verlangsamt. Ausschlagge-
bend hierfür ist der seit Mitte der 70er 
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Jahre deutlich abgeschwächte Personal-
aufbau beim Staat. Demgegenüber nahm 
die Zahl der Erwerbstätigen bei den Or-
ganisationen ohne Erwerbszweck und bei 
den (zahlenmäßig unbedeutenden) priva-
ten Haushalten beschleunigt zu. Da die-
sem Teilbereich allerdings lediglich rund 
ein Sechstel aller Erwerbstätigen des 
Sektors "Staat und private Organisatio-
nen" angehört, dürfte auch in Zukunft 
die Gesamtentwicklung , vom öffentlichen 
Bereich (Gebietskörperschaften, Sozial-
versicherungen) bestimmt sein. Für den 
Betrachtungszeitraum wird von einer 
weiteren Abschwächung der Beschäftig-
tenentwicklung beim Staat ausgegangen. 
Maßgeblich hierfür ist der abnehmende 
Personalbedarf im Bereich "Bildung und 
Kultur" sowie eine gegenüber früheren 
Jahren geringere Zunahme des Beschäf-
tigtenniveaus in anderen Aufgabenberei-
chen, z.B. Gesundheit, Altenbetreuung, 
Erwachsenenbildung. Hier ist bereits ein 
hoher Personalbestand vorhanden, so 
daß selbst eine steigende Nachfrage nach 
diesen Dienstleistungen nicht zu Wachs-
tumsraten wie in der Vergangenheit 
führt. Die privaten Organisationen ge-
winnen demgegenüber weiterhin an Be-
deutung, insbesondere im Gesundheits-
und Sozialwesen, so daß eine unvermin-
dert anhaltende Ausweitung des Arbeits-
platzangebots erwartet werden darf. Im 
gesamten Bereich "Staat, Private Haus-
halte, Organisationen ohne Erwerbs-
zweck" wird nach der vorliegenden 
Schätzung die Zahl der Erwerbstätigen 
bis zum Jahr 2000 um mehr als 100 000 
auf nicht ganz 790 000 Personen zuneh-
men. 

Bei Berücksichtigung der Entwicklung in 
allen Wirtschaftsbereichen steigt nach 
diesen Überlegungen die Zahl der insge-
samt in Baden-Württemberg erwerbstati-
gen Personen bis zum Jahr 2000 um jah-
resdurchschnittlich etwa 0,2 % (Tabelle 
5). Die Zunahme der gesamtwirtschaftli-
chen Arbeitsproduktivität liegt damit ge-
ringfügig unter der Wachstumsrate der 
Bruttowertschöpfung. Dies bedeutet, daß 
nach den hier zugrunde gelegten Annah-
men die Beschäftigungsschwelle - das ist 
die Rate für das allgemeine Wirtschafts-
wachstum, bei der kein weiterer Be-
schäftigungsrückgang erwartet wird -
bei einer gesamtwirtschaftlichen Wachs-
tumsrate von etwa 2 % liegt. Aufgrund 
der für Baden-Württemberg geschätzten  

Zunahme des Beschäftigtenniveaus ergibt 
sich im Jahre 2000 eine Erwerbstätigen-
zahl von rund .4,28 Millionen. Das sind 
etwa 110 000 Arbeitsplätze mehr als im 
Basisjahr 1985. Mit dieser Entwicklung 
geht eine deutliche Verschiebung der Er-
werbstätigenstruktur einher. So nimmt 
der Beschäftigtenstand im primären Sek-
tor (Land- und Forstwirtschaft) wie auch 
im sekundären Sektor (Energie und 
Bergbau, Verarbeitendes Gewerbe und 
Baugewerbe) ab, wogegen im tertiären 
Sektor (Handel, Verkehr, Nachrichten-
übermittlung, private und öffentliche 
Dienstleistungen) ein kontinuierlicher 
Erwerbstätigenanstieg zu verzeichnen 
ist. Nach diesen Überlegungen sind im 
Jahr 2000 knapp 46 % aller Erwerbstäti-
gen im sekundären Sektor (1985: 49 %) 
und gut 49 % im tertiären Sektor (1985: 
46 %) beschäftigt. 

Wird ein anderer Verlauf der Wirt-
schaftsentwicklung als der hier darge-
stellte angenommen, so ergeben sich ent-
sprechend andere Arbeitsplatzzahlen. 
Unterstellt man zum Beispiel modellrech-
nungsmäßig zwischen 1985 und 1990 eine 
jährliche Zunahme der realen Bruttowert-
schöpfung von 3 %, so würden sich 1990 
rechnerisch rund 40 000 Arbeitsplätze 
mehr ergeben als in der zuvor darge-
stellten Schätzung. Setzte sich eine 
solche Wachstumsbeschleunigung mit 
durchschnittlichen Zunahmen von 2,5 % 
jährlich in die neunziger Jahre fort, so 
würden für 1995 schätzungsweise rund 
65 000 und für 2000 rund 80 000 mehr 
Arbeitsplätze ausgewiesen. Wenn eine 
solche, Entwicklung eintreten sollte, so 
müßte - besonders im Hinblick auf das 
bereits erreichte hohe Niveau - ein Bün-
del sehr günstiger Voraussetzungen zu-
sammentreffen. So müßte eine auf lange 
Sicht dauerhaft hohe Inlandskonjunktur 
zu einer noch intensiveren Nutzung 
neuer Technologien führen als bisher an-
genommen. Die hierdurch ausgelösten 
Wachstumsimpulse im Verarbeitenden Ge-

 

werbe würden dann auch auf den Dienst-
leistungssektor ausstrahlen. Gleichzeitig 
müßte der Welthandel deutlich expandie-
ren, was unter anderem eine auf Dauer 
weltweit gute Wirtschaftsentwicklung, 
die Vermeidung bzw. den Abbau von ta-
rifären oder nichttarifären Handelsbe-
schränkungen sowie eine zügige Lösung 
der Schuldenkrise der Entwicklungslän-
der voraussetzen würde. 
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6. Überlegungen zur Entwicklung der Nach-
frage nach Arbeitsplätzen 

Um Informationen über mögliche Entwick-
lungstendenzen auf dem Arbeitsmarkt zu 
erhalten, muß dem Angebot an Arbeits-
plätzen die Nachfrage nach Arbeitsplät-
zen gegenübergestellt werden. Das Ar-
beitsplatzangebot wird in Verbindung mit 
den wirtschaftlichen Entwicklungsper-
spektiven vorausgeschätzt. Dies wurde 
im vorhergehenden Abschnitt dargestellt. 
Die Arbeitsplatznachfrage demgegenüber 
ist abhängig von der Zahl der Erwerbs-
personen, die sich ihrerseits im wesent-
lichen aus der Größe und Struktur der 
Wohnbevölkerung ergibt. In einer Volks-
wirtschaft mit offenen Grenzen, wie es 
auch Baden-Württemberg ist, sind neben 
den heimischen Arbeitsplatznachfragern 
zusätzlich auch solche Nachfrager zu 
berücksichtigen, die zwar außerhalb des 
Wirtschaftsgebietes wohnen, aber zum 
Arbeiten täglich oder wochenweise ein-
pendeln, sowie auch Personen, die von 
außerhalb zuwandern. 

Der derzeitige - Zeitpunkt ist allerdings 
für eine Erwerbspersonvorausschätzung 
denkbar ungünstig, da die Datenbasis 
wegen des langen Abstandes zur letzten 
Volkszählung (1970) sowie wegen des 
zweimaligen Ausfalls des Mikrozensus 
(1983 und 1984) nur unzulänglich ist. 
Trotzdem wird nachfolgend ein Versuch 
unternommen, da es inzwischen dringend 
erforderlich ist, zumindest Anhaltspunkte 
über mögliche zukünftige Tendenzen so-
wohl der Erwerbspersonen- wie der Ar-
beitsmarktentwicklung zu erhalten. 

Schaubild 3 

Erwerbsquoten nach Altersklassen, 

Geschlecht und Familienstand 1972 und 1982 

- Bevölkerung insgesamt und Männer 

insgesamt 1972 
insgesamt 1982 
Männer 1972 
Männer 1982 
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23686 Statistisches Landesamt Baden—Württemberg 

6.1 Starke Veränderung der Erwerbsbeteiligung 

Die Entwicklung der Zahl der Erwerbs-
personen und damit der Nachfrage nach 
Arbeitsplätzen war in den vergangenen 
10 Jahren gekennzeichnet durch den ho-
hen Zustrom junger Beschäftigungssu-
chender als Folge der geburtenstarken 
Jahrgänge in den 60er Jahren. Eine 
zweite Entwicklungslinie ergab sich -
neben dem allgemeinen Rückgang der 
Erwerbsbeteiligung in jungen Jahren 
aufgrund einer verlängerten Ausbildung 
- durch das veränderte Erwerbsverhalten 
insbesondere der Männer in den höheren 
Altersstufen und der Frauen im mittleren 

Altersbereich. Im Hinblick. auf die Ab-
schätzung der zukünftigen Entwicklungen 
auf dem Arbeitsmarkt stellt sich- die 
Frage, wie sich die demographische Kom-
ponente einerseits und die Verhaltens-
komponente andererseits gestalten wer-
den und mit welchen Auswirkungen ent-
sprechend zu rechnen ist. 

 

Im Hinblick auf eine Analyse des Er-
werbsverhaltens wirkt es sich als beson-
ders nachteilig aus, daß die Ergebnisse 
des Mikrozensus - dies ist die Statistik, 
die die entsprechenden -Informationen lie-
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fert - derzeit nur bis 1982 zur Verfü-

 

gung stehen. In den Jahren 1983 und 
1984 ist diese Erhebung ausgefallen, die 
Ergebnisse für 1985 lagen bei Redaktions-
schluß des Berichts noch nicht vor. 
Hierbei ist allerdings zu berücksichtigen, 
daß die Erwerbsbeteiligung der Bevölke-

 

rung im Rahmen des Mikrozensus nach 
einem sehr umfassenden Konzept ermittelt 
wird. Ausgangspunkt ist die Vorgabe, 
jegliche Teilnahme am volkswirtschaft-
lichen Produktionsprozeß einzubeziehen 
und zwar unabhängig davon, wie oft und 
wie lange sie ausgeübt wird, in welchem  

Ausmaß sie der Sicherung des Lebensun-
terhalts dient und auch unabhängig da-

 

von, ob sie eine erlernte Ausbildung 
erfordert oder nicht. Entsprechend 
gelten alle Personen als erwerbstätig, die 
- bezogen auf die Berichtswoche, in der 
der Mikrozensus durchgeführt wird - in 
einem Ärbeits- oder Dienstverhältnis 
stehen (auch Soldaten), die selbständig 
ein Gewerbe, einen freien Beruf, eine 
Landwirtschaft oder einen ähnlichen Be-
trieb betreiben oder die im Familienbe-
trieb mitarbeiten. Zu den Erwerbstätigen 
gehören ferner auch solche Personen, 
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die in, einem Ausbildungsverhältnis 
stehen, sowie auch solche, die nur eine 
geringfügige oder gelegentliche Tätigkeit 
ausüben. Bemerkenswert ist also, daß 
der Erwerbstätigenbegriff des Mikrozen-
sus auch solche Personen umfaßt, die als 
mithelfende Familienangehörige ohne 
förmliches Arbeitsverhältnis im Betrieb 
eines Haushalts- oder Familienmitgliedes 
mitarbeiten, sowie auch solche, die. ihre 
Tätigkeit. nur für eine geringe Stunden-
zahl ausüben (evtl. nur eine Stunde pro 
Woche), weil sie sich z.B. als Rentner 
oder als Arbeitslose zu ihrer Rente bzw. 
zu dem Arbeitslosengeld oder der Ar-
beitslosenhilfe noch etwas hinzuver-
dienen. 

Zu den Erwerbslosen rechnen zunächst 
einmal alle Personen die bei der Ar-
beitsverwaltung als arbeitslos gemeldet 
sind, unabhängig davon, ob sie Arbeits-
losengeld bzw. -hilfe beziehen oder 
nicht. Weiterhin werden auch die Schul-
entlassenen hinzugezählt, sofern sie sich 
um eine Lehr- bzw. Arbeitsstelle bemü-
hen. Außerdem umfaßt dieser Personen-
kreis auch diejenigen, die keiner Be-
schäftigung nachgehen, aber um eine 
solche bemüht sind. 

Werden Erwerbstätige und Erwerbslose 
zusammengefaßt, so ist derjenige Teil 
der Bevölkerung angesprochen, der als 
Inhaber eines Arbeitsplatzes unmittelbar 
im Erwerbsleben steht oder als Arbeits-
suchender am Erwerbsleben teilhaben 
möchte. Diese Personengruppen werden 
zusammengefaßt als Erwerbspersonen 
bezeichnet. Der Anteil der Erwerbsper-
sonen an der Bevölkerung ergibt die 
sog. Erwerbsquote. Differenziert nach 
Alter und Geschlecht ist sie ein In-
dikator für das Erwerbsverhalten spe-
zifischer Personengruppen. 

Im April 1982 betrug die Bevölkerungs-
zahl des Landes 9,3 Mio. Personen, da-
von waren 4,5 Mio. Erwerbspersonen 
entweder erwerbstätig oder suchten eine 
Beschäftigung. Dies entsprach einem An-
teil von 48 %. Damit war die Erwerbs-
quote von 1982 um 1,4 Prozentpunkte 
höher als diejenigen vom Frühjahr 1972. 
Damals wurden bei einer Wohnbevölke-
rung von 9,1 Mio. Personen 4,2 Mio. 
Erwerbspersonen verzeichnet. 

Die Erwerbsneigung von Männern und 
Frauen ist sehr unterschiedlich (Schau-  

bild 3). Betrachtet man die 15- bis unter 
65jährigen Personen - also den Personen-
kreis, der im "erwerbsfähigen Alter" 
steht - so ergab sich im April 1982 für 
die Männer eine Erwerbsquote von 84 % 
und für die Frauen von 56 %. Gegenüber 
dem Stand vom Frühjahr 1972 war die 
Erwerbsquote der Männer um 5,5 Pro-
zentpunkte gesunken, diejenige der 
Frauen aber, um 2,6 Prozentpunkte ge-
stiegen. 

Die stark rückläufige Erwerbsbeteiligung 
der Männer konzentrierte sich hauptsäch-
lich auf die Altersgruppen der 15- bis 
unter 30jährigen und der über 50jähri-
gen. Bei den Frauen nahm der Anteil 
der Erwerbspersonen an der Wohnbevöl-
kerung demgegenüber in den Altersgrup-
pen der 20- bis unter 60jährigen generell 
zu. Die Berücksichtigung des Familien-
standes der Frauen bringt weiteren Auf-
schluß über unterschiedliche Tendenzen 
in der Entwicklung des Erwerbsverhal-
tens. So zeigt sich, daß insbesondere 
bei den verheirateten, aber auch bei den 
verwitweten und geschiedenen Frauen im 
Beobachtungszeitraum durchweg eine Zu-
nahme der Erwerbsbeteiligung zu ver-. 
zeichnen ist. Sie ist bei den verheira-
teten Frauen besonders stark ausgeprägt 
(+ 5,2 Prozentpunkte), so daß 1982 eine 
Erwerbsquote von 47,5 % erreicht wurde. 
Demgegenüber reduziert sich die Er-
werbsquote der ledigen Frauen im er-
werbsfähigen Alter um 10,5 Prozentpunk-
te und erreicht 1982 den Wert von 61 %. 
Dies ist insbesondere, wie bei den Män-
nern, auf einen Rückgang in den Alters-
gruppen der 15- bis unter 30jährigen 
und ,der über 50jährigen zurückzufüh-
ren. 

In der differenzierten Entwicklung der 
Erwerbsbeteiligung bestimmter Personen-
gruppen kommen Verhaltensänderungen 
zum Ausdruck, die auf ein ganzes Bün-
del von Ursachen zurückgehen können. 
Ursächlich können gezielte Eingriffe sein 
wie z.B. die Flexibilisierung der Alters-
grenze bzw. die Einführung der Vorru-
hestandsregelung, aber auch Anpas-
sungsreaktionen auf sich ändernde Rah-
menbedingungen, wie es z.B. die Lage 
auf dem Arbeitsmarkt ' ist. Außerdem 
spielen auch generelle Verhaltensände-
rungen, wie z.B. die Höherbewertung 
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Tabelle 6 

Veränderung der Zahl der Erwerbspersonen von 1972 bis 1982 nach der Struktur- und Verhaltens-
komponente 

Davon 

weiblich 

Insgesamt 
Merkmal davon männlich 

zusammen  
verwitwet/ 
geschieden 

ledig verheiratet 

1000 

4249,4 

4459,6  

2621,1 

2655,0  

1 628,3 

1 804,6  

484,0 

550,4  

979,8 

1 082,6  

164,5 

171.6 

1972 

1982 

_ Demographische Veränderung 3969 221,8 175,1 171,8 — 3,9 7,2 

Verhaltensbedingte Ver-
änderung 

Gesamtveränderung 

186,7 — 187,9 

2102 33,9  

1,2 — 105,4 

176,3 66,4  

106.7 — 0,1 

102,8 7,1 

 

der Berufstätigkeit eine große Rolle, wie 
dies insbesondere bei den verheirateten 
Frauen anzunehmen ist. 

Die Entwicklung der absoluten Zahl der 
Erwerbspersonen wird somit durch eine 
altersstrukturelle und durch eine Ver-
haltenskomponente bestimmt. Diese Effek-
te lassen sich mit Hilfe der standardi-
sierten Erwerbsquote ihrer Größenord-
nung nach ermitteln. Dieses Verfahren 
simuliert - ausgehend von den Verhält-
nissen eines zurückliegenden Basisjahres 
- wie sich die Erwerbspersonenzahl zum 
Zieljahr hin entwickelt hätte, wenn ent-
weder die Altersstruktur oder das Er-
werbsverhalten stabil geblieben wäre. 
Die Ergebnisse dieser Berechnungen sind 
in Tabelle 6 zusammengestellt. Sie zei-
gen, daß die Zunahme der Zahl der Er-
werbspersonen von 1972 bis 1982 um 
210 000 - global betrachtet - auf die 
Veränderung des Altersaufbaus zurück-
zuführen ist. Aufgrund der demographi-
schen Komponente allein wäre eine Zu-
nahme der Erwerbspersonenzahl -in dieser 
Zeit sogar um knapp 400 000 zu erwarten 
gewesen. Davon aber sind knapp. 190 000 
Personen deshalb nicht auf dem Arbeits-
markt in Erscheinung getreten, weil sich 
die Erwerbsbeteiligung sowohl in den 
jüngeren Altersjahrgängen wie auch in 
den höheren Altersjahren stark reduziert 
hat. Von den somit per Saldo 210 000  

zusätzlichen Erwerbspersonen (im Zeit-
raum 1972 bis 1982) sind 176 000 und 
damit 84 % Frauen. Eine Zunahme der 
weiblichen Erwerbspersonen in dieser 
Größenordnung wäre auch allein auf-
grund des altersstrukturellen Effektes zu 
erwarten gewesen. Eine verhaltensbe-. 
dingte Reduzierung trat hier deshalb 
nicht ein, weil ein entsprechender Rück-
gang bei den ledigen Frauen um 105 000 
Personen durch eine in etwa gleich große 
Zunahme bei den verheirateten Frauen 
kompensiert wurde. Die wachsende Zahl 
weiblicher Erwerbspersonen ist also zu 
weit mehr als der Hälfte auf die höhere 
Erwerbsbeteiligung verheirateter Frauen 
zurückzuführen. Des weiteren blieb da-
mit trotz des hohen verhaltensbedingten 
Entzugseffektes bei den Männern der Zu-
strom an Erwerbspersonen im Beobach-
tungsjahrzehnt auf einem relativ hohen 
Niveau. 

Im Hinblick auf Überlegungen zur zu-
künftigen Zahl an Erwerbspersonen stellt 
sich die Frage, ob bzw, wie stark mit 
solchen Verhaltensänderungen auch in 
Zukunft zu rechnen ist. In der nachfol-
genden Modellrechnung werden die Ten-
denzen einer geänderten Erwerbsneigung 
ausgehend von den für 1982 letztmals 
vorliegenden Werten bis zum Jahr 1985, 
zum Teil auch bis 1990, hin fortge-
schrieben. Im einzelnen wird bei . der 
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Berechnung von folgenden Kenndaten für 
die Erwerbsbeteiligung der verschiedenen 
Personengruppen ausgegangen: 

- Für Männer: 
In der Altersgruppe bis unter 30 
Jahre keine Änderung des Erwerbs-
verhaltens; bei den bis unter 55jähri-
gen im Zeitraum 1985 bis zum Jahr 

1990 eine geringfügige weitere Ab-
senkung, dann konstant bis zum Jahr 
2000; bei den 55 Jahre und älteren 
eine stärkere Absenkung bis zum Jahr 
1985, dann konstant bis zum Jahr 
2000. 

- Für Frauen: 
- Verheiratete Frauen: Bei den bis 

unter 30jährigen Konstanz der Er-
werbsquoten, bei den verheirateten 
Frauen von 30 bis unter 55 Jahren 
stetige leichte Zunahme über die 
Jahre 1985 bis 1990, dann Konstanz 
bis zum Jahr 2000, bei den 55 Jahre 
und älteren verheirateten Frauen 
Abnahme der Erwerbsquote, analog 
wie bei den Männern. 

- Ledige Frauen: In der Altersgruppe 
bis unter 30 Jahre konstant; bei den 
bis zu unter 55jährigen geringe Ab-
senkung der Erwerbsquote bis zum 
Jahr 1990, dann konstant und bei 
den über 55jährigen stärkere Absen-
kung bis zum Jahr 1985, dann kon-
stant. 

- Verwitwete und geschiedene Frauen: 
Bei den bis unter 30jährigen Kon-
stanz der Erwerbsquoten, die übri-
gen Altersgruppen analog den Ände-
rungen bei den verheirateten Frau-
en., 

6.2 Verändertes Erwerbsverhalten kompensiert 
Altersstruktureffekt 

r 

Eine Schwierigkeit der Erwerbspersonen-
Prognose zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
besteht, wie gezeigt, darin, daß wegen 
des Ausfalls des Mikrozensus keine ak-
tuellen Daten zur Erwerbsbeteiligung zur 
Verfügung stehen, so daß auf eine Viel-
zahl von Annahmen bereits für den ge-
genwärtigen Zeitpunkt zurückgegriffen 
werden muß. 

Die Probleme ungenügender Ausgangsda-
ten wachsen im Hinblick darauf, daß der 
Abschätzung der zukünftigen Erwerbs-
personenzahl die Bevölkerungsvoraus-
schätzung mit Basis 1.1.1984 zugrunde 
gelegt ist, die ihrerseits aber ebenfalls 
auf wenig befriedigenden Daten be-
ruht. 70  Denn die hierfür erforderlichen 
Eingabegrößen entstammen der Bevölke-
rungsfortschreibung, bei der die je-
weiligen Volkszählungsergebnisse mit der 
aktuellen Bevölkerungsentwicklung fort-
geführt werden. Diese Fortschreibung 

geschieht derzeit nicht fehlerfrei, weil 
nach dem langen Abstand zur letzten 
Volkszählung davon auszugehen ist, daß 
die fortgeschriebene Wohnbevölkerung -
die als Basisbevölkerung der Prognose 
verwendet wird - eine Überhöhung aus-
weist. Diese Überhöhung wird für das 
Bundesgebiet auf eine Million Personen 
und für Baden-Württemberg auf 150 000 
Personen geschätzt. Der Fortschrei-
bungsfehler ist nicht in allen Alters-
gruppen gleich hoch, auch dürfte er für 
Deutsche und Ausländer eine unter-
schiedliche Höhe aufweisen. Der Fehler 
ist .vermutlich im wanderungsintensiven 
Alter zwischen 18 und 35 Jahren - das 
zugleich das geburtenintensive Alter ist 
- besonders hoch, auch dürfte er bei 
den Nichtdeutschen höher sein als bei 
den Deutschen. Beide Problemkreise be-
rühren die Schätzung der künftigen Er-
werbspersonenzahl, da es sich jeweils um 
erwerbsintensive Gruppen handelt. 

10 . Vgl. hierzu: Voraussichtliche Entwicklung der Bevölkerung 
Baden-Württembergs auf der Basis 1.1.1984, Statistische Berichte, 
Bevölkerung, vom 6.7.1984. — Gröner, G.: Bevölkerungsvoraus-
schätzung auf der Basis 1.1.1984 für das Land Baden-Württemberg 
und seine Regionen, in: Baden-Württemberg in Wort und Zahl, 
Heft 1 , 1985. 

Die Kenndaten der voraussichtlichen Entwicklung der Bevölkerung 
auf Basis 1.1.1984, die der Erwerbspersonenvorausschätzung zu-
grundeliegen,sind: 
Basisbevölkerung (Deutsche und Ausländer): Stand 1.1.1984 —
Sterbeziffern: Mittel 1977/79, pauschal angepaßt an die Sterblich-
keit 1982/83, von da an binnen neun Jahren pauschal um fast 15% 
abgesenkt und dann auf diesem Stand belassen — Überlebenswahr-
scheinlichkeit der Neugeborenen: Stand 1983, im Verlauf von fünf 
Jahren um 0,2% erhöht und von da an auf diesem Stand belassen —
Fruchtbarkeitsziffern: Stand 1983, auf dieser Höhe im gesamten 
Zeitraum der Vorausschätzung belassen —Wanderungsansatz: Alters-
und geschlechtsspezifisches Wanderungsmodell aus den Jahren 
1982/83, dessen Gesamtsaldo auf Null Personen gebracht wurde, 
wobei bei beiden Geschlechtern in den einzelnen Altersjahren ent. 
sprechend den Verhältnissen der Referenzperiode durchaus positive 
und negative Wanderungssalden auftreten. 
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Hinzu kommen Unsicherheiten, die sich 
aus dem in den Ländern unterschiedli-
chen Anwendungsstand der rechtlichen 
Bestimmungen des seit 1983 geltenden 
Melderechtes ergeben:" Die Frage also: 
"Wie groß ist die Basisbevölkerung wirk-
lich?" läßt sich somit derzeit bezüglich 
der Aspekte Niveau, Altersstruktur und 
ethnische Zusammensetzung nicht mehr 
mit vollbefriedigender Genauigkeit be-
antworten. Im Hinblick auf den Zeitraum 
der Modellrechnung, also bis zum Jahr 
2000, erhält dieser Aspekt besonders 
deshalb Bedeutung, weil die Verände-
rung der Bevölkerung - ohne Berück-
sichtigung eines Wanderungssaldos - in 
diesem Zeitraum nur geringfügig ist. Im 
einzelnen ergeben sich für die Voraus-
schätzung der Bevölkerungszahl aus-
gehend von 9243,3 Mill. Personen im 
Ausgangsjahr 1984 für die Eckjahre fol-
gende Werte: 1990 - 9261,1 Mill.; 1995 -
9260,2 MIII.; 2000 - 9167,9 Mill.Personen.  

anzunehmen. Dieser Fehler-  dürfte 
wanderungsintensiven Altersbereich, der 
zugleich auch der erwerbsintensive ist, 
besonders hoch sein. Geht man deshalb 
überschlägig von einer Erwerbsquote von 
60 % aus, so ist anzunehmen, daß d 
Erwerbspersonenzahl bereits im Aus-
gangsjahr der Berechnungen um etwa 
90 000 Personen zu hoch ausgewiesen 
ist. Dieser Effekt wurde entsprechend 
berücksichtigt, die Eckdaten wurden ab 
1985, und damit im gesamten Schätzzeit-
raum, global um diese Größenordnung 
verringert. Danach sind folgende Schätz-
ergebnisse zu verzeichnen: Ausgehend 
von der im Jahr 1982 ermittelten Er-
werbspersonenzahl von 4:,460 Mill, ergibt 
sich als Konsequenz der getroffenen An-
nahmen für 1985 ein Wert von 4,421 
Mill., für 1990 von 4,476, für 1995 von 
4,388 und für das Jahr 2000 von 4,228 
Mill. Erwerbspersonen. Diese Schätz-
größen umreißen das mit der baden-

 

württembergischen Wohnbevölkerung 

Die Unschärfen in der zugrunde liegen- 'verbundene Erwerbspersonenpotential, 

den Bevölkerungsprognose sind auch für sie können als demographisch bedingte 

die Schätzung der Erwerbspersonen von Arbeitsplatznachfrage bezeichnet werden. 

Bedeutung. Tendenziell ist eine Überhö-

 

hung der ermittelten Größen in Rech- Der Rückgang der Erwerbspersonenzahl 
nung zu stellen. Da die Wohnbevölkerung von 1982 nach 1985 resultiert - abge-
derzeit - um schätzungsweise 150 000 sehen davon, daß 1985 erstmals die 
Personen - zu hoch ausgewiesen ist, ist statistische Bereingigung des Fort-

 

dies auch für die Erwerbspersonenzahl schreibungsfehlers vorgenommen wurde - 

11 So wurde vor dem Inkrafttreten des neuen Melderechts (Melde. 
gesetz vom 11.4.1983, GBL 1983, Nr. 6, S. 118 ff.) ein Einwohner 
ddrt zur statistischen Wohnbevölkerung gezählt, von wo aus er als 
Erwerbstätiger zur Arbeit ging bzw. als Schüler oder Student zur 
entsprechenden Ausbildungseinrichtung, alle anderen Personen wur. 
den dort gezählt, wo sie überwiegend lebten. Nach dem neuen 
Melderecht zählt nun ein Bürger dort zur Bevölkerung am Haupt-
wohnsitz, wo bei den Verheirateten, soweit die Gatten nicht dau-
ernd getrennt leben, der Wohnsitz der Familie ist; bei allen anderen 
Personengruppen wird — soweit mehrere Wohnungen vorhanden 
sind — im Zweifel die Hauptwohnung dort vermutet,wo der Schwer. 
punkt der Lebensbeziehungen des Einwohners liegt. Da die Melde-
register nicht zu einem Stichtag, sondern sukzessive auf den neuen 
Rechtsbegriff "umgestellt" werden, enthalten sie und enthält damit 
auch die Fortschreibung Bevölkerungsgruppen, die noch nach altem 
Recht zugeordnet sind und solche, für die bereits die neuen Be-
stimmungen zur Anwendung kamen. In Baden-Württemberg be-
finden .sich tendenziell mehr Arbeitsplätze für Wochenendpendler 
mit Familie — deren Schwerpunkt der Lebensbeziehungen damit in 
einem anderen Bundesland liegt — als umgekehrt. Dies führt zu einer 
Überhöhung. Die konsequente Umstellung der Register würde also 
tendenziell zu einer Verminderung der Einwohnerzahl unseres Lan> 
des führen. Der Tatbestand hat für die Schätzung der Erwerbsper-
sonen nicht unerhebliche Bedeutung, weil aufgrund der neuen 
Rechtsbestimmungen die Erwerbspersonen — bei Mehrfachwohn-
sitzen — nicht mehr wie bisher an dem Ort, von dem aus sie täglich 
zur Arbeit gehen, gezählt werden. Dies beeinflußt auch die Höhe 
der Erwerbsquote, 

daraus, daß eine demographisch bedingte 
Zunahme an Erwerbspersonen, die durch 
die in dieser Zeit nach wie vor stark 
besetzten jüngeren Jahrgänge hervor-
gerufen wird, durch Änderungen in der 
Erwerbsbeteiligung vor allem älterer 
Personen nicht nur kompensiert, sondern 
sogar überkompensiert wird. Der Rück-
gang der Erwerbsbeteiligung älterer 
Personen aufgrund staatlicher Anreize in 
Form von Vorruhestandsregelungen sowie 
angesichts einer schwierigen Vermit-
telbarkeit älterer Arbeitsloser führt 
- insbesondere bei älteren Männern 
wegen ihrer seither hohen Erwerbsbe-
teiligung - zu einem starken Entzugs-
effekt. Im Zeitraum 1985 bis 1990 kommt 
es altersstrukturell bedingt nochmals zu 
einer Zunahme an Erwerbspersonen. Dies 
zeigt, daß mit dem demographisch be-
dingten Druck auf den Arbeitsmarkt 
auch noch in der zweiten Hälfte der 80er 
Jahre gerechnet werden muß. Daß dieser 
jetzt zahlenmäßig zum Ausdruck kommt, 
ist darauf zurückzuführen, daß die sich 
quantitativ besonders stark auswirkende 



 

Reduzierung der Erwerbsquoten in den 
älteren Jahrgängen überwiegend nur von 
1982 bis 1985 fortgeschrieben wurde. 
Außerdem kommt in diesem Jahrfünft 
auch die Auswirkung der angenommenen 
höheren Erwerbsbeteiligung der Frauen, 

,insbesondere der verheirateten Frauen, 
zum Tragen. Die Größenordnung liegt 
bei etwa 30 000 Personen. Nach 1990 
rücken schwächer besetzte Altersjahr-
gänge ins erwerbsfähige Alter auf, so 
daß der Abgang an Erwerbspersonen den 
Zugang übertrifft. Entsprechend geht 
die Erwerbspersonenzahl zurück, wenn-
gleich in diesem Jahrfünft zunächst noch 
geringfügig. In der zweiten Hälfte der 
90er Jahre macht sich dieser Effekt be-
reits stärker bemerkbar. Danach könnte 
im Jahr 2000 die Erwerbspersonenzahl um 
reichlich 100 000 unter der des Jahres 
1980 liegen. 

Durch die Fortschreibung der in der 
Vergangenheit beobachteten Verhaltens-
tendenzen ergibt sich, daß der Anteil 
der weiblichen Erwerbspersonen an den 
Erwerbspersonen insgesamt von 40,5 % im 
Jahr 1982 auf 41-,5 % im Jahr 2000 steigt. 
Im Hinblick auf die Altersstruktur zeich-
net sich ab, daß die Relation der unter 
45jährigen zu den über 45jährigen Er-
werbspersonen - diese Quote lag 1982 bei 
2,0, es gab also doppelt so viele jüngere 
Erwerbspersonen wie ältere - nur unwe-
sentlich auf 1,9 sinkt. Für den Berech-
nungszeitraum läßt sich also feststellen,  

daß das Erneuerungspotential in etwa 
ausreicht, die Abgänge aus dem Er-
werbsleben zu ersetzen. Gleichzeitig er-
geben sich aber aus dieser altersstruk-
turellen Verschiebung, deren Bedeutung. 
in weiterer Zukunft erheblich zunehmen 
wird, auch Hinweise auf die Notwendig-
keit intensiver und lebenslanger Wei-
terbildungsmaßnahmen. 

Die Nachfrage nach Arbeitsplätzen auf 
dem heimischen Arbeitsmarkt resultiert 
allerdings nicht nur aus der inländischen 
Wohnbevölkerung. Sie ist vielmehr auch 
um solche Personen zu ergänzen, die als 
Pendler zwar nicht im Lande wohnen, 
aber hier arbeiten. Baden-Württemberg 
weist seit jeher einen Überschuß der 
Einpendler über'die Auspendier in Höhe 
von rund 40 000 Personen aus. Ursäch-
lich sind die bestehenden kleinräumli-
chen Verflechtungsbeziehungen zwischen 
Wohn- und Arbeitsort, die von der Lan-
desgrenze nur formal durchschnitten 
werden. Es besteht kein Grund anzu-
nehmen, daß solche traditionell ge-
wachsenen Beziehungen sich wesentlich 
ändern, weshalb dieser Saldo in der 
Berechnung auch für die Zukunft an-
gesetzt und der demographisch bedingten 
Erwerbspersonenzahl jeweils zugeschlagen 
wird. Die so ermittelte Arbeitsplatz-
nachfrage kann dann sinnvollerweise in 
der Arbeitsmarktbilanz dem Arbeits-
platzangebot gegenübergestellt werden 
(Tabelle 7). 

Tabelle 7 

Seitherige und mögliche zukünftige Entwicklung bei Erwerbstätigen und Erwerbspersonen 
(Inlandskonzept) 

1970 1980  19821)  19852)  1990  1995  2000 

Merkmal 

1000 

Erwerbstätige (Arbeitsplatzangebot) 

Erwerbspersonen3)  (Arbeitsplatznachfrage) 

Erwerbslose 

Arbeitslose4)  

4 197 4 236 4 175 4 171 4 216 4 242 - 4 283 

4 219 4 382 4 500 4 461 4 516 4 428 4 268 

22 146 325 290 300 186 —15 

8 81 182 210 177 110 0 

 

1) Basisjahr der Erwerbspersonenschätzung. — 2) Erwerbstätige und Arbeitslose: Ist-Werte, sonst erstes ausgewiesenes Schätzjahr. —

 

3) Demographisch bedingte Erwerbspersonen zuzüglich Pendlersaldo (40 000 Personen). — 4) Ab 1990 geschätzt über konstanten Anteil der 
registrierten Arbeitslosen an den Erwerbslosen. 
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7. Tendenzen der zukünftigen Entwicklung 
auf dem Arbeitsmarkt 

Die Gegenüberstellung des Angebots und 
der Nachfrage nach Arbeitsplätzen er-
folgt in der sog. Arbeitsmarktbilanz. Sie 
informiert somit - entsprechend der je-
weiligen Konstellation - über Ausmaß 
und Entwicklung von Ungleichgewichten 
auf dem Arbeitsmarkt. Dies allerdings 
nur in globaler und quantitativer Hin-
sicht. Daneben können auf den einzelnen 
Teilarbeitsmärkten, die sich vor allem 
für angebotene und nachgefragte Qualifi-

 

kationen bilden, Sonderentwicklungen 
bestehen. Dies gilt auch für die Arbeits-
marktsituation spezifischer Personen-
gruppen, wie z.B. Frauen, ältere Er-
werbspersonen und Behinderte. Tenden-
ziell dürften die Beschäftigungsaussich-
ten für Frauen sich verbessern, da im 
Zuge der Zunahme von Dienstleistungs-
funktionen verstärkt auch Teilzeitar-
beitsplätze entstehen werden. 

Die Gegenüberstellung von Erwerbstäti-
gen - als dem Indikator für das Arbeits-
platzangebot - und Erwerbspersonen -
als dem Indikator für die Arbeitsplatz-
nachfrage - wirft allerdings einige 
Schwierigkeiten auf, die nicht hinrei-
chend genau quantifiziert werden kön= 
nen, die aber bei der Interpretation der 
abgeleiteten Größen berücksichtigt wer-
den müssen. Generell wird die Differenz 
zwischen beiden Größen als "Erwerbs-
lose" bezeichnet. Hierbei ist zu beach-
ten, daß diese zunächst rechnerische 
Differenz eine statistische Komponente 
enthält, die aus den unterschiedlichen 
Erhebungskonzepten der beiden Aus-
gangsgrößen resultiert. So handelt es 
sich beispielsweise bei den aus den 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
abgeleiteten Erwerbstätigenzahlen um 
Jahresdurchschnittszahlen, während die 
Erwerbspersonenzahlen auch anhand von 
Stichtagsdaten des Mikrozensus ermittelt 
wurden. Diese "statistische Differenz" ist 
aber nicht zu quantifizieren. 

Die Erwerbslosenzahl unterscheidet sich 
grundsätzlich erheblich von der Zahl der 
bei der Arbeitsverwaltung registrierten 
Arbeitslosen. Ursächlich hierfür ist, daß 
zu den Erwerbslosen neben den offiziell 
ausgewiesenen Arbeitslosen auch solche 
nichterwerbstätigen Personen zählen, die  

zwar eine Arbeit suchen, sich aber aus 
verschiedenen Gründen nicht arbeitslos 
gemeldet haben. Diese Größe kann man 
als "Stille Reserve im engeren Sinne" be-
zeichnen. Hierbei ist auch zu beachten, _ 
daß nach dem zuvor dargestellten Er-
werbskonzept-des Mikrozensus diese Su-
che nach einem Arbeitsplatz sich nicht 
unbedingt auf eine Vollzeit- bzw. eine 
beachtliche Teilzeitbeschäftigung be-
ziehen muß. Es können sich darunter 
auch Personen befinden, die nur an 
einer vorübergehenden oder zwar regel-
mäßigen, aber nur kurzzeitigen Beschäf-
tigung interessiert sind. Neben dieser 
Stillen Reserve im engeren Sinne wird 
eine solche im weiteren Sinne unter-
schieden. Diese umfaßt zusätzlich Perso-
nen, die sich in einer ungünstigen ge-
samtwirtschaftlichen Lage nicht als er-
werbsbereit zeigen. Es ist jedoch nicht 
auszuschließen, daß diese Personen in 
einer günstigeren Konjunkturphase dem 
Arbeitsmarkt wieder zur Verfügung 
stehen können. 

Diese in ihrer Größenordnung und in 
ihrem Verhalten nicht zu kalkulierende 
Stille Reserve an Erwerbspersonen ist 
derzeit mit eine der Ursachen dafür, daß 
sich die in den letzten 1 bis 2 Jahren 
abzeichnende Verbesserung in der Be-
schäftigungssituation nicht in gleichem 
Ausmaß in einem Abbau der Arbeitslosig-
keit niedergeschlagen hat. Zusammen mit 
der Wanderungsbewegung führt also die 
Aktivität oder die Passivität dieses Teils 
des Erwerbspersonenpotentials zu einer 
erheblichen Unsicherheitsmarge im Hin-
blick auf die zukünftige Einschätzung 
der Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt. 
Eine gewisse Eingrenzung wird nachfol-
gend dadurch zu erreichen versucht, 
daß aus der Entwicklung der rechneri-
schen Differenz "Erwerbslose" auf die 
Arbeitslosenzahl als letztlich dem Kern 
der Arbeitsplatzsuchenden geschlossen 
wird. Zudem ist diese Größe in der wirt-
schaftspolitischen Diskussion nach wie 
vor der zentrale Arbeitsmarktindikator. 
Die Arbeitslosenzahl hat sich in der 
Vergangenheit tendenziell parallel in 
einem bestimmten Verhältnis zur Er-
werbslosenzahl entwickelt. In der ersten 
Hälfte der 80er Jahre lag dieser Anteil 
bei durchschnittlich 60 %, diese Relation. 
wird auch für den gesamten Berech-
nungszeitraum unterstellt. Hierbei ist 
noch folgendes zu beachten: Aufgrund 

67 



der .zu Anfang 1986 in Kraft getretenen 
"58er-Regelung" brauchen sich Arbeits-
lose jenseits dieser Altersgrenze in 
Zukunft nicht mehr dem Arbeitsmarkt 
zur Verfügung zu halten, womit sie in 
der Arbeitslosenstatistik nicht mehr in 
Erscheinung treten. Um dieser Niveau-
absenkung Rechnung zu tragen, wurde 
die obige Relation um einen Prozentpunkt 
auf 59 % gesenkt. 

Die Gegenüberstellung der Erwerbstäti-
genschätzung und der Erwerbspersonen-
schätzung vermittelt für die Eckjahre des 
Berechnungszeitraums tendenzielle Hin-
weise auf mögliche Entwicklungen auf 
dem Arbeitsmarkt. So zeigt sich, daß 
sich in der zweiten Hälfte der 80er Jahre 
die Situation aufgrund der verbesserten 
Wirtschaftsentwicklung einerseits sowie 
der verringerten Erwerbsbeteiligung 
älterer Personen andererseits entspannt. 
Allerdings ist auch weiterhin mit einem 
Druck durch die auch noch in der zwei-
ten Hälfte der 80er Jahre in die Er-
werbstätigkeit drängenden geburten-
starken Jahrgänge zu rechnen. Dieser 
wird verstärkt durch die höhere Er-
werbsbeteiligung besonders der ver-
heirateten Frauen. 

 

Es wurde bereits dargestellt, daß ein 
höheres als das im Durchschnitt des 
Zeitraums 1985 bis 1990 angenommene 
Wirtschaftswachstum von jährlich real 
2,4 .% zu einer größeren Zahl von Ar-
beitsplätzen führen würde. Schät-
zungsweise wäre eine durchschnittliche 
jährliche Wachstumsrate von 3 % bis 1990 
mit einer zusätzlichen Zunahme um rund 
40 000 Arbeitsplätzen verbunden. Hiermit 
kann allerdings nicht eine gleich starke 
Entlastung auf dem Arbeitsmarkt ver-
bunden werden. Vielmehr würde eine 
solche Wachstumsbeschleunigung zu er-
heblichen Rückkoppelungen im Hinblick 
auf das Erwerbspersonenangebot führen. 
So wäre mit einer deutlichen Aktivierung 
der Stillen Reserve und mit einer Ver-
stärkung der Zuwanderung zu rechnen. 
Gewisse Entlastungspotentiale, die, wie 
nachfolgend ausgeführt, bei einer kon-
tinuierlichen Wirtschaftsentwicklung nicht 
ganz auszuschließen sind, dürften ent-
fallen. Durch solche Effekte könnte somit 
eintreten, daß ein Teil der im Zuge einer 
Wachstumsbeschleunigung zusätzlich 
entstehenden Arbeitsplätze kompensiert 
würde. 

Beim angenommenen Wirtschaftswachstum 
von im Jahresdurchschnitt 2,4 % und dem 
nach wie vor spürbaren demographischen 
Druck auf den Arbeitsmarkt ist nicht 
auszuschließen, daß eine weitere Ent-
lastung in diesem Zeitraum dadurch 
entstehen könnte, daß - anders als 
angenommen - die Erwerbsbeteiligung 
älterer Menschen, beeinflußt durch 
verschiedene Maßnahmen, nochmals 
weiter sinkt. Weiterhin könnte sein, daß 
die Erwerbsneigung der Frauen, eben-
falls durch ein Maßnahmenbündel unter-
stützt, nicht so stark steigt wie an-
genommen. Andererseits muß aber auch 
bei dieser Entwicklung mit einer 
Aktivierung von Personen aus der Stillen 
Reserve gerechnet werden, wobei das 
Ausmaß nicht zu quantifizieren ist. 
Außerdem kann gerade auch in solchen 
Phasen nicht von einer Zuwanderung 
abgesehen werden. 

Ein Problem jeder zukunftsorientierten 
Erwerbspersonen- und damit auch Ar-
beitsmarktberechnung liegt in der Ein-
schätzung der Wanderungsbewegung. 
Veränderungen von Zu- und Abwande-
rungen sowie des Wanderungssaldos tre-
ten immer wieder ,auf, sie werden häufig 
durch exogene politische oder ökono-
mische und auch rechtliche Faktoren be-
einflußt. Entwicklungssprünge sind die 
Folge, so daß eine Bevölkerungsvoraus-
schätzung innerhalb kurzer Zeit un-
zutreffend sein kann, was entsprechend 
dann auch für die daraus abgeleitete 
Erwerbspersonenprognose gilt. Wegen 
der Schwierigkeit einer Abschätzung der 
zukünftigen Wanderungsbewegung enthält 
die hier zugrunde gelegte Bevölkerungs-
vorausschätzung auf Basis 1.1.1984 
keinen Wanderungsansatz. Die völlige 
Außerachtlassung von zugewanderten Er-
werbspersonen würde jedoch für Baden-
Württemberg im Hinblick auf die Ab-
schätzung zukünftiger Arbeitsmarktent-
wicklungen nur ein unvollständiges Bild 
ergeben. Denn im langfristigen Durch-
schnitt hatte Baden-Württemberg immer 
einen positiven Wanderungssaldo zu ver-
zeichnen, womit auch eine Nettozuwan-
derung von Erwerbspersonen verbunden 
war. Als Konsequenz hat sich somit eine 
spürbare Erhöhung des Erwerbsperso-
nenniveaus im Lande ergeben. Es ist 
anzunehmen, daß dieser Effekt ange-
sichts der im Land besonders günstigen 
Aussichten für die Wirtschaftsentwick-
lung auch in Zukunft eintreten dürfte. 
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Die starke Zuwanderung von ausländi-
schen Personen, wie sie anfangs der 
70er Jahre zu verzeichnen war, ist 
seither nicht mehr aufgetreten. Wie 
jedoch die beachtliche Per-Saldo-Zu-
wanderung von 1979 und 1980 zeigt, muß 
hier immer noch mit einem Wanderungs-
potential gerechnet werden, das in kon-
junkturell günstigen Zeiten aktiv wird. 
Die seit 1982 zu verzeichnende Per-
Saldo-Abwanderung hielt zunächst auch 
1984 noch an, unterstützt durch Rück-
kehrhilfen. 1985 war die Wanderungs-
bilanz dann bereits ausgeglichen. Für 
die Zukunft ist wieder eine gewisse 
Zuwanderung ausländischer Erwerbsper-
sonen in Rechnung zu stellen. 

Für die Deutschen ergibt sich im lang-
fristigen Durchschnitt eine Zuwanderung 
von jährlich rund 16 000 Personen. An-
ders als bei der ausschließlich ökono-
misch motivierten Ausländerwanderung 
sind die Beweggründe hier sehr hete-
rogen (u.a. Studenten, Zuwanderung 
von Pensionären sowie von Personen aus 
ehemaligen deutschen Ostgebieten). Mit 
rund einem Drittel sind hier aber auch 
Erwerbspersonen beteiligt. Diese ökono-
misch ausgerichtete Zuwanderung von 
Deutschen hat in den letzten beiden 
Jahren besonders stark zugenommen. Mit 
ihr ist auch in den nächsten Jahren zu 
rechnen. Angesichts einer in den 90er 
Jahren allgemein entspannteren Arbeits-
marktsituation dürfte sie dann abflachen. 

Geht man angesichts aller Unwägbarkei-
ten von einer vorsichtigen Wanderungs-
annahme von jährlich 5 000 Erwerbsper-
sonen aus, so würde sich die Arbeits-
platznachfrage zwischen 1985 und 1990 
dadurch um 30 000 Personen erhöhen. 
Der Wanderungskomponente muß also 
Rechnung getragen werden, wobei dies 
aber nicht nur unter rechnerisch-quanti-
tativen Gesichtspunkten geschehen kann. 
Denn bei den aus wirtschaftlichen Grün-

 

den ausgelösten Wanderungsströmen spie-
len sehr häufig Qualitätsaspekte beim an-

 

gebotenen bzw. nachgefragten Arbeits-
platz eine Rolle. Eine solche Mobilität hat 
deshalb ökonomische und, soziale Gründe 
für sich. 

In den 90er Jahren geht das Erwerbsper-
sonenangebot demographisch bedingt zu-
rück, in der ersten Hälfte zunächst 
zögernd, dann aber stärker. Gleichzeitig  

steigt die Zahl der angebotenen Arbeits-
plätze entsprechend den zugrunde gelleg—
ten Annahmen _weiter. Die Situation auf 
dem Arbeitsmarkt dürfte sich also er-
heblich entspannen. Gegen Ende des 
Jahrzehnts ergibt sich bereits rech-
nerisch ein geringfügiges Defizit an 
Erwerbspersonen. Diese sich hier ab-
zeichnende Tendenz legt die zur heu-
tigen Situation geradezu konträre Frage 
nahe, ob nicht in den 90er Jahren Maß-
nahmen ergriffen werden müssen, d 
wieder für ein stärkeres Erwerbsper-
sonenangebot Sorge tragen12 

Hierbei sind aber zuvor die Auswir-
kungen einer weiteren Zuwanderung so-
wie einer Rückkoppelungsbeziehung auf 
das Erwerbsverhalten zu berücksichti-
gen. Geht man im Hinblick auf die Wan-
derungsbewegung auch in den 90er Jah-
ren von einer Per-Saldo-Zunahme um 
jährlich 5 000 Erwerbspersonen aus, so 
würde die Erwerbspersonenzahl 1995 um 
55 000 Personen und im Jahr 2000 
immerhin 80 000 Personen höher liegen 
als ausgewiesen. Während also die Wan-
derungsbewegung rein rechnerisch zu-
nächst den Arbeitsmarktausgleich ver-
zögert, trägt sie gegen Ende der 90er 
Jahre dazu bei, den demographisch be-
dingten Rückgang der Erwerbspersonen-
zahl teilweise aufzufangen. Weiterhin ist 
zu beachten, daß die vorliegende Be-
rechnung von einem ab 1990 konstan' I 

Erwerbsverhalten der einzelnen Bevölke-
rungsgruppen ausgeht. Eine Rückkoppe-
lung auf die sich in den 90er Jahren 
entspannende Arbeitsmarktsituation ist 
also nicht vorgesehen. Diese ist aber 
durchaus möglich. So ist denkbar, daß 
die älteren Erwerbspersonen nicht mehr 
im bisherigen Ausmaß frühzeitig aus dem 
Erwerbsprozess ausscheiden, sondern 
länger verbleiben. Weiterhin dürften von 
einem schnelleren Durchlauf durch das 
Bildungssystem - was bei einer günsti-
geren Arbeitsmarktlage zu erwarten ist -
sehr erhebliche zusätzliche Effekte 
ausgehen. Generell wird eine Straffung 
der langen Ausbildungszeiten insbeson-
dere im akademischen Bereich diskutiert, 
was neben dem zahlenmäßigen Zugewinn 

12 Vgl. dazu: M. Wingen: Überblick über die gegenwärtige Bevöl-
kerungsentwicklung in der Bundesrepublik Deutschland und Per-
spektiven für die Zukunft, in: Allgemeines Statistisches Archiv, 
Heft 1 , 1986. 



auch einen solchen an Mobilität bringen 
würde. Ob mit einer weiteren Steigerung 
der Erwerbsbeteiligung der Frauen zu 
rechnen ist, ist schwer abzuschätzen. 
Ledige, geschiedene und verwitwete 
Frauen sind bereits in hohem Maße er-
werbstätig. Für die verheirateten Frauen 
wurde bereits in ,der vorliegenden Vor-
ausschätzung eine deutliche Zunähme der 
Erwerbsbeteiligung unterstellt. Ob diese 

das hier vorhandene Reservoir bereits 
ausschöpft oder nicht bzw. in welchem 
Ausmaß, läßt sich jetzt noch nicht be-

 

urteilen. Prinzipiell begünstigt die 
Entwicklung die Berufstätigkeit von 
Frauen, da wegen der Zunahme von 
Dienstleistungsfunktionen geeignete Tä-
tigkeitsfelder auch in einer Teilzeit-
beschäftigung entstehen. 

Bei der Frage, ob unter Umständen in 
einer ferneren Zukunft zuwenig Erwerbs-
personen für den Wirtschaftsprozess zur 
Verfügung stehen, ist auch in Betracht 
zu ziehen, daß die modernen Techniken 
ein hohes Rationalisierungspotential 
enthalten, das derzeit keineswegs aus-
geschöpft wird und das auch im Pro-
gnosezeitraum wegen der zum Arbeits-
markt bestehenden Rückkoppelungsbe-
ziehungen nicht ausgeschöpft werden 
dürfte. Falls in dieser Hinsicht ein 
stärkerer Druck entstehen würde, wäre 
dieses latente Potential sicher zu 
aktivieren, so daß von hier aus eine ge-
ringere Nachfrage nach Arbeitskräften 
entstehen würde. 

Zusammenfassung 

- Überlegungen über zukünftige gesamt-
wirtschaftliche Entwicklungen sind an 
eine Vielzahl von Prämissen gebunden, 
deren mögliche Veränderung mitbedacht 
werden muß. Sorgfältig ermittelte An-
haltspunkte über mögliche Entwick-
lungsrichtungen und Größenordnungen 
in der Wirtschaft und auf dem Arbeits-
markt sind aber zur Orientierung von 
Bedeutung. 

- Außenhandel, Binnenkonjunktur und 
technologische Entwicklung sind die 
wichtigsten Einflußfaktoren der wirt-
schaftlichen Entwicklung. Hierbei sind 
es die von der Schlüsseltechnologie 
"Mikroelektronik" ausgelösten vielfälti-
gen Wachstumsimpulse, die die Ent-
wicklungen derzeit und auch auf län-
gere Sicht bestimmen. Der hierdurch 
ausgelöste weltweite Innovations- und 
Investitionsdruck dürfte auch in Zu-
kunft die Basis für einen hohen inter-
nationalen Handelsaustausch sein, der 
durch den Wettbewerb um neue Pro-
dukte und neue Produktionsverfahren 
bestimmt ist. Dies schließt Störungen 
durch protektionistische Bestrebungen 
und mehr oder weniger spontane Wech-
selkursbewegungen nicht aus. 

Für die Entwicklungen auf dem Ar-
beitsmarkt spielen darüber hinaus auch 
demographische Prozesse eine wichtige 
Rolle. So ist zum Beispiel die Zahl der 
Erwerbspersonen von der sich verän-
dernden Altersstruktur und den teils 
schwer abschätzbaren, teils von künf-
tigen wirtschafts- und sozialpolitischen 
Maßnahmen mitbeeinflußten Änderungen 
des Erwerbsverhaltens abhängig. 

Die wirtschaftlichen Entwicklungsten-
denzen begünstigen die export- und 
investitionsintensiven Branchen des 
Landes in besonderer Weise. Elektro-
nik, Elektrotechnik, Maschinenbau, 
Feinmechanik und Optik sowie die che-
mische und kunststoffverarbeitende In-
dustrie sind die wichtigsten Hersteller 
dieser Produkte. Die breite Anwendung 
in diesen sowie auch in allen anderen 
Branchen, speziell des Verbrauchsgü-
ter- sowie des Grundstoff- und Pro-
duktionsgüterbereichs, ermöglicht so-
wohl die Wiedergewinnung wie die Er-
haltung und Ausweitung von Marktpo-
sitionen. 

 

Es zeichnet sich also ab, daß der Aspekt 
einer zu geringen Zahl an Erwerbsper-
sonen im nächsten Jahrzehnt bei der an-
genommenen Wachstumsperspektive nicht 
als ein grundsätzliches Problem auftritt. 
Vorherrschend bleibt der Ausgleich im _ 
Hinblick auf eine hohe Zahl von Er-
werbspersonen. Gegebenenfalls zu er-
greifende Maßnahmen mit dem Ziel einer 
quantitativen Beeinflussung werden dabei 
unterstützt durch ein allgemein hohes 
Maß an Ausbildung, Weiterbildung und. 
Flexibilität sowohl im Fall einer hohen 
wie einer geringeren Zahl an Erwerbs-
personen. 
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Die mit. diesen Tendenzen einhergehen-
den Produktions- und Nachfragesteige-
rungen führen auch zu im Gleichklang 
sich entwickelnden Einkommensverbes-
serungen, so daß ein tendenzielles 
Wachstum auch durch inländische 
Nachfrageimpulse gestützt wird. Dabei 
dürften sich, hervorgerufen sowohl 
durch die private Verbrauchsnachfrage 
wie durch die Anforderungen der mo-
dernen Technik im Hinblick auf For-
schung, Entwicklung sowie Steuerung 
und Überwachung von Produktionspro-
zessen, die Dienstleistungsbereiche 
stärker ausweiten als die Warenprodu-
zierenden Bereiche. 

Faßt man die Gesamtheit aller Berech-
nungen und Überlegungen zusammen, 
so ergibt sich für das Land für den 
Betrachtungszeitraum von 1985 bis zum 
Jahr 2000 ein jahresdurchschnittliches 
reales Wirtschaftswachstum (Brutto-
wertschöpfung) von etwa 2,2 %. Für 
die zweite Hälfte der 80er Jahre könn-
ten dabei angesichts der derzeitigen 
dynamischen Investitionsgüterkonjunk-
tur die Zunahmen etwas höher ausfal-
len (2,4 %). 

Nach wie vor bleibt der Warenprodu-
zierende Bereich - und hierin insbe-
sondere das Verarbeitende Gewerbe -
mit Anteilen von knapp 50 % bzw. 40 % 
für die Wirtschaftsentwicklung bestim-
mend. Doch dürfte seine Bedeutung 
etwas zurückgehen, während der 
Dienstleistungsbereich etwas zulegt 
und Ende des Jahrhunderts etwa zur 
Hälfte zur gesamtwirtschaftlichen Wert-
schöpfung beitragen könnte. 

- Die Abwägung von Wirtschaftswachstum 
und Produktivitätsentwicklung führt zu 
der den Überlegungen zugrunde geleg-
ten Annahme, daß die Beschäftigungs-
schwelle - also jenes Wirtschaftswachs-
tum, von dem ab mit einer Zunahme an 
Arbeitsplätzen gerechnet werden kann 
- bei etwa 2 % realem Wachstum liegt. 
Im Durchschnitt des Beobachtungszeit-
raums kann also von einer Arbeits-
platzzunahme ausgegangen werden, die 
bis zum Jahr 2000 in einer Größenord-
nung von etwa 110 000 zu veranschla-
gen ist. 

- Mit dieser Entwicklung geht eine Ver-
schiebung der Erwerbstätigenstruktur  

einher. Der. Beschäftigtenstand wird in 
der Land- und Forstwirtschaft und im 
Warenproduzierenden Bereich - , hier 
stehen voraussichtlichen Zunahmen in 
den Investitionsgüter produzierenden 
Branchen Abnahmen in den anderen 
Branchen gegenüber - abnehmen, wo-
gegen in den Sparten des Dienstlei-
stungsbereichs . Zunahmen zu verzeich-
nen sein werden. 

 

- Im Hinblick auf die; . Nachfrage nach 
Arbeitsplätzen ist davon auszugehen, 
daß noch bis zum Ende des Jahrzehnts 
geburtenstarke 'Jahrgänge. - wenn, auch 
zunehmend weniger - auf dem Arbeits-
markt auftreten werden. Außerdem ist 
nicht auszuschließen, daß vor allem 
verheiratete Frauen verstärkt berufs-
tätig werden. Die hierdurch ausgelöste 
weitere Zunahme an Erwerbspersonen 
kann teilweise über eine durch ver-
schiedene Maßnahmen unterstützte ge-
ringere Erwerbsbeteiligung älterer Er-
werbspersonen aufgefangen werden. 

- Nach 1990 rücken schwächer besetzte 
Altersjahrgänge ins erwerbsfähige Al-
ter auf, so daß der Abgang an Er-
werbspersonen den Zugang übertrifft. 
Entsprechend geht die Erwerbsperso-
nenzahl zurück, wenngleich in diesem 
Jahrzehnt noch geringfügig. In der 
zweiten Hälfte der 90er Jahre macht 
sich dieser Effekt stärker bemerkbar. 

- Die Gegenüberstellung der Nachfrage 
und des Angebots an Arbeitsplätzen 
erfolgt in globaler Hinsicht in der Ar-

 

beitsmarktbilanz, wobei auf — Teilarbeits-
märkten  durchaus spezifische Entwick-
lungen bestehen können. Aufgrund der 
skizzierten Entwicklungen zeichnen 
sich folgende generelle Tendenzen ab: 
In der zweiten Hälfte der 80er Jahre 
wird sich die Situation aufgrund der 
verbesserten Wirtschaftsentwicklung 
einerseits sowie der verringerten Er-
werbsbeteiligung älterer Personen an-
dererseits entspannen. Allerdings ist 
auch weiterhin mit einem demogra-
phisch bedingten Druck zu rechnen. 

- In den 90er Jahren dürfte sich die Ar-
beitsmarktsituation weiter entspannen, 
hervorgerufen durch den demogra-
phisch bedingten Erwerbspersonen-
rückgang bei gleichzeitig steigender 
Zahl an angebotenen Arbeitsplätzen. 
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Betrachtet man die Entwicklung nur im 
Hinblick auf die einheimischen Er-
werbspersonen, so ist unter Umständen 
ein geringfügiges Defizit an Erwerbs-
personen gegen Ende des Jahrhunderts 
nicht auszuschließen. 

Bei der Abschätzung der zukünftigen 
Nachfrage nach Arbeitsplätzen können 
aber - insbesondere in Baden-Württem-
berg - Zuwanderungen nicht unbe-
rücksichtigt bleiben. Die im Land gün-
stige Wirtschaftsentwicklung wird so-
wohl Deutsche wie Ausländer anziehen. 
Eine solche Per-Saldo-Zuwanderung 
wird zunächst die Erwerbspersonenzahl  

erhöhen, während sie in den 90er Jah-
ren dazu beitragen könnte, den demo-
graphisch bedingten Rückgang der Er-
werbspersonen aufzufangen. 

- Weiterhin ist zu berücksichtigen, daß 
eine entspannte Arbeitsmarktsituation 
auch auf die sogenannte Stille Reserve 
zurückwirkt, so daß solche Personen 
einen Arbeitsplatz nachfragen, die dies 
zuvor nicht getan haben. Dies ist be-
reits in der jetzigen Konjunkturpha-
se zu beobachten. Ein solcher Effekt 
kann auch in Zukunft nicht ausge-
schlossen werden, für die 90er Jahre 
ist er sogar durchaus wahrscheinlich. 
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Teil III 

Einzeluntersuchungen zu politischen Schwerpunktbereichen 

 

1. Sektorale und regionale Investitionsentwicklung im Verarbeitenden Gewerbe 

Die wirtschaftliche Entwicklung und die 
Wettbewerbsfähigkeit sowohl des einzel-
nen Betriebes wie einer gesamten Volks-
wirtschaft hängen in hohem Maße von 
der Investitionstätigkeit der Unternehmen 
ab. Denn über Investitionen werden neue 
Technologien in den betrieblichen und 
damit in den volkswirtschaftlichen Pro-
duktionsapparat eingeführt. Zu geringe 
Investitionen führen auf Dauer zu einer 
Abkopplung vom technischen Fortschritt, 
- mit der Konsequenz nachlassender Pro-
duktivität und Konkurrenzfähigkeit. Dies 
wird die Produktionstätigkeit und damit 
auch die Nachfrage nach Arbeitskräften 
zwangsläufig negativ beeinflussen. Die 
Modernisierung und technologische Er-
neuerung der Sachanlagen wirken sich 
also auf diesem Wege nachhaltig auf die 
Beschäftigungssituation aus. Die Inve-
stitionen sind somit eine Schlüsselgröße 
der ökonomischen Entwicklung. Ihre ge-
naue Kenntnis ist gleichermaßen wichtig 
für die Abschätzung von kurz- und lang-
fristigen Entwicklungstendenzen wie auch 
für wirtschaftspolitische Entscheidungen. 

Als Investitionen gelten dabei Käufe von 
Anlagegütern, die der Erhaltung, Moder-
nisierung und Erweiterung des im Pro-
duktionsprozeß eingesetzten Anlagever-
mögens dienen. Hierzu gehören Bauinve-
stitionen - also Bauten sowie bebaute 
und unbebaute Grundstücke - und Aus-
rüstungsinvestitionen, also Maschinen, 
maschinelle Anlagen und Betriebs- und 
Geschäftsausstattungen. Die Zusammen-
setzung der Investitionen nach Bauten 
und Ausrüstungen ist in den einzelnen 
Wirtschaftsbereichen abhängig von dem 
dort jeweils typischen Produktionspro-
zeß. Dabei sind die Ausrüstungen di.eje-
nige Investitionskategorie, über die in 
erster Linie technologische Neuerungen 
in den Produktionsapparat eingeführt  

werden. Ihre Entwicklung ist also in Zei-
ten eines starken weltweiten Innovations-
drucks von besonderer Bedeutung. 

Von der Gesamtwirtschaft des Landes 
wurden 1984 rund 62 Mrd. DM inve-
stiert. Davon entfielen etwa 39 Mrd. DM 
auf Bauten und 23 Mrd. DM auf Ausrü-
stungen. Der Anteil der Bauinvestitionen 
beträgt in den Bereichen Staat, Energie-
und Wasserversorgung, Bergbau, Han-
del, Verkehr und Dienstleistungen zum 
Teil weit über 50 %. Demgegenüber be-
stehen die Investitionen des Verarbeiten-
den Gewerbes und auch des Baugewerbes 
mit Anteilen von jeweils über vier Fünf-
teln weit überwiegend aus Ausrüstungs-
gütern. Von den 1984 in der Gesamtwirt-
schaft getätigten Äusrüstungsinvesti'- 
tionen -  (rund 23 Mrd. DM) entfielen des-
halb allein etwa 45 % auf das Verarbei-
tende Gewerbe. Naturgemäß wirkt sich 
dies entscheidend auf die Struktur des 
bei der Produktion eingesetzten Anlagen-
bestandes aus. Wie Ergebnisse der ge-
samtwirtschaftlichen Anlagevermögensbe-
rechnungen für Ba 

-
den-Württemberg zei-

gen', ist das Verarbeitende Gewerbe der 
Wirtschaftsbereich mit dem mit Abstand 
höchsten Anteil von Ausrüstungen am 
gesamten Anlagevermögen. Dieser liegt 
im Durchschnitt bei knapp zwei Drittel, 
während er in der Gesamtwirtschaft rund 
ein Viertel beträgt. Das Verarbeitende 
Gewerbe ist somit der für die Modernität 
und Wettbewerbsfähigkeit und damit auch 
für die Wachstumskraft einer Volkswirt-
schaft ausschlaggebende Wirtschaftssek-
tor. Die Analyse seiner Investitionsakti-
vitäten ist also von zentraler Bedeutung. 

 

1 Vgl. dazu I. Walter: Zur Investitionsentwicklung von 1960 bis 

1982, in: Baden-Württemberg in Wort und Zahl, Heft 8.1983. Ders.: 
Struktur und Altersaufbau des Anlagevermögens, in- Baden-Würt-
temberg in Wort und Zahl, Heft 9, 1983. , 
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Schaubild 1 

Investitionsentwicklung im Verarbeitenden Gewerbe 
in Baden-Württemberg und im Bundesgebiet 

 

1977= 100 Gesamtinvestitionen 

Investitionsintensität ( Investitionen je Beschäftigten) 

1977 78 79 80 81 82 83 84 

StatistisCes Landesamt Baden-Wümemb rg 172U 

Die nachfolgende Untersuchung hierzu 
basiert auf Daten der jährlichen Investi-
tionserhebung bei allen Betrieben des 
Verarbeitenden Gewerbes, sofern sie zu 
Unternehmen mit mindestens 20 Beschäf-
tigten gehören. Kleine Unternehmen sind 
also nicht enthalten. Erfaßt werden die 
Bruttoanlageinvestitionen nach Ausrü-
stungen und Bauten. Die nachfolgenden 
Betriebsergebnisse zeigen ein detaillier-
tes Bild der Investitionstätigkeit in den 
einzelnen Branchen dieses Wirtschaftsbe-
reichs. Weiterhin erlauben sie wegen 
ihrer regional genauen Abgrenzungsmög-
lichkeit Investitionsanalysen für regionale 
Einheiten. Eine Untersuchung der Inve-
stitionstätigkeit in den Regionen und 
Kreisen des Landes schließt sich deshalb 
an. 

Wirtschaftsbereiches im Bund (Schaubild 
1). So war im Beobachtungszeitraum die 
Zunahme der Investitionen im Land fast 
doppelt so hoch wie im Bund. Gleichzei-
tig war der Rückgang der Beschäftigten-
zahl fast um die Hälfte geringer. 

Der Beobachtungszeitraum setzt nach der 
Rezession Mitte der 70er Jahre mit dem 
Aufschwungsjahr 1977 ein, da wegen der 
Neuordnung der Statistiken im Produzie-
renden Gewerbe erst von diesem Zeit-
punkt an vergleichbares Datenmaterial 
vorliegt. Es reicht bis 1984, Ergebnisse 
für 1985 werden gegen Jahresende erwar-
tet. Die Eckgrößen werden jedoch über 
Schätzungen tendenziell weitergeführt. 

Das Bild der intensiven Investitions-
tätigkeit des Verarbeitenden Gewerbes 
ist unterzeichnet bei Berücksichtigung 
der Tatsache, daß neben den Investi-
tionsgütern, die auf den Sachanlage-
konten der Unternehmen aktiviert wer-
den, zunehmend häufiger solche Anlagen 
im Produktionsprozeß eingesetzt werden, 
die auf dem Wege des Leasing gemietet 
bzw. gepachtet werden. Diese aber wer-
den im Rahmen der amtlichen Investi-
tionserhebung derzeit noch nicht erfaßt. 
Es laufen aber Bestrebungen, das seit-
her angewandte sog. Eigentümerkonzept 
in der Erfassung von Investitionen um 

das sog. Benutzerkonzept zu ergänzen. 
Derzeit lassen sich nur Anhaltspunkte 
für das Ausmaß des Leasing gewinnen, 
wobei aber bereits die unterschiedliche 
Bedeutung für die einzelnen Wirtschafts-
bereiche hervortritt. So hat dieser unter 
Liquiditätsgesichtspunkten günstige Weg 
der Beschaffung von Sachanlagen und 
damit der Modernisierung des Produk-
tionsapparates ein besonderes Gewicht im 
Verbrauchsgütersektor, der sich mit 
Blick auf die bilanzierten Investitionen 
vergleichsweise zurückhaltend entwickelt. 

Sektorale Investitionsentwicklung im Land 
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Besonders aufschlußreiche Ergebnisse 
bringt ein Vergleich mit den Entwicklun-
gen im Bund. Hier kristallisiert sich 
heraus, daß die Investitionsaktivitäten 
des Verarbeitenden Gewerbes des Landes 
- besonders die des Investitionsgüter-
sektors - von herausragender Bedeutung 
sind für die Investitionstätigkeit dieses  

Investitionsimpulse durch neue Technologien 

 

Im Vergleich zur Wirtschaftsentwicklung 
- so stieg zwischen 1977 und 1984 die 
nominale Bruttowertschöpfung des Verar-
beitenden Gewerbes um etwa ein Drittel 
- nahmen die Investitionen mit 67 % we-
sentlich stärker zu. Dies zeigt, daß in 
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1978 79 80 81 82 83 84 85 

Investitionen (real)" 

Produktion 

Beschäftigte" 
Auftragseingänge .(Volumenindex) 

diesem Zeitraum nicht die Kapazitätser-
weiterung -das vorherrschende Investi-
tionsmotiv twar, sondern- vielmehr : die, 
Umstellung auf moderne Produktionsanla-
gen,. die sowohl zu effizienteren Herstel-
lungsverfahren führen wie auch die Pro-
duktion neuartiger und marktgerechter 
Produkte ermöglichen. Die Impulswirkung 
moderner Technologien für den Investi-
tionsprozeß überlagert derzeit die klas-
sischen Investitionsmotive der Ersatzbe-
schaffung und Rationalisierung, bzw. sie 
schließt sie mit ein. 

Lag 1984 die Investitionssumme des Ver-
arbeitenden Gewerbes des Landes mit 
11 Mrd. DM um zwei Drittel über der 
von 1977 (6,6 Mrd. DM), so zeichnet 
sich inzwischen ab, daß im laufenden 
Jahr - und damit innerhalb von nicht 
einmal 10 Jahren mit schätzungsweise 
deutlich über 13 Mrd. DM die Verdopp-
lung des Investitionsvolumens des Aus-
gangsjahres erreicht werden wird. 

Wegen der Konjunkturreagibilität der In-
vestitionen vollzog sich dieser Anstieg 
stark wellenförmig (Schaubild 2)2 . So 
zeigt die Entwicklung der jährlichen 
Veränderungsraten, daß die Investitions-
tätigkeit mit der Aufwärtsentwicklung 
von Nachfrage und Produktion im Zeit-
raum 1977 bis 1979 gleichzog und dann 
auch der 1980 einsetzenden lang' an-
dauernden Abschwächung folgte. Zwi-
schen 1980 und 1982 trat eine wirtschaft-
liche Stagnationsphase ein, in der sogar 
das reale, also das um die Preissteige-
rungen bereinigte Investitionsvolumen 
1981 und 1982 gegenüber dem Vorjahr 
zurückging. In dieser Phase geriet also 
die Zufuhr neuer Technologien in den 
Produktionsprozeß ins Stocken. 

Im zweiten Halbjahr 1983 ergaben sich 
erste Anzeichen für eine konjunkturelle 
Belebung, die sich 1984 fortsetzte. In 

 

2 Beiden jährlichen Investitionen handelt es sich um stark schwan-

kende Größen, so daß es nicht unproblematisch ist, nur ein Anfangs-

und Endjahr zu vergleichen. Eine Analyse der einzelnen Branchen-

reihen hat aber ergeben, daß im vorliegenden Fall jeweils eine 

typische Entwicklungskennziffer abgeleitet werden kann. Einzige 

Ausnahme ist die Branche der Zellstoff, Holzschliff-, Papier- und 

Pappeerzeugung, deren Investitionen 1984 — nach hohen Investi-

tionen in den Vorjahren — unter denen von 1977 lagen. Als Er-
gänzung werden deshalb auch kumulierte Größen ausgewiesen..—

 

Im Text wurden Prozentangaben teilweise gerundet. Es können des-
halb geringfügige Abweichungen zu den in den Tabellen ausgewie-
senen Werten entstehen. 

Schaubild 2 

Eckdaten zur Entwicklung_ des Verarbeitenden 
Gewerbes 
Veränderung zum Vorjahr in % 

1) 1985: fo-Schätzung für das Bundesgebiel.-
2)Jeweils zum 30.9., 1985: Jahresdurchechnitl_ 

Siaüi ül ches Landesamt Badern Wumemberg 177U 

dieser Zeit stand einer lebhaften Aus-
landsnachfrage eine durch die Auswir-
kungen des Streiks in der Metall- und 
Druckindustrie gedrückte Produktion ge-
genüber. Entsprechend dieser unter-
schiedlichen und zögernden Entwicklung 
der wichtigsten wirtschaftlichen Größen 
war auch die Investitionstätigkeit zwar 
ansteigend, jedoch zurückhaltend. In 
beiden Jahren mußte sie durch investi-
tionsbegünstigende Sonderfaktoren ge-
stützt werden: So hat die zum Jahresen-
de 1982 auslaufende Bestellfrist im Rah-
men der Investitionszulage die Investi-
tionen von 1983 positiv beeinflußt, zum 
Teil vermutlich - mit Blicke auf die nur 
mäßige Zunahme 1984 - auch dadurch, 
daß geplante Investitionen vorgezogen 
wurden. Auch die bis Ende 1984 reichen-
de Fertigstellungsfrist für die Gewäh-
rung von Investitionsvergünstigungen 
für Wirtschaftsbauten hatte einen günsti-
gen Einfluß: Anders als in den Vorjah-
ren ist 1984 der wertmäßige Anstieg der 
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Tabelle 1 

Investitionsentwicklung nach ausgewählten Wirtschaftsbereichen und Wirtschaftsgruppen 1977 bis 1984 

Anteil 
der Aus. 

rüstungen 
an den 
Investi-
tionen 

insgesamt 

1984 

Investitionen 

Verän. 
derung 
1984 
gegen 
1977  

Anteil 
der Aus. 

rüstungen 
an den 
Investi-
tionen 

insgesamt 

Kumulierte 
Investitionen 
1977 bis 1984 

Anteil 
insgesamt am 

VG 

Kumu-

 

lierte 
Aus-

 

rüstungen 
1977 

bis 
1984 
ins-

 

gesamt 

1977 

Investitionen 

Anteil 
am 
VG 

insgesamt 

Wirtschaftsbereich 

Wirtschaftsgruppe 

SYpro-
Nr. 

am 
Anteil 

VGi) 
insgesamt

 

1000 DM 1000 DM 1000 DM 1000 DM % % 

 

Verarbeitendes Gewerbe 6 596 980  100 76,7 11 031 323 100 67,2 81,5 73 809 552 100 58 604 401 

Grundstoff. und Produk-

 

tionsgütergewerbe 1312126 19,9 

25 Gewinnung und Verarbei-

 

tung von Steinen und Erden 272 597 4.1 - 

29 Gießerei 58 040 0,9 

30 Ziehereien, Kaltwalzwerke, 
Stahlverformung, 
Machani k,a.n.g. 159712 

40 Chemische Industrie 436 217 

53 Holzbearbeitung 49 503 

55 Zellstoff-, Holzschliff-, 
Papier-und Pappe-
erzeugung 

78,8 1 928 517 17,5 47,0 80,0 13 404 253 18,2 10 819 140 

76,7 350 378 3.2 28,5 73,1 2 629 081 3,6 2 054 519 

89,7 81 989 0,7 41,3 89,2 555 453 0,8 477 025 

2,4 79,8 239 120 22 49,7 82.6 1 654 404 2,2 1 325 590 

6,6 682 935 170 8,5 114,4 77.0 4 860 201 6,6 3 669 756 

0.8 80,9 59939 0,5 21,1 85.1 436144 0,6 355607 

130 303 2,0 90,9 109 624 1,0 37,22) 87,6 1 596 713 2.2 1 367 319 

3 632 550 55,1 77.6 6 891 941 62,5 89,7 83,0 44 447 894 60,2 35 468 967 
Investitionsgüter produzieren 
des Gewerbe 

31 Stahl -und Leichtmetallbau 
Schienenfahrzeugbau 

32 Maschinenbau 

33 Straßenfahrzeugbau, Repa-
ratur von Kraftfahr-

 

zeugen usw. 

36 Elektrotechnik, Reparatur 
von elektrischen Geräten 
für den Haushalt 

37 Feinmechanik, Optik, Her-
stellung von Uhren 

38 Herstellung von Eisen-, 
Blech. und Metallwaren 

50 Herstellung von Büro-
maschinen, Datenverarbei-
tungsgeräten und ein. 
richtungen 

Verbrauchsgüter produ-
zierendes Gewerbe 

39 Herstellung von Musikin-
strumenten, Spielwaren, 
Schmuck, Füllhaltern; 
Verarbeitung von natür-
lichen Schnitz-u. Form-
stoffen; Foto- u. Filmlabor 

54 Holzverarbeitung 
56 Papier. und Pappever. 

arbeitung 

57 Druckerei, Verviel. 
fältigung 

58 Herstellung von Kunst. 
stoffwaren 

63 Textilgewerbe 

64 Bekleidungsgewerbe 

Nahrungs- und Genuß-
mittelgewerbe 

45502 0,7 652 68833 0,6 51,3 71,0 517249 0,7 371569 

807 647 12,2 78,7 1 456 529 132 80,3 77,9 9 474 663 12,8 7 345 216 

1 050973 15.9 75,6 2 347 409 21,3 123,4 87,0 16 209 601 22,0 13 036 706 

920 339 14,0 79,8 1 521 965 13,8 65,4 88,4 9 425 079 12,8 7 994 127 

170 873 2,6 77,1 299 121 2,7 75,1 79,3 1 863 046 2,5 1 480 732 

241 092 3,7 75,9 382 808 3,5 58,8 84,1 2 526 127 3,4.  1 994 640 

214 275 3,2 81,6 573 237 52 167,5 67,7 2 711 331 3,7 1 894 227 

1 159 662 17,6 74,0 1 607 058 14,6 38,6 80,4 11 484 822 15.6 8 972 338 

60 578 0,9 77,0 72 177 0,7 19,1 83,7 562 654 0,8 463 729 

165 984 2,5 662 189 479 1,7 142 81,5 1 520 913 2,1 1 075 744 

97326 1,5 772 130390 1,2 34,0 87,1 1116496 1.5 913159 

194 058 2,9 75,7 294 324 2,7 51.7 77,0 2 087 078 2.8 1 636 362 

219942 3,3 71,8 359105 3,3 63,3 • 81,8 2151 774 2.9 1 691 211 

287 168 4.4 75,7 365 249 3,3 27.2 80,8 2 700 692 3,7 2 163 023 

45505 0,7 75,4 56 021 0,5 23,1 63,5 372 923 0,5 272 620 

492642 7,5 71,6 603807 S',5 22,6 72,1 4472583 6,0 3343956 

1) VG = Verarbeitendes Gewerbe. — 21 Nach hohen Investitionen in den Vorjahren lagen diese 1984 unter dem Niveau von 1977. Aus Gründen 
der Vergleichbarkeit wurden in diesem Fall die Investitionen von 1983 zur Berechnung herangezogen. 

76 



10—

 

1978 1979 1980 1981 1982 1983 1984 

SUfstis es Landesamt Baden-WürtlemWe 179 M 

 

20 

Grundstücke und Bauten 15 
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Ausrüstungen 
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Investitionen in Grundstücke und Bauten 
(+ 5,5 %) höher ausgefallen als der der 
Ausrüstungsinvestitionen (+ 4 %). Über 
den Beobachtungszeitraum gesehen ent-
wickelten sich allerdings die realen In-
vestitionen trotz der starken Schwankun-
gen mit einer Zunahme von + 25 % (1984 
gegenüber 1977) wesentlich stärker als 
die Nettoproduktion (+ 11 %) und die 
preisbereinigten Umsätze (+ 7 %), 

 

Die Stützung der Investitionstätigkeit in 
den Jahren 1983 und 1984 zusammen mit 
einer Verstärkung der Auftriebskräfte, 
auch durch eine lebhaftere Inlandsnach-
frage sowie durch eine deutliche Verbes-
serung der Rahmenbedingungen des 
Wirtschaftens - günstige Zins- und Fi-
nanzierungsbedingungen, ein mäßig stei-
gendes Preis- sowie Lohn- und Gehalts-
niveau, höhere Kapazitätsauslastung so-
wie verbesserte Absatz- und Ertragsaus-
sichten - führten dazu, daß sich der 
Aufschwung 1985 voll durchsetzte und 
derzeit noch anhält. Im Zuge dieser Ent-
wicklung löste sich der Investitionsstau 
aus den Vorjahren auf. Gleichzeitig wur-
de die wachsende Innovationsbereitschaft 
im Hinblick auf den Einsatz neuer Tech-
niken zum sich selbsttragenden Antriebs-
faktor der konjunkturellen Entwicklung. 
So schätzt das Ifo-Institut den Anstieg 
der realen Investitionen für 1985 bun-
desweit auf 14 %, 1986 wird wiederum 
von einem Zuwachs in der Größenord-
nung von 8 % bis 10 % ausgegangen; 

Im Zeitraum 1977 bis 1984 wurden vom 
Verarbeitenden Gewerbe des Landes ins-
gesamt 74 Mrd. DM investiert (Tabelle 
1). Damit wurde ein Fünftel aller Inve-
stitionen des Bundes in dieser Zeit in 
Baden-Württemberg getätigt. Im Hinblick 
darauf, daß die Investitionsgüterkon-
junktur das Land besonders begünstigt, 
dürfte dieser Anteil inzwischen noch hö-
her liegen. Im Zuge dieser Entwicklung 
nahm die Bedeutung der Ausrüstungsin-

 

vestitionen überdurchschnittlich stark 
zu. Ihr Anteil an den Gesamtinvestitio-
nen lag 1984 bei 81,5 % gegenüber 76,7 % 
im Jahr 1977. Umgekehrt ging das Ge-
wicht der Bauinvestitionen - das übli-

 

3 Vgl. dazu Gerste nberger,W.: In vestitionsaufschwung auf breiterer 
Basis, in: ifo-Schnelldienst 3435,1985 und Apeloig, S.: Konjunktur-
und Wachstumserwartungen der deutschen Industrie, in: ifo-Schnell-
dienst 10-11 , 1986. 

Schaubild 3 

Entwicklung der Ausrüstungs- und Bauinvestitionen 

Veränderung zum Vorjahr in % 

cherweise als Indikator für Erweite-
rungsinvestitionen herangezogen wird -
von einem knappen Viertel auf ein knap-
pes Fünftel zurück (Schaubild 3). Dies 
zeigt, daß im Zeitraum bis 1984 die mit 
Ersatz- und Rationalisierungsinvestitio-
nen einhergehende Modernisierung des 
Produktionsapparates das vorrangige In-
vestitionsmotiv war, zumal hiermit immer 
auch gewisse Käpazitätseffekte verbun-
den sind. Die deutliche Belebung des 
gewerblichen Hochbaus im letzten und 
auch im laufenden Jahr könnte signalisie-
ren, daß angesichts gut ausgelasteter 
Kapazitäten und mittelfristig günstiger 
Absatzerwartungen auch Erweiterungsas-
pekte wieder eine Rolle spielen. 

Starkes Investitionswachstum im Investitionsgüter-
sektor 

Von den skizzierten Entwicklungen profi-
tieren in erster Linie die meisten Inve-
stitionsgüterbranchen, deren Entwicklung 
1985 mit Produktionszunahmen von rund. 
11 % und einem Anstieg der realen Be-
stelleingänge um fast 12 % weit über dem 
Durchschnitt des Verarbeitenden Gewer-
bes lag (Produktion: + 6,9 %, realer 
Auftragseingang + 8,1 %, jeweils gegen-
über 1984). Andererseits sind dies gera-
de auch die Branchen, die selbst am 
stärksten investieren. So werden vom 
Sachverständigenrat für diesen Bereich 
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Schaubild 4 

Investitionsentwicklung 
im Verarbeitenden Gewerbe 

1977= 100 

I 
— Verarbeitendes Gewerbe nsgesamt 
-- Investitionsgüter produzierendes Gewerbe 

-- .Verörauchsgater produzierendes Gewerbe 

i 

 

140 

 

i 

. J 
J 

1977 78 79 80 1 82 83 

Statistisches Landesamt Baden-wumemnere 

 

reale Investitionszunahmen in einer Grö-
ßenordnung von 15 % bis 20 % für 1986 
erwartet. 

Da Baden-Württemberg über eine starke 
Präsenz in den besonders hervorgehobe-
nen Branchen wie Maschinenbau, Elek-
trotechnik, Fahrzeugbau, Feinmechanik 
und Optik sowie der Herstellung von 
Büromaschinen und A DV-Geräten ver-
fügt, wird es somit in doppelter Hinsicht 
begünstigt. Zum einen ist die Nachfrage 
im Land sehr hoch: So lag der preisbe-
reinigte Auftragseingang im Investitions-
güterbereich des Landes 1985 um 12 % 
über dem des Vorjahres, im Bundesge-
biet aber nur um 9 %. Zum anderen in-
vestieren diese Branchen . selbst sehr 
stark. Ihre Investitionen lagen 1984 um 
7,8 % über dem Vorjahresergebnis, wäh-
rend es im Durchschnitt des Verarbei-
tenden Gewerbes nur 4,2 % waren. Zu-
gleich sind die Investitionsgüter pro-
duzierenden Branchen des Landes damit 
bundesweit führend, denn dort ergaben 
sich von 1983 nach 1984 stagnierende In-
vestitionen. Vergleichbare Relationen 
- auf voraussichtlich höherem Niveau -
sind auch für 1985 und 1986 anzusetzen. 

 

Durch das Zusammentreffen dieser beiden 
Entwicklungen ist im Land ein außeror-  

dentlich günstiges Investitionsklima ent-
standen, das derzeit noch andauert .und 
auch weiterhin anhalten dürfte. Für die 
Stabilität der hohen Investitionstätigkeit 
und der Entwicklungsdynamik im Investi-
tionsgütersektor spricht derzeit die ge-
genseitige Verstärkung der beiden Effek-
te einer allgemein hohen Investitionsgü-
ternachfrage und hoher eigener Investi-
tionen dieses Sektors. Die hohen Eigen-
investitionen sind mit eine Ursache da-
für, daß neben dem traditionell starken 
Gewicht der Auslandsnachfrage in der 
derzeitigen Konjunkturphase auch die In-
landsnachfrage.besonders hoch ist. 

Aufgrund der skizzierten Entwicklung la-
gen die Investitionen des Investitionsgü-
terbereichs mit einer Zunahme um 90 % 
von 1977 bis 1984 weit über dem Durch-
schnitt des Verarbeitenden Gewerbes 
(+ 67 %) (Schaubild 4). In den Jahren 
1985 und 1986 dürfte sich der Entwick-
lungsabstand aufgrund der hier stärke-
ren Investitionsdynamik weiter vergrö-
ßern. Insgesamt sind im Beobachtungs-
zeitraum von den Betrieben dieses Be-
reichs im Land mehr als 44 Mrd. DM an 
aktivierten Sachanlagen investiv einge-
setzt worden. Dies sind " 60 % des vom 
Verarbeitenden Gewerbe investierten 
Produktivkapitals. Überschlägig ergibt 
sich unter Hinzuschätzung der Jahre 
1985 und 1986 ein Investitionsvolumen 
in einer Größenordnung von über 
60 Mrd. DM, womit dieser Anteil inzwi-
schen bei zwei Drittel liegen dürfte. 
Unter Berücksichtigung der im Verfahren 
des Leasing eingesetzten Sachanlagen' 
sind die getätigten Investitionen jeweils 
noch höher zu veranschlagen. 

Diese hohen Investitionsausweitungen 
vollzogen sich in diesem Wirtschaftsbe-
reich kontinuierlich und mit vergleichs-
weise geringen Schwankungen. Die Inve-
stitionsdynamik wurde dabei eindeutig 
von den Ausrüstungsinvestitionen be-
stimmt, da die Bauinvestitionen - nach 
teilweise beträchtlichen Steigerungen bis 

200 
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160 

- 

Grundstoff- und laroduktionsgütergewerbe 

1 

    

i 

120 

100 

i 
i 

Mit einer gewissen Beruhigung muß aller-
dings nach dem Abklingen der Aufholef-
fekte gerechnet werden. Doch bleibt der 
weltweit hohe Zwang, auf neue Produk-
tionstechniken und auf neue, marktge--

84  rechte Produkte umzustellen, auch auf 
längere Sicht ein Motor der Investitions-

 

i)6 d6 entwicklung. 
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1984 1977 

Beschäftigte Investi-
tionen Wirtschaftsbereich 

Sypro 
Nr. 

Wirtschaftsgruppe 

Tabelle 2 

Entwicklung der Beschäftigten der Investitionen und der Exportquoten nach ausgewählten Wirtschafts-
bereichen und Wirtschaftsgruppen 1977 bis 1984 

Verarbeitendes Gewerbe 

Grundstoff-und Produktions-
gütergewerbe 

25 Gewinnung und Verarbeitung 
von Steinen und Erden 

29 Gießerei 

30 Ziehereien, Kaltwalzwerke, 
Stahlverformung, Mechanik, 
a.n.g. 

40 Chemische Industrie 

53 Holzbearbeitung 

55 Zellstoff-, Holzschliff-, Papier-

 

und Pappeerzeugung 

Investitionsgüter produzieren-

 

des Gewerbe 

31 Stahl-und Leichtmetallbau, 
Schienenfahrzeugbau 

32 Maschinenbau 

33 Straßenfahrzeugbau, Reparatur 
von Kraftfahrzeugen usw. 

36 Elektrotechnik, Reparatur von 
elektrischen Geräten für den 
Haushalt 

37 Feinmechanik,Optik,Her-

 

Stellung von Uhren 

38 Herstellung von Eisen-, Blech-

 

und-Metallwaren 

50 Herstellung von Büromaschi-

 

nen, Datenverarbeitungsgeräten 
und, einrichtungen 

Verbrauchsgüter produzieren-

 

des Gewerbe 

1 443 415 100 100 24,5 1 370 186 100 100 30,9 - 5,1 + - 7.6 

168353 11,7 19,9 16,5 158628 11,6 17,5 22,0 - 5,8 + 5,6 

26057 1,8 4,1 5,7 23040 1,7 3,2 5,2 -11.,6 + 3,7 

18452 1,3 0,9 13,0 15305 1,1 0.7 15,1 -17,1 + 5.1 

36756 2,5 2,4 13,9 32312 , 2,4 2,2 15,7 -12,1 + 5.9 

61 140 4,2 6,6 24,5 65 861 4,8 8,5 33,8 + 7,7 + 11,5 

6 695 0,5 0,8 9,6 5 542 0,4 0,5 13.6 -17.2 + 2,8 

14246 1,0 2,0 18,2 12624 0,9 1,0 31,2 -11,4 x3) 

877 661 60,8 55,1 34,0 869 315 63,4 62,5 40.8 - 0,9 + 9,6 

19 328 1,3 0,7 9,1 19 933 1,5 0,6 8,8 + 3,1 + 6.1 

250 914 17,4 12,2 43,6 242 449 17,7 13,2 .45.9 - 3,4 + 8,8 

193 631 13,4 15,9 38,5 211 562 15,4 21,3 49,9 + 9,3  + 12,2 

236 589 16,4 14,0 26,6 227 432 16,6 13,8 31.0 3,9 + 7,5 

63 950 4,4 2,6 34,2 49 350 3,6 2,7 38,1 -22,8 + 8,3 

64 435 4,5 3,7 18,9 59.939 4,4 3,5 24,9 - 7,0 + 6,8 

14691 1,0 3,2 55,6 24834 1,8 5,2 68,8 +69,0 +15,1 

338 143 23.4 17,6 13,8 286 831 20.9 14,6 18.4 -15,2 + 4,8 

39 Herstellung von Musikinstru-. 
menten, Spielwaren, Schmück, 
Füllhaltern, Verarbeitung von 
natürlichen Schnitz- und Form-
stoffen, Foto- und Filmlabors 

54 Holzverarbeitung 

56 Papier- und Pappeverarbeitung 

57 Drückerei, Vervielfältigung 

58 Herstellung von Kunststoff-
waren 

63 Textilgewerbe 

64 Bekleidungsgewerbe 

Nahrungs- undGenußmittel-

 

gewerbe 

24 211 1,7 0,9 31,4 20 341 1.5 0,7 34,3 -16,0 + 2,5 

48 894 3,4 2.5 9,6 42 228 3.1 1,7 12.9 -13,6 + 2,2, 

22 525 1,6 1,5 9,6 19 194 1,4 1,2 17.6 -14.8 + 4,3 

33 009 2,3 2,9 3,6 32 474 2,4 2,7 5,5 - 1,6 + 6,1 

36280 2,5 3,3 154 42714 3,1 3,3 20,2 +17,7 + 7,3 

105 755 7,3 4,4 16,8 77 358 5.6 3.3 21.9 -26,9 + 3,5 

36 807 2,5 0,7 9,3 27 681 2,0 0,5 15,6 -24,8 + 3,0 

59 258 4,1 7,5 5,1 55 412 4,0 5,5 8,7 - 6,5 + 3,0 

1) Nach hauptbeteiligten Wirtschaftszweigen.— 2) JD = Jahresdurchschnitt. —3) Nachhohen Investitionen in den Vorjahren lagen diese 
1984 unter dem Niveau von 1977. Die jahresdurchschnittliche Veränderungsrate charakterisiert deshalb in diesem Fall nicht das Investitions-
verhalten dieser Wirtschaftsgruppe. 
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1980 - in den Folgejahren überwiegend 
rückläufig waren. Die Investitionen in 
neue Maschinen und Anlagen haben sich 
bereits im Beobachtungszeitraum mehr als 
verdoppelt und ihren Anteil an den ge-
samten Investitionen dieses- Bereichs ent-
sprechend von knapp 78 % auf 83 % ge-
steigert. Dies bedeutet zugleich, daß 
1984 nahezu zwei Drittel aller Ausrü-
stungsinvestitionen des Verarbeitenden 
Gewerbes auf den Investitionsgütersektor 
entfielen. Betrachtet man die Investitio-
nen in Ausrüstungen als einen Indikator 
für die Einführung neuer Techniken, so 
veranschaulicht diese Entwicklung den 
intensiven Modernisierungsprozeß, der in 
diesem Sektor bereits stattgefunden hat 
und weiterhin stattfindet. 

Die überdurchschnittliche Investitions-
entwicklung wurde von der besten Be-
schäftigtenbilanz aller Wirtschaftsbereiche 
begleitet. Einem Beschäftigtenverlust im 
gesamten Verarbeitenden Gewerbe von 
5 % im Zeitraum 1977 bis 1984 stand hier 
lediglich eine .Abnahme von 1 % gegen-
über (Tabelle 2). Damit konnte der In-
vestitionsgütersektor den allgemeinen Be-
schäftigtenrückgang in Grenzen halten. 
Darüber hinaus ist die 1984 erstmals wie-
der zu verzeichnende Beschäftigtenzu-
nahme, die sich 1985 verstärkt fortsetz-
te, im wesentlichen auf Neueinstellungen 
in einigen I nvestitionsgüterbranchen - zu-
rückzuführen. So stieg 1985 die Beschäf-
tigtenzahl in der Investitiorisgüterindu-
strie insgesamt um rund 32 500 Perso-
nen, wodurch die Entwicklung im gesam-
ten Verarbeitenden Gewerbe (annähernd 
+ 30 600 Personen) maßgeblich geprägt 
wurden 

Der Schwerpunkt der Investitionstätig-
keit im Investitionsgütergewerbe lag in 
den drei Branchen Fahrzeugbau, Maschi-
nenbau und Elektrotechnik. Sie erbrach-
ten zusammen bald die Hälfte der Inve-
stitionsleistungen des Verarbeitenden Ge-
werbes. Unterschiedliche Wachstumsraten 
der Investitionen führten allerdings zu 
nennenswerten Anteilsverschiebungen 
zwischen diesen Wirtschaftsgruppen, von 
denen 'der Straßenfahrzeugbau mit einer 

4 Im Unterschied zu den sonst üblicherweise verwendeten monats-
durchschnittlichen Beschäftigtenangaben müssen in dieser Dar- 
stellung Stichtagsangaben (jeweils 30. September) zugrundegelegt 
werden, die auf den speziellen Berichtskreis der Investitionserhe-
bung abgestimmt sind. 

Zunahme um 123 % das beste Ergebnis 
erzielte. Leicht überdurchschnittlich 
(+ 80 %) verlief die Investitionstätigkeit 
im Maschinenbau; in der Elektrotechnik 
bewegte sich der Anstieg (+ 65 %) in der 
Größenordnung des Verarbeitenden Ge-
werbes (+ 67 %). Während der Investi-
tionsanteil der Elektrotechnik und des 
Maschinenbaus mit jeweils 12 % bis 14 % 
(am gesamten Verarbeitenden Gewerbe) 
in den letzten Jahren relativ stabil blieb, 
erhöhte sich der Anteil des Straßenfahr-
zeugbaus zunächst Anfang der achtziger 
Jahre durch einen erheblichen Investi-
tionsschub auf nahezu 30 %, um nach ei-
nem starken Rückgang der Bauinvestitio-
nen auf einem immer noch hohen Niveau 
(21 %) zu verbleiben. Eine nennenswerte 
Anteilsverbesserung auf 5,2 % (1984) 
weist auch noch die EDV-Industrie auf. 

 

Der Straßenfahrzeugbau und die EDV-In-
dustrie sind die beiden Branchen mit 
dem stärksten Investitionswachstum, sie 
haben gleichzeitig ihre Beschäftigtenzahl 
am stärksten erhöht. 

Chemische Industrie baut Investitionsanteil aus 

 

Die Investitionstätigkeit im .Grundstoff-
und Produktionsgütergewerbe verlief zwi-
schen 1977 und 1984 mit einer Zunahme 
von rund 47 % unterdurchschnittlich 
und zudem mit größeren Schwankungen. 
Entsprechend ist der Investitionsanteil 
dieses Bereichs am Verarbeitenden Ge-
werbe insgesamt um über 2 Prozentpunk-
te auf 17,5 % gesunken. An dieser Ent-
wicklung haben alle hier zusammengefaß-
ten Branchen mehr oder weniger stark 
teilgenommen, - allerdings mit Ausnahme 
der Chemischen Industrie. Diese Branche 
erhöhte mit durchweg hohen Wachstumsra-
ten ihren Investitionsanteil am Verarbei-
tenden Gewerbe um zwei Prozentpunkte 
auf 8,5 % und schloß damit weiter zum 
Maschinenbau und der Elektrotechnik 
auf. Einen besonders starken Zuwachs 
zeigten hier die Bauinvestitionen. Gleich-
zeitig konnte die Chemische Industrie bis 
1985 knapp 5 000 Personen zusätzlich ein-
stellen, während die anderen Branchen 
dieses Bereichs zum Teil einen erhebli-
chen Rückgang in der Beschäftigtenzahl 
zu verzeichnen hatten. 

Mit einer Rate von knapp 40 % war die 
Investitionstätigkeit im Verbrauchsgüter-
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sektor besonders schwach. Stagnierende 
Investitionen in Grundstücke und Bauten-
drückten die Zuwachsraten der Gesamtin-
vestitionen besonders stark. Nicht zu-
letzt dadurch bedingt stieg der Anteil 
der Ausrüstungen an den Gesamtinvesti-
tionen von 74 % (1977) auf über 80 % 
(1984). 

Mit der weit unterdurchschnittlichen In-
vestitionstätigkeit ging eine hohe Frei-
setzung von Arbeitskräften einher. So 
verloren allein im Textil- und Beklei-
dungsgewerbe 37 500 Personen ihren.Ar-
beitsplatz, insgesamt ging die Beschäf-
tigtenzahl im Verbrauchsgüterbereich 
zwischen 1977 und 1984 um 51 300 zu-
rück (- 15,2 %). Eine Ausnahme ist al-
lein die Kunststoffverarbeitung, die zu-
sammen mit einer im Durchschnitt des 
Verarbeitenden Gewerbes liegenden Inve-
stitionsaufstockung (+ 63 %) auch ihren 
Personaleinsatz erhöht hat und zwar um 
17,7 %. Diese Zunahme um fast 6 500 
Personen hat die negative Beschäftigten-
entwicklung dieses Bereichs gemildert. 
Auch im Nahrungs- und Genußmittelgewer-
be setzte sich, einhergehend mit einer 
verhaltenen Investitionstätigkeit, der 
Personalabbau fort. 

Exportintensive Branchen mit hoher Investitions-
dynamik 

Es wurde bereits dargestellt, daß sich 
deutliche Verbindungen zwischen der 
sektoralen Investitionsdynamik und der 
Beschäftigtenentwicklung im Verarbeiten-
den Gewerbe herauskristallisieren. Die 
Branchen mit schwacher Investitionsent-
wicklung waren fast durchweg von einem 
überdurchschnittlichen Rückgang der 
Beschäftigten betroffen. Auf der anderen 
Seite war - mit Ausnahme der Feinmecha-
nik und Optik - die Beschäftigtenent-
wicklung in den investitionsstarken 
Branchen vergleichsweise günstig: Ent-
weder verlief der Personalabbau in Gren-
zen oder es kam sogar zu Beschäftigten-
zunahmen. 

Auffällig ist weiterhin die Übereinstim-
mung zwischen überdurchschnittlichem 
Investitionswachstum und bedeutendem 
Gewicht des Exports (Tabelle 2). In den 
aufgeführten investitionsstarken Bran-
chen wurde die ohnehin hohe Exportquo-
te - also der Anteil des Auslandsumsat-  

zes am Gesamtumsatz - weiter ausge-
dehnt. Im Durchschnitt des Investi-
tionsgüter produzierenden Gewerbes 
wurden 1984 40 % des Umsatzes ins Aus-
land abgesetzt, in einzelnen Branchen ist 
dieser Anteil weitaus höher. Die ver-
stärkte Einbindung in den internationalen 
Warenverkehr macht zur Erhaltung der 
Konkurrenzfähigkeit besondere Anstren-
gungen in der Investitionstätigkeit er-
forderlich, um kostengünstiger zu pro-
duzieren und die Produktqualität zu ver-
bessern. Umgekehrt sind die Impulse aus 
dem Auslandgeschäft für den Investi-
tionsgüterbereich von größter Bedeu-
tung. So hat sich im Zeitraum von 1977 
bis 1985 der Auslandsumsatz verdoppelt 
(+ 104 %), während der Inlandsumsatz 
um die Hälfte stieg (+ 50 %). Allerdings 
ist bemerkenswert, daß in konjunkturel-
len Aufschwungphasen das Wachstums-
tempo des Inlandsgeschäft mit dem des 
Auslandsgeschäft gleichzieht, wie es 
auch für 1985 zu verzeichnen ist. 

Innovationsbemühungen, also Aktivitäten 
in Forschung und Entwicklung, bilden 
weitere Voraussetzungen zur Erhaltung 
der Wettbewerbsfähigkeit. Sie wirken 
sich wiederum auf die Investitionslei-
stungen aus. So korrespondieren hohe 
Aufwendungen für Forschung und Ent-
wicklung mit überdurchschnittlicher In-
vestitionstätigkeit. Entsprechend kon-

 

zentrierten die investitionsintensiven 
Branchen der Herstellung von Büroma-
schinen und ADV-Geräten, des Straßen-
fahrzeug- und Maschinenbaus, der Elek-
trotechnik und Chemischen Industrie 
1983 fast 90 % des Personals in For-
schung und Entwicklung des Verarbei-
tenden Gewerbes in Baden-Württemberg 
auf sich,5 

Investitionsintensität verdoppelt 

Mißt man die Investitionskraft nicht am 
Verlauf der absoluten Höhe der Investi-
tionen bzw. am Investitionsanteil im Ver-
arbeitenden Gewerbe, sondern zieht als 
Kennzahl die Investitionen je Beschäftig-
ten (Investitionsintensität) heran, so ist 
die Kapitalintensität des jeweils bran-

 

5 Vgl. dazu in diesem Bericht: Die personellen Forschungskapazi-
täten Baden-Württembergs und seiner Regionen. 
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Wirtschaftsbereich 

Wirtschaftsgruppe 
absolut 

DM 

1977 

VG1) =100 

 

absolut 

DM 

1984 

VG=100 

% 

Ver-

 

änderung 
1984 

gegen 
1977 

 

Jahresdu chschnitt 

absolut 

DM 

VG=100 

% 

Sypro-
Nr. 

Tabelle 3 

Investitionen je Beschäftigten nach ausgewählten,Wirtschaftsbereichen und Wirtschaftsgruppen 
1977 bis 1984 

Verarbeitendes Gewerbe 

Grundstoff-und Produktions-  

4 570 100 8 051 100 + 76.2 6 433 100 

7 794 170.5  12157 151,0  + 56,0 .10118 157,3 gütergewerbe 

25 Gewinnung und Verarbeitung 
von Steinen und Erden 

29 Gießerei 

30 Ziehereien, Kaltwalzwerke, Stahl-
verformung, Mechanik, a.n.g. 

40 Chemische Industrie 

53 Holzbearbeitung 

55 Zellstoff-, Holzschliff-, Papier-
und Pappeerzeugung 

Investitionsgüter produzierendes 
Gewerbe 

31 Stahl-und Leichtmetallbau, 
Schienenfahrzeugbau 

10 461 228,9 15 207 188,9 + 45,4 13 019 202,4 

3 145 68,8 5 357 66,6 + 70,3 4 013 62,4 

4 345 95,1 7 400 91,9 + 70,3 5 852 91,0 

7 135 156,1 14 199 176,4 + 99,0 9 628 149,7 

7 394 161,8 10 815 134,3 + 46,3 8 648 134,4 

9 147 200,2 8 684 107,9 x21 14 072 218,7 

4 139 90,6 7 928 98,5 + 91,5 6 234 96,9 

2 354 51,5 3 453 42,9 + 46,7 3 232 50,2 

3219 70,4 6 007 74,6 + 86,6 4 683 72,8 32 Maschinenbau . 

33 Straßenfahrzeugbau, Reparatur 
von Kraftfahrzeugen usw. 

36 Elektrotechnik, Reparatur von 
elektrischen Geräten für den 
Haushalt 

5 428 118,8 11 096 137,8 + 104,4 9 806 152.4 

3 890 85',1 6 692 83,1 + 72,0 5 000 77,7 

37 Feinmechanik, Optik, Her-

 

stellung von Uhren 2 672 58,5 6 061 75,3 + 126,8 3931 61,1 

38 Herstellung von Eisen-, Blech-
und Metallwaren 

50 Herstellung von Büromaschinen, 
Datenverarbeitungsgeräten und 
einrichtungen 

Verbrauchsgüter produzierendes  

3 742 81,9 6 387 79,3 + 70,7 5 042 78,4 

14 586 319,2 23 083 286,7 + 58,3 17 899 278,2 

3 429 75,0 5 603  69,6 + 63,4 4495 69,9 Gewerbe 

39 Herstellung von Musikinstrumen-
ten, Spielwaren, Schmuck, Füll-
haltern, Verarbeitung von natür. 
lichen Schnitz-und Formstoffen; 
Foto. und Filmlabors 

54 Holzverarbeitung 

56 Papier-und Pappeverarbeitung 

57 Druckerei, Vervielfältigung 

58 Herstellung von Kunststoffwaren 

63 Textilgewerbe 

64 Bekleidungsgewerbe 

Nahrungs- und Genußmittel -
gewerbe 

2 502 54,7 3 548 44,1 + 41,8 3 080 47,5 

3 395 74,3 4 487 55,7 + 32,2 4 008 62.3 

4321 94,6 6793 84,4 + 57,2 6544 101,7 

5 878 128,6 9 063 112,6 + 54,2 7 511 116.8 

6 062 132,6 8 407 104,4 + 38,7 6 886 107,0 

2 715 59,4 4 721 58,6 + 73,9 3 627 56,4 

1 236 27.0 2024 25,1 + 63,8 1 421 22;1 

8 313 181,9 10 897 135,3 + 31,1 9 653 150,1 

1) VG = Verarbeitendes Gewerbe.— 2) Nach hohen Investitionen in den Vorjahren lagen diese 1984 unter dem Niveau von 1977. Die Ver-
änderungsrate charakterisiert deshalb in diesem Fall nicht das Investitionsverhalten: dieser Wirtschaftsgruppe. 
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chentypischen Produktionsverfahrens be-
stimmend für die Rangfolge der Sekto-
ren. An erster Stelle steht der EDV-
Sektor, hier wurden 1984 je Beschäftig-
ten 23 083 DM investiert, während es 
1977 - ebenfalls weit über dem Durch-
schnittsniveau liegend - 14 586 DM waren 
(Tabelle 3). Einen kräftigen Anstieg der 
Investitionsintensität auf der Basis eines 
bereits hohen Niveaus erreichten in der 
zugrundegelegten Zeitspanne insbesonde-
re das Gewerbe der Steine und Erden 
(-15 207 DM), die Chemische Industrie 
(14 199 DM), der Straßenfahrzeugbau 
(11 096 DM) Lind die.  Holzbearbeitung 
(10 815 DM). Nach wie vor liegen damit 
die Investitionen je Beschäftigten in den 
drei kapitalintensivsten Branchen deut-
lich über den vergleichbaren Werten der 
nach dem Investitionsvolumen führenden 
Branchen Straßenfahrzeugbau, Elektro-
technik und Maschinenbau. 

Allerdings ist ganz allgemein der Kapital-
einsatz kräftig gestiegen. Dies ist ein 
Zeichen dafür, daß in jeder Branche die 
Anforderungen an die Produktionstechnik 
gestiegen sind. Dies bezieht sich nicht 
nur auf die durch internationalen Kon-
kurrenzdruck geforderte Steigerung der 
Effizienz des Produktionsprozesses, son-
dern auch darauf, daß die marktfähigen 
Produkte, die im Wettbewerb bestehen 
können, oftmals nur durch moderne Pro-
duktionsverfahren herzustellen sind bzw. 
nur durch moderne Technologie eine 
schnelle Anpassung an sich ändernde 
Produktvorstellungen der Nachfrage zu 
erreichen ist. Wurden 1977 im Durch-
schnitt des Verarbeitenden Gewerbes 
4 570 DM je Beschäftigten investiert, so 
waren es 1984 bereits 8 050 DM. Inzwi-
schen dürfte der Betrag bei über 9 000 
DM liegen. Der Anstieg der Investitions-
intensität betrug somit von 1977 bis 1984 
76 %, er war damit höher als die Zunah-
me der Investitionen. 

Dies verdeutlicht, daß' neben der Inve-
stitionsentwicklung auch die Entwicklung 
der Beschäftigtenzahl Höhe und Verlauf 
dieser Kennziffer mitbestimmt. 

In einigen Branchen hat sich die Investi-
tionsintensität bereits im Beobachtungs-
zeitraum 1977 bis 1984 zum Teil mehr als 
verdoppelt, so in der Feinmechanik/Optik 
(+ 127 %), im Fahrzeugbau (+ 104 %) und 
in der Chemischen Industrie (+ 99 %), In  

der feinmechanischen und optischen Indu-
strie (einschließlich der Herstellung von 
Uhren) ging der starke Anstieg bei einer 
nur leicht überdurchschnittlichen Inve-
stitionsentwicklung auf die mit fast einem 
Viertel besonders hohe Beschäftigtenab-
nahme zurück. Demgegenüber wurden im 
Straßenfahrzeugbau und in der Chemi-
schen Industrie mehr Beschäftigte einge-
setzt, so daß der Intensitätsanstieg aus-
schließlich auf die hohen Investitionen 
zurückzuführen ist. In einem Mittelfeld 
um den Durchschnitt des Verarbeitenden 
Gewerbes (76 %) lagen von den größeren 
Branchen der Maschinenbau, mit einer 
leicht überdurchschnittlichen Intensitäts-
zunahme (+ 87 %), sowie das Textilge-
werbe (+ 74 %) und die Elektrotechnik 
(+ 72 %). In der Elektrotechnik sowie im 
Maschinenbau waren angesichts eines nur 
mäßigen Personalabbaus die höheren In-
vestitionen für diese Entwicklung aus-
schlaggebend. Beim Textilgewerbe ergab 
sich dieses Ergebnis durch die besonders 
hohe Freisetzung von Arbeitskräften in 
Verbindung mit einem weit unterdurch-
schnittlichen Investitionswachstum. 

Durchgehend zeigt sich, daß Branchen 
mit einem nur schwachen Anstieg der 
Investitionsintensität gleichzeitig die 
höchsten Arbeitsfreisetzungen aufweisen. 
Arbeitsfreisetzungen treten also in der 
Regel nicht in Verbindung mit hohen In-
vestitionen auf, sondern sie gehen ein-
her mit einer durch eine allgemeine 
Wachstumsschwäche der jeweiligen Bran-
che ausgelösten Investitionsschwäche. 
Das Entwicklungstempo der Investitions-
intensität - und nicht in erster Linie 
ihre absolute Höhe - ist also ein wich-
tiger Indikator für die Einführung des 
technischen Fortschritts und damit für 
die Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit 
einer Branche. 

Investitionsentwicklung im Land weitaus dynami-
scher als im Bund 

Die Investitionstätigkeit in Baden-Würt-
temberg war im Vergleich zu der des ge-
samten Bundesgebietes weitaus dynami-
scher: Zwischen 1977 und 1984 nahmen 
die Investitionen im Land mit einer Zu-
wachsrate von 67 % fast doppelt so stark 
zu wie im Bund (36 %) (Schaubild 1). 
Verlief die Entwicklung bis 1980 noch in 
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Anteil der 
kumulier-
ten Aus-

rüstungen 
Investi- an den 
tionen kumulier-

 

JD1) ten Inve-

 

stitionen 

Anteil 
der 

kumu-
lierten 
Investi-

tionen am 
Bundes-
gebiet 

Land Beschäf-
tigte 

Veränderung 
1984 gegen 1977 

 

Nordrhein-Westfalen 

Baden-Württemberg 

Bayern 

Niedersachsen 

Hessen 

Bundesgebiet 

— 14,9 

— 5,1 

— 5,0 

— 11,1 + 3,1 

— 8,6 + 4,4 

— 9,2 + 4,5 

81,1 9,6 

83,1 8,5 

81,5 100 

 

+ 2,9 

7,6 

6,4 

26,7 

19,7 

17,5 

82,4 

79,4 

79,5 

Tabelle 4 

Beschäftigten- und Investitionsentwicklung im Ver-
arbeitenden Gewerbe im Bundesgebiet und in den 
großen Flächenländern 1977 bis 1984 

1) JD = Jahresdurchschnitt. 

etwa parallel, so baute das Länd in den 
80er Jahren insbesondere wegen der 
günstigeren Entwicklung im Investitions-
güterbereich den Vorsprung deutlich 
aus. Im Vergleich zu den großen Flä-
chenländern nimmt Baden-Württemberg 
sowohl hinsichtlich der Investitions- wie 
auch der Beschäftigtenentwicklung eine 
führende Position ein: Das Land weist 
die stärkste Investitionszunahme auf und 
gleichzeitig - zusammen mit Bayern - die 
im Beobachtungszeitraum im Verarbeiten-
den Gewerbe .geringste Beschäftigtenab-
nahme (Tabelle 4), Entsprechend ergab 
sich für die Investitionen des gesamten 
Verarbeitenden Gewerbes die stärkste 
Anteilsausweitung aller Bundesländer, 
und zwar von 17,4 % im Jahr 1977 auf 
21,4 % 1984 (kumulierte Investitionen: 
19,7 $). 

Gleicherweise herausragend ist die Ent-
wicklung der Investitionsintensität, die 
als Indikator für. das Tempo zur Moderni-
sierung der Produktionsanlagen und zur 
Einführung des technischen Fortschritts 
herangezogen werden kann (siehe An-
hangtabelle). 1977 wurde im Bund mit 
5 110 DM je Beschäftigten noch deutlich 
mehr Kapital pro Arbeitskraft investiert 
als in Baden-Württemberg mit 4 570 DM. 
In den folgenden Jahren aber steigerte 
das Land sein Investitionstempo stärker, 
so daß es 1983 den Bundesdurchschnitt 
mit 7 790 DM je Beschäftigten erreichte  

(Bund: 7 770 DM) und 1984 mit 8 050 DM 
bereits überstieg (Bund: 7 730 DM)6 
Dieser positive Abstand dürfte sich in-
zwischen vergrößert haben. Diese Ent-
wicklung vollzog sich wegen der im Land 
günstigeren Beschäftigtensituation aus-
schließlich aufgrund der dynamischeren 
Investitionstätigkeit. 

Die im Vergleich zum Bundesdurchschnitt 
stärkere Ihvestitionszunahme ergab sich 
durchgehend für fast alle Branchen des 
Landes, sogar für die meisten Branchen 
des sich vergleichsweise nur mäßig ent-
wickelnden Verbrauchsgütersektors (Ta-
belle 5). Besonders markant war sie aber 
für den Investitionsgüterbereich. Die 
Branchen des Landes sind hier in der 
Mehrzahl investitionsstärker als die des 
Bundes. Entsprechend wurden 1984 
knapp 30 % aller Investitionen dieses 
Bereichs im Bund allein in Baden-Würt-
temberg getätigt, wobei wiederum die 
bedeutenden Branchen des Straßenfahr-
zeugbaus und der Elektrotechnik und 
insbesondere auch des Maschinenbaus 
eine herausragende Stellung einnehmen. 
Dieses Landesgewicht dürfte inzwischen 
noch größer geworden sein. Besonders 
hohe Investitionsanteile verzeichneten 
1984 die kleineren Branchen der Fein-
mechanik und Optik mit 38 % und die 
EDV-Branche mit 42 % (Schaubild 5). 

Hervorzuheben ist allerdings auch die 
Entwicklung im Grundstoff- und Produk-
tionsgütergewerbe. Die Branchen dieses 
Bereichs haben im Bund - aufgrund ih-
res höheren Gewichts in anderen Län-
dern - eine sehr viel größere Bedeutung 
als in Baden-Württemberg. Um so bemer-
kenswerter ist, daß die Investitionsent-
wicklung dieser Branchen im Land mit 
einer Zunahme um knapp 50 % zwischen 
1977 und 1984 sehr viel stärker war als 
im Bund, wo der Anstieg nur bei knapp 
10 % lag. Der an sich geringe Landesan-
teil dieses Bereichs stieg damit von 
knapp 10 % im Jahr 1977 auf 13,4 $.1984, 
Besonders durchschlagend hierbei war 
die Entwicklung der Chemischen Indu-
strie. Diese Branche hat im Bund mit 
einem Anteil ihrer Investitionen an denen 

6 Die durchschnittliche Investitionsintensität ist der Quotient aus 
kumulierten Investitionen und Beschäftigten, dividiert durch die 
Anzahl der Jahre. Wegen der jährlichen Schwankungen der Investi-
tionen ist es angebracht. Strukturkennziffern insbesondere im 
Bundesvergleich mit Hilfe kumulierter Größen zu ermitteln. 
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Tabelle 5 

Investitionsentwicklung nach ausgewählten Wirtschaftsbereichen und Wirtschaftsgruppen in Baden-
Württemberg und im Bundesgebiet 1977 bis 1984 

 

Wirtschaftsbereich 

Wirtschaftsgruppe  

Anteil der Investi-

 

tionen Baden- 
Württembergs am 

Bundesgebiet 

1977 1984 

Veränderung 
1984 gegen 1977 

Baden-
Württemberg 

Anteil am Verarbeiten-

 

den Gewerbe 
(kumulierte Werte) 

Baden-
Württemberg 

Sypro-
Nr. Bundes-

gebiet 
Bundes-

gebiet 

 

Verarbeitendes Gewerbe 

Grundstoff-und Produktionsgütergewerbe. 

25 Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und Erden 
29 Gießerei 

30 Ziehereien, Kaltwalzwerke, Stahlverformung, Mechanik, 
a.n.g. 

40 Chemische Industrie 

53 Holzbearbeitung 

55 Zellstoff-,.Holzschliff-, Papier-und Pappeerzeugung 

Investitionsgüter produzierendes Gewerbe 

31 Stahl-und Leichtmeta(lbau,Schienenfahrzeugbau 

32 Maschinenbau 

33 Straßenfahrzeugbau, Reparatur von Kraftfahrzeugen usw. 
36 Elektrotechnik, Reparatur von,elektrischen Geräten  

17,4 21.,4 36,3 67,2 100 100 

9,9 13,4' 8',4 47,0. 30,4 18,2 
166 18,4 17!2 28,5 4,1 3,6 
13,1 15,8 17;4 41-,3 1;1 0,8 

17,7 22,5 17,9 49,7 2,-1 2,2 
7',3 14,7 7,3 114,4 12,9 6,6 

14,8 18,7 - 3'',9 21,1 0,7 0,6 

22,5 33,01) 14,9 37,21) 1,6 2,2 

25,2 28,7 662 89,7 44,2 60,2 

8,3 11,8 5.,9 51,3 1,3 0,7 

24,7 30,5 45,6 80,3 9';2 12,8 

26,3 301 94',8 123,4 15,4 22,0 

für den Haushalt 

37 Feinmechanik, Optik, ,Herstellung von Uhren 
38 Herstellung von Eisen,Blech- und Metallwaren 
50 Herstellung von Büromaschinen, Datenverarbeitungs-

geräten und cinrichtungen 

2618 .26,8 65,3 65,4 9,3 12,8, 

35,7 37,9 64,8 75,1 1,3 2,5 

19,9 22,0 43,6 58,8 3,0 3,4 

48,6 41,9' 21O,5 167,5 1,8 3,7 

Verbrauchsgüter produzierendes Gewerbe 
39 Herstellung von Musikinstrumenten, Spielwaren, Schmuck, 

Füllhaltern; Verarbeitung von natürlichen Schnitz- und 
Formstoffen;Foto- und Filmlabors 

54 Holzverarbeitung 

56 Papier-und Pappeverärbeitung 

57 Druckerei, Vervielfältigung 

58 Herstellung von Kunststoffwären 

63. Textilgewerbe 

64 Bekleidungsgewerbe  

19,6 20,4 33,1 38,6 15,0 15,6 

27,1 29,1 10;8 19,1 0,5 0,8 

19,6 22,0 1,9 14,2 1,9 2 ;1 
18,0 17,5 37,9 34,0 1,6 1',5' 

20,6 20,4 53,5 51,7 2',8 2,8 
19,9 ,20,6 57.,6: 63,3 310 2,9 

25,6 27,9 17-,0 27,2 216 3,7 

13,1 14,3 13,2 23;1 0,7 0,5 

Nahrungs- und Genußmittelgewerbe 11,7 11,4 262 22,6 10,4 6,0' 

7) Nach hohen Investitionen in den Vorjahren lagen diese 1984 unter dem Niveau von 1977., Aus Gründen der Vergleichbarkeit wur den . in 
diesem Fall die Investitionen von 1983 zur Berechnung herangezogen. 

des gesamten Verarbeitenden Gewerbes 
von 15,7 % im Jahr 1977 und von 12,3 % 
im Jahr 1984 ein sehr viel größeres Ge-
wicht als im Land (1977: 6,6 %; 1984: 
8,5 %). Sie hat jedoch im Bund ihre In-
vestitionen im Beobachtungszeitraum 
kaum ausgedehnt - so daß ihr Gewicht 
dort entsprechend zurückging - während 
diese Branche im Land mit einer Ver-
doppelung ihrer Investitionen außer-
ordentlich dynamisch war. Damit stieg 
ihre Bedeutung sowohl im Branchenmix 
des Landes wie auch für die Chemische 
Industrie des Bundes. 

Steigende Leasing-Aufwendungen 

Die Erfassung der Investitionen in der 
amtlichen Statistik erfolgt entsprechend 
den Bilanzierungsrichtlinien nach dem 
sogenannten Aktivierungs- oder Eigentü-
merkonzept. Danach werden von den Un-
ternehmern die Sachanlagen .als Investi-
tionen gemeldet, die von ihnen aktiviert 
werden. Statt Eigentum an Produktions-
anlagen zu erwerben, könne diese aber 
auch auf dem Wege des Leasing gemietet 
bzw. gepachtet werden. Dabei werden in 
der Praxis als Leasing immer mehr Er-
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Schaubild 5 

Investitionen und Umsatz 1984 
Branchenanteil am Bundesgebiet in % 

scheinungsformen bezeichnet, die vom 
reinen Mietvertrag bis zum verdeckten 
Raten-Kaufvertrag reichen. Welche Be-
deutung das Leasing-Geschäft inzwischen 
erreicht hat, zeigen Ermittlungen des 
Ifo-Instituts, wonach sich die Anschaf-
fungswerte der im Verfahren des Leasing 
vermieteten Wirtschaftsgüter auf rund 82 
Mrd. DM Ende 1984 addierten. Nach dem 
überdurchschnittlichen Leasing-Wachstum 
im Jahr 1985 dürften sie bereits eine 
Größenordnung von 95 Mrd. DM erreicht 
haben: 

Die Probleme in der statistischen Erfas-
sung entstehen dadurch, daß beim Lea-
sing in der Regel Eigentümer und Nutzer 
der Anlagen auseinanderfallen. Die Anla-
gen werden somit nicht mehr in jedem 
Fall in den Wirtschaftssektoren - und 
entsprechend in den Regionen - nachge-
wiesen, in denen sie eingesetzt sind. Um 
diese Verzerrungen zu bereinigen laufen 
Bestrebungen, in jeder Branche die nach 

 

7 Vgl. dazu Städtler, A. Leasing-Branche im konjunkturellen 
Aufwind, in ifo-Schnelldienst 34-35, 1985. 

dem Eigentümerkonzept ermittelten Inve-
stitionsangaben um die Anschaffungswer-
te der über Leasing genutzten Investi-
tionen zu ergänzen. Derzeit liegt das 
entsprechende Datenmaterial allerdings 
noch nicht vor. Es lassen sich deshalb 
für den Umfang dieser Aktivitäten im 
Land nur Anhaltspunkte gewinnen, und 
zwar über die Meldung der Leasing-Auf-
wendungen bei den Leasing-Nehmern ei-
nerseits sowie den Angaben über vermie-
tete Sachanlagen bei den Leasing-Gebern 
andererseits. 

Die große Bedeutung, die das über Lea= 
sing finanzierte Investitionsvolumen im 
Verarbeitenden Gewerbe auch im Land 
inzwischen erreicht hat, wird nicht zu-
letzt aus dem ungebrochenen Aufwärts-
trend der Aufwendungen für gemietete 
Sachanlagen deutlich (Schaubild 6). Die 
Leasing-Aufwendungen lagen im Jahr 
1984 bei über 3 Milliarden DM, sie waren 
damit mehr als doppelt so hoch wie 1977. 
Die durchschnittliche jährliche Zuwachs-
rate von 11,5 % lag somit erheblich über 
der Zunahme der aktivierten Investitio-
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nen. Immerhin betrugen bereits 1977 die 
Aufwendungen für Leasing-Güter mit 1,4 
Milliarden DM im Verhältnis zu den Inve-
stitionen 18 $. Diese Relation stieg bis 
1984 auf 24 $. 

Das Verhältnis der Leasing-Aufwendun-
gen zu den selbstaktivierten Sachanlagen 
nahm im Verbrauchsgüter produzierenden 
Gewerbe mit einem Anstieg von gut 20 % 
auf 34 % am stärksten zu. Dies zeigt, 
daß der Modernitätsgrad der Produk-
tionsanlagen in diesem Wirtschaftsbereich 
besser einzuschätzen ist, als es der In-
dikator der bilanzierten Investitionen an-
zeigt. Offenbar greifen sich mäßig ent-
wickelnde Branchen mit entsprechenden 
Eigenkapital- und Finanzierungsproble-
men besonders gerne auf das Finanzie-
rungsinstrument des Leasing zurück. 
Innerhalb des Verbrauchsgüterbereichs 
war der Bedeutungsanstieg des Leasing 
in der Holzverarbeitung besonders mar-
kant, denn das Verhältnis von Aufwen-
dungen zu Investitionen stieg von 20 % 
auf über 50 %. Im Textilgewerbe ergab 
sich eine Erhöhung von 21 % auf ein 
Viertel. Im Grundstoff- und Produktions-
gütergewerbe ist Leasing weit weniger 
stark verbreitet, doch stieg auch hier 
die Relation von Leasing-Aufwendungen 
zu den Investitionen im Untersuchungs-
zeitraum von gut 12 % auf gut 17 $. 

Im Investitionsgütersektor beträgt diese 
Relation inzwischen fast ein Viertel, 
nachdem sie 1977 noch bei einem knappen 
Fünftel lag. In der Betrachtung nach 
einzelnen Branchen kommt das hohe Ge-
wicht der Leasing-Aufwendungen auch im 
Investitionsgüterbereich noch stärker 
zum Ausdruck. Relativ zu den Investi-
tionen stiegen sie im Maschinenbau, der 
EBM-Warenherstellung und der Elektro-
technik besonders stark, und zwar von 
etwas mehr als einem Fünftel auf über 
30 %. Mit einem knappen Fünftel (1984) 
ist das Verhältnis auch im investitions-
starken Straßenfahrzeugbau vergleichs-
weise hoch, ebenso in der Feinmechanik 
und Optik sowie der Chemischen Indu-
strie mit - von geringen Schwankungen 
abgesehen - etwas mehr als einem Fünf-
tel. 

Geht man aus von dem Anteil einer 
Branche an den Leasing-Aufwendungen 
des gesamten Verarbeitenden Gewerbes, 
so ist der Straßenfahrzeugbau mit einem 

Schaubild 6 

Entwicklung der Aufwendungen für gemietete 
und gepachtete Anlagen 
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relativ konstanten Anteil von einem 
Fünftel der größte Leasing-Nehmer, ge-
folgt von der Elektrotechnik (18 °s) und 
dem in den letzten Jahren verstärkt Lea-
sing in Anspruch nehmenden Maschinen-
bau (16 %). 

Leasing-Geschäft für den Investitionsgütersektor 
von großer Bedeutung 

Die Unternehmen des Verarbeitenden Ge-
werbes im Land treten aber nicht nur als 
Leasing-Nehmer, sondern auch als Lea-
sing-Geber auf, - eine Geschäftssparte, 
die zunehmend an Bedeutung gewinnt. 
Zwar hat sich die Rezessionsphase An-
fang der 80er Jahre aus verschiedenen 
Gründen auch hier ausgewirkt, doch 
weisen die bundesweiten Ergebnisse der 
Erhebung des Ifo-Instituts bei den Lea-
singgesellschaften für 1985 wieder ein 
erhebliches Leasing-Wachstum aus. Nicht 
nur konjunkturbedingt, sondern auch 
auf mittlere und längere Sicht dürfte 
diese Möglichkeit, relativ schnell Sach-
anlagen moderner Technik ohne hohe Ka-
pitalbindung zu nutzen, für die Wirt-
schaftsunternehmen interessant sein. Für 
die Leasing-gebenden Unternehmen des 
Landes dürften damit bundesweit ausbau-
fähige Absatzmöglichkeiten gegeben sein. 

Das Leasing-Geschäft ist in Vertragsge-
staltung und -abwicklung äußerst hete-
rogen und ständigen Wandlungen unter-

 

87 



worfen. Beim überwiegenden Operating-
Leasing erfolgt die Aktivierung der ver-
mieteten Sachanlagen beim Leasing-Ge-
ber, wobei zwei Fälle zu unterscheiden 
sind: Einerseits das Hersteller-Leasing, 
bei dem der Produzent die Anlagen un-
mittelbar an den Nutzer vermietet. Die-
ses Hersteller-Leasing wird im Rahmen 
der Investitionserhebung bei den Unter-
nehmen des Verarbeitenden Gewerbes er-
mittelt. Der andere Fall ist die Vermie-
tung durch Besitz- oder Leasing-Gesell-
schaften. Diese Unternehmen gehören 
zum Dienstleistungsbereich, damit werden 
die von ihnen u.a. auch an das Verar-
beitende Gewerbe vermieteten Anlagen 
derzeit hier statistisch noch nicht er-
faßt. Bemerkenswert ist, daß neben den 
zu diesem Zweck gegründeten Leasing-
Gesellschaften häufig auch die Aufspal-
tung eines produzierenden Unternehmens 
beobachtet wird, und zwar in eine Be-

 

sitzgesellschaft einerseits - diese ist 
Eigentümer der Anlagen (Leasing-Ge-
ber)-- und eine Betriebsgesellschaft, die 
mit diesen Anlagen produziert (Leasing-
Nehmer), andererseits. 

Die derzeit somit noch vorhandenen Ein-
schränkungen der statistischen Erfa3-
sung erlauben nur tendenzielle Aussagen 
über das Hersteller-Leasing. Der Umfang 
der vom Verarbeitenden Gewerbe des 
Landes vermieteten Sachanlagen belief 
sich 1977 auf 821 Mio. DM und erreichte 
das seither höchste Niveau 1981 mit 868 
Polio. DM. Seitdem trat rezessionsbedingt 
eine rückläufige Entwicklung ein, die 
1984 mit knapp 600 Mio. DM den niedrig-
sten Stand erreichte. Im Verhältnis zu 
den Gesamtinvestitionen betrug das Vo-
lumen der vermieteten Sachanlagen 1977 
noch mehr als 10 %, 1984 war diese Rela-
tion auf unter 5 % gesunken. Diese Ab-
nahme ist hauptsächlich auf die EDV-
Branche zurückzuführen, deren Leasing-
Güteranteil an ihren Gesamtinvestitionen 
von drei Fünftel Ende der 70er Jahre auf 
ein Drittel absank. Ihr Anteil an den 
vermieteten Sachanlagen an denen des 
Verarbeitenden Gewerbes ging im Beo-
bachtungszeitraum ebenfalls stark zurück 
und belief sich 1984 auf knapp 70 %. Ur-
sächlich für diese Entwicklung waren ne-
ben der wirtschaftlichen Stagnation auch 
die rückläufigen Preise für die Hardware 
dieser Branche. 

Steigende Bedeutung gewann die Anla-
genvermietung im Land in nennenswertem  

Umfang im Straßenfahrzeugbau sowie, in 
der Feinmechanik und Optik. Spielte das 
Leasing-Geschäft bis zu Beginn der 80er 
Jahre in beiden Wirtschaftsgruppen nur 
eine geringe Rolle, so stieg der Lea-
sing-Güteranteil des Straßenfahrzeugbaus 
am Verarbeitenden Gewerbe allein von 
1982 bis 1984 von 1 % auf 9,5 % und in 
der Feinmechanik und Optik von 2,5 % 
auf 6,5 %. Generell ist der Investitions-
sektor in der Anlagenvermietung domi-
nant, auf ihn entfielen im Durchschnitt 
mehr als 90 % der vom Verarbeitenden 
Gewerbe vermieteten Sachanlagen. 

Regionale Investitionsentwicklung 

Deutlicher Zusammenhang von Investitions- und 
Beschäftigtenentwicklung 

Die regionale Investitionsentwicklung des 
Verarbeitenden Gewerbes wird durch ein 
ganzes Bündel von Einflußfaktoren be-
stimmt. So können auch Betriebsverlage-
rungen oder die Auflösung von Unter-
nehmen und Produktionsstätten im einzel-
nen für die statistisch ermittelte Inve-
stitionstätigkeit in einer Region aus-
schlaggebend sein. Hinsichtlich allge-
meiner Verursachungsfaktoren werden 
üblicherweise spezifische Standortbedin-
gungen und die Branchenstruktur unter-
schieden. Diese lassen sich schätzungs-
weise mit Hilfe der Shift-Analyse ermit-
teln, die eine statistische Aufspaltung 
der wirtschaftlichen Entwicklung einer 
Region in Struktur- und Standorteffekte 
erlaubt.e Durch die Strukturkomponente 
wird der Teil der regionalen Wachstums-
abweichung erfaßt, der im Vergleich zur 
gesamträumlichen Entwicklung der Sekto-
ren durch spezifische Eigenschaften der 
regionalen Sektorstruktur bedingt ist. 
Günstige oder nachteilige Standortkompo-
nenten verweisen demgegenüber auf re-
gional besondere Entwicklungen, wobei 
diese allerdings nicht weiter auf spezi-
fische Einflußfaktoren zurückgeführt 

8 Bei dieser Shift-Analyse handelt es sich um eine methodische 
Weiterentwicklung, indem anstelle des Vergleichs zweier Zeitpunkte 
eine kontinuierliche Analyse der Entwicklung mit Hilfe der Zeit-
reihenuntersughung im Rahmen einer Regressionsschätzung zu. 
grundegelegt wurde. Vgl, dazu Nieth, E.: Industriestruktur und 
regionale Entwicklung, in Schriften zu Regional-und Verkehrspro-
blemen in Industrie- und Entwicklungsländern, Bd. 30, Berlin 1980 
S. 116 ff. 
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Tabelle 6 

Regionale. Beschäftigten-und Investitionsentwicklung im Verarbeitenden Gewerbe 1977 bis 1984 

 

1977 
Veränderung 

1984 

Beschäftigte 
Kreis 

Region 

Regierungsbezirk 

Land 

Investitionen 

Anteil tler 
Ausriuluigen 

an den Irnesti-

 

tionen insgesamt 

Investitionen 

Anteil 
am VG 

Anteil der 
Ausrüstungen' 

am 
— 

im,oamt 

Beschäftigte 1984 gegen 1977 

Anteil 
am VG11 

Anteil 
am VG 

Investitionen 
JD21 

insgesamt msgesamt Beschäftigte 

Anzahl 1000 DM 

 

%. 

 

Stadtkreis 
Stuttgan. Landeshauptstadt 

Landkreise 
B6blingen 
Eslingen 
GSppingen 
Ludwigsburg 
Remi4urr-Kreis 

Region Mittlerer Neckar 

Stadtkreis 
Heilbronn 

Landkreise 
Heilbronn 
Hohenloheknem 
S m1,isch Hall 
Main Taubar Kreis 

Region Franken 

Landkreise 
Heicenheim 
Ostalbkreis 

Region Om untemberg 

Regierungsbezirk Stuttgart 

Stadtkreise 
8adenBaden 
Karlsruhe 

Landkreise 
Karlsruhe 
Ranati 

Region Mittlerer Oberrhein 

Stadtkreise 
Heidelberg 
Mannheim 

Landkreise 
Neckar Odenwald-Kreis 
RheinNmker-Kreis 

Region Unterer Neckar 

Stadtkreis 
Pforzheim 

Landkreise 
Calw 
Enzkreis 
Freudennadt 

Region Nordsrhwalzwald 

Regierungsbezirk Karlsuhe 

Stadtkreis 
Freiburg im Breisgau 

Landkeise 
Bmisgeu+l achwarsmld 
Emmendingen 
Onenaukreis 

Region Sidlicher Oberrhein 

Landkreise 
Rottweil 
Schwaawald Aan-Kreis 
Tuttlin8en 

Region Schwarzwaldaar-Heuberg 

Landkreise 
Konstanz 
LSrrech 
Waldeut 

Region HorhMein-Bodensee 
Rnierulgsbezirk Freiburg 

Landkreise 
Reutlingen 
Tübinen 
Zollernalbkmis 

Region Neckar-Alb 

Stadtkreis 
Ulm 

Landkreise 
Alb Donau.Kreis 
Biberall 

Region Donau lller3l  

8,9 103 78,3 120254 8.8 1283878 11,6 83,6 + 9,5 — 6.3' 

4,7 6,1 779 77462 5,7 1102431 10,0 79.3 + 154 + 13,7 
59 59 80.8 82265 6,0 680108 fit 86,6 + 8,3 - 4,0 
3,0 2.5 780 38456 2.8 413789 3.8 75.6 + 142 - 112 
4.4 4O 69,4 57901 42 328881 3.0 79,8 + 1,1 - 8,7 
3,7 33 69O 50454 3,7 367337 3,3 72,1 + 7,9 - 4,9 

30.6 3Z7 766 426792 31,1 4176424 379 808 + 9,9 - 34 

 

15 1,4 867 19133 14 162294 1,5 904 + 82 - 109 

21 1,9 755 34757 2,5 380540 34 83,8 + 17,6 + 156 
09 - 0,8 733 13938 1.0 104415 0.9 752 + 11,0 + 1,7 
11 09 752 15920 12 126526 1,1 755 + 10,8 + 2,9 
09 0,6 762 14403 1,1 81473 0.7 737 + 10,5 + 64 

5,6 78,4 98151 72 855248 7,8 816 + 12,8 + 4,1 

10 17 81,9 24038 10 )ei 1,6 67,3 + 6.8 - 9.6 
32 33 77,1 45347 3.3 295851 2,7 78,9 + 4,5 - 3,1 
5,1 Sp 78,8 69385 5.1 _ 477250 4,3 82,1 + 54 - 54 

422 43,3 77,1 594328 43.4 5508922 49,9 811 + 9O - 25 

03 02 749 3703 0,3 41546 04 72,4 + 16,0 + 1,6 
2,8 4,7 86.5 34112 2,5. 332393 2,7 84,7 - 0,3 - 15,9 

3,0 2,4 772 42317 3,1 290755 2,6 90,3 + 8,8 - 2,6 
22 22 77O 33007 '24 247149 2,2 86,8 + 7,9 + 50 
83 9,6 81,8 113139 - '8,3 881 B43 8,0 855 + 4,9 - 5,0 

1,1 09 747 14695 1,1 80546 0,7 83,5 + 5,3 - 2,0 
5,1 5,5 791 67 395 49 444 787 4,0 81,4 + 2,9 - 8,5 

10 00 73,3 13 814 1,0 79 492 07 72,9 + 6,6 - 8,5 
3.7 4.5 672 49474 3,6 336725 3,1 83.5 + 1,8 - 8,4 

109 117 73,8 145578 10,6 941550 8.5 81,6 - + 3,0 - 7,6 

19 74 64,8 22421 1,6 121061 11 80,1 + 4,3 - 164 

09 0,6 672 11082 0,8 73207 0,7 71,6 + 8.1 - 122 
1.6 12 77,5 21376 1,6 136299 12 82,3 + 7,9 - 4,8 
08 0,9 - 76.1 11219 0.8 162411 1,5 59,6 + 15,1 - 20 
51 41 71,4 66028 49 492978 4,5 72,7 + 8.8 - 9,9 

243 253 764 324745 23.7 2316371 21.0 81,6 + 4,8 - 7,3 

1,1 12 82,1 14655 1,1 175334 1,6 92,6 + 12,6 - 8,1 

Ob 09 82,9 13578 1,0 143204 1,3 80,7 + 12.8 + 12,5 
1,0 00 67,4 12904 09 81970 0.7 70,2 + 72 - 12.1 
33 3,1 77,9 47497 3,5 414160 3,8 871 + 10,5 - 12 
63 6,0 78.1 88634 6,5 814668 7,4 854 + 10,9 - 24 

16 1,1 87,3 21421 1,6 150952 14 89,9 + 10,9 - 5,3 
29 22 796 34389 2,5 198993 I,8 87,0 + 43 - 16.5 
1$ 1,0 799 20988 1,5 133786 1,2 74.5 + 90 + 03 
59 4,4 81,7 76798 5,6 480731 4,4 84.5 + 75 - 94 

2,1 2,0 827 26148 21 194135 1,8 82,6 + 5,8 - 5,0 
10 24 75,5 26834 2,0 251539 2,3 853 + 6.6 + 17 
13 14 81,7 18304 1,3 136699 1,2 793 + 6,1 - 0,6 
52 56 794 73286 5,3 582373 5,3 83,0 + 62 - 1,5 

173 162 79,6 23B778 77,4 1877772 17.0 84,4 + 84 - 4,5 

29 2,4 749 35172 2,6 238395 22 87,7 + 51 - 13.1 
12 09 69 3 14421 1,1 54 258 0,5 89,3 - 1,0 - 17,5 
2,7 22 70.1 35314 2,6 188631 1,7 79,1 + 4,1 - 115 
60 5,4 72j 65 907 63 481.284 4.4 84,5 + 4,3 - 12,6 

2,4 2,8 659 26829, 2,0 156539 1,4 82,3 - 2,4 - 21,7 

1,1 1,5 722 14482 1,1 129908 1,2 Biß + 4,3 - 5,4 
1,4 12 78,0 21284 1,6 172881 1,6 60O + 12,2 + 7,1 
40 5,4 702 62595 4,6 459328 4,2 73,9 + 3,6 - 9,9 

Landkreise 
Bodenseebeis 
Ravensburg 
Sigmaringen 

Region Bodensee Oberschwaben 

Regierungsbezirk Tübingen 

Baden-Württemberg 

1,7 15 76,8 24376. 1,8 141705 1,3 79,6 
19 19 83,4 25609 1.9 173713 16 74,6 
1.0 09 73,6 13908 1.0 72228 0.7 64,5 
4.6 43 79,0 63893 47 387646 3,5 78,2 

162 152 734 212395 15.5 1328258 12,0 79,0  

+ 5,2 0,6 
+ 4,8 - 43 
+ 27 - 6,4 
+ 45 - 2.9 

+ 41 - 9.1 

100 100 76.7 1370186 100 11031323 100 81,5 + 7,6 — 51 

11 VG = Verarbeitendes Gewerbe.— 21 JD ~ Jah resdur&s nita-31 Soweit Land Baden-Württemberg. 
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Schaubild 7 
Durchschnittliche Investitionen je Beschäftigten 
im Verarbeitenden Gewerbe 1977 bis 1984 

werden können. Für Baden-Württemberg 
ist auf Basis der Beschäftigtenzahlen seit 
1977 eine Untersuchung nach Kreisen 
.und Regionen durchgeführt worden. Die-
se Ergebnisse wurden den Daten der In-
vestitionsentwicklung gegenübergestellt, 
um Verbindungen von Beschäftigungs-
und Investitionsverläufen auf regionaler 
Ebene herauszukristallisieren (Tabelle 6, 
Schaubild 7). Errechnet wurden die po-
sitiven und negativen regionalen Wachs-
tumsabweichungen der Beschäftigten ge-
genüber der Gesamtentwicklung in Ba-
den-Württemberg, gegliedert in die 
Standort- und Strukturkomponenten als 
Ursachenkomplexe der Abweichung vom 
Landesergebnis im Untersuchungszeit-
raum. 

In vier der zwölf Regionen Baden-Würt-
tembergs wurden im Vergleich zur ge-
samten Investitionsentwicklung des Lan-
des (jahresdurchschnittlich 7,6 %) gün-
stigere Werte verzeichnet. Für drei die-
ser Regionen weist die Shift-Analyse 
auch positive Wachstumsabweichungen im 
Beschäftigtenverlauf auf. Dies sind die  

Regionen Mittlerer Neckar, Franken und 
Südlicher Oberrhein. Ein Zusammenfallen 
von ausgesprochener Investitionsschwä-
che und überproportionalen Arbeitsplatz-
verlusten ist in den Regionen Neckar-
Alb, Schwarzwald-Baar- Heuberg und 
Donau-Iller festzustellen. In diesen Ge-
bieten ist in den letzten Jahren der Be-
schäftigtenbesatz (Beschäftigte im Ver-
arbeitenden Gewerbe auf 1000 der Wohn-
bevölkerung) mit zweistelligen Abnahmen 
drastisch zurückgegangen. Die hier sich 
abzeichnenden Zusammenhänge zwischen 
Investitionstätigkeit und Beschäftigten-
verlauf bestätigen sich auf der Regional-
stufe der Kreise, wobei sie hier wegen 
des fehlenden Ausgleichs durch gegen-
läufige Entwicklungen noch stärker her-
vortreten. Zwei Drittel der Kreise mit 
positiver Regionalabweichung bei den Be-
schäftigten weisen auch eine gegenüber 
dem Landesdurchschnitt bessere Investi-
tionsentwicklung auf. Mit steigender 
Wachstumsrate der Investitionen (über 
10 % jahresdurchschnittlich) zeigt sich 
der Zusammenhang zwischen Investitionen 
und Beschäftigten noch deutlicher. Von 
den dreizehn Kreisen mit hohem Investi-
tionswachstum haben zehn eine gegen-
über dem Landesdurchschnitt günstigere 
Regionalabweichung der Beschäftigten. 
Auf der anderen Seite ergeben sich für 
zehn von dreizehn Kreisen mit eher 
schwacher Investitionstätigkeit (unter 
5 % Zunahme im Jahresdurchschnitt) re-

 

gional negative Beschäftigtenabwei-

 

chungen. 

Hohe Investitionen in der Region Mittlerer Neckar 

Die Entwicklung der Investitionen in Ba-
den-Württemberg wird im Beobachtungs-
zeitraum maßgeblich durch die Region 
Mittlerer Neckar beeinflußt, die ihren 
Anteil an den Gesamtinvestitionen des 
Verarbeitenden Gewerbes von weniger als 
einem Drittel nahezu kontinuierlich auf 
nunmehr 38 % ausbaute. Von dem seit 
1977 kumulierten Investitionsvolumen des 
Landes in Höhe von 74 Mrd. DM entfielen 
auf den Ballungsraum Mittlerer Neckar 
allein 26,5 Mrd. DM. 

Bemerkenswert ist, daß seit 1977 in den 
aufeinanderfolgenden Jahren ohne Aus-
nahmen Investitionszunahmen verzeichnet 
wurden und zugleich die Schwankungen 
der Entwicklung im Regionalvergleich 
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relativ gering ausfielen. Das durch-
schnittliche jährliche Wachstum lag bei 
10 % und übertraf damit merklich die 
Entwicklung im gesamten Verarbeitenden 
Gewerbe. Der gegenüber dem Landeser-
gebnis (- 5,1 %) geringere Beschäftig-
tenrückgang (- 3,4 %) deutet überdies 
darauf hin, daß die aufwärts gerichtete 
Investitionstätigkeit teilweise Beschäfti-
gungseffekte induzierte bzw, einen grö-
ßeren .Abbau der Arbeitsplätze in Gren-
zen hielt. Ursächlich für diese sich von 
anderen Regionen deutlich abhebende 
Entwicklung sind spezifische sektorale 
Vorteile. Mit Hilfe der Shift-Analyse 
wurde für die Region Mittlerer Neckar 
ein überdurchschnittlich positiver Struk-
tureffekt ermittelt, der mit einem beson-
ders hohen Standortquotienten9 des hier 
dominierenden Investitionsgütersektors 
korrespondiert; d.h. die für das Wachs-
tum des Landes bedeutsamen Branchen 
sind hier nicht nur überdurchschnittlich 
stark vertreten, sondern haben sich 
auch vergleichsweise günstiger ent-
wickelt. Die Investitionskraft der Region 
Mittlerer Neckar wird auch anhand der 
Gegenüberstellung mit anderen großen 
Agglomerationsräumen wie z.B. den 
Raumordnungsregionen Hamburg, Unter-
main (mit den Städten Frankfurt und 
Offenbach) und .München sichtbar. So-
wohl hinsichtlich der Veränderungsraten 
der Investitionen als auch der Be-
schäftigten ergeben sich für die Region 
Mittlerer Neckar im Zeitraum 1977 bis 
1984 günstigere Werte (Tabelle 7). 

Branchenvorteile in den Kreisen Stuttgart und Böb- 
lingen 

Innerhalb der Region Mittlerer Neckar 
nimmt der Stadtkreis Stuttgart mit einem 
Investitionsanteil am Land von 11,5 % die 
führende Rolle ein, dicht gefolgt vom 
Landkreis Böblingen (10 °%), der mit ei-
nem durchschnittlichen jährlichen Inve-
stitionswachstum von über 15 % den Ab- 
stand zusehends verringerte. Der Land-
kreis Esslingen behauptete im Untersu-
chungszeitraum sowohl den dritten Rang 
in der Region als auch im Land, womit in 

9 standortquotien ten bieten Informationen über die Konzentration 
einzelner Wirtschaftszweige in einem Teilgebiet im Verhältnis zu 
einem Vergleichsraum. Vgl. dazu Müller, J. H. Methoden zur 
regionalen Analyse und`. Prognose, Taschenbücher zur Raumplanung, 
Bd. 1, Hannover 1976, S. 54 f. 

Tabelle 7 

Investitionsentwicklung in ausgewählten Raumord-
nungsregionen 1977 bis 1984 

Be-

 

schäftigte 

Investi-

 

tionen 
insgesamt 

% DM 

Hamburg 

München 

Untermain 

Mittlerer Neckar 

diesen drei Kreisen in den letzten Jahren 
- von geringen Schwankungen abgesehen 
- jeweils mehr als ein Viertel der In-
vestitionen des Landes getätigt wurden. 
Aufgrund der Vorteile in der Branchen-
struktur, des konstant hohen. Investi-
tionsvolumens und der seit 1984 zu be-
obachtenden Beschäftigtenzunahme wird 
die weitere Investitionsentwicklung in 
diesen Landkreisen sowie in der gesam--
ten Region auch zukünftig überdurch-
schnittlich günstig verlaufen. 

In den Kreisen Stuttgart und Böblingen 
wirkten sich vor allem-  die Branchen 
Straßenfahrzeugbau, Elektrotechnik und 
Herstellung von EDV-Einrichtungen für 
die Investitionstätigkeit stimulierend aus. 
Die Investitionssteigerungen übertrafen 
hier bei weitem die Entwicklung im Land, 
wie die Vervierfachung des Investitions-
volumens im Straßenfahrzeugbau und die 
außergewöhnliche Expansion der EDV-
Branche im Landkreis Böblingen in be-
sonderem Maße veranschaulichen. Günsti-
ge,' tendenziell steigende Standortquo-
tienten seit 1977 hätte der Stadtkreis 
Stuttgart in den Branchen Straßenfahr-
zeugbau, Elektrotechnik sowie Feinme-
chanik und Optik zu verzeichnen, die 
ebenfalls eine über dem Durchschnitts-

 

niveau liegende Investitionstätigkeit 
aufwiesen. Die herausragende Bedeutung 
der in diesen Kreisen ansässigen Wachs-
tumsbranchen hat sich zusätzlich in er-
heblichen Ausweitungen des regionalen 
Investitionsanteils niedergeschlagen. Der 
Straßenfahrzeugbau, die Elektrotechnik 
und die EDV-Herstellung vereinigten 
1984 beispielsweise knapp 80 % der im. 
Kreis Stuttgart getätigten Investitionen, 
gegenüber 70 % im Jahre 1977. 

Raumordnungs-

 

regionen 

D urchsch n ittl iche 
Wachstumsrate 

Durch-
schnittliche 

I nvesti-
tions-

intensität 

darunter Verände-

 

Bauinvestiv rung 1984 
Honen gegen 1977 

0,9 

8,5 

5,3 

9,9 

—39 

7„6 

22 

6,8 

— 17,7 

— 7;1 

— 9,3 

— 3,4 

6742 

6514 

6 181 

7 498 
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Die Beschäftigtensituation gestaltete sich 
in den drei oben betrachteten Kreisen im 
Untersuchungszeitraum wesentlich besser 
als in der Mehrzahl der Regionen. Im 
Landkreis Böblingen erhöhte sich die 
Zahl der Arbeitsplätze sogar um rd. 
10 000 (+ 13,5 %), womit - nach dem 
Landkreis Heilbronn - das zweitbeste Be-
schäftigtenergebnis im Land erzielt wur-
de. Die Investitionen je Beschäftigten 
sind in den Kreisen Stuttgart und Böb-
lingen bei relativ konstanten bzw. stei-
genden Beschäftigtenzahlen schneller ge-
stiegen als in den meisten Regionen, wo-
mit die Annahme gestützt wird, daß in 
den hier angesiedelten expansiven 
Branchen in vergleichsweise größerem 
Umfang neben Ersatz- und Rationali-

 

sierungsinvestitionen auch Kapazi-

 

tätserweiterungen durchgeführt wur-
den. In der Zeitspanne von 1977 bis 1984 
hat sich im Landkreis Böblingen die In-
vestitionsintensität nahezu verdreifacht, 
sie lag 1984 nun knapp 75 % über dem 
durchschnittlichen Landeswert. 

 

Hohe Zunahme der Bauinvestitionen und der Be-
schäftigten in der Region Franken 

In der Region Franken führten die hohe, 
wenngleich nicht annähernd so dominie-
rende Investitionskraft des Investitions-
güter produzierenden Gewerbes sowie 
auch die im Landesvergleich starken Im-
pulse des Verbrauchsgüterbereichs zu 
nahezu stetig wachsenden Investitionen. 
Beachtliche durchschnittliche Wachstums-
raten von 13 % markierten hierbei den 
Investitionsverlauf, wodurch sich der In-
vestitionsanteil am Land auf 8 % erhöhte. 
Die Investitionen je Beschäftigten über-
schritten in ' den achtziger Jahren leicht 
das Durchschnittsniveau des Verarbei-
tenden Gewerbes. Diese Entwicklung 
ging einher mit einer Beschäftigtenzu-
nahme um 4 %. Die Ausrüstungsinvesti-
tionen gewannen in den letzten drei Jah-
ren in der Region an Bedeutung und 
stellten 1984 mit 700 Mill. DM mehr als 
vier Fünftel der Gesamtinvestitionen. 
Dementsprechend fiel auch das durch-
schnittliche jährliche Wachstum bei den 
Ausrüstungen (+ 13,5 %) stärker als das 
der Bauinvestitionen (+ 10 %) aus. Die 
durchschnittliche jährliche Veränderung 
der Investitionen in Grundstücke und 
Bauten lag damit jedoch deutlich über 
dem Landeswert (+ 4 %). Betriebserwei-  

terungen und -verlagerungen dürften, mit 
zu diesem hohen Ergebnis und damit 
auch zur Aufstockung um rund 4 000 
Arbeitsplätze in der Region beigetragen 
haben. 

Auf der Basis der Shift-Analyse errech-
neten sich überdurchschnittliche Werte 
für die Standortkomponente. Diese konn-
ten geringfügige strukturbedingte Defizi-
te mehr als kompensieren, die darin be-
stehen„ daß in Baden-Württemberg be-
deutendere Branchen wie die Chemische 
Industrie, die Kunststoffwarenherstel-
lung, die Feinmechanik und Optik sowie 
die EDV-Herstellung in dieser Region 
nur eine untergeordnete Rolle spielen. 
Demgegenüber gingen nachhaltige In-
vestitionsimpulse vom Straßenfahrzeugbau 
aus, der seinen Investitionsanteil im Un-
tersuchungszeitraum auf mehr als ein 
Drittel verdoppelte. Zusammen mit dem 
Maschinenbau und der Elektrotechnik 
vereinigen diese drei Branchen jetzt 56 % 
des Investitionsvolumens in der Region 
auf sich. 

Landkreis Heilbronn: Zunehmender Einfluß der 
größeren Betriebe, 

In sämtlichen Kreisen der Region Fran-
ken wurde die jahresdurchschnittliche 
Investitionsveränderung des Verarbeiten-
den Gewerbes übertroffen, wobei der 
Landkreis Heilbronn mit durchschnittlich 
17,5 % eines der höchsten Ergebnisse im 
Land erzielte. Mit Ausnahme des Stadt-
kreises Heilbronn weisen die restlichen 
Kreise der Region Beschäftigtenzunahmen 
auf. Mit einer Ausweitung der Arbeits-
plätze um 15,5 % seit 1977 erreichte der 
Landkreis Heilbronn die beste Beschäfti-
gungsbilanz im Land. Das zweistellige 
Wachstum der Bauinvestitionen deutet 
hier auf nicht unerhebliche Kapazitäts-
erweiterungen hin. 

In erheblichem Umfang hat der Investi-
tionsschub im Straßenfahrzeugbau - un-
terstützt durch den Anstieg im Maschi-
nenbau und im Gewerbe der Steine und 
Erden - die Aufwärtsentwicklung des 
Landkreises Heilbronn gefördert. Die we-
niger ausgeprägte, wenngleich immer noch 
leicht überdurchschnittliche Investitions-
tätigkeit im Stadtkreis Heilbronn ist 
hauptsächlich auf die hohen Investitionen 
in neue Anlagen und Maschinen zurück-
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Strukturkomponente Strukturkomponente 

   

Lörrach 

Baden-Baden 

Rastatt 

Bodenseekreis 

Freudenstadt 

Emmendingen 

Schwa rzwa Id -Baar-K rei s 

Böblingen 

Esslingen 

Ostalbkreis 

Landkreis Karlsruhe 

Neckar-Odenwald-Kreis 

Ortenaukreis 

Rottweil 

Konstanz 

Alb-Donau-Kreis 
Standortkomponente 

Biberach 

Landkreis Heilbronn 

Rems-Murr-Kreis 

Mannheim 

Neckar-Odenwald-Kreis 

Enzkreis 

Pforzheim 

Tübingen 

 

Ludwigsburg 

Stadtkreis Heilbronn 

Heidenheim 

Calw 

Freiburg 

Reutlingen 

Schwäbisch Hall 

Main-Tauber-Kreis 

Waldshut 

Ravensburg 

Hohenlohekreis 

Tuttlingen 

Zol lernalbkreis 

Sigmaringen 

 

Breisgau-Hochschwarz-
wald 

Standortkomponente 

Göppingen 

Stadtkreis Karlsruhe 

Ulm 

Stuttgart 

Heidelberg 

 

zuführen bei gleichzeitig unterdurch-
schnittlicher Anhebung der Bauinvesti-
tionen,. 

Auffällig ist, daß das starke In-

 

vestitionswachstum im Landkreis Heil-
bronn von einer erheblichen Ausweitung 
des Anteils der größeren Betriebe am In-
vestitionsvolumen begleitet wurde. Dieser 
Sachverhalt unterstützt vor dem Hinter-
grund des beträchtlichen Anstiegs der 
Bauinvestitionen die Annahme größerer  

Kapazitätsausdehnungen im Zuge von Be-
triebserweiterungen und -verlagerungen. 
Auf diese Größenklasse entfällt überdies 
fast der gesamte Beschäftigtenzuwachs. 

Wachsende Investitionskraft der Chemischen Indu-
strie im Südlichen Oberrhein 

In der Region Südlicher Oberrhein ba-
sierte das durchschnittliche jährliche 
Investitionswachstum von 11 % im wesent-

 

Übersicht 

 

Struktur- und Standortkomponenten der Regionalabweichung') 
— Beschäftigte — 

schwach negativ 
stark negativ 

schwach positiv 

stark positiv 

') Shift-Analyse auf Basis der Beschäftigtenzahlen '.977 bis 1984. 
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lichen auf dem beträchtlichen Investi-
tionspotential der Chemischen Industrie. 
Ein Zeichen für die Investitionskraft 
dieser Region stellt zusätzlich die in den 
letzten Jahren deutlich gestiegene Inve-
stitionsintensität dar. Der Rückgang der 
Beschäftigten fiel nicht so kräftig aus 
wie im gesamten Verarbeitenden Gewer-
be, wobei allerdings auffällige Unter-
schiede in den einzelnen Landkreisen 
sichtbar werden. 

Für die Region Südlicher Oberrhein weist 
die Shift-Analyse für die Beschäftigten-
entwicklung auf das Gewicht der Stand-
ortkomponenten hin. Strukturschwächen 
beruhen vor allem auf der geringen Re-
präsentanz des Straßenfahrzeugbaus, des 
EDV-Sektors und weiterer wichtiger 
Branchen des Investitionsgüterbereichs. 
Das Grundstoffgewerbe baute demgegen-
über hauptsächlich zu Lasten des Ver-
brauchsgütersektors und des Nahrungs-
und Genußmittelgewerbes seinen Anteil 
kontinuierlich aus und avancierte zur 
investitionsbestimmenden Kraft der Re-
gion. 

Die höchste durchschnittliche Wachstums-
rate der Investitionen in der Region 
verzeichnete der Landkreis Breisgau-
Hochschwarzwald (13 %.). Gleichzeitig 
verdoppelte sich die Investitionsinten-
sität. Dies ist umso bemerkenswerter, als 
der Landkreis als einziger in der Region 
zugleich einen ansehnlichen Beschäf-
tigtenzuwachs (+ 12,5 %) erzielte. Damit 
nimmt er hinter dem Landkreis Heilbronn 
und Böblingen den dritten Platz ein. Der 
Beschäftigtenanstieg konzentrierte sich 
auf die investitionsstarken Branchen 
Kunststoffwarenherstellung, Maschinen-

 

bau und EBM-Warenherstellung. 

Ein vergleichbares Investitionswachstum 
erzielte der Stadtkreis Freiburg, wobei 
hier die Zunahme der Investitionsintensi-
tät aufgrund der Beschäftigtenverluste 
noch stärker ausfiel. Abweichend von 
den anderen Kreisen der Region beein-
flußten standortbedingte Sonderentwick-
lungen den Beschäftigtenverlauf negativ. 
Gemildert wurden diese Auswirkungen 
durch eine im Kreisvergleich innerhalb 
der Region vergleichsweise gute Bran-
chenstruktur (siehe Ubersicht). Die 
mittlerweile dritthöchste Investitions-
intensität im Land ist vor allem auf den 
Anfang der achtziger Jahre einsetzenden  

Investitionsschub in der Chemischen In-
dustrie und der Elektrotechnik zurück-
zuführen. Ein Beschäftigtenzuwachs war 
hiermit in diesen Branchen allerdings 
nicht verbunden. 

Hohe Schwankungen der Investitionen, 
die aber im Jahresdurchschnitt um be-
achtliche 10,5 % anstiegen, kennzeich-
neten die Entwicklung im Ortenaukreis. 
Die starke Zunahme erfolgte auf der 
Basis des mit Abstand höchsten In-
vestitionsvolumens aller Kreise der 
Region. Die Investitionsentwicklung 
wurde vor allem durch die Chemische 
Industrie bestimmt. Zusammen mit dem 
Maschinenbau vereinigte diese Branche 
1984 mehr als die Hälfte aller In-
vestitionen im Kreis auf sich, wodurch 
sich deren Investitionsanteil in den 
letzten Jahren mehr als verdoppelte. Auf 
beide Wirtschaftsgruppen entfiel auch ein 
außergewöhnlicher Beschäftigtenzuwachs 
(+ 30 %) , der die allgemein rückläufige 
Tendenz auffangen und das Beschäf-
tigenniveau stabilisieren konnte. 

Niedriges Investitionsvolumen in der Region 
Schwarzwald-Baar-Heuberg 

Die Regionen Schwarzwald-Baar-Heuberg, 
Neckar-Alb, Donau-Iller zählen zu den 
Regionen, bei denen überdurchschnittli-
che ungünstige regionale Wachstumsab-
weichungen in der Beschäftigtenentwick-
lung mit einer vergleichsweise schwachen 
Investitionstätigkeit zusammenfallen. In 
der Region Schwarzwald-Baar-Heuberg 
errechneten sich im Rahmen der Shift-
Analyse für den Beschäftigtenverlauf 
vorwiegend strukturelle Nachteile auf-
grund einer im Verhältnis zum Landes-, 
durchschnitt unterproportionalen Be-
teiligung entwicklungsgünstiger Bran-
chen. So betrugen die regionalen 
Strukturanteile der Beschäftigten 1984 im 
Maschinenbau lediglich 13,5 %, im Stras-
senfahrzeugbau 3,5 % sowie in der 
Chemie und der Kunststoffwarenherstel-
lung gar nur 1 %. Die auf Defizite in der 
Branchenentwicklung hinweisenden Stand-
ortquotienten ergeben ein unterdurch-
schnittliches Wachstum für die meisten 
der bedeutenderen Branchen. 

Die durchschnittliche jährliche Verände-
rung der Investitionen blieb nur leicht 
unter dem Landeswert, jedoch liegen die 
Investitionen je Beschäftigten seit 1977 
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jeweils deutlich unter dem Ergebnis für 
das Verarbeitende Gewerbe. Zwar stiegen 
die Investitionen in Grundstücke und 
Bauten etwas besser als im Land; das 
Volumen der Bauinvestitionen liegt aber 
merklich unter den entsprechenden Wer-
ten anderer Regionen, so daß hierin mit 
ein Grund für die zurückbleibende Be-
schäftigtenentwicklung zu suchen ist. 
Besonders nachteilig für die Entwicklung 
in der Region machte sich die verhalten-
de Investitionstätigkeit im Schwarzwald-
Baar-Kreis bemerkbar. Kennzeichnend 
hierfür ist u.a. die niedrige durch-
schnittliche Investitionsintensität, die 
erheblich unter dem Landeswert liegt. 
Ausgehend von der Abweichung des re-
gionalen Beschäftigtenwachstums vom 
Durchschnittswachstum im Land nimmt 
der Kreis einen Platz am unteren Ende 
der Rangskala ein - hauptsächlich verur-
sacht durch schlechte Strukturkomponen-
ten. Vor allem hat sich die Investitions-
schwäche im Investitionsgütersektor nie-
dergeschlagen, der allein einen Rück-
gang von 6 000 Arbeitsplätzen - das sind 
rund 20 % der dort Beschäftigten - be-
klagte. Die 1984 wieder deutlich anzie-
henden Investitions- und Beschäftigten-
zahlen sind indessen Anzeichen dafür, 
daß die . Abwärtsbewegung gebremst wur-
de. 

Rückläufige Bauinvestitionen in der Region Neckar-
Alb 

In der Region Neckar-Alb ist die Inve-
stitionsintensität im Untersuchungszeit-
raum weiter gesunken und liegt jetzt 
30 % unter dem Landesniveau. Das jähr-
liche mittlere Investitionswachstum von 
nur etwas mehr als 4 % überdeckt die 
intensiven Schwankungen der Investi-
tionstätigkeit. Als Folge dieser In-
vestitionsschwäche sank ebenfalls der In-
vestitionsanteil am Verarbeitenden Ge-
werbe. Eine abnehmende Wachstumsrate 
bei den Bauinvestitionen macht die aus-

.gesprochene alle Kreise der Region er-
fassende mangelnde Investitionsdynamik 
sichtbar. Der interregionale Vergleich 
verdeutlicht, daß sich insbesondere die 
ausgesprochen ungünstigen Strukturqua-
litäten erschwerend für die Entwicklung 
auswirkten. Diese Nachteile spiegeln sich 
wider in einer rapiden Abnahme der Be-
schäftigten (- 12,5 %) und der Betriebe 
(- 6 %) seit 1977. Charakteristisch für 
den Investitionsverlauf der Region war  

die geringe Investitionskraft des ohnehin 
unterrepräsentierten Investitionsgüter-

 

sektors im Landkreis Tübingen und im 
Zollernalbkreis sowie der sich fortset-
zende strukturelle Anpassungsprozeß im 
stark vertretenen Textil- und Beklei-
dungsgewerbe. Parallel zu der gering 
ausgeprägten Investitionsdynamik, deren 
Schwerpunkt offenbar Rationalisierungs-
investitionen bildeten, sank in beiden 
Branchen die Zahl der Beschäftigten er-
heblich. Auch im Landkreis Reutlingen 
fielen die Arbeitsplatzverluste über-
durchschnittlich aus, obwohl hier der 
Beschäftigtenrückgang im Textilgewerbe 
durch mit hohen Investitionssteigerungen 
in der Elektrotechnik verbundenen Per-
sonalaufstockungen gemildert wurde. 
Insgesamt hat sich das Schwergewicht 
der Investitionen im Landkreis Reutlin-
gen zunehmend vom Verbrauchsgüterpro-
duzierenden Gewerbe zum Investitionsgü-
tersektor verlagert. 

Divergierende Investitionsentwicklung in der Region 
Donau-I Iler 

Weitgehend analoge Entwicklungsmerkmale 
waren in der Region Donau-Iller vorhan-
den. Das jährliche Investitionswachstum, 
negativ beeinflußt durch nahezu stag-
nierende Bauinvestitionen, blieb unter 
dem Landesniveau. Die sich in den 
letzten Jahren verschlechternde Investi-
tionstätigkeit veranschaulicht insbeson-
dere die gegenüber dem Landesdurch-
schnitt kräftig gesunkene Investitionsin-
tensität. Ebenso ungünstig gestaltete 
sich die Beschäftigtenentwicklung, die 
von einer beträchtlichen Abnahme 
(- 10 %) gekennzeichnet war. Zwar wei-
sen die Kennziffern der regionalen 
Wachstumsabweichungen für die Zeitreihe 
der Beschäftigten auf eine mangelnde 
Standortgunst hin, die geringfügige 
Strukturvorteile überdeckten; dahinter 
verbergen sich allerdings auseinander-
laufende Entwicklungen in den Kreisen. 

Investitions- und Beschäftigteneinbruch im Stadt-
kreis Ulm 

 

Der Gesamtverlauf wurde entscheidend 
durch den Stadtkreis Ulm nachteilig ge-
prägt. Die Standortkomponenten erreich-
ten hier den ungünstigsten Wert im Lan-
de, so daß auch die regionale Wachs-
tumsabweichung der Beschäftigtenent-
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wicklung vom Landesdurchschnitt mit 
Abstand am schlechtesten ausfiel. Der 
Verlust von einigen größeren Betrieben 
und über 7 000 Arbeitsplätzen Anfang 
der achtziger Jahre trug trotz einer 
vergleichsweisen guten Branchenstruktur 
zu dieser Negativbilanz bei. Als einziger 
Kreis in Baden-Württemberg weist der 
Stadtkreis Ulm eine negative durch-
schnittliche Wachstumsrate bei den Inve-
stitionen sowie eine niedrige durch-
schnittliche Investitionsintensität auf, die 
mit einem drastischen Beschäftigtenrück-
gang (- 22 %) zusammenfällt. Die seit 
zwei Jahren zu beobachtende Abschwä-
chung im Beschäftigten- und Investi-
tionsrückgang sind erste Zeichen für das 
Eintreten in eine Konsolidierungsphase. 
Von der abnehmenden Investitionstätig-
keit war der Investitionsgütersektor und 
hier vor allem der Straßenfahrzeugbau 
und die Elektrotechnik in besonderem 
Maße betroffen. Der Investitionsanteil 
des Verbrauchsgüter produzierenden Ge-
werbes gewann parallel aufgrund deutlich 
zunehmender Investitionen in der Kunst-
stoffwarenherstellung und im Druckge-
werbe an Bedeutung, ohne daß aller-
dings nachhaltige Beschäftigungsimpulse 
ausgelöst wurden. 

Eine gegenläufige Entwicklung war im 
Landkreis Biberach zu beobachten, in 
dem positive Standortkomponenten aus-c 
schlaggebend für eine sich kräftig ent-
faltende Investitionstätigkeit waren. Im 
interregionalen Vergleich verzeichnet er 
das viertbeste Ergebnis bei der günsti-
gen Wachstumsabweichung der Beschäf-
tigtenentwicklung vom Landesdurch-
schnitt. Als einer der wenigen Kreise 
weist er eine gegenüber den Ausrü-
stungsinvestitionen bedeutend stärkere 
Anhebung der Bauinvestitionen auf, die 
als Erweiterungsinvestitionen in nennens-
wertem Ausmaß den Beschäftigtenzuwachs 
(+ 7 %) ausgelöst haben dürften. In er-
ster Linie profitierte der Landkreis 
Biberach hierbei von dem starken Inve-
stitionswachstum der Chemischen Indu-
strie, dem Maschinenbau und der Elek-
trotechnik. 

 

Stagnierende Investitionen und starker Beschäftig-
tenrückgangim Stadtkreis Karlsruhe 

In einigen Regionen mit weniger kräf-
tig ausgebildeten Wachstumsabweichungen  

gewinnen bestimmte Kreise wegen ihrer 
vom Durchschnitt abweichenden Entwick-
lung besondere Aufmerksamkeit. 

Stagnierende Investitionen und stark ab-
nehmende Beschäftigtenzahlen (- 16 %) 
charakterisierten die Entwicklung im 
Stadtkreis Karlsruhe, die zu einer der 
ungünstigsten Wachstumsabweichungen im 
interregionalen Vergleich führten. Zwar 
gewann hier die kräftigen Schwankungen 
unterworfene Investitionstätigkeit in der 
relativ wenig beschäftigungsintensiven 
Mineralölverarbeitung an Bedeutung, 
maßgeblich waren jedoch Investitions-
und Beschäftigtenrückgänge im Maschi-
nenbau und dem Ernährungsgewerbe. 
Steigende Beschäftigtenzahlen und die 
Investitionsbelebung in der Elektrotech-
nik konnten die negative Entwicklung 
nur etwas mildern. Eine im Ausmaß ver-
gleichbare Entwicklung ergab sich im 
Stadtkreis Pforzheim - vornehmlich aus-
gelöst durch negative Impulse in der 
Schmuckwarenherstellung, Feinmechanik 
und Optik sowie der EBM-Warenherstel-
lung. 

Eine insgesamt durchschnittliche Investi-
tionstätigkeit fällt im Landkreis Lörrach 
mit einer guten Beschäftigtenbilanz im 
Untersuchungszeitraum zusammen. Kon-
träre Investitionsverläufe der einzelnen 
Branchen schlagen hierbei auf das Ge-
samtergebnis durch. Die größeren inve-
stitionsstarken Branchen wie die Chemi-
sche Industrie, Elektrotechnik und der 
Maschinenbau erweiterten bzw. stabili-
sierten ihren Beschäftigtenstand, wäh-
rend einige kleinere Branchen mit ver-
haltener Investitionstätigkeit die Be-
schäftigtenzahl einschränkten. Abwei-
chend vom allgemeinen Trend war das 
positive Beschäftigtenergebnis im Boden-
seekreis in den anteilmäßig stark ver-
tretenen Branchen nicht mit einem stark 
überdurchschnittlichen Investitionswachs-
tum verbunden. Die durchschnittliche 
Investitionsintensität im Untersuchungs-
zeitraum entsprach dem Niveau des ge-
samten Verarbeitenden Gewerbes. 

Der ländliche Raum gewinnt Anschluß an die posi-
tive Investitionsentwicklung 

Die wirtschaftliche Entwicklung ist eng 
mit der räurplichen Struktur verknüpft. 
Aus diesem Grund ist von Interesse, in 
welchem Maße sich die Investitionstätig-
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keit in den einzelnen Teilräumen des 
Landes verändert hat. Der Landesent-
wicklungsplan für das Land Baden-Würt-
temberg unterscheidet vier Raumkatego-
rien: Verdichtungsräume, Randzonen um 
Verdichtungsräume, Verdichtungsberei-

 

che und ländliche Räume. Verdichtungs-
räume zeichnen sich durch eine starke 
Bevölkerungskonzentration und hohe 
wirtschaftliche Leistungskraft aus. Die 
Verdichtungsräume bieten besondere 
Standortvorteile, die im Hinblick auf 
Innovationen, Exportchancen und Markt-
übersicht von Bedeutung sind. Den 
Randzonen kommt sowohl die Aufgaben-
stellung zu, die Verdichtungsräume zu 
entlasten als auch zur Verbesserung im 
angrenzenden ländlichen Raum beizutra-
gen. Wegen ihrer mannigfaltigen Ver-
flechtungen mit den Verdichtungsräumen 
besitzen sie günstige Entwicklungsvor-
aussetzungen. Unter Verdichtungsberei-
chen versteht man räumlich enger be-
grenzte Agglomerationen, die den länd-
lichen Raum beleben und das Gefälle zwi-
schen den Verdichtungsräumen und dem 
ländlichen Raum verringern sollen. Der 
ländliche Raum wird nicht als bloßer 
Ausgleichsraum für die Verdichtungsräu-
me angesehen. Er stellt Erholungsgebiete 
bereit und bildet eine gute Basis für 
eine weitere siedlungs- und wirtschafts-
strukturelle Entwicklungi0 

 

Im Untersuchungszeitraum vereinigten 
die ein Zehntel der Landesfläche einneh-
menden Verdichtungsräume im Durch-
schnitt über die Hälfte (1984: 52 %) des 
Investitionsvolumens im Land auf sich, 
das 1984 11 Mrd. DM betrug. Zwischen 
den Verdichtungsräumen vollzogen sich 
jedoch beachtliche Gewichtsverlagerün-
gen, die in einer weiter gestärkten In-
vestitiönskraft des Verdichtungsraumes 
Stuttgart mündeten. Hiervon profitierte 
offenbar auch die Beschäftigtenzahl des 
Verarbeitenden Gewerbes, die im Zeit-
raum 1977 bis 1984 mit einer Abnahme um 
3,9 % weniger stark zurückging als im 
Landesdurchschnitt (- 5,1 %). Wurden 
1977 ein Drittel der Gesamtinvestitionen 
des Landes im Verdichtungsraum Stutt-
gart getätigt, so waren es 1984 schon 
zwei Fünftel. Die gerade in den 80er 
Jahren erfolgten Anteilsausweitungen 

10 Vgl. Innenministerium Baden-Württemberg, Landemntwick-

 

lungsplan 1983, Freudenstadt 1984, S. 104 ff, 

signalisieren für die weitere Entwicklung 
zumindest eine Stabilisierung auf diesem 
hohen Niveau. In den Verdichtungsräu-
men Karlsruhe und Rhein-Neckar sank 
dagegen der Investitionsanteil deutlich 
auf 3,1 % bzw. 7 %. In den Verdich-
tungsräumen stiegen die Investitionen je 
Beschäftigten aufgrund des leicht über-

 

durchschnittlichen Beschäftigtenrück-

 

gangs schneller als das Investitionsvo-
lumen. Eine vergleichsweise verhaltene 
Entwicklung der Bauinvestitionen fällt 
hier mit dem höchsten Zuwachs der Aus-
rüstungsinvestitionen zusammen. 

Konsolidiert zeigt sich die Investitions-
tätigkeit in den ländlichen Räumen, de-
ren Investitionsanteil am Land sich in 
den letzten zwei Jahren wieder stark auf 
jetzt 21 % erhöhte. Während die Randzo-
nen um die Verdichtungsräume ihren In-
vestitionsanteil von rund 15 % hielten, 
reduzierte sich der Investitionsbeitrag 
der Verdichtungsbereiche am Land auf 
12 $, Bemerkenswert an der Entwicklung 
in den ländlichen Räumen ist insbesonde-
re die beträchtliche Ausweitung der In-
vestitionen für Grundstücke und Bauten, 
die an der von allen Teilräumen des Lan-
des mit Abstand höchsten durchschnittli-
chen jährlichen Wachstumsrate (+ 9,5 %) 
sichtbar wird. Da gleichzeitig das bei 
weitem beste Beschäftigungsergebnis 
(- 1.,8 %) .erzielt wurde, ist davon aus-
zugehen, daß Betriebserweiterungen und 
-verlagerungen hier eine vergleichsweise 
größere Rolle gespielt haben als in den 
Verdichtungsräumen und deren Randzo-
nen. In etwas weniger ausgeprägter 
Form zeigt sich diese Entwicklung' in den 
Gebieten der einzelbetrieblichen Regio-
nalförderung (Landesfördergebiete), in 
denen vor allem Neuansiedlungen und 
Erweiterungen von mittelständischen Be-
trieben gefördert werden. Sowohl bei der 
Entwicklung der Bauinvestitionen als 
auch der Beschäftigten ergaben sich im 
Vergleich zur Landesentwicklung bessere 
Ergebnisse. 
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Zusammenfassung 

- Das Verarbeitende Gewerbe Baden-
Württembergs weist eine starke 
Investitionsdynamik aus. So lag die 
Investitionssumme 1984 mit 11 Mrd.DM 
um zwei Drittel über der von 1977. 
Inzwischen (1986) dürfte mit ei-
nem Investitionsvolumen von über 
13 Mrd.DM eine Verdoppelung erreicht 
werden. 

- Damit war die Investitionsentwicklung 
im Land fast doppelt so stark wie im 
Bund, hier nahmen die Investitionen 
zwischen 1977 und 1984 nur um 36 % 
zu. Wegen der im Land überdurch-
schnittlichen Entwicklung in den 
Jahren 1985 und 1986 dürfte dieser 
Vorsprung gehalten, unter Umständen 
auch ausgebaut werden. 

- Wegen der Konjunkturreagibilität der 
Investitionen vollzog sich diese Zu-
nahme unter starken Schwankungen. 
Anfang der achtziger Jahre trat eine 
Stagnationsphase ein. Die erst 1985 
sich voll durchsetzende Investitions-
güterkonjunktur wird somit neben der 
Impulswirkung durch den Einsatz 
neuer Techniken auch durch den Ab-
bau des Investitionsstaus aus dieser 
Zeit getragen. 

- Nach Abklingen der Aufholeffekte ist 
mit einer gewissen Beruhigung zu 
rechnen. Doch ist der weltweit beste-
hende Investitionsdruck zum Einsatz 
moderner Technologien auch auf mitt-
lere und längere Sicht ein starker 
Motor der Investitionsentwicklung. Zur 
Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit auf 
Inlands- und Auslandsmärkten ist es 
auf Dauer erforderlich, in Produk-
tionsverfahren zu investieren, die 
effizienter sind und die Produktion 
marktgerechter Produkte erlauben. 

- In Baden-Württemberg haben sich das 
Grundstoff- und Produktionsgüterge-
werbe (Investitionsanstieg 1977 bis 
1984 im Land: + 47 %, im Bund: + 8 %) 
und auch das Verbrauchsgütergewerbe 
(Land: + 39 %, Bund: + 33 %) gemäßigt 
entwickelt, im Bundesvergleich war 
ihre Entwicklung trotzdem günstiger. 

- In ersterLinie haben die Investitions-
güterbranchen von dieser Entwicklung  

profitiert, und dies in Baden-Würt-
temberg besonders stark. Hier stiegen 
die Investitionen dieses Bereichs im 
Beobachtungszeitraum weit überdurch-
schnittlich um 90 % (Bund: + 66 %). 
Auch für 1985 und 1986 sind weit 
überdurchschnittliche Zunahmen anzu-
setzen, die im Land wegen der starken 
Präsenz besonders hervorgehobener 
Branchen (Maschinenbau, Elektrotech-
nik, Fahrzeugbau, Feinmechanik und 
Optik, Herstellung von Büromaschinen 
und ADV-Geräten) wiederum günstiger 
ausfallen dürften als im Bund. Ur-
sächlich hierfür sind zwei Effekte: Zum 
einen die hohe in- und ausländische 
Investitionsgüternachfrage, zum an-
deren die Tatsache, daß die Investi-
tionsgüterbranchen selbst besonders 
investitionsstark sind. 

 

- Im Zeitraum 1977 bis 1984 wurden vom 
Investitionsgüterbereich des Landes 
44 Mrd.DM investiert, das sind 60 % 
des vom Verarbeitenden Gewerbe inve-
stierten Produktivkapitals. Gleichzeitig 
wurden damit 27 % aller Investitionen 
dieses Bereichs im Bund allein in Ba-
den-Württemberg getätigt. Unter Hin-
zuschätzung der Jahre 1985 und 1986 
dürfte eine Größenordnung von über 
60 Mrd.DM erreicht sein, womit die 
entsprechenden Relationen nochmals 
ansteigen dürften. 

Die im Vergleich zum Bund höhere In-
vestitionstätigkeit des Landes ging 
einher mit einer günstigeren Be-
schäftigtenentwicklung. Während die 
Zahl der Beschäftigten im Beobach-
tungszeitraum 1977 bis 1964 im Land 
um 5,1 % zurückging, fiel sie im Bund 
um 9,2 %. Investitionsstarke Branchen 
wie der Straßenfahrzeugbau, die Her-
stellung von Büromaschinen und ADV-
Geräten, die Chemische Industrie und 
die Herstellung von Kunststoffwaren 
verzeichneten sogar beachtliche Be-
schäftigtenzunahmen. Im Falle des 
investitionsintensiven Maschinenbaus 
und der Elektrotechnik waren die Be-
schäftigtenabnahmen geringer als im 
Durchschnitt. 

- Die regionale Betrachtung gibt Hinwei-
se für die Verbindung zwischen Inve-
stitionstätigkeit und Beschäftigtenver-
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lauf. Zwei Drittel der Kreise mit gün-
stiger Regionalabweichung der Be-
schäftigten gegenüber dem Landes-
durchschnitt weisen auch eine ver-
gleichsweise gute Investitionsentwick-
lung auf. Mit steigender Wachstumsrate 
der Investitionen möchten sich die 
positiven Auswirkungen auf den Be-
schäftigtenverlauf stärker bemerkbar. 

 

- Weiter gefestigt wurde die dominieren-
de Rolle des Mittleren Neckarraums im 
Land, der seinen Anteil an den Ge-
samtinvestitionen des Verarbeitenden 
Gewerbes von weniger als einem Drittel 
nahezu kontinuierlich auf 38 % im Jahr 
1984 ausbaute. Gegenüber dem Landes-
ergebnis (- 5 %) fiel der Beschäftig-
tenrückgang in der Region Mittlerer 
Neckar (- 3,5 %) deutlich niedriger 
aus. Eine positive Investitions- und 
Beschäftigtenentwicklung verzeichnete 
die Region Franken. 

- Ein Zusammenfallen von ausgeprägter 
Investitionsschwäche und starken Be-
schäftigtenverlusten vorwiegend auf-
grund struktureller Nachteile war in 
den Regionen Schwarzwald-Baar-Heu-
berg und Neckar-Alb festzustellen. 
Vor allem wirkte sich hier die mangeln-
de Investitionskraft des Investitions-
güterbereichs negativ aus. 

- Die ländlich strukturierten Gebiete 
fanden Anschluß an die gute Investi-
tionsentwicklung, wobei vor allem die 
Bauinvestitionen stark expandierten 
und damit auf nennenswerte Betriebs-
verlagerungen und -erweiterungen 
schließen lassen. Auch die Beschäftig-
tenentwicklung fiel im Vergleich mit 
dem Landesdurchschnitt günstig aus. 
Beachtliche Gewichtsverlagerungen 
vollzogen sich im Hinblick auf die In-
vestitionstätigkeit zwischen den mehr 
industriell geprägten Verdichtungsräu-
men. 
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2. Sektorale und regionale Struktur der personellen 

Forschungskapazitäten 

 

Forschung ist ein prägendes Merkmal un-
serer Zivilisation: Forschung - verstan-
den als das ständige Bemühen, das Wis-
sen über die Natur und den Menschen zu 
erweitern und zu vertiefen - war zu-
gleich die Voraussetzung , zum Entstehen 
der heutigen Zivilisation und des jetzi-
gen Lebensniveaus Lind ist Hoffnungsträ-
ger zur Lösung der Probleme der Gegen-
wart - zur weiteren Verbesserung der 
Lebensbedingungen, zur Erhaltung des 
ökologischen Gleichgewichts und zur Si-
cherung der zukünftigen Rohstoff- und 
Energiebasis. Aus ökonomischer Sicht hat 
Forschung die Funktion, neues Wissen zu 
schaffen, das über die Schnittstelle 
Technologietransfer an die Produktions-
sphäre gelangt, um dort ih Innovationen 
umgesetzt zu werden, also in Form von 
neuen Gütern oder Verfahren an den 
Markt zu gelangen. ökonomische Ziele 
der Forschung sind so 'die Steigerung 
der Produktivität, das Hinausschieben 
von Wachstums- und Sättigungsgrenzen 
und die Erhaltung und Steigerung der 
Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft. 

Wenn in dieser Arbeit allein die öko-
nomische Sicht der Forschung behandelt 
wird und deshalb die naturwissenschaft-
lich-technische Forschung im Vorder-
grund steht, so geschieht dies doch im 
Bewußtsein, daß ökonomische Zielsetzun-
gen letztlich nur instrumentellen Cha-
rakter haben, und daß alle Forschungs-
richtungen, auch diejenigen, für die in 
der Produktionssphäre keine oder doch 
keine direkte Verwertbarkeit gegeben 
ist, prinzipiell gleichrangig sind. 

Diese Arbeit hat das Ziel, die personellen 
Forschungskapazitäten in den drei gro-
ßen Sektoren darzustellen, in denen For-
schung betrieben wird: Dies sind die 
Hochschulen (einschließlich der Hoch-
schulkliniken), der Bereich der überwie-
gend öffentlich finanzierten Forschungs-
einrichtungen außerhalb der Hochschulen 
und der Wirtschaftssektor, also Unter-
nehmen und die dort auf Branchenver-
bandsebene organisierte industrielle Ge-
meinschaftsforschung. 

Messung der Forschungskapazitäten 

Nicht differenzieren läßt sich im Rahmen 
dieser Arbeit im allgemeinen zwischen 
den einzelnen Stufen des Forschungspro-
zesses, also z.B. zwischen Grundlagen-
forschung und angewandter Forschung„ 
Im folgenden schließt der Begriff der 
Forschung - verstanden als wissen-
schaftliche Tätigkeit mit dem Ziel, neue 
Erkenntnisse zu gewinnen - den Begriff 
der Entwicklung mit ein, also die Aus-
wertung und Anwendung von Forschungs-
ergebnissen, vor allem technologischer 
Art, um zu neuen oder verbesserten Pro-
dukten und Verfahren zu gelangen. Die 
Begriffe "Forschung" und "Forschung 
und Entwicklung" (FuE) - werden im fol-
genden synonym gebraucht. Der Begriff 
der Forschung ist enger gefaßt als der 
Wissenschaftsbegriff.' Nicht zur For-
schung gehören so die wissenschaftliche 
Ausbildung bei Hochschulen und wissen-
schaftliche Servicetätigkeiten, zum Bei-
spiel der Fachinformations- und Doku-
mentationszentren, der wissenschaftlichen 
Bibliotheken und Museen. 

Diese Definition der Forschung hat in 
den einzelnen Bereichen, in denen- For-
schung betrieben wird, jeweils sektor-
spezifische Probleme zur Folge, auf die 
im Anhang näher eingegangen wird. 
Wichtig ist dabei, daß es vor allem im 
Hochschulbereich, aber auch häufig ge-
rade in kleineren Unternehmen die Regel 
ist, daß ein dort Beschäftigter nur wäh-
rend eines Teils seiner Arbeitszeit mit 
Forschungsaufgaben in der oben erwähn-
ten Abgrenzung betraut ist. Dies be-
dingt, daß die Zahl der Beschäftigten 
aus Gründen der Vergleichbarkeit stets 
in sogenannte "Vollzeitäquivalente", also 
reine Mannjahre für FuE, umzurechnen 

1 Siehe hierzu Neinlein, D.: öffentliche Ausgaben für Forschung 
und Erstwicklung 1977 bis 1981 , in: Wirtschaft und Statistik, Heft 
9/1983 sowie BMFT (Hrsg.), die Messung wissenschaftlicher und 
technischer Tätigkeiten (Frascati-Handbuch), Bonn 1982, und` 
Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft (Hrsg ), Forschung 
und Entwicklung in der Wirtschaft 1979 und 1981, Arbeitsschritt 
P, 1985. 
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ist. Hierbei kann derzeit nicht zwi-
schen den unterschiedlichen beruflichen 
Qualifikationen (z.B. Forscher mit wis-
senschaftlicher Ausbildung, Techniker 
usw.) differenziert werden. Alle Anga-
ben in dieser Arbeit umfassen diese 
Vollzeitäquivalente, mit Ausnahme des 
Hochschulbereichs, wo zusätzlich auch 
die gesamte Personalstruktur analysiert 
wird, um der Vielgestaltigkeit und Breite 
dieses Bereichs besser gerecht werden 
zu können. 

Die Arbeit ist in zwei große Teile ge-
gliedert. Im ersten Teil wird die sekto-
rale Struktur des FuE-Personals in Ba-
den-Württemberg betrachtet, bei den Un-
ternehmen auch die Branchenstruktur 
und die Situation in den einzelnen Un-
ternehmensgrößenklassen. 

Personaldaten sind Inputdaten des FuE-
Prozesses. Weit schwieriger ist die 
Operationalisierung von Outputdat 

-
en der 

Forschung. Am Schluß des ersten Teils 
dieser Arbeit werden zwei Indikatoren 
untersucht, die - allerdings nur mit 
Einschränkung - auch als Outputgrößen 
der Forschung betrachtet werden können: 
die Patentanmeldungen und die Patent-
und Lizenzbilanz mit dem Ausland. 

Der zweite Teil der Arbeit ist der re-
gionalen Darstellung der FuE-Kapazitäten 
gewidmet. Bei der Frage nach dem 
"endogenen" Potential einer Raumeinheit 
wie z..B. einer Region als Stütze der 
heimischen wirtschaftlichen Entwicklung 
kommt auch den dort befindlichen For-
schungskapazitäten Bedeutung zu. Eine 
Untersuchung dieser Zusammenhänge 
schließt den zweiten Teil der Arbeit ab. 
Während die regionale Darstellung erst-
mals erfolgt, schließt die sektorale 
Untersuchung der Forschungskapazitäten 
an einen früheren Beitrag an 2  , aber 
auch in diesem Teil konnte die Daten-
basis erweitert und methodisch verbes-
sert werden. 

Hochschulen Nährboden der Forschung 

Hochschulen haben eine zentrale Funktion 
im Bereich der Forschung. Hier ist durch 

2 Siehe hierzu: Struktur der Forschungskapazitäten im öffent-
lichen Bereich und in der Wirtschaft, in: Statistisch-prognostischer 
Bericht 1982/83. 

die kleinzellige Struktur der Forschungs-
kapazitäten (Lehrstühle, Institute) eine 
äußerst vielgestaltige Forschungsland-
schaft vorhanden, gerade auch in gei-

 

stes- und sozialwissenschaftlichen 
Fächergruppen. Als einziger Bereich, in 
dem Forschung betrieben wird, umfassen 
die Hochschulen die Gesamtheit aller 
wissenschaftlichen Disziplinen in ihrer 
ganzen Vielfalt. Die Bedeutung der Hoch-
schulen für die Forschungsinfrastruktur 
geht jedoch über deren direkten Beitrag 
zur Forschung weit hinaus: nicht nur 
gibt die an den Hochschulen schwer-
punktmäßig betriebene Grundlagrnfer-
schung die Impulse für angewandte For-
schung und technische Entwicklung, ein 
nicht minder wichtiger Wissenstransfer 
erfolgt auch in Form von Humankapital, 
indem die Hochschulen den anderen For-
schungsbereichen einen stetigen Strom 
wissenschaftlich ausgebildeter Nach-

 

wuchskräfte zur Verfügung stellen. 
Hochschulen sind so der Nährboden der 
Forschung. In gleicher Weise leisten 
Hochschulen über die bei ihnen einge-
richteten Transferstellen wie etwa ins-
besondere Kontaktstellen für Technolo-
gietransfer sowie Fachberatungsstellen an 
Universitäten oder Technische Bera-
tungsdienste und Transferzentren an 
Fachhochschulen wesentliche Beiträge 
zum Technologietransfer: 

Das Forschungspotential der Hochschulen 
war in der Vergangenheit in starkem Maß 
durch den enormen Anstieg der Zahl der 
Studierenden beeinflußt - so stieg bei-
spielsweise -an den Universitäten des 
Landes die Studentenzahl von 41 100 (WS 
1961/62) über 84 200 (WS 1974/75) auf 
rund 132 200 (WS 1985/86). Mit dem 
stürmischen Wachstum der Studentenzah-
len konnte der Ausbau der Personalstel-
len nicht mehr Schritt halten, wodurch 
die Belange der Lehre und Ausbildung 
zwangsläufig mehr in den Vordergrund 
rückten. Dies hatte entsprechende Aus-
wirkungen auf das faktisch vorhandene 
Forschungspotential der Hochschulen. 

Traditionell ist Baden- Württemberg ein 
besonders hochschulreiches Bundesland. 
So waren hier 1972 bundesweit über ein 
Fünftel des hauptberuflichen wissen-
schaftlichen und künstlerischen Personals 
der Hochschulen tätig, Insbesondere in 
den 70er Jahren haben alle Länder große 
Anstrengungen gemacht, den Aus- und 

102 



Hochschulen 3,2% 

verwaltungsfach. 
hochschulen 1,1% 

Kunsthoch-
schulen 1,1% 

2,4% 3,7% 

23,0% 

Personal 
insgesamt 

43 483 
= iW/.  

cnstige F9che1  

65,4% 

Neubau der Hochschulen zu forcieren, 
insbesondere auch in den Ländern, wo 
ein besonders großer Nachholbedarf be-
stand. Daraus ergab sich zwangsläufig, 
daß der Anteil der baden-württembergi-
schen Hochschulen am bundesweiten 
hauptberuflichen wissenschaftlichen und 
künstlerischen Personal bis 1984 auf 
16,7 % sank, - ein Wert, der immer noch 
überdurchschnittlich ist, gemessen am 
Anteil der Wohnbevölkerung im Alter von 
18 bis 21 Jahren (1984: 15,6 %), In den 
Zahlen für Baden-Württemberg sind al-
lerdings die Berufsakademien, die zwar 
zum tertiären Bildungsbereich, jedoch 
nicht zum Hochschulsektor gehören, 
nicht enthalten. 

Die personellen Kapazitäten der Hoch-
schulen lassen sich zunächst anhand der 
Personalstellen beschreiben. Im Jahr 1984 
waren in den Stellenplänen bei den 
Hochschulen (einschließlich Hochschul-
kliniken) insgesamt 33 848 Stellen aus-
gewiesen. Davon entfielen 12 424 Stellen 
auf wissenschaftliches und künstlerisches 
Personal 21 424Stellen auf Verwaltungs-, 
technisches und sonstiges Personal. 

Nun sind im Hinblick auf die effektiven 
Lehr- und Forschungskapazitäten der 
Hochschulen die tatsächlichen Beschäf-
tigungszahlen aussagekräftiger als die 
Zahl der Personalstellen, insbesondere 
wegen der zahlreichen Arbeitsverhält-
nisse, die durch Sachmittel finanziert 
werden. Von besonderer Bedeutung gera-
de für die Forschung ist hier das aus 
Drittmitteln finanzierte Personal. 

An den Hochschulen und Hochschulklini-
ken des Landes waren im Jahr 1984 
hauptberuflich 43 483 Personen beschäf-
tigt. Hiervon gehörten 15 302 Personen 
zum wissenschaftlichen und künstleri-
schen Personal (im folgenden Hochschul-
wissenschaftler genannt), während das 
Verwaltungs-, technische und sonstige 
Personal 28 180 Personen umfaßte. Zum 
hauptberuflichen Personal kommen noch 
rund 5 920 an Hochschulen und Hoch-

 

schulkliniken nebenberuflich tätige 
Wissenschaftler, z.B. Lehrbeauftragte. 

Von den gesamten (hier wie im folgen-
den: hauptberuflichen) Hochschulbe-
schäftigten war 1984 mit einem Anteil von 
88,4 % das Gros an den Universitäten 
beschäftigt (einschließlich Hochschul-

 

Schaubild 1 

Personalstruktur der Hochschulen und Hochschul-
kliniken*) 1984 

Pädagogische 

IHaupherulliches Personal.- 1) Einschließlich Hochschulkliniken, 

3lalialiscl,ee Lendenami Baden- Wdmemberg n/es 

kliniken), auf die Fachhochschulen (ohne 
Verwaltungsfachhochschulen) entfielen 
6,1 %, auf die Pädagogischen Hochschu-
len 3,2 %, auf Kunsthochschulen und 
Verwaltungsfachhochschulen je 1,1 % 
(Schaubild 1), 

Für die Innovationsfähigkeit der Wirt-
schaft und somit auch für die internatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit sind in erster 
Linie die personellen Kapazitäten der 
Hochschulen in den beiden Fächergrup-
pen Mathematik/Naturwissenschaften und 
Ingenieurwissenschaften von Bedeutung, 
die im folgenden als naturwissenschaft-
lich/technischer Bereich zusammengefaßt 
werden. In diesem Bereich waren 11 645 
Personen tätig, davon entfielen 85,8 % 
auf die Universitäten. 

Bedeutende Rolle des Drittmittelpersonals 
an Universitäten 

Bei den Universitäten (einschließlich der 
Hochschulkliniken 38 433 Beschäftigte) 
waren 6 155 Personen in der Fächer-

 

gruppe Mathematik/Naturwissenschaften 
tätig, dies entspricht einem Anteil von 
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6 155 

26 

524 

191 

1 523 

1 829 

212 

1 315 

423 

114 

3 841 

- 
2017 

600 

236 

54 

831 

103 

1 928 

162 

1 513 

15 442 
- 

1 050 

70 

8 272  

16,0 

0,1 

1,4 

0,5 

4,0 

4,8 

0,6 

3,4 

1,1 

0,3 

10,0 

- 
5,2 

1,6 

0,6 

0,1 

2,2 

0,3 

5,0 

0,4 

3,9 

40,2 
- 

2,7 

0,2 

21,5 

38 433 100 

Tabelle 1 

Hauptberufliches Personal der Universitäten und Hochschulkliniken 1984 

Und zwar Personal 

Fächergruppe 

Lehr-und Forschungsbereich 

aus Drittmitteln 
finanzier es Personal 

Anteil am Per-

 

zusammen 
sonal insgesamt  

wissenschaftliches Personall) 

Anteil. am Per-

 

sonal insgesamt 

ins-
gesamt 

Struktur 
zusammen 

% Anzahl % Anzahl Anzahl 

 

1 072 174 

5 19,2 

43 8,2 

63 33,0 

313 20,6 

276 15.1 

12 5.7 

259 19.7 

97 22,9 

5 44 

1243 32,4 

- - 
757 37,5 

122 20,3 

13 5,5 

3 5,6 

332 40,0 

16 15,5 

125 6',5 

11 6',8 

132 8,7 

752 4,9 
- - 

174 16,6 

4 5,7 

707 8',5 

4219 11,0  

3 222 52.3 

21 80,8 

391 74,6 

125 65,4 

794 52,1 

904 49,4 

121 57,1 

573 43,6 

228 53,9 

66 57,9 

1 974 51,4 

- 
1 029 51,0 

284 47,3 

158 66,9 

44 81,5 

405 48,7 

54 52,4 

1 337 69,3 

80 49,4 

1 .011 66,8 

3448 22,3 
- - 

390 37,1 

46 65,7 

774 9,4 

12281 32,0 

Mathematik, Naturwissenschaften 

Mathematik, Naturwissenschaften allgemein 

Mathematik 

Informatik 

Physik, Astronomie 

Chemie 

Pharmazie 

Biologie 

Geowissenschaften (ohne Geographie) 

Geographie 

Ingenieurwissenschaften 

Ingenieurwissenschaften allgemein 
(nur für Lehrerausbildung) 

Maschinenbau, Verfahrenstechnik 

Elektrotechnik 

Architektur, Innenarchitektur 

Raumplanung 

Bauingenieurwesen 

Vermessungswesen 

Sprach-und Kulturwissenschaften 

Sport 

Rechts-, Wirtschafts-und Sozialwissenschaften 

Humanmedizin2) 

Veterinärmedizin 

Agrar-, Forst-und Ernährungswissenschaften 

Kunst, Kunstwissenschaften 

Zentrale Einrichtungen und ohne Angaben 

Insgesamt 

1) Einschließlich künstlerisches Personal - 2) Einschließlich Pflegepersonal - Differenzen in den Summen durch Runden der Zahlen. 

16,0 %, darunter 1 829 im Bereich Che-
mie, 1 523 in der Physik und Astronomie 
und 1 315 im Fach Biologie (Tabelle 1). 
In den Ingenieurwissenschaften waren an 
Universitäten 3 841 Personen tätig 
(10,0 %), hierunter 2 017 im Bereich Ma-
schinenbau und Verfahrenstechnik und 
600 in der Elektrotechnik. 

Eine besondere Rolle kommt unter For-
schungsaspekten beim gesamten Personal 
- gerade an den Universitäten - dem 

'Drittmittelpersonal ZU. 3  Unter Dritt-

  

3. Siehe hierzu: Bericht der Bundesregierung zur Förderung der 

Drittmittelforschung im Rahmen der Grundlagenforschung, Bun-

destagsdrucksache 10/225. 

mittel werden solche finanziellen Mittel 
verstanden, die den Hochschulen (oder 
einzelnen Hochschulforschern) über die 
laufenden Haushaltsmittel (Grundaus-
stattung) hinaus zusätzlich zufließen. 
Sie werden in der Regel für bestimmte 
Projekte oder Forschungsbereiche be-
fristet bereitgestellt, in erster Linie von 
Forschungsförderungsorganisationen wie 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft, 
aber auch von Stiftungen, den öffentli-
chen Haushalten oder auch der Wirt-
schaft. An den Universitäten und Hoch-
schulkliniken des Landes wurden 1984 
insgesamt 4 219 Beschäftigte (11,0 % der 
Beschäftigten) aus Drittmitteln finan-
ziert. 
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Besonders hoch ist der Anteil des Dritt-
mittelpersonals mit einer Anzahl von 
1 243 Personen in den Ingenieurwissen-
schaften (32,4 %), im Bereich Maschinen-
bau/Verfahrenstechnik (757 Drittmittel-
beschäftigte) beträgt der Anteil sogar 
37,5 %, ins Gewicht fällt das Drittmit-
telpersonal auch in der Fächergruppe 
Mathematik/Naturwissenschaften, hier 
sind 1 072 Beschäftigte aus Drittmitteln 
bezahlt (Anteil 17,4 %). In den natur-
wissenschaftlich/technischen Fächergrup-
pen zusammen wurden 1984 somit 2 315 
Drittmittelbeschäftigte gezählt, was 
einem Anteil am Personal dieses Bereichs 
von 23,2 % entspricht. Quantitativ ins 
Gewicht fällt das Drittmittelpersonal 
insbesondere noch in der Humanmedizin 
mit 752 Personen, in den Agrar-, Forst-
und Ernährungswissenschaften mit 174 
Personen und bei den zentralen Einrich-
tungen, zu denen auch Bibliotheken und 
Rechenzentren zählen, mit 707 Personen. 

Vom gesamten (hauptberuflichen) Perso-
nal der Universitäten und Hochschulkli-
niken waren 1984 insgesamt 12 281 Wis-
senschaftler (32,0 %). Der Anteil der 
Wissenschaftler ist in den einzelnen Fä-
chergruppen sehr unterschiedlich, be-
dingt durch die spezifischen Erfordernis-

 

se der Fachrichtungen. In den naturwis-
senschaftlich/technischen Fächern ist der 
Anteil der Wissenschaftler überwiegend 
niedriger als in den Geistes- und Sozial-
wissenschaften, da hier die umfangreiche 
apparative Ausstattung und der Umfang 
der praktisch-experimentellen Arbeiten 
eine größere Ausstattung insbesondere 
mit technischen Kräften erfordert. So 
beträgt der Wissenschaftleranteil in der 
Fächergruppe Mathematik/Naturwissen-

 

schaft 52,3 %, in den ingenieurwissen-
schaftlichen Disziplinen 51,0 %. Daß so 
in den naturwissenschaftlich/technischen 
Fächern der Anteil der Wissenschaftler 
immer noch überdurchschnittlich ist, 
liegt allein an den zahlenmäßig dominie-
renden Bereichen der zentralen Einrich-
tungen, wo der Anteil der Wissenschaft-
ler naturgemäß besonders niedrig ist 
(9,4 %), und der Humanmedizin, wo auf-
grund der hohen Zahl des Pflegeperso-
nals der Universitätskliniken ebenfalls 
prozentual wenig Wissenschaftler tätig 
sind (Anteil 22,3 $). 

An den Fachhochschulen (ohne Verwal-
tungsfachhochschulen) waren 1984 ins-  

gesamt 2 665 Personen (hauptberuflich) 
tätig, davon 1 445 Wissenschaftler 
(54,2 $). An dieser Hochschulart domi-
nierten die Ingenieurwissenschaftler mit 
1 490 Beschäftigten, was einem Anteil 
von 55,9 % am Fachhochschulpersonal ent-
spricht, weitere 140 Beschäftigte ent-
fielen auf die Fachrichtung Mathe-
matik/Naturwissenschaften (5,3 %), somit 
waren 61 ,2 % der personellen Kapazitäten 
der Hochschulen auf die naturwissen-
schaftlich-technischen Fächer ausge-
richtet. 

Über ein Drittel der Hochschulforschung 
im naturwissenschaftlich/technischen Be-
reich 

Die bisher betrachteten Hochschuldaten 
umfaßten die Gesamtzahl der dort Be-
schäftigten. Nun ist Forschung natürlich 
nicht die einzige Funktion der Hochschu-
len und des Hochschulpersonals, andere 
Funktionen sind die wissenschaftliche 
Ausbildung der Studierenden, die Kran-
kenversorgung in den Hochschulkliniken 
und wissenschaftliche Servicefunktionen 
z.B. der Hochschulbibliotheken. Will man 
nun die personellen Forschungskapazitä-
ten der Hochschulen mit den anderen 
Sektoren, in denen Forschung betrieben 
wird, vergleichen, so wäre es daher un-
angemessen, die bisher behandelten Per-
sonaldaten der Hochschulen zu verwen-
den. 

Vergleichbar mit den anderen Forschung 
betreibenden Sektoren - der öffentliche 
Bereich außerhalb der Hochschulen und 
die Wirtschaft - sind so, wie bereits in 
der Einführung kurz ausgeführt, nur die 
in FuE-Vollzeitäquivalente umgerechneten 
Personaldaten. Diese "reinen Mannjahre 
für FuE" liegen allen späteren Analysen 
der sektoralen Struktur wie auch der 
Regionalstruktur der personellen For-
schungskapazitäten zugrunde. Die Be-
rechnungsmethode 4  wird im Anhang be-
handelt. Im Jahr 1984 waren im gesamten 
Hochschulbereich, einschließlich der 
Hochschulkliniken, in diesen Vollzeit-
äquivalenten ausgedrückt, 13 699 Perso-
nen in Forschung und Entwicklung tätig. 

4 Es handelt sich um eine Eigenberechnung für Baden-Württemberg. 
die mit den für das Bundesgebiet veröffentlichten Daten nicht ver-
gleichbar ist, Diese Eigenberechnung wurde insbesondere deshalb 
durchgeführt, da bei Abfassung dieser Arbeit bundesweit Revisions-
überlegungen im Gang waren, 

105 



Hiervon entfielen 5 027 (36,7 %) auf den 
naturwissenschaftlich/technischen Be-

 

reich. Die so ermittelten personellen 
Forschungskapazitäten, die allerdings 
nur den Charakter einer :Schätzung ha-
ben können, liegen also erheblich nied-
riger als die Zahl der Hochschulbeschäf-
tigten. 

Fast 11 000 FuE-Beschäftigte in außeruniversitären 
Einrichtungen 

Der hohe Rang der Forschung in Baden-
Württemberg wird besonders augenfällig 
sichtbar bei den Forschungseinrichtungen 
des öffentlichen Bereichs außerhalb der 
Hochschulen. Auch die Bedeutung dieses 
Bereichs geht über dessen materiellen 
Beitrag zu Forschung und Technologie-
transfer weit hinaus. Essentielle Fakto-
ren sind weiterhin die oft enge Koopera-
tion zwischen Hochschulen und den meist 
auch in enger räumlicher Nähe hierzu an-
gesiedelten außeruniversitären Einrich-
tungen. Dies bringt nicht zu unterschät-
zende synergetische Effekte zwischen den 
breitgefächerten kleinzelligen For-

 

schungseinheiten im Hochschulbereich 
und den mehr auf ausgewählte Schwer-
punktbereiche hin ausgelegten For-
schungskapazitäten der übrigen öffent-
lichen Einrichtungen mit sich. Von Be-
deutung ist darüber hinaus auch bei 
diesen Einrichtungen die Ausbildungs-
funktion; sie bieten z.B. Nachwuchs-
wissenschaftlern in Form von Dokto-
randen- und Postdoktorandenstellen die 
Möglichkeit, Erfahrungen in der For-
schung zu vertiefen. Diese Institute 
haben so auch im Bereich des Human-
kapitals eine Brücken-Funktion zwischen 
Hochschule und Industrieforschung. 

Zum öffentlichen Bereich gehören neben 
Bundes- und Landesanstalten - also Ein-
richtungen, die brutto mit ihren gesam-
ten Einnahmen und Ausgaben in den 
Haushaltsplänen der Gebietskörperschaf-
ten nachgewiesen werden - zahlreiche 
weitere Institutionen, im allgemeinen Or-
ganisationen ohne Erwerbszweck, die auf 
Dauer überwiegend öffentlich finanziert 
werden. Nicht eingeschlossen sind hier 
die Institute für industrielle Gemein-
schaftsforschung, die zum Wirtschafts-
sektor gezählt werden, jedoch in nicht 
unerheblichem Umfang von der öffentli-
chen Hand finanziert werden. 

Ob eine öffentliche Einrichtung zum For-
schungssektor zählt, richtet sich in al-
ler Regel nach dem Schwerpunkt ihrer 
Tätigkeit. Nicht zu den forschenden Ein-
richtungen zählen so auch die wissen-
schaftlichen Einrichtungen mit Service-
Funktionen für die Forschung, wie Fach-
informationszentren oder Dokumentations-
stellen. Nicht einbezogen sind daher 
auch solche Institutionen, die neben an-
deren Funktionen auch Tätigkeiten im 
Bereich von Wissenschaft und Forschung 
ausüben. Wie die Forschungskommission 
Baden-Württemberg feststellte, sind dies 
Arbeitseinheiten, die sowohl Wissens-
transfer als auch in gewissem Umfang 
selbst eigenständige Analyse betreiben 
sowie Service-Funktionen für For-
schungsaktivitäten anderer Einrichtungen 
erbringen. Sie sind z.B. integriert in 
die Arbeitsverwaltung, in die amtliche 
Statistik, in die Deutsche Bundesbank 
bzw. Landeszentralbanken oder auch in 
Verbände. Nicht selten kommt es zu 
Kooperationen dieser Einrichtungen mit 
Hochschulen bzw. außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen. 

Im Bereich der öffentlichen Forschungs-
einrichtungen außerhalb der Hochschulen 
waren 1985 insgesamt 10 833 Personen in 
FuE tätig, diese Angaben sind bereits in 
Vollzeitäquivalente (reine Mannjahre für 
FuE? umgerechnet. 5  Hiervon entfielen 
7 911 (73,1 %) auf Einrichtungen im na-

 

turwissenschaftlich/technischen Bereich 
(Tabelle 2). 

Nach Institutsarten gegliedert entfiel mit 
einer Zahl von 5 336 fast die Hälfte des 
FuE-Personals (49,3 %) auf Großfor-
schungseinrichtungen. In Baden-Würt-
temberg befinden sich an Großfor-

 

schungseinrichtungen das Kernfor-

 

schungszentrum Karlsruhe, das Deutsche 
Krebsforschungszentrum Heidelberg und 
das Forschungszentrum Stuttgart der in 
mehreren Bundesländern tätigen Deut-
schen Forschungs- und Versuchsanstalt 
für Luft- und Raumfahrt (DFVLR). Cha-
rakteristisch für Großforschungseinrich-
tungen sind komplexe, technisch aufwen-
dige, langfristig angelegte Forschungs-
vorhaben; das Spektrum reicht dabei von 

5 Die Daten hierzu wurden freundlicherweise vom Statistischen 
Bundesamt bereitgestellt. 
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Tabelle 2 

FuE-Personal'(  des öffentlichen Bereichs außerhalb der Hochschulen-in Baden-Württemberg am 30.6.1985 

FuE-Personal Davon in 

Art der Einrichtung  insgesamt natu r vissenschaftl ich-tech-
nischen Einrichtungen 

Struktur übrigen Einrichtungen 

1 Anzahl Anzahl Anzahl 

   

Forschungseinrichtungen des Bundes 

Forschungseinrichtungen des Landes 

G roßforschungsei n richtungen 

Max-Planck-Institute 

Fraunhofer Institute 

Sonstige Forschungseinrichtungen 

Insgesamt 

595 5,5 216 36,3 379 63,7 

1 093 10,1 536 49,0 557 51,0 

5 336 49,3 4 264 79,9 1 072 20.1 

2010 18,6 1 519 75,6 491 24,4

 

1 349 12,5 1 198 88,8 751 11,2 

450 4,2 184 40,9 266 59,1 

10 833 100 7 917 73,1 2 916 26,9 

') In Vollzeitäquivalenten. Teilzeitbeschäftigte wurden mit dem Faktor 0,5 in Vollzeitkräfte umgerechnet; ohne wissenschaftliche Bibliothe 
ken, Archive und Museen. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen (teilweise geschätzt(. 

der Grundlagenforschung bis zur anwen-
dungsreifen Entwicklung. Trotz der in 
den Institutsbenennungen zum Ausdruck 
kommenden Schwerpunkte bieten gerade 
die Einrichtungen in Karlsruhe und 
Stuttgart ein breit angelegtes Potential 
an Technologietransfer an. 

An den Instituten der Max-Planck-Gesell-
schaft waren 1985 2 010 Personen tätig, 
was einem Anteil von 18,6 $ des FuE-
Per,sonals des öffentlichen Bereichs au-
ßerhalb der Hochschulen entspricht. 
Max-Planck-Institute .betreiben vorwie-
gend Grundlagenforschung, dabei greifen 
sie - unter bewußtem Verzicht auf Voll-
ständigkeit - insbesondere neue For-
schungsrichtungen auf, die für die 
Hochschulforschung noch nicht reif oder 
wegen ihres Umfangs oder von. der Orga-
nisationsstruktur her weniger geeignet 
erscheinen.. 

Mehr auf die angewandte Forschung und 
Vertragsforschung hin- ausgerichtet sind 
die Fraunhofer-Institute, hier waren 1349 
FuE-Beschäftigte tätig. In den Staats-
instituten, die Behördencharakter haben, 
waren insgesamt, 1 688 Personen in FuE 
tätig. Hiervon entfielen 595 Beschäftigte 
auf die Forschungsanstalten des Bundes 
in Baden-Württemberg. Relativ , wenige 
dieser. Einrichtungen liegen in Baden-
Württemberg: die Bundesanstalt für Was-
serbau„ die Bundesanstalt für Ernährung  

 

und die Bundesanstalt für Viruskrank-

 

heiten; andere Bundeseinrichtungen 
haben hier kleinere Außenstellen. Nur 
rund 5 $ des Personals der Forschungs-
einrichtungen des Bundes hatte 1984 
seinen Dienstsitz in Baden- Württemberg. 

In den Forschungseinrichtungen des 
Landes (die brutto im Landeshaushalt er-
scheinen) waren 1985 1 093 Personen tä-
tig. Die bedeutendsten Einrichtungen 
sind hier die Forstliche Versuchs- und 
Forschungsanstalt, das Geologische Lan-
desamt, die Staatliche ,landwirtschaftliche 
Untersuchungs- und Forschungsänstalt, 
die Landesanstalt für Pflanzenbau und 
Tabakzüchtung und die (seit 1983 als 
Forschungseinrichtung zählende) Mate-
rialprüfungsanstalt (Otto-Graf-Institut). 
Außerdem haben in Baden-Württemberg 
noch andere meist kleinere gemeinnützige 
Forschungsinstitute ihren Sitz, die öf-
fentlich finanziert werden. In diesen 
"sonstigen Einrichtungen" waren 1985 
450 Personen tätig. Inzwischen wurden 
weitere vier wirtschaftsnahe Forschungs-
institute auf den Gebieten der Informa-
tik, der Mikroelektronik, der Lasertech-
nologie in der Medizin sowie der Natur-
wissenschaften gegründet. 

Nicht zu den Forschungseinrichtungen 
des öffentlichen Bereichs in dieser Ab-
grenzung gehören die wissenschaftlichen 
Bibliotheken, Museen und Archive, hier 
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Schaubild 2 
Veränderung des FuE-Personals des öffentlichen Bereichs 

außerhalb der Hochschulen in Baden—Württemberg 1985 gegen 1981 

Prozent 

1 I Forschungseinrichtungen des Bundes, des Landes, sowie sonstige Forschungseinrichtungen. 
2) Ohne wissenschaftliche Bibliotheken, Archive und Museen. 
Statistisches Landesamt Baden—Württemberg s m 

dürften (über geschätzte Forschungsan-
teile berechnet) rund 180 weitere Perso-
nen in FuE tätig sein. 

 

Von 1981 bis 1985 sind die personellen 
Kapazitäten im öffentlichen außeruni-
versitären Bereich fast um ein Zehntel 
gewachsen (+ 9,5 %). Während die Fraun-
hofer-Institute ihren Personalbestand 
sehr stark ausweiteten (+ 19,2 %), war 
die Entwicklung bei den Max-Planck-
Instituten und den Großforschungsein-
richtungen (jeweils + 3,6 %) gedämpfter. 
Die ausgewiesene Zuwachsrate bei den 
übrigen Institutsarten (+ 27,9 %) dürfte 
statistisch überhöht sein (vor allem 
durch die Neuaufnahme der Material-
prüfungsanstalt), jedoch auch bereinigt 
über dem Durchschnitt Liegen (Schau-
bild 2). 

Die bedeutende Rolle, die die in Ba-
den-Württemberg gelegenen öffentlichen 
Forschungseinrichtungen in der stark 
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arbeitsteilig organisierten bundesweiten 
Forschungslandschaft dieses Bereichs zu-
kommt, wird am Anteil der personellen 
Kapazitäten deutlich: 1984 waren knapp 
21 % der Beschäftigten dieser Einrich-
tungen in Baden-Württemberg tätig. 

Wirtschaftssektor größter Träger von FuE 

Die Rolle der Wirtschaft im Prozeß von 
Forschung und Entwicklung ist letztlich 
die Verwertung der Ergebnisse, das 
heißt deren Umsetzung in marktreife Pro-
dukte bzw. Verfahren, also der Schritt 
von der FuE zur Innovation. 

Zwar nutzt der Wirtschaftssektor die 
FuE-Ressourcen des öffentlichen Bereichs 
- auch mit Unterstützung durch breit 
gestreute Förderungsmaßnahmen von 
Land und Bund - in vielfältiger Weise, 
doch ist die Wirtschaft selbst der mit 
Abstand größte Träger von Forschung 



1981 

 

1983 

 

und Entwicklung. Allerdings werden 
auch die von der Wirtschaft selbst un-
terhaltenen FuE-Kapazitäten durch zahl-
reiche Förderprogramme von Bund und 
Land gestützt. So wurden 1981 von den 
Aufwendungen der Wirtschaft des Bun-
desgebiets für FuE "im eigenen Haus" 
fast ein Sechstel (15,4 %) von Bund und 
Ländern finanziert. 

In der intersektoralen Aufteilung der 
FUIE-Kapazitäten besteht eine natürliche 
Arbeitsteilung bei den Stufen des For-
schungsprozesses: Domäne der Grundla-
genforschung und wichtiger "Zulieferer" 
von angewandter Forschung ist der öf-
fentliche Forschungsbereich innerhalb 
und außerhalb der Hochschulen, während 
bei FuE im Bereich der Wirtschaft die 
angewandte Forschung und technische 
Entwicklung dominiert (wobei FuE in der 
Wirtschaft faktisch ausschließlich im na-

 

turwissenschaftlich/technischen Bereich  

getätigt bzw. erfaßt wird). So entfielen 
1981 im Bundesgebiet reichlich 94 % der' 
in den Unternehmen selbst durchgeführ-
ten ("internen") FuE Aufwendungen au„ 
diese beiden FuE-Stufen, wobei der 
Schwerpunkt eindeutig bei der Entwick-
lung liegen dürfte. 

Aufgrund einer vom Stifterverband im 
Auftrag des Statistischen Landesamtes 
durchgeführten Sonderauswertung ist es 
möglich, tiefgegliedertes Datenmaterial 
über Forschungspersonal der Wirtschaft 
auch für Baden-Württemberg vorzulegen. 
Auch hier sind die Personaldaten bereits 
in Vollzeitäquivalente (reine Mannjahre 
für FUE) umgerechnet, da es insbeson-
dere in kleineren Unternehmen der Fall 
sein dürfte, daß Beschäftigte - Arbeit-
nehmer oder Inhaber - nur mit einem 
Teil ihrer Arbeitszeit mit FuE-Tätigkeiten 
befaßt sind. 

Tabelle 3 

FuE-Personal der Unternehmen nach ausgewählten Wirtschaftsbereichen in Baden-Württemberg') 

Anteil am Insgesamt  Veränderung 

1979 1981 1983 
Wiraschaftsbereichl) 

1983 
1979 1987 1983 

1979  1981  1979 

Anzahl 

 

Energie-und Wasserversorgung;  Bergbau 

Verarbeitendes Gewerbe 
Chemische Industrie usw., Mineralölverarbeitung 
Herstellung von Kunststoff - und Gummiwaren 
Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und 
Erden usw. 

Metallerzeugung und -bearbeitung 
Stahl-,Maschinen- und Fahrzeugbau usw. 

Maschinenbau 

Herstellung von Büromaschinen, ADV-Geräten 
und -Einrichtungen 
Herstellung von Kraftwagen und deren Teilen, 
Straßenfahrzeugbau 

Elektrotechnik. Feinmechanik, Herstellung von EBM-

 

Waren usw. 
Elektrotechnik 

Holz-, Papier- und Druckgewerbe 
Leder-, Textil- und Bekleidungsgewerbe 
Ernährungsgewerbe 

Restliche Wirtschaftsabteilungen 

Unternehmen insgesam! 

Nachrichtlich: Institute für Gemeinschaftsforschung (IfG) 

Wirtschaft insgesamt  

13 31 45 0,0 0.1 0,1 138,5 45.2 246.2 

51 235 54 586 .58212  99,6 99,5 99,2 6,5 6.6 13,6 
5 587 5 658 5 764 10,9 10,3 9,8 1.3 19 3,2 

720 1 063 1 017 1,4 1,9 1,7 47,6 - 4,3 41,3 

192 331 371 0,4 0,6 0,6 72,4 12,1 93,2 
396 394 516 0,8 0,7 0,9 - 0,5 31,0 30,3 

19 087 21 410 23 911 37,1 39,0 40,8 12,2 11,7 25,3 
7 594 7 746 8 343 14,8 14,1 14,2 2,0 7,7 9,9 

2 107 2 685 2 874 4,1 4,9 4,9 27,4 7,0 36,4 

8 196 9 576 11 065 15.9 17,5 18,9 16,8 15,5 35,0 

24 367 24 875 25 606 47,4 45,3 43,6 2,1 2,9 5,1 
21 323 22 066 22 684 41,5 40,2 38,7 3.5 2,8 6.4 

461 438 518 0,9 0.8 0.9 - 5.0 18.3 12,4 
181 187 240 0.4 0,3 0,4 3,3 28.3 32,6 
244 230 269 0,5 0,4 0,5 - 5.7 17,0 10,2 

178 271 415 0.4 0,5 0,7 52.3 53,1 133,1 

51 427 54 887 58 672 100 100 100 6.7 6.9 14,1 

532 469 460 - - - - 11,8 -1,9 - 13,5 

51 959 55 356 59 132 - - - 6,5 6.8 13,8 

 

') FuE-Personal der in Baden-Württemberg gelegenen Forschungsstätten (Vollzeitäquivalente). - 1) Zuordnung nach dem Schwerpunkt des 
Unternehmens, Systematik der Wirtschaftszweige (WZ) 1979, 
Quelle: Stifterverband, AI F,eigene Berechnungen. 
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Schaubild 3 

Forschungsintensität') ausgewählter Branchen des Verarbeitenden Gewerbes 1979 und 1963 

---- 1979 

---- 1983 
Verarbeitendes Gewerbe 

Chemische Industrie usw., Mineralölverarbeitung 

Herstellung von Kunststoff- und Gummiwaren 

Gewinnung und Verarbeitung 

von Steinen und Erden usw. 

Metallerzeugung und- bearbeitung 

Stahl Maschinen- und Fahrzeugbau usw. 

Maschinenbau 

Herstellung von Büromaschinen, 

ADV-Geräten und -Einrichtungen 

Herstellung von Kraftwagen und deren Teilen 

Straßenfahrzeugbau 

Elektrotechnik, Feinmechanik, 

Herstellung von EBM-Waren usw. 

Intensität 

') FuE Personal (Vollzeiläquivalente) bezogen auf Beschäftigte in Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes; Zuordnung zu den Branchen nach dem Schwerpunkt 

des Unternehmens. 

Quelle: Slifterverband, eigene Schätzung 

Statistisches Lendenamt Baden-Wantemberg ]18 U 

In Baden-Württemberg waren 1983 in 
Forschungsstätten der Wirtschaft 59 132 
Personen (Vollzeitäquivalente) tätig. 
Hiervon entfielen 58 672 auf Unternehmen 
und 460 auf Institute für Gemeinschafts-
forschung. Der Anteil der auf Branchen-
verbandsebene organisierten Gemein-
schaftsforschung ist zwar äußerst ge-
ring, dennoch haben diese Einrichtungen 
gerade für einige mittelständische Bran-
chen große Bedeutung, so für das Le-
der-, Textil- und Bekleidungsgewerbe 
und die Schmuck- und Uhrenherstellung. 
Die in Baden-Württemberg gelegenen 
personellen FuE-Kapazitäten der Unter-
nehmen sind entsprechend der Wirt-
schaftsstruktur des Landes fast vollstän-
dig (zu 99 %) im Verarbeitenden Gewerbe 
konzentriert. Die Branchenstruktur der 
FuE-Ressourcen spiegelt dabei das Ge-  

wicht der großen ' Branchen der Investi-
tionsgütererzeugung für Baden-Württem-
berg wider (Tabelle 3). So entfielen auf 
die Elektrotechnik mit einer Zahl von 
22 684 FuE-Beschäftigten 38,7 % der per-
sonellen Forschungskapazitäten. Es folgt 
die Herstellung von Kraftwagen und de-
ren Teilen mit 11 065 (Anteil 18,9 %) und 
der Maschinenbau mit 8 343 (14,2 %). 
Von Bedeutung im Investitionsgüterbe-
reich ist auch die EDV-Herstellung mit 
2 874 FuE-Beschäftigten (4,9 %). Erheb-
liche FuE-Kapazitäten unterhält auch die 
Chemische Industrie (hier wie im folgen-
den einschließlich Mineralölverarbeitung) 
mit 5 764 FuE-Beschäftigten (9,8 %). 

In mittelfristiger Betrachtung ist die 
Zahl des FuE-Personals der Wirtschaft 
ständig gestiegen. Von 1977 bis 1979 um 
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schätzungsweise 5 % (für 1977 liegen 
erstmals Daten für Baden-Württemberg 
vor, die allerdings nur bedingt ver-
gleichbar sind), von 1979 bis 1981 um 
6,5 %, von 1981 bis 1983 um 6,8 %. Im 
Gesamtzeitraum von 1979 bis 1983 ging 
der kräftige Anstieg im Unternehmensbe-
reich (+ 1'4,1 %) mit einem deutlichen 
Rückgang im Bereich der Gemeinschafts-
forschung (- 13,5 %) einher. Mit am 
stärksten waren die Zuwächse im Bran-
chenvergleich bei kleinen Branchen wie 
der Kunststoffverarbeitung und der 
EDV-Herstellung. Unter den großen 
Branchen nahm die Kfz-Herstellung die 
größte Ausweitung der FuE-Kapazitäten 
vor. 

Der internationale Wettbewerb wird zu-
nehmend zum Innovationswettbewerb. Für 
das baden-württembergische Verarbeiten-
de Gewerbe, wo direkt oder indirekt je-
der dritte Arbeitsplatz vom Export ab-
hängt, ist daher das Forschungspotential 
gerade der exportorientierten Branchen 
auch eine wichtige Komponente für die 
Konkurrenzfähigkeit. Als Indikator hier-
für wird im folgenden die Forschungsin-
tensität der einzelnen Branchen des Ver-
arbeitenden Gewerbes benutzt, definiert 
als der Anteil des FuE-Persdnals einer 
Branche an deren Beschäftigtenzahlen, 
Zähler und Nenner dieser Größe sind 
hier aus Gründen der Vergleichbarkeit in 
Vollzeitäquivalente (Mannjahre) umge-
rechnet. Allerdings wirft eine Berech-
nung dieser Art erhebliche methodische 
Probleme auf (vgl. hierzu den Anhang), 
so daß die weiteren Angaben nur den 
Charakter einer Schätzung haben, aber 
doch aufschlußreiche Tendenzaussagen 
erlauben. 

 

Im Jahr 1979 betrug die Forschungsin-
tensität des baden-württembergischen 
Verarbeitenden Gewerbes noch 3,0 %, bis 
1983 stieg sie auf 3,6 $, Mit Abstand die 
höchste Forschungsintensität hat - neben 
dem nicht ausgewiesenen kleinen Bereich 
Luft- und Raumfahrzeugbau - die EDV-
Herstellung (Schaubild 3), hier war 1983 
jeder neunte Beschäftigte in FuE tätig, 
es folgen die Elektrotechnik und die 
Chemische Industrie, hier war jeder elfte 
ein FuE-Beschäftigter. Deutlich über dem 
Branchendurchschnitt des Verarbeitenden 
Gewerbes liegt auch der Kfz-Bereich, wo 
reichlich 5 % der Beschäftigten in FuE 
tätig waren, während der Maschinenbau  

etwa im Branchendurchschnitt liegt. Beim 
Maschinenbau ist allerdings zu berück-
sichtigen, daß durch die für diese Bran-
che übliche enge Verzahnung von techni-
scher Entwicklung und Konstruktion 
(insbesondere bei Einzelfertigung, wo die 
Entwicklung quasi am Produkt geschieht) 
FuE besonders eng abgegrenzt ist. 

In Baden-Württemberg sind im Wirt-
schaftsbereich auch unter Berücksichti-
gung seiner Branchenstruktur über-
durchschnittlich große FuE-Kapazitäten 
angesiedelt. So entfielen 1979 21,8 % des 
FuE-Personals der Wirtschaft auf Baden-
Württemberg, 1981 stieg dieser Anteil 
weiter auf 22,8 % und 1983 auf 23,7 $, 
In den Unternehmen des Verarbeitenden 
Gewerbes lag dieser Anteil noch etwas 
höher, 1981 waren es 23,5 % (1979: 
22,6 %), bei einem Strukturanteil des 
Verarbeitenden Gewerbes, gemessen an 
der Wertschöpfung, von 19 %. 

Entsprechend liegt die Forschungsihten-
sität des Verarbeitenden Gewerbes in 
Baden-Württemberg um rund 15 % über 
dem Bundesdurchschnitt. Dieser Abstand 
ist zwar, wie eine Komponentenanalyse 
zeigt, überwiegend dadurch verursacht, 
daß in der heimischen Wirtschaft for-
schungsintensive Branchen meist über-
proportional vertreten sind, zum kleine-
ren Teil aber auch dadurch, daß die 
einzelnen Branchen in der Regel eine et-
was höhere Forschungsintensität als im 
Bundesdurchschnitt aufweisen. Für die 
im Bundesvergleich überdurchschnittliche 
FuE-Intensität der meisten Branchen 
dürften zwei Gründe mit ursächlich sein: 

- Wie auch aus der anschließenden regio-
nalen. Betrachtung deutlich wird, sind 
Forschungsstätten der Unternehmen oft 
in räumlicher Nähe des Unternehmens-
sitzes angesiedelt. Nun haben aber Un-
ternehmen des Verarbeitenden Gewer-
bes mit Sitz in Baden-Württemberg per 
Saldo mehr Produktionsstätten bzw. 
Beschäftigte in anderen Bundesländern 
als umgekehrt .6 Besonders deutlich 
ist dieser Saldo im Investitionsgüter-
sektor, der gerade zahlreiche for-
schungsintensive Branchen umfaßt. 

6 Siehe hierzu den Beitrag' Selbständige, Unternehmen und Unter-

 

nehmensgründungen — derzeitige Entwicklungstrends, in: Stati-
stisch-prognostischer Bericht 1984/85. 
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9,2 9,2 

21,8 

27,5 

45,1 

100 

1 322 

1 350 

6 619 

4 583 

10 558 

26 995 

2,6 

2,6 

12,9 

89 

20,5 

52,5 

2,6 

5,2 

18,1 

27,0 

47 5 

100 

3 722 

7 155 

3 339 

10 891 

29 781 

13,0 19,8 7 405 12,6 

6,2 26,0 3 337 5,7 

19,8 45,8 10 325 17,6 

54,2 100 32 223 54,9 

Deshalb ist zu vermuten, daß durch 
die in Baden-Württemberg beheimateten 
Unternehmen mit Produktionsstätten in 
mehreren Bundesländern ein "Techno-
logieexport" in die übrigen Bundeslän-
der stattfindet, daß also per Saldo be-
trachtet die Produktion in anderen 
Bundesländern zu einem Teil auch von 
FuE-Kapazitäten profitiert, die sich in 
Baden-Württemberg befinden. 

- Durch die in Baden-Württemberg früh 
und sehr weit ausgebaute Beratungs-
und Transferinfrastruktur und durch 
landeseigene Förderprogramme wurden 
gerade auch kleine und mittlere Un-
ternehmen früher und vielleicht auch 
stärker für die Bedeutung von eigener 
FuE sensibilisiert. 

Forschung und Entwicklung "im eigenen 
Haus" zu betreiben, ist für kleinere und 
mittlere Unternehmen, trotz der Hilfe-
stellung durch spezielle Förderprogramme 
von Land und Bund, besonders schwie-
rig. Eine Aufgliederung nach Beschäftig-
tengrößenklassen ergibt, daß 1983 im-
merhin 9,2 % des FuE-Personals der Un-
ternehmen auf Unternehmen mit unter 
100 Beschäftigten entfielen (Tabelle 4), 
Berücksichtigt man, daß sich die For-
schungstätigkeit der Unternehmen fak-
tisch ausschließlich im Verarbeitenden 
Gewerbe abspielt, so kann man feststel-
len, daß auf den vom Mittelstandspro-  

gramm des Landes abgegrenzten Bereich 
der mittelständischen Unternehmen (1 bis 
500 Beschäftigte) mit 12 787 Personen 
1983 über ein Fünftel (21,8 %) des FuE-
Personals der Unternehmen entfiel. 

Die Wirtschaft ist rein quantitativ der 
bedeutendste Träger von Forschung und 
Entwicklung. Auf diesen Sektor entfallen 
rund 71 % der insgesamt 83 000 baden-

 

württembergischen FuE-Beschäftigten 
(Schaubild 4). Noch stärker ist der An-
teil der Wirtschaft an der naturwissen-
schaftlich/technischen Forschung, hier 
beträgt der Anteil rund 82 %. Es ist al-
lerdings nochmals zu betonen, daß FuE 
in der Wirtschaft auf die angewandte 
Forschung und insbesondere auf die 
technische Entwicklung konzentriert ist. 

Das Unterhalten eigener FuE-Kapazitäten 
durch die Wirtschaft - sei es in den Un-
ternehmen selbst oder in den Instituten 
der Gemeinschaftsforschung - ist- aller-
dings nur einer unter mehreren Wegen, 
neues technisches Wissen nutzbar zu ma-
chen. Neben den bereits erwähnten For-
men des Technologietransfers gibt es 
auch direkte Kooperationsformen zwi-
schen Unternehmen (z.B. zwischen einem 
Hersteller von Textilmaschinen und einem 
Unternehmen der' .Textilindustrie). Der 
''alltäglichste" Weg, vom technischen 
Fortschritt zu profitieren, dürfte jedoch 
der Kauf von aus der Forschung heraus 

Tabelle 4 

FuE-Personal der Unternehmen')  nach Beschäftigtengrößenklassen 

1983 1981 1979 

Unternehmen 
mit ... bis .. . 
Beschäftigten1) 

FuE-
Personal  

Anteil am I Anteil 
Insgesamt I  kumuliert 

FuE-
Personal  

Anteil am 
I nsgesamt 

Anteil 
kumuliert 

FuE-
Personal  

Anteil am 
Insgesamt 

Anteil 
kumuliert 

Anzahl Anzahl Anzahl 

   

unter 50 

50 — 99 

100 — 499 

500 — 999 

1 000 — 4 999 

5 000 und mehr 

51 427 100  54 887 100 — 58 672 100 Insgesamt 

  

') FuE-Personal d r in Baden-Württemberg. gelegenen Forschungsstätten der Unternehmen (Vollzeitäquivalente) 

nung entsprechend der Beschäftigtenzahl des Unternehmens im Bundesgebiet. 

Quelle: Stifterverband, AIF, eigene Berechnungen. 

— 1)Größenklassenzuord-
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F E-
Personal 
insgesamt 

83 M't 
= too% 

entstandenen neuen oder verbesserten 
Gütern sein, seien es Vorleistungen, wie 
zum Beispiel neue oder verbesserte 
Werkstoffe, oder Investitionsgüter. Dies 
erklärt auch zum guten Teil, daß die 
typischen °Zuliefererindustrienll der 
Grundstoff- und Produktionsgüterer-
zeugung und des Investitionsgüter er-
zeugenden Gewerbes im allgemeinen be-
sonders forschungsintensiv sind. 
Andere wichtige Formen des Technologie-
transfers erfolgen über den Patent- und 
Lizenzverkehr mit dem In- und Ausland 
oder über das Eingehen von Kapitalver-
flechtungen. Dies ist das Thema der 
beiden nächsten Abschnitte. 

1985 rund 7000 Patentanmeldungen 

Während die bisher behandelten perso-
nellen FuE-Kapazitäten ein zentraler 
Input-Faktor sind, ist es ungleich 
schwieriger, Outputfaktoren von FuE zu 
beschreiben. Die meisten denkbaren 
Größen sind sehr schwer operational zu 
fassen, sei es - im Wirtschaftssektor -
die Produktion oder der Weltmarktanteil 
von "high-techll-Gütern, sei es - im öf-
fentlichen Bereich - die Publikations-
häufigkeit oder die Häufigkeit der 
Zitation in Fachzeitschriften. 

Im folgenden werden zwei Indikatoren 
dargestellt: zunächst die Patentanmel-
dungen, dann die Zahlungen vom bzw. 
in das Ausland für Patente und Lizen-
zen. Beide Größen können, wenn auch 
mit Einschränkungen, als Output-Größen 
von FuE betrachtet werden. 

Patente werden für Erfindungen erteilt, 
die einen Neuheitsgrad besitzen und ge-
werblich anwendbar sind. Ein erteiltes 
Patent ist während der Schutzdauer ge-
gen Verletzung (auch strafrechtlich) 
geschützt, der Patentinhaber kann sei-
nerseits jedoch Nutzungsrechte durch 
Lizenzvertrag an einen anderen über-
tragen. Den Schutzrechten des Patents 
steht eine . Offenlegungspflicht gegen-
über. Deshalb werden sicherlich nicht 
alle patentierbaren Erfindungen auch zum 
Patent angemeldet, z.B. in der Luft-
und Raumfahrttechnik oder anderen ver-
teidigungsnahen Bereichen. Dies gilt 
auch für Bereiche, in denen der Vorteil 
der Nicht-Offenlegung größer erscheint 
als der der Patentierung, z.6, in Be-
reichen, in denen die technologische 
Entwicklung besonders schnell ist, da 

Schaubild 4 

Struktur der Forschungskapazitäten *) 

*)Wirtschaft 1981. Hochschulen 1984, einschließlich Hochschulkliniken, öffentlicher Bereich 
außerhalb der Hochschulen 1985.- 1) Einschließlich JIG-

 

Statislisches Landesamt Baden-Wmtlemberg M86 

Patente (]egal oder illegal) umgangen 
werden können - im Inland und vor allem 
im Ausland. 

Wie aus dem bundesweiten Ifo-Innova-

 

tionstest ersichtlich ist 7 dürfte bei 
der Patentierneigung die Chemische In-
dustrie (Herstellung von chemischen 
Spezialerzeugnissen) an der Spitze 
stehen, hier wurden rund 70 % der dort 
getätigten Innovationen auch als Patent 
angemeldet. Hoch ist die Patentier-
neigung auch bei der Investitionsgü-
terherstellung (rund 65 %). 

Auch bei den verschiedenen Größenklas-
sen der Unternehmen gibt es Unter-
schiede: die Patentierneigung von 
innovatorischen Unternehmen des Ver-
arbeitenden Gewerbes steigt stark mit 
der Unternehmensgröße. So meldeten 
27 % der Unternehmen mit 50 bis unter 
200 Beschäftigten Innovationen auch als 
Patent an, bei Unternehmen mit 1000 und 
mehr Beschäftigten stieg dieser Anteil 
auf 53 %. 

7 Siehe hierzu: Innovationen in der Industrie, IfoStudien zur 
Industriewirtschaft, Nr_ 28, 1985. 
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Patente werden naturgemäß vor allem von 
Unternehmen, aber auch von Einzelerfin-
dern und öffentlichen Forschungsein-
richtungen, die oft Patentverwertungs-
gesellschaften gegründet haben, ange-
meldet. Für eine regionale Analyse der 
Patentanmeldungen ist zuvor einiu-
schränken, daß die regionale Zuordnung 
nach dem "Firmensitz" erfolgt, was in 
der Regel der Sitz des Unternehmens 
sein dürfte, aber in Einzelfällen auch 
der Sitz des Konzerns sein kann. Die 
gleiche Verzerrung ist auch bei öffent-
lichen Forschungseinrichtungen möglich, 
da hier bei wichtigen Institutsgruppen, 
die in mehreren Bundesländern tätig 
sind, der Sitz der Patentverwertungsge-
sellschaft oft außerhalb Baden-Württem-
bergs liegt. 

Im Jahr 1985 wurden in Baden-Württem-
berg beim Deutschen Patentamt insgesamt 
7 016 Patente angemeldet. Trotz der ge-
nannten möglichen Verzerrungen für den 
Regionalvergleich erstaunt es wenig, daß 
der Anteil der Patentanmeldungen, der 
auf Anmelder in Baden-Württemberg ent-
fällt, mit jährlich 22 bis 23 % (1985: 
21,8 %) ziemlich exakt dem Anteil des 
FuE-Personals der Wirtschaft am Bundes-
gebiet (1983: 23,7 %) bzw. dem Anteil 
des Personals bei öffentlichen For-
schungseinrichtungen (1984: 20,6 %) ent-
spricht. 

Baden-Württembergprofitiert vom aus-
ländischen Know-how 

Es gibt zahlreiche Wege, mit dem Aus-
land technologisches Wissen auszutau-
schen. Eine dieser Übertragungsformen 
ist der Patent- und Lizenzverkehr mit 
dem Ausland. In der sogenannten "Pa-
tent- und Lizenzbilanz" mit dem Ausland 
werden der entgeltliche Erwerb bzw. die 
entgeltliche Nutzung von geschützten Er-
findungen und von nicht geschütztem 
technischem Wissen ("Know=how") zusam-
mengefaßt. Es ist zu betonen, daß auch 
dieser "Outputfaktor" nur bedingte Aus= 
sagekraft besitzt, dies gilt vor allem für 
dessen Eignung als Indikator für die 
Wettbewerbsfähigkeit? Zum einen findet 

8 Hierauf weist auch die Deutsche Bundesbank ausdrücklich hin. 

Siehe für die folgenden Ausführungen: Monatsberichte der Deut-
schen Bundesbank, Heft 7. Juli 1984, 

der internationale Technologieaustausch 
auch auf vielen anderen Wegen statt, so 
über den Export von Gütern der Hoch-
technologie bis hin zu kompletten Indu-
strieanlagen, oder über Dienstleistungs-
exporte wie Beratungs-, Schulungs- und 
Planungstätigkeiten. Eine weitere Art des 
Technologietransfers ist die Gründung 
von Tochter- bzw. Beteiligungsgesell-
schaften im Ausland, was auch bei der 
folgenden Analyse des Patent- und Li-
zenzverkehrs zu berücksichtigen sein 
wird. 

Zum anderen enthält die Patent- und Li-
zenzbilanz nur solche Transaktionen, die 
zu Zahlungen (oder Zahlungsansprüchen) 
führen. Ein kostenloser Austausch von 
technologischem Wissen "auf Gegenseitig-
keit" bzw. durch Kooperationsvereinba-
rungen ist in den folgenden Daten nicht 
mit enthalten. 

Baden-württembergische Unternehmen 
profitieren in stärkerem Ausmaß von 
ausländischem technischem Wissen, insbe-
sondere aufgrund des hohen Niveaus 
ausländischer Direktinvestitionen in tech-
nologieorientierten Branchen.9  Während 
Unternehmen mit Sitz in Baden-Württem-
berg , die in inländischem Besitz sind, 
1984 einen wenn auch kleinen Überschuß' 
in der Patent- und Lizenzbilanz von 
+ 97 Mill. DM bei Einnahmen von 
166 Mill. DM und Ausgaben von 69 Mill. 
DM aufwiesen, war dieser Saldo bei ba-
den-württembergischen Unternehmen, die 
eine maßgebliche ausländische Kapitalbe-
teiligung aufweisen, mit - 1,018 Mrd. DM 
stark negativ (Tabelle 5). Es ist aller-
dings zu berücksichtigen, daß die Preise 
für "Know-how" zwischen voneinander 
abhängigen Unternehmen auch von Steu-
er- oder devisenrechtlichen Bestimmun-
gen abhängig sein können, so daß es zu 
Verschiebungen zwischen Zahlungen für 
Patente und Lizenzen und Gewinnaus-
schüttungen kommen kann, worauf auch 
die Deutsche Bundesbank hinweist. 

Bei beiden Unternehmenstypen zusammen 
betrüg so 1984 das Defizit - 920 Mill. 
DM, bei Einnahmen von 226 Mill. DM und 
Ausgaben von 1,146 Mrd. DM (Anhangta-
belle 1 ). . 

9 Die Daten zu diesem Abschnitt wurden freundlicherweise von 
der Landeszentralbank in Baden-Württemberg in Verbindung mit 
der Deutschen Bundesbank zur Verfügung gestellt. 
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Tabelle 5 

Saldo des Patent- und Lizenzverkehrs baden-württembergischer Unternehmen')  mit dem Ausland 

1980 1984 

davon bei Unternehmen davon bei Unternehmen 
Saldo 

.insgesamt 
Saldo 

insgesamt 
ohne 1 mit 

maßgebliche(r) ausländische(r) 
Kapitalbeteiligung 

ohne 1 mit 

maßgebliche(r) ausländische(r) 
Kapitalbeteiligung 

Land 

Mill DM 

Insgesamt - 701,3 + 61,7 - 763,0 
- 920,2 + 97,3 -1017,6 

darunter 

Frankreich 

Großbritannien 

Österreich 

Niederlande 

Schweiz 

Italien 

USA 

Japan  

- 51,4 

- 2,0 

+ 10,1 

44 

171,7 

+ 2,8 

- 5802 

+ 22,0  

+ 4,3 

- 0,0 

+ 9,4 

1 ,1 

20,5 

+ 1,3 

- 28,8 

+ 22,5 

55,7 

1,9 

0,6 

3,4 

151,2 

1,5 

551,4 

0,5  

- 11,1 

3,2 

+ 12,5 

- 3,3 

- 231,6 

+ 1,9 

802,8 

+ 57,3  

7,3 - 184 

2,3 - 0,9 

12,0 + 6,5 

0,1 - 3,4 

7,0 - 224,6 

2,1 + 4,0 

19,1 - 783,7 

58,1 - 0,8 

  

') Unternehmen mit Sitz in Baden-Württemberg. 

Quelle: Deutsche Bundesbank in Verbindung mit der Landeszentralbank. in Baden-Württemberg, eigene Berechnungen. 

 

Ein Blick auf die Länderstruktur zeigt, 
daß ursächlich für das Defizit vor allem 
der Patent- und Lizenzverkehr mit den 
USA ist (- 803 Mill.DM), hier dominier-
ten wieder die Unternehmen in US-Besitz 
(- 784 Mill.DM). In stärkerem Maße de-
fizitär ist auch die Bilanz mit der 
Schweiz (- 232 Mill.DM), auch hier wa-
ren fast ausschließlich deutsche "Töch-
ter" Schweizer Unternehmen ursächlich 
(- 225 Mill.DM). Der Schweiz kommt als 
beliebter Sitz von Holding- und Patent-

 

verwertungsgeselischaften allerdings 
sicherlich eine Sonderstellung zu. Positiv 
ist dagegen die Bilanz mit Japan 
(+ 57 Mill.DM). 

Erstmals können hier auch Daten über 
die Branchenstruktur vorgelegt werden 
(Tabelle 6). Es zeigt sich, daß nur zwei 
(hier nur zusammengefaßt darstellbare) 
Branchen die Patent- und Lizenzbilanz 
dominieren: nahezu drei Viertel (73,5 %) 
der Zahlungen an das Ausland entfallen 
auf die beiden Branchen Elektrotechnik/ 
EDV, bei den Zahlungen ausländischer 
Töchter sind es sogar 76,3 %. Auch bei 
den Einnahmen, Liegt bei diesen beiden 
Branchen der Schwerpunkt (48,7 %). In 
diesem Bereich liegt auch die :Hauptquelle 
des Defizits: vom gesamten baden-würt-

 

tembergischen Defizit (- 920 Mill.DM)  

entfielen auf diese beiden Branchen 
733 Mill.DM (Anhangtabelle 2), zum ge-
samten Defizit der Unternehmen in aus-
ländischem Besitz (- 1,018 Mrd.DM) tru-
gen diese beiden Branchen mit 
789 Mill.DM bei. 

Im Vergleich zum Bundesgebiet ist die 
Patent- und Lizenzbilanz in Baden-Würt-
temberg vergleichsweise stärker defi-
zitär. Während der baden-württembergi-
sche Anteil an den bundesweiten Ein- 
nahmen 1983 14,6 % betrug, lag der Aus= 
gabenanteil bei 53,6 %. Ursächlich sind 
auch hier allein die heimischen Tochter-
unternehmen in ausländischem Besitz: bei 
Unternehmen in inländischem Besitz be-
trug der Ausgabenanteil baden-württem-
bergischer Firmen nur 12,2 %, während 
ausländische "Töchter" mit Sitz in Ba-
den-Württemberg 62,8 % aller Zahlungen 
solcher Unternehmen in ausländischem 
Besitz leisteten. 

Eingrenzen läßt sich dieser Unterschied 
zum Bundesgebiet wieder über eine 
Branchenbetrachtung. Von den bundes-
weiten Ausgaben in den Branchen Elek-
trotechnik/EDV entfielen 91,2 % der Aus-
gaben auf Baden-Württemberg (Unter-
nehmen ohne ausländische Beteiligung: 
18,8 %, Unternehmen in ausländischem 
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Tabelle 6 

Struktur der Einnahmen und Ausgaben im Patent- und Lizenzverkehr mit dem Ausland 1984 ̀ ) 

Einnahmen Ausgaben 

davon Unternehmen 

ohne 1 mit 
maßgebliche(r) ausländische(r) 

Kapitalbeteiligung 

davon Unternehmen 

ohne 1 mit 
maßgebliche(r) ausländischer) 

Kapitalbeteiligung 

Wirtschaftszweig insgesamt insgesamt 

 

Verarbeitendes. Gewerbe  87,7 84,2  97,3 98,6  88,7 99,2 

Chemische Industrie und 
Mineralölverarbeitung . 

Metallerzeugende und metall-
verarbeitende Industrien 

davon 

Eisen-und NE-Metallerzeugung, 
Gießerei und Stahlverformung 

Maschinenbau 

Fahrzeugbau 

Elektrotechnische Industrie und 
Datenverarbeitungsanlagen 

10,8 4,8 27,5 9,2 12,4 9,0 

20,0 21,8 14,8 5,2 18,6 4,4 

0,4 0,6 - 2,6 1.7 2,6 

9.1 9,6 7,9 2,6 16,6 1,7 

10,4 1 1 ,7 6,9 0,0 0,3 0,0 

48.7 46,6 54,6 73,5 30,1 76,3 

1,1 1,5 0,1 1,8 9,2 1,4 

0,0 0,0 - 0,9 0,6 0.9 

7,1 9,5 04 7,9 17,8 7,3 

12,3 15,8 2,7 . 1,4 11,3 0,8 

Feinmechanische und optische 
Industrie, Herstellung von 
EBM-Waren 

Nahrungs- und Genußmittelgewerbe 

Übriges Verarbeitendes Gewerbe 

Sonstige Wirtschaftszweige 

Insgesamt 100 100  100 100  100 100 

') Unternehmen mit Sitz in Baden-Württemberg. 

Quelle: Deutsche Bundesbank in Verbindung mit der Landeszentralbank in Baden-Württemberg; Wirtschaftszweigsystematik der Deutschen 
Bundesbank. Eigene Berechnungen. 

 

Besitz: 93,8 %). Ursächlich für das ver-
gleichsweise hohe Defizit baden-württem-
bergischer Unternehmen sind also die 
ausländischen Töchter im Bereich Elek-
trotechnik/EDV. Es darf vermutet wer-
den, daß insbesondere die EDV-Herstel-
lung die maßgebliche Quelle der im Bun-
desvergleich überdurchschnittlich negati-
ven Patent- und Lizenzbilanz ist: mit 
Unternehmenssitz in Baden-Württemberg 
waren Anfang 1984 85 % der bundeswei-
ten ausländischen Direktinvestitionen 
dieser Branche angesiedelt. 

Damit kein einseitiges Bild dieser Bran-
che entsteht, sei hier nochmals eine be-
reits vorgestellte Zahl wiederholt: In der 
EDV-Herstellung (Unternehmen ohne und 
mit ausländischer Kapitalbeteiligung zu-
sammen) ist in Baden-Württemberg jeder 
neunte Beschäftigte in Forschung und 
Entwicklung tätig. 
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Indikatoren zur regionalen Analyse 

Nachdem der erste Teil dieser Arbeit ei-
ne Analyse der sektoralen Struktur der 
baden-württembergischen FuE-Kapazitä-
ten zum Ziel hatte, enthält der nun fol-
gende zweite Teil eine Bestandsaufnahme 
der Regionalstruktur. Dabei sind natür-
lich größere Abstriche bei der sektoralen 
Gliederung zu machen. Als regionale 
Darstellungseinheit wurde Schwerpunkt-
mäßig die Ebene der Regionen gewählt, 
am Rande auch die Kreisebene. Hier ist 
zu bedenken, daß naturgemäß die Daten-
lage schlechter wird, je kleiner die re-
gionalen Einheiten werden. Bereits auf 
der Regionenebene spielt die Geheimhal-
tung von Einzelangaben eine einschnei-
dende Rolle, außerdem mußten bereits 
auf dieser Ebene die Daten durch Schät-
zungen ergänzt werden (siehe hierzu den 
Anhang). 



Hinzu kommen zwei weitere Gesichts-
punkte: 

- Für Baden-Württemberg als Ganzes 
wurde im vorigen Teil der Arbeit fest-
gestellt, daß zu vermuten ist, daß per 
Saldo Unternehmen mit Sitz in Baden-
Württemberg, die auch in anderen 
Bundesländern. Produktionsstätten be-
sitzen, dorthin technisches Wissen "ex-
portieren": Während die FuE-Kapazitä-
ten in räumlicher Nähe zum Unterneh-
menssitz konzentriert sind, geschieht 
die Verwertung in der Produktion 
breitgestreut. Es ist also zu erwarten, 
daß bei kleinräumi er Betrachtung der 
direkte in u es usmaßes der "vor 
Ort" vorhandenen personellen FuE-Ka-
pazitäten auf die wirtschaftliche Ent-
wicklung abnimmt. Jede kleinräumige 
Gliederung zerreißt die bestehende 
Verflechtung zwischen den betrachte-
ten regionalen Einheiten, wie z.B. Re-
gionen. Insbesondere fallen bei den 
Unternehmen, die in mehreren Regio-
nen tätig sind, zumindest teilweise die 
Standorte von FuE und Produktion 
auseinander, insofern verliert der Be-
griff der Forschungsintensität bei ei-
ner regionalen. Analyse immer mehr an 
Aussagekraft, je kleiner die betrachte-
te regionale Ebene wird. 

Die Verwertung der Forschungsergeb-
nisse ist also räumlich zumindest teil-
weise unabhängig von der Entstehung 
des neuen technischen Wissens. Dies 
trifft um so öfter zu, je kleiner die 
betrachteten Gebietseinheiten werden. 

- Eine Art Gravitationswirkung von FuE 
gilt sicherlich auch im öffentlichen 
Forschungsbereich. Auch hier dürfte 
im Hinblick auf die Verwertungsmög-
lichkeiten für die Produktionssphäre 
über die Schiene Technologietransfer 
die Ausstrahlung von Forschungsein-
richtungen mit der Entfernung zwar 
abnehmen, aber auf der Ebene der Re-
gion noch genügend wirksam sein. 

Als Indikatoren für den nun folgenden 
Teil wurden ausgewählt 

1. Im Unternehmensbereich 

- die Zahl der FuE-Beschäftigten 
(wieder in. Vollzeitäquivalenten)  

insgesamt und in drei großen 
Branchen des Verarbeitenden 
Gewerbes 

- die FuE-Intensität des Verarbei-
tenden Gewerbes (FuE-Personal 
der Unternehmen bezogen auf 
Beschäftigte des Verarbeitenden 
Gewerbes). 

2. In der Gesamtheit der Forschung 
durchführenden Sektoren10 

- die Zahl des FuE-Personals ins-
gesamt und im naturwissen-
schaftlich/ technischen Bereich 

die Forschungsdichte (FuE-Per-

 

sonalje 1000 Einwohner) 

- die naturwissenschaftlich/techni-
sche Forschungsdichte (FuE-,Per-
sonal im naturwissenschaftlich/-
technischen Bereich je 1000 Ein-
wohner). 

Im Mittleren Neckarraum 40% der 
FuE-Beschäftigten der Unternehmen 

In einem ersten Schritt wird nun die re-
gionale .Verteilung der FuE-Kapazitäten 
des Wirtschaftssektors betrachtet. Hier 
waren 1983 in dem kleinen Teilbereich 
der. Institute für industrielle Gemein-
schaftsforschung (in Baden- Württemberg 
460 FuE-Beschäftigte) allein 297 (65 %) 
in der Region Mittlerer Neckar tätig, 
weitere 110 (24 %) im Gebiet der beiden 
benachbarten Regionen Unterer Neckar 
und Mittlerer Oberrhein. Auch in den 
Regionen Neckar-Alb, Ost-Württemberg 
und Franken sind kleinere Institute be-
heimatet. 

 

Auch der Schwerpunkt der personellen 
FuE-Kapazitäten der Unternehmen liegt 
eindeutig in der Region Mittlerer Neckar, 
hier waren 1983 23 546 industrielle FuE-
Beschäftigte tätig (Tabelle 7), was einem 
Anteil am Land von 40,1 % entspricht. In 
der Region Unterer Neckar ist mit 8 060 
Personen (13,7'$) die zweitgrößte Zahl 

10 Ohne die zum Wirtschaftssektor zählende industrielle Gemein-
schaftsforschung (rund 460 FuE-Beschäftigte), deren regionaie 
Verteilung nur teilweise bekannt ist. 
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40,1 5.8 6,5 12,7 

3,4 11,1 2,8 14,2 

3,3 3,3 12,1 15,8 

46,8 6,0 6,6 13,0 

8,8 4,1 - 1,9 2,1 

13,7 5,3 6,7 12,3 

2,7 - 2,6 13,1 10,1 

252 4,0 4,1 8,3 

3,4 - 41.4 23,2 -27,8 

4,4 14,0 8.9 24,2 

4,6 18,8 6,1 26,0 

12,3 - 6,3 11,3 4,3 

3,3 

6,2 

6,1 

15,6 

- 12,1 

90,3 

11,9 

29,0 

5,1 

8,0 

37,1 

8,9 

- 7,7 

75,2 

53,4 

40.5 

 

Tabelle 7 

FuE-Personal der Unternehmen')  in den Regionen 1983 

Veränderungen FuE-Personal 
Region 

Regierungsbezirk 

Land 

1983 
gegen 
1979 

1983 
gegen 
1981 

1981 
gegen 
1979 

Regional-
struktur insgesamt 

Anzahl 

 

Region Mittlerer Neckar 

Region Franken 

Region Ostwürttemberg 

Regierungsbezirk Stuttgart 

Region Mittlerer Oberrhein 

Region Unterer Neckar 

Region Nordschwarzwald 

Regierungsbezirk Karlsruhe 

Region Südlicher Oberrhein 

Region Schwarzwald-Baar-Heuberg 

Region Hochrhein-Bodensee 

Regierungsbezirk Freiburg 

Region Neckar-Alb 

Region Donau-I Iler i  ) 

Region Bodensee-Oberschwaben 

Regierungsbezirk Tübingen 

Baden-Württemberg  

23 546 

2009 

1 939 

27 494 

5 145 

8 060 

1 585 

14 790 

1 969 

2 557 

2 693 

7 219 

1 962 

3 619 

3 588 

9 169 

58 672 100 6,7 6.9 14.1 

• ) Ohne Institute für Gemeinschaftsforschung WG). — 1) Soweit Land Baden-Württemberg. 

Quelle: Stifterverband, AIF, eigene Berechnungen und Schätzungen. 

von FuE-Beschäftigten angesiedelt, es 
folgt mit einer Zahl von 5 145 (8,8 %) 
die Region Mittlerer Oberrhein, mit 3 619 
FuE-Beschäftigten die Region Donau-Iller 
(6,2 %) und mit 3 588 die Region Boden-
see-Oberschwaben (6,1 $). 

Die Regionalstruktur ist jedoch in den 
einzelnen Branchen des Verarbeitenden 
Gewerbes sehr differenziert (hierfür lie-
gen Daten nur für das Jahr 1981 vor). 
Am stärksten konzentriert sind die FuE-
Kapazitäten im Kfz-Bereich. Hier waren 
1981 82 $ des FuE-Personals des Landes 
in der Region Mittlerer Neckar tätig, 
weitere 6 % in der Region Franken (Ta-
belle 8). Von den FuE- Kapazitäten im 
Bereich Elektrotechnik/EDV lagen 40 % in 
der Region Mittlerer Neckar, aber auch 
die Regionen Unterer Neckar (17 $) und 
Mittlerer Oberrhein (14 %) hielten hier 
größere Anteile. Relativ breit gestreut 
ist dagegen das FuE-Personal der Unter-
nehmen im Maschinenbau. Zwar entfielen 
auch hier auf den Mittleren Neckarraum  

34 %, aber neben der Region Unterer 
Neckar (9 %) hielten auch die Regionen 
Bodensee-Oberschwaben (10 %), Neckar-, 
Alb und Ost-Württemberg (je 8 %) sowie 
die Region Donau-Iller (6 %) größere An-
teile. Für die regionale Verteilung des 
FuE-Personals der Chemischen Industrie 
können nur Schätzungen gegeben wer-
den. Hier dürfte der regionale Schwer-
punkt mit rund einem Viertel in der Re-
gion Unterer Neckar liegen. Ein knappes 
Fünftel dürfte auf die Region Hochrhein-
Bodensee, ein Siebtel auf die Region 
Mittlerer Neckar und rund 10 % auf die 
Region Südlicher Oberrhein entfallen. 

Entsprechend heterogen ist auch die 
Branchenstruktur in den einzelnen Re-
gionen. So entfiel 1981 im Mittleren 
Neckarraum das Gros der dortigen in-
dustriellen FuE-Kapazitäten auf den Be-
reich Elektrotechnik/EDV (45 °s), sowie 
auf die Kfz-Herstellung (35 $) , diese 
Branche hat hier das größte Gewicht 
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1 598 12,8 

2 347 18,5 

2 539 15,9 

6484 16,1 

1,1 

0.7 

29.6 2,9 2,6 

42,6 4,3 5,6 

32,9 4,6 5,2 

35,6 11,8 13.5 

0.5 

0,5 

1,9 

4,0 

34 

9,3 

1867 34,0 

3932 12,5 

2 618 28,2 

8417 22,1 

4,7 42,5 3,4 8,2 

7,2 6,3 

17,9 4,8 9,5 

15,3 24,1 

0,9 3.2 

1,g 

54887 141 17,4 45,1 100 100 100 100 
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Tabelle 8 

Branchen- und Regionalstruktur des FuE-Personals .) der Unternehmen 1981 

Branchenstruktur Regionalstruktur 

darunter im Bereich darunter im Bereich FUE-
Per-

sonal 
ins-

gesamt 

Region 
Regierungsbezirk 

Land 

H.v. Kraftwagen 
u. deren Teilen; 
sonst. Straßen-

fahrzeugbau  

FuE-

 

Elektrotechnik; 
Per. 

H.v.Büromasch_ 
sonal 

ADV-Geräten u 
ins-

-Einrichtungen 
gesamt 

Ma- H'.v. Kraftwagen 
schi- u. deren Teilen; 
nen- sonst.Straßen-

 

bau fahrzeugbau  

Elektrotechnik; 
H.v.Büromasch., 
ADV-Geräten u. 
-Einrichtungen 

Ma-
schi-
nen-
bau 

Anzahl 

 

81,8 

6;2 

0,3 

88,2 

3,8 

39,9 

2,5 

14,2 

17,3 

2,4 

33,9 

Region Mittlerer Neckar 

Region Franken 

Region Ostwürttemberg 

Regierungsbezirk Stuttgart 

Region Mittlerer Oberrhein 

Region Unterer Neckar 

Region Nordschwarzwald 

Regierungsbezirk Karlsruhe  

22102 11,8 35,4 44,7 40,3 33,6 

1 954 14,2 30,2 32,2 3,6 3,6 

1729 33,8 1,4 3,2 7,5 

25 785 13,4 32,8 47,0 44,7 

5 245 5,3 6,9 67,1 9,6 3.6 

7 555 9,4 56,5 13,8 9,2 

1401 27,8 42,2 2.6 5,0 

14 201 9,7 59,0 25,9 17,8 

Region Südlicher Oberrhein 

Region Schwarzwald-Baar-Heuberg 

Region Hochrhein-Bodensee 

Regierungsbezirk Freiburg 

Region Neckar-Alb 

Region Donau-Iller l) 

Region Bodensee-Oberschwaben 

Regierungsbezirk Tübingen 

Baden-Württemberg 

')'Ohne IfG. — 1) Soweit Land Baden-Württemberg. 

Quelle: Stifterverband, AIF, eigene Berechnungen und Schätzungen. 

unter allen Regionen des Landes. Weitere 
12 % entfielen auf den Maschinenbau, 
während die Chemische Industrie (für 
die nur Schätzungen vorliegen) hier nur 
ein geringes Gewicht haben dürfte 
(knapp 5 %). 

In der Region Unterer Neckar dominiert 
die Elektrotechnik/EDV etwas stärker 
(57 %), bedeutend ist hier auch der An-
teil der Chemischen Industrie (etwa 
20 %) und der Maschinenbau (9 %). Am 
stärksten von der Elektrotechnik/EDV 
geprägt ist jedoch die Region Mittlerer 
Oberrhein (67 %), auch hier ist die Che-
mische Industrie relativ stark vertreten 
(knapp 15 %). In den Regionen außer-
halb der großen Ballungsgebiete hat da-
gegen der Maschinenbau ein relativ gro-
ßes Gewicht, so in den Regionen Ost-
württemberg und Neckar-Alb, wo dessen 
Anteil je ein Drittel beträgt, und in den 
Regionen Nordschwarzwald und Boden-
see-Hochrhein (je 28 %). 

Am dynamischsten entwickelte sich die 
Zahl des FuE-Personals der Unternehmen 
in der Region Donau-Iller. Hier betrug 
der Zuwachs im Zeitraum von 1979 bis 
1983 75 %, gefolgt von der Region Bo-
densee-Oberschwaben (+ 53 %). Dagegen 
war die Zunahme in den Regionen, in 
denen der Schwerpunkt der baden-würt-
tembergischen FuE-Kapazitäten liegt, 
eher mäßig. So in der Region Mittlerer 
Neckar (+ 13 %), in der Region Unterer 
Neckar (+ 12 %) und in der Region Mit-
tlerer Oberrhein (.+ 2 %). Über dem von 
diesen großen Regionen maßgeblich be-
stimmten Landesdurchschnitt (+ 14,1 %) 
liegen auch andere Regionen, so die 
Regionen Hochrhein-Bodensee (+ 26 %), 
Schwarzwald-Baar-Heuberg (+ 24 %) und 
die Region Ostwürttemberg (+ 16 %), so 
daß in den letzten Jahren insgesamt ge-
sehen eine gewisse Tendenz zur gleich-
mäßigeren regionalen Verteilung der 
FuE-Kapazitäten der Unternehmen unver-
kennbar ist. 

 



Allerdings deuten die Daten darauf hin, 
daß bei kleinräumiger Betrachtung die 
Expansion des FuE-Personals nicht 
kontinuierlich verläuft, sondern eher 
sprunghaft, was durchaus auch mit 
kurzfristigen Rückgängen einhergehen 
kann. So wies z.B. die dynamischste 
Region Donau-Iller im Teilzeitraum 
zwischen 1981 und 1983 sogar eine 
leichte Abnahme (- 8 %) auf. 

Dies wird erklärlich nicht nur durch 
mögliche räumliche unternehmensinterne 
Verlagerungen oder Neuerrichtungen von 
Forschungsstätten, sondern auch durch 
die Tatsache, daß größere FuE-Projekte 
oft zeitlich begrenzt ablaufen. Der in 
Mannjahren für FuE ausgedrückte Perso-
nalbestand wird bei Beginn eines solchen 
Projekts beim einzelnen Unternehmen 
rasch zunehmen. Dies braucht jedoch 
nicht nur mit Neueinstellungen ein-
hergehen, es wird in der Regel auch 
durch bereits beschäftigte Arbeitskräfte 
geschehen, die aus anderen Tätigkeits-
feldern (z.B. der Konstruktion) ganz 
oder mit einem weiteren Teil ihres 
Arbeitszeitbudgets in FuE-Tätigkeiten 
überwechseln. Ist das FuE- Projekt ab-
geschlossen, verschiebt sich das Auf-
gabenspektrum wieder und die in FuE-
Mannjahren ausgedrückten Kapazitäten 
können hierdurch durchaus wieder ab-
sinken. 

Noch stärker ist - dieses Durchschlagen 
einzelbetrieblicher Abläufe naturgemäß 
bei einer Betrachtung von Kreisen, wäh-
rend sich bei den Landesergebnissen die 
dann enthaltene Vielzahl von Einzelten-
denzen ausgeglichen darstellt und der 
allgemeine Trend klarer zu Tage tritt. 

In der Region Donau411er höchste Forschungs-
intensität im Verarbeitenden Gewerbe 

Bei der Regionalstruktur der FuE-Kapa-
zitäten der Unternehmen dominierte na-
turgemäß die größte Region, die Region 
Mittlerer Neckar. Interessant ist nun 
auch die Frage, wie groß relativ zur  
Größe des industriellen Sektors einer 
Region die dortigen FuE-Kapazitäten 
sind. Bei der so definierten FuE-Intensi-
tät des Verarbeitenden Gewerbes (FuE-
Beschäftigte in Relation zu den Beschäf-
tigten der Unternehmen) liegt die Region 
Donau-Iller an der Spitze, mit einem 
Wert, der 31 % über dem Landesdurch-  

schnitt (1983-. 3,6) liegt, dicht gefolgt 
von den Regionen Mittlerer Neckar (29 % 
über dem Landesdurchschnitt), Unterer 
Neckar (28 %) und Bodensee-Oberschwa-
ben (27 %). Ebenfalls über dem Landes-
wert liegt die FuE-Intensität in der Re-
gion Mittlerer Oberrhein (8 %). Nahezu 
erreicht wird der Landesdurchschnitt in 
der Region Hochrhein-Bodensee (15 % 
unter dem Landeswert) und der Region 
Schwarzwald-Baar-Heuberg (22 % unter 
dem Landeswert), die übrigen Regionen 
liegen deutlich darunter (Schaubild 5). 

Auch hier ist zu beachten, daß bei re-
gionaler Betrachtung ähnlich wie die An-
zahl des FuE-Personals auch die Intensi-
täten teilweise einer sprunghaften Ent-
wicklung folgen. So hatte im Jahr 1981 
die FuE- Intensität der Region Bodensee-
Oberschwaben gerade erst den Landes-
durchschnitt erreicht, während die Re-
gion Donau-Iller 1981 mit größerem Ab-
stand an der Spitze lag als 1983. 

Noch deutlichere Unterschiede der FuE-
Intensitäten im Verarbeitenden Gewerbe 
zeigt eine Darstellung nach Kreisen 
(Anhangschaubild 1) , die allerdings nur 
für 1981 vorliegt. Ersichtlich sind 5 
"Forschungspole", die jeweils besonders 
stark (über 55 %) den Landesdurch-
schnitt überragen. Dies sind zunächst 
der Stadtkreis Stuttgart, wo 1981 das 
Dreifache des Landeswerts erreicht wur-
de, sowie die Stadtkreise Karlsruhe und 
Ulm, wo die 'industrielle FuE-Intensität 
das Zweieinhalbfache des Landeswerts 
betrug, mit nur geringem Abstand folg-
ten der Stadtkreis Mannheim sowie der 
Bodenseekreis, wo das Doppelte des Lan-
desdurchschnitts erreicht wurde. Immer 
noch deutlich (15 bis 55 %) über dem 
Landeswert lag 1981 der Landkreis Kon-
stanz und der Stadtkreis Freiburg. Für 
das Jahr 1983, für das noch keine Kreis-
daten vorliegen, sind noch -stärker als 
bei der Ebene der Regionen einzelne 
Verschiebungen zu erwarten, so dürften 
die Kreise der Region Bodensee-Ober-
schwaben, hier vor allem wohl der Bo-
denseekreis, eine überdurchschnittlich 
steigende Forschungsintensität erreichen. 

Ein Vergleich der Kreisdaten mit den Da-
ten der Regionen für 1981 zeigt einer-
seits, daß auch in den drei im indu-
striellen Bereich forchungsintensivsten 
Regionen - Donau-Iller, Mittlerer Neckar 
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Schaubild 5 
FüE—Intensität im Verarbeitenden Gewerbe in den Regionen 1981 und 1983 

Landesdurchschnitt 

und Unterer Neckar - die FuE-Kapazitä-
ten des Verarbeitenden Gewerbe stark 
auf die dortigen Agglomerationskerne 
konzentriert sind, in allen drei Regionen 
gibt es deshalb auch Kreise, die stark 
unter dem Landesdurchschnitt liegen. 
Andererseits haben Regionen, die kein 
ausgesprochenes Ballungsgebiet aufwei-
sen, in der Regel eine unterdurch-
schnittliche Forschungsintensität, aber 
auch in solchen Regionen ist das For-
schungspersonal der Unternehmen rela-
tiv in Zentren konzentriert. Solche Zen-
tren mit relativ zur Region hohen FuE-
Intensitäten sind z.B. der Stadtkreis 
Heilbronn für die Region Franken und 
Konstanz für die Region Hochrhein-Bo-
densee. 

Insgesamt gesehen jedoch prägen 
- 
die 

durch die großen Ballungsräume gepräg-
ten Regionen die industrielle For-
schungslandschaft durch ihre hohe FuE-
Intensität im Verarbeitenden Gewerbe. 
Drei Ursachen dürften hier eine gewisse 
Rolle spielen: 

(1) Ein erster Einflußfaktor dürfte die 
Größenklassenstruktur der Unternehmen 
des Verarbeitenden Gewerbes sein. Klei-
nere Unternehmen unterhalten im allge-
meinen relativ zur Unternehmensgröße 
geringere eigene FuE-Kapazitäten (dem 
steht nicht entgegen, daß die relativen 
Aufwendungen für FuE in kleinen und 
mittleren Unternehmen, wenn diese eige-
ne FuE betreiben, oft grölt e sind als in 
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wiederum bewirkt eine hohe Forschungs-
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großen Unternehmen) . Nun sind größere 
Unternehmen vor allem in den Agglome-
rationszentren tätig - und umgekehrt 
sind diese Zentren auch durch das Wach-
stum der Unternehmen in der Vergan-
genheit erst zu den heutigen Ballungs-
zentren geworden. In diesen Regionen 
ist oft auch der Sitz dieser Unterneh-
men, und hier dürfte in der Regel auch 
der Schwerpunkt ihrer FuE-Aktivitäten 
liegen. Zwar haben große Unternehmen 
auch Produktionsstätten an anderen 
Standorten, doch sind diese wohl in der 
Regel nicht so forschungsintensiv wie die 
zentralen Betriebe. Die Standorte der 
Forschung eines Unternehmens weisen so 
einen höheren räumlichen Konzentrations-
grad auf als die Standorte der Betriebe. 

Es wird also teilweise unternehmensintern 

technologisches Wissen von der Zentrale 
an die Peripherie "exportiert". 

(2) Außerdem gibt es, wie aus dem er-
sten Teil der Arbeit hervorgeht, eine 
deutlich ausgeprägte Hierarchie der 
Branchen des Verarbeitenden Gewerbes 

Faßt man die besonders forschungsinten-

 

siven Branchen Elektrotechnik/EDV, 
Kraftfahrzeugherstellung und Chemische 
Industrie zusammen, so zeigt sich zu-
nächst, daß in den durch Agglomera-
tionsgebiete geprägten Regionen diese 
forschungsintensiven Branchen (gemes-
sen an der Beschäftigtenzahl) einen be-
sonders hohen Anteil am Verarbeitenden 
Gewerbe haben (Schaubild 6). Auch 
wenn im Einzelfall die Standorte von In-
dustrieforschung und Produktion durch-
aus verschieden sein können, zeigt sich 
als zweites doch ein relativ enger Zusam-
menhang zwischen der industriellen 
Branchenstruktur und der FuE-Intensität 
einer Region. 

(3) Beide Faktoren - Größenklassen- und 
Branchenstruktur die zueinander in 
Wechselbeziehung stehen, stehen zugleich 
im Zusammenhang mit einem dritten Ursa-
chenbündel für die unterschiedliche 
FuE-Intensität der Regionen, das mit 
dem Begriff "Fühlungsvorteile in den 
Agglomerationsgebieten" umschrieben 
werden kann. 

Solche Regionen weisen eine stärker aus-
gebaute Infrastruktur an öffentlichen 
Forschungseinrichtungen. innerhalb und 
außerhalb der Hochschulen auf, und sie 
bieten im Wissenschaftsbereich kurze 
Kommunikations- und Informationswege. 
Regionen mit hoher Zentralität besitzen 
zudem ein größeres Potential an speziali-
sierten Arbeitskräften, und sie bieten 
Vorteile bei der Rekrutierung von Nach-
wuchswissenschaftlern an den dort über-
durchschnittlich oft gelegenen naturwis-
senschaftlich/technischen Bereichen der 
Hochschulen. Umgekehrt weisen Regionen 
mit hoher Urbanität durch ihre reiche 
Infrastrukturausstattung eine gesteigerte 
Attraktivität insbesondere für das wohl 
überdurchschnittlich regional mobile hö-

 

1 1 1 1 1 
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herqualifizierte FuE-Personal auf. Ande-
rerseits bieten jedoch auch mehr peri-
phere Regionen spezifische Standortvor-
teile für Forschungsaktivitäten, für Un-
ternehmen z.B. das Angebot an Gewer-
beflächen, für die entsprechenden Ar-
beitskräfte z.B. im Umfeld der "Lebens-
qualität". 

Dies bedeutet nicht, daß nicht auch die 
in den Regionen ohne Agglomerations-
zentren beheimateten mehr mittelständi-
schen Unternehmen innovativ sind. Diese 
Unternehmen dürften überdurchschnitt-
lich oft nicht zu den Erstinnovatoren 
oder den frühen Imitatoren einer Innova-
tion gehören, sondern eher mit ausge-
reiften, risikoärmeren Technologien ar-
beiten. Ihre Innovationstätigkeit dürfte 
enger an das bestehende Produktions-
und Absatzprogramm angelehnt sein, ihre 
Innovationsziele eher auf Weiterentwick-
lung statt Neuentwicklung ausgerichtet 
sein, so daß weniger eigenes FuE-Perso-
nal beschäftigt wird 11.  Dies dürften, 
dieses ist nochmals zu betonen, nur gra-
duelle Unterschiede sein, die von zahl-
reichen Ausnahmen durchbrochen sind. 

Doch sind diese Unternehmen keineswegs 
vom technischen Fortschritt abgekoppelt. 
Zum einen sorgt der interindustrielle 
Technologietransfer über die Möglichkeit 
der Lizenznahme und vor allem über 
neue Ausrüstungsgüter oder Vorlei-
stungsbezüge ständig für Innovations-
möglichkeit in allen Unternehmen. So ist 
die hohe FuE-Intensität der Investitions-
güterindustrie und der Chemischen Indu-
strie auch Voraussetzung für das Inno-
vationspotential der übrigen Branchen. 
Zum anderen sorgt das entstandene flä-
chendeckende System der Technologie-
beratung- und Vermittlung - in das 
neben den Universitäten, Fachhochschu-
len und außeruniversitären Forschungs-
einrichtungen auch Kammern und Ver-
bände eingebunden sind - für ein Poten-
tial innovatorischer Impulse, nicht nur in 
der Hochtechnologie, sondern, was für 
ein kleineres .Unternehmen in einer peri-
pheren Region vielleicht wichtiger ist, in 
der ganzen Breite der erprobten Techno-
logien. 

11 Siehe hierzu auch: Erfassung regionaler Innovationsdefizite, 
Schriftenreihe Nr. 6, Heft 54 des Bundesministers für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau, 1984. 

Außeruniversitäre Einrichtungen meist im 
Umkreis der Universitäten 

Nachdem bisher eine Bestandsaufnahme 
der Regionalstruktur der FuE-Kapazitä-
ten der Unternehmen gegeben wurde, 
folgt nun eine Analyse der übrigen for-
schenden Sektoren. Dabei wird jeweils 
der naturwissenschaftlich/technische Be-
reich gesondert betrachtet. 

Bei den Hochschulen (einschließlich der 
Hochschulkliniken) entfiel 1984 vom FuE-
Personal dieses Bereichs (insgesamt rund 
13 700) der größte Anteil auf die Region 
Unterer Neckar (22,5 %), gefolgt von 
der Region Mittlerer Neckar (18,9 %), 
der Region Neckar Alb (16,3 $) und der 
Region Südlicher Oberrhein (15,8 %). 
Dagegen liegen entsprechend der Fächer-
struktur der einzelnen Hochschulen beim 
Teilbereich des naturwissenschaftlichen/ 
technischen FuE-Personals der Schwer-
punkt wieder mehr bei der Region Mitt-
lerer Neckar (29,4 %) und bei der Re-
gion Mittlerer Oberrhein (28,3 $). Die 
Regionen Unterer Neckar (12,6 $) und 
Neckar- Alb (12,3 %) folgen mit größe-
rem Abstand. Im naturwissenschaftlich/ 
technischen Bereich sind also die FuE-
Kapazitäten der Hochschulen räumlich 
stärker konzentriert als in den übrigen 
Fächern (Anhangtabelle 3). 

Im Bereich der öffentlichen Forschungs-
einrichtungen außerhalb der Hochschulen 
(rund 11 000 FuE-Beschäftigte im Land) 
dominiert die Region Mittlerer Ober-
rhein mit einem Anteil von 45,7 %, ur-
sächlich ist hier vor allem das Kern-
forschungszentrum Karlsruhe. 

Ein bedeutender Anteil ist auch in der 
Region Unterer Neckar angesiedelt 
(18,5 %), wie auch im Mittleren Neckar-
raum (15,9 %) und in der Region Süd-
licher Oberrhein (10,2 $). Außeruniver-
sitäre Einrichtungen sind also, wie auch 
bereits im 1. Teil der Arbeit gezeigt 
wurde; wegen der engen Kooperation 
fast ausschließlich in Regionen mit Uni-
versitätsstandorten angesiedelt. Erste 
Gravitationswirkungen zeigen sich inzwi-
schen auch in den Regionen Hochrhein-
Bodensee und Donau-Iller mit den noch 
"jungen" Universitäten Konstanz bzw. 
Ulm; so wurde im ersten Halbjahr 1985 
an der Universität Ulm ein Institut für 
Lasertechnologie in der Medizin gegrün-
det. 
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Auch bei den öffentlichen Einrichtungen 
außerhalb der Hochschulen ist eine dif-
ferenzierte Darstellung der Regional-
struktur der Institute mit naturwissen-
schaftlich/technischem Schwerpunkt mög-
lich. Hier dominiert aus den genannten 
Gründen die Region Mittlerer Oberrhein 
(58,1 %) noch stärker, es folgt die Re-
gion Mittlerer Neckar (19,9 %). Größere 
Anteile sind auch in den Regionen Südli-
cher Oberrhein (9,6 %) und Unterer 
Neckar (7,1 %) angesiedelt. 

 

Insgesamt gesehen, sind also die FuE-
Kapazitäten im öffentlichen Bereich au-
ßerhalb der Hochschulen kaum breiter im 
Land gestreut als die der Unternehmen. 
Die Neuansiedlung insbesondere natur-
wissenschaftlich/technischer Forschungs-
einrichtungen des öffentlichen Bereichs 
in räumlicher Nähe einer bereits vorhan-
denen Forschungsinfrastruktur verwand-
ter Fachrichtungen bietet wesentliche 
Fühlungsvorteile. Gewisse räumliche und 
fachliche Schwerpunktsetzungen, wie sie 
auch der Landesentwicklungsplan- vor-
sieht, sind daher unumgänglich. 

Forschungsdichte am größten in der Region 
Mittlerer Oberrhein 

Bisher stand die Regionalstruktur der 
einzelnen Bereiche, die Forschung be-
treiben, im Blickfeld. Aus der Aggrega-
tion des FuE-Personals dieser drei Sek-
toren resultiert die folgende zusammen-
fassende Betrachtung (Anhangtabelle 4). 

Vom Gesamtbestand der baden-württem-
bergischen personellen FuE-Kapazitäten 
liegt ein Drittel in der Region Mittlerer 
Neckar, fast gleichauf folgen die Regio-
nen Unterer Neckar (knapp 16 %) und 
Mittlerer Oberrhein (knapp 15 %). Auf 
die Regionen Südlicher Oberrhein, Do-
nau-Iller und Neckar-Alb entfallen je 
rund 6 $.12 

Auch hier lassen sich die FuE-Kapazitä-
ten im naturwissenschaftlich/technischen 
Bereich allein darstellen. Hier entfällt 

 

12 Es wurden jeweils die aktuellsten Daten über das FuE-Personal 
der Einzelbereiche verwendet: Wirtschaft lohne Gemeinschafts-
forschung) 1983. Hochschulen 1984 und öffentlicher Bereich 
außerhalb der Hochschulen 1985. 

auf den Mittleren Neckarraum ein höhe-
rer Anteil von 37 %, auch der Anteil der 
Region Mittlerer Oberrhein steigt leicht 
auf knapp 16 %, der der Region Unterer 
Neckar fällt leicht auf 13 %. 

Als grober Vergleichsmaßstab zwischen 
den Regionen wurde bei den FuE-Kapazi-
täten der Unternehmen des Verarbeiten-
den Gewerbes die Zahl der dort in FuE-
Beschäftigten auf die Gesamtbeschäfti-
gung dieses Wirtschaftsbereichs bezogen. 
Als Indikator für die Bedeutung von 
Forschung und Entwicklung _ aller Berei-
che in einer Region wird nun im folgen-
den die Gesamtzahl des dort tätigen FuE-
Personals je 1000 Einwohner gewählt'. Die 
so ermittelte "Forschungsdichte" ist am 
höchsten in der Region Mittlerer Ober-

 

rhein mit 14 FuE-Beschäftigten je 1000 
Einwohner, dicht gefolgt von der Region 
Unterer Neckar (13) und den Regionen 
Mittlerer Neckar (12) und Donau-Iller 
(11), die sämtlich über dem Landes-
durchschnitt (9,0) liegen (Schaubild 7). 
Die übrigen Regionen liegen unter dem 
Landeswert, die geringste Forschungs-
dichte weisen die Regionen Franken und 
Nordschwarzwald (jeweils 3) auf. 

Analog läßt sich eine ''naturwissenschaft-
lich/technische Forschungsdichte" bilden, 
indem das entsprechende FuE-Personal je 
1000 Einwohner berechnet wird. Hier 
wird der höchste Wert wieder in der Re-
gion Oberrhein erreicht (13), gefolgt 
von der Region Mittlerer Neckar (11) 
und den Regionen Donau-Iller und Unte-
rer Neckar (je 9) . Nur leicht unter dem 
Landesdurchschnitt (7,7) liegt die Re-
gion Bodensee-Oberschwaben (7). 

FuE-Indikatoren und regionale wirt-

 

schaftliche Entwicklung 

Welche Rolle kommt bei kleinräumiger Be-
trachtung den personellen naturwissen-

 

schaftlich/technischen FuE-Kapazitäten 
für die regionale wirtschaftliche Ent-
wicklung zu? Korrelationsberechnungen 
auf der Ebene der Regionen für mehrere 
Jahre ergaben einen nur sehr schwa-
chen, nicht signifikanten Zusammenhang 
zwischen den FuE-Indikatoren (FuE-In-
tensität der Unternehmen, naturwissen-

 

schaftlich/technischer Forschungsdichte 
je Einwohner) einerseits und ökonomi-
schen Indikatoren wie Wirtschaftswachs-
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Schaubild 7 
Forschungsdichte nach Regionen 1985 ' ) 

Landesdurchschnitt des naturwissenschaftlichen 
und technischen FuE-Personals 

FuE-Personal je 1000 Einwohner 

+1 Des FuE-Personals; Hochschulen 1984, einschließlich Hochschulkliniken, Unternehmen 1983, ohne IfG. 
1) Soweit Land Boden-Württemberg 
Statistisches Landesamt Baden-Württemberg aea" 

tum und Beschäftigungsentwicklung an-
dererseits. Zwar liegt z.B. die Region 
Mittlerer Neckar sowohl bei den FuE-1n-
dikatoren als auch bei den Kenngrößen 
der ökonomischen Entwicklung stets in 
der Spitzengruppe, dennoch sind für die 
Mehrzahl der Regionen die genannten 
Zusammenhänge eher lose. Einige Bei-
spiele mögen dies verdeutlichen. So bil-
det die Region Franken bei den FuE-In-
dikatoren das Schlußlicht, liegt jedoch 
bei der Entwicklung der Beschäftigung 
(versicherungspflichtig Beschäftigte im 
Zeitraum 1978 bis 1985) an der Spitze 
(+ 12,8 %, Landeswert: + 4,9 %) wie 
auch beim langfristigen Wirtschaftswachs-
tum, hier stieg die nominale Bruttowert-
schöpfung von 1970 bis 1982 um 158 %  

(Landeswert: + 143 %). Umgekehrt liegt 
die Region Unterer Neckar in der Spit-
zengruppe der Regionen bei den FuE-In-
dikatoren, weist aber ein stark unter-

 

durchschnittliches (nominales) Wirt-

 

schaftswachstum (+ 131 %) sowie - zu-
sammen mit den Regionen Donau-Iller, 
Nordschwarzwald (+ 1,5 %) - das gering-
ste Beschäftigungswachstum (+ 1,6 %) 
auf. 

Schlußbemerkungen 

Gegenwärtig dürften in Baden-Württem-
berg (in Mannjahren ausgedrückt) über 
86 000 Personen in FuE tätig sein. Dies 
gilt selbst dann, wenn die Situation im 

125 



Wirtschaftssektor, für den Daten nur für 
1983 vorliegen, sich etwas abgeschwächt 
haben sollte. Dabei ist noch zu berück-
sichtigen, daß die Hochschulen wegen 
der engen Abgrenzung von FuE nur mit 
einem Teil ihres Personalbestandes in 
diese Berechnungen eingehen. 

Diese Zahlen zeigen, daß Forschung in 
Baden-Württemberg einen• hohen Rang 
hat und eine gute Basis ergibt zur Er-
haltung der Innovationskraft und damit 
letztlich auch der Wettbewerbsfähigkeit 
der Wirtschaft. Hinzu kommt, daß der 
"funktionale" Dienstleistungsbereich FuE 
selbst unmittelbar ein wichtiger Faktor 
innerhalb der Beschäftigungsstruktur 
geworden ist. Immerhin sind gegenwärtig 
bereits ebensoviele Beschäftigte in FuE 
tätig, wie (ebenfalls in Mannjahren um-
gerechnet) im (institutionellen) Dienst-
leistungsbereich der Kreditinstitute. 

Zusammenfassung 

- Dieser Beitrag stellt in den Mittelpunkt 
die personellen Forschungskapazitäten 
in den drei großen Sektoren, in denen 
Forschung betrieben wird: dies sind 
die Hochschulen, der Bereich der 
überwiegend öffentlich finanzierten 
Forschungseinrichtungen außerhalb der 
Hochschulen und der Wirtschaftssek-
tor. Erstmals kann hier auch die Re-
gionalstruktur analysiert werden. 

- Im Hochschulbereich (einschließlich der 
Hochschulkliniken) waren in Baden-
Württemberg 1984 (hauptberuflich) 
43 480 Personen beschäftigt. Im natur-

 

wissenschaftlich/technischen Bereich 
(Mathematik/Naturwissenschaften und 
Ingenieurwissenschaften) waren es 
11 620, davon entfielen 86 % auf die' 
Universitäten. 

- An den Universitäten waren 6 160 Per-
sonen (16 %) in der Fächergruppe 
Mathematik/Naturwissenschaften und 
3 840 Personen in den Ingenieurwis-
senschaften tätig (10 %). Eine beson-
dere _ Rolle kommt hier unter For-
schungsaspekten dem Drittmittelperso-
nal zu. An den Universitäten betrug 
der Anteil der Drittmittelbeschäftigten 
in den Ingenieurwissenschaften 32 %, 
in der Fächergruppe Mathematik/Natur-
wissenschaften 17 %. 

- An den Fachhochschulen, die ein wich-
tiger Träger des Technologietransfers 
sind, waren 1984 2 670 Personen tä-
tig, hier dominierten die Ingenieurwis-
senschaften (56 %), auf die Fächer-
gruppe Mathematik/Naturwissenschaften 
entfielen 5 %. 

- Vom gesamten (hauptberuflichen) Per-
sonal der Hochschulen und Hochschul-
kliniken waren 12 281 (32,0 %) Wissen-
schaftler. Der Landesanteil am Bundes-
gebiet beim wissenschaftlichen Personal 
der Hochschulen betrug 1984 16,7 %. 

- Das Hochschulpersonal hat außer der 
Forschung noch andere Tätigkeitsfel-
der, insbesondere die wissenschaftliche 
Ausbildung der Studenten. Die über 
eine Schätzung gewonnene Zahl des in 
reinen Mannjahren ausgedrückten For-
schungspersonals der Hochschulen 
(einschließlich der Hochschulkliniken) 
ist deshalb geringer als die Zahl der 
Hochschulbeschäftigten, sie beträgt 
rund 13 700. 

- In den öffentlichen außeruniversitären 
Einrichtungen waren 1985 rund 11 000 
Personen (in Mannjahren ausgedrückt) 
in der Forschung tätig, dies waren 
knapp ein Zehntel mehr als 1981; hier-
von entfielen 73 % auf Einrichtungen im 
naturwissenschaftlich/technischen Be-

 

reich. Hierbei dominieren die Großfor-
schungseinrichtungen (5 340 Beschäf-
tigte), an den Max-Planck-Instituten 
sind 2 010 Personen tätig, an Fraunho-
fer-Instituten 1 350. Der Anteil am 
Bundesgebiet in diesem Bereich betrug 
1984 20,6 %. 

- Der Wirtschaftssektor ist zahlenmäßig 
der größte Träger von FuE; auf ihn 
entfallen, in Mannjahren ausgedrückt, 
mit 59 130 FuE-Beschäftigten- (1983) 
über 70 % des in Baden-Württemberg 
tätigen FuE-Personals. Hiervon sind 
58 670 in den in Baden-Württemberg 
gelegenen Forschungsstätten von Un-
ternehmen tätig, 460 im Bereich der 
industriellen Gemeinschaftsforschung, 
die z.B. für die Textilindustrie von 
Bedeutung ist. 

- Von 1979 bis 1983 stieg die Zahl der 
FuE-Beschäftigten der Wirtschaft um 
14 %. Auf Baden-Württemberg entfiel 
damit 1983 ein Anteil von 23,7 % des 
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bundesweiten FuE-Personals des Wirt-
schaftssektors, 1979 hatte dieser Anteil 
noch 21,8 % betragen. 

- Die branchenmäßige Gliederung des 
FuE-Personals der Unternehmen spie-
gelt die große Bedeutung des Investi-
tionsgütersektors wider. Eine heraus-
ragende Stellung nimmt die Elektro-
technik ein, die 1983 einen Anteil von 
39 % aufwies, gefolgt von der Kfz-Her-

 

stellung (19 %), dem Maschinenbau 
(14 %) und dem EDV-Bereich (5 %). 
Auf die Chemische Industrie (ein-
schließlich Mineralölverarbeitung) ent-
fielen 10 %. 

- Neben dem nicht gesondert ausgewiese-
nen Luft- und Raumfahrzeugbau hat 
der EDV-Bereich die höchste For-
schungsintensität (bezogen auf die Ge-
samtbeschäftigung der Branche), hier 
war 1983 jeder 9. Beschäftigte in FuE 
tätig, es folgen die Elektrotechnik und 
die Chemische Industrie, hier war es 
jeder 11. 

- Der Inputgröße Personaleinsatz stehen 
Größen gegenüber, die, allerdings nur 
mit Einschränkungen, als Outputgrößen 
des FuE-Prozesses angesehen werden 
können. Solche Größen sind die Zahl 
der Patentanmeldungen und die Patent-
und Lizenzbilanz mit dem Ausland. 

- Die Zahl der Patentanmeldungen von 
Anmeldern mit Firmensitz in Baden-
Württemberg betrug 1985 rund 7 000, 
ihr mittelfristiger Anteil am Bundes-
gebiet entspricht mit rund 22 % dem 
Anteil des in Baden- Württemberg be-
schäftigten FuE-Personals der Wirt-
schaft. 

- Die Patent- und Lizenzbilanz der Un-
ternehmen mit dem Ausland ist - ver-
gleichsweise stärker als im Bundesge-
biet - negativ, das Defizit betrug 1984 
0,9 Mrd. DM. Ursächlich hierfür sind 
ausschließlich die Tochterunternehmen 
in Baden-Württemberg in ausländischem 
Besitz. Dies wird vor allem deutlich 
bei den Unternehmen in ausländischem 
Besitz im Bereich Elektrotechnik/EDV, 
hier betrug das Defizit allein 0,7 Mrd. 
DM. Die heimische Wirtschaft nutzt also 
in hohem Maß ausländisches Know-how 
insbesondere über ausländische Direkt-
investitionen. 

- Diese Zahlen (wie auch andere Ergeb-
nisse dieser Arbeit) deuten darauf 
hin, daß der Produktionsort teilweise 
unabhängig ist vom Standort der Ent-
stehung des technischen Wissens. Dies 
gilt um so mehr, je kleinräumiger die 
betrachtete regionale Ebene ist. Beson-
ders zu beachten ist dies bei einer Be-
trachtung der Regionen und vor allem 
der Kreise des Landes, denn eine re-
gionalisierte Analyse der personellen 
Forschungskapazitäten zerreißt die be-
stehenden Verflechtungen innerhalb ei-
nes an mehreren Standorten tätigen 
Unternehmens. 

- Von dem in Baden-Württemberg tätigen 
FuE-Personal der Unternehmen waren 
1983 rund 40 % in der Region Mittlerer 
Neckar tätig, weitere 14 % in der Re-
gion Unterer Neckar. Die Entwicklung 
der FuE-Kapazitäten im Zeitraum 1979 
bis 1983 war jedoch am dynamischsten 
in der Region Bodensee-Oberschwaben 
(+ 53 %) und vor allem in der Region 
Donau-Iller (+ 75 %). Die Veränderung 
der (stets in Mannjahren ausgedrück-
ten) Zahl der FuE-Beschäftigten ist 
allerdings in regionaler Betrachtung 
recht sprunghaft. Bereits einzelne 
Verlagerungen bzw. der Bedarf für 
zeitlich befristete Großprojekte in FuE 
können im Zeitverlauf heterogene Ent-
wicklungen herbeiführen, insbesondere 
durch zeitweises Einwechseln von Be-
schäftigten in die Forschung aus ande-
ren Aufgabengebieten heraus. 

- Am stärksten vom Bereich Elektrotech-
nik/EDV geprägt ist die Region Mitt-
lerer Oberrhein, der Anteil dieser 
Branchen am industriellen FuE-Personal 
dieser Region beträgt 67 %. Die Kfz-
Herstellung hat das größte Strukturge-
wicht im Mittleren Neckarraum (35 %), 
während in den Regionen Unterer 
Neckar und Hochrhein-Bodensee die 
Chemische Industrie bedeutende Anteile 
an den dortigen FuE-Kapazitäten hat. 
Der Maschinenbau hat dagegen in na-
hezu allen Regionen eine größere Be-
deutung, gerade auch in den Regionen 
außerhalb der großen Ballungsgebiete. 

- Die Forschungsintensität des Verarbei-
tenden Gewerbes ist am höchsten in 
Regionen mit Agglomerationsgebieten, 
so in der Region Donau-Iller (31 % 
über dem Landesdurchschnitt), dem 
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Mittleren Neckarraum (29 %) und der 
Region Unterer Neckar (28 %). Ursäch-

lich dürften drei miteinander verfloch-
tene Faktoren sein. Erstens haben in 

den Regionen mit Agglomerationszen-
tren oft größere Unternehmen ihren 

Sitz, und deren FuE-Kapazitäten sind 
stärker auf den Standort des Unter-

nehmenssitzes konzentriert als die 
Produktionsstätten. Zweitens haben die 
besonders forschungsintensiven Bran-

chen in diesen Regionen ein stärkeres 
Strukturgewicht. Drittens dürften die-

se Regionen zumindest in der Vergan-

genheit forschungsintensiven Unter-

nehmen "Fühlungsvorteile" geboten ha-
ben. . 

- Bei einer Analyse der Forschungsin-
tensität auf der Kreisebene zeichnen 
sich als "Forschungspole" Stuttgart, 
Mannheim, Karlsruhe, Ulm (jeweils 
Stadtkreise) und der Bodenseekreis 
deutlich ab. 

- Im öffentlichen Bereich hatten sich vor 
allem die naturwissenschaftlich-tech-

 

nischen außeruniversitären For-

 

schungseinrichtungen nahezu aus-
schließlich in Regionen angesiedelt, die 
Universitätsstandorte aufwiesen. 

- Die Forschungsbeschäftigten der drei 
großen Bereiche - Unternehmen, Hoch-
schulen und außeruniversitäre For-
schungseinrichtungen - lassen sich 
zusammenfassen. Bezogen auf 1000 Ein-
wohner ergibt dies einen groben Indi-
kator für die Forschungsdichte einer 
Region. Diese Kenngröße ist am höch-
sten in der Region Mittlerer Oberrhein 
mit einem Wert von 14 (Landesdurch-
schnitt 9,0), gefolgt von den Regionen 
Unterer Neckar (13) und Mittlerer 
Neckar (12) und der Region Donau-
Iller (11). Bei der analog berechneten 
Forschungsdichte speziell im natur-

 

wissenschaftlich/technischen Bereich 
steht ebenfalls die Region Mittlerer 
Oberrhein an der Spitze mit einem Wert 
von 13 (Landesdurchschnitt 7,7). 
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3. Entwicklung der Landschaftsnutzung 

Bei der für Baden-Württemberg charak-
teristischen starken Besiedlung, seiner 
außergewöhnlich hohen Industriedichte 
und überdurchschnittlichen wirtschaftli-
chen Wachstumsdynamik kommt der Be-
wahrung und verantwortlichen Nutzung 
der vorhandenen natürlichen Ressourcen 
ein besonderer Stellenwert zu. Zwar 
zeichnet sich das Land im ganzen ge-
sehen - im Vergleich zu anderen Bun-
desländern - durch einen beachtlich 
hohen Prozentsatz von Wäldern (37 %), 
Wiesen, Weiden, Obstanlagen (18 %) und 
Ackerflächen (26 %), also durch aus-
gedehnte Freiflächenareale aus, doch hat 
sich der Anteil der sogenannten Sied-
lungsfläche im Gefolge des intensiven 
Wohnungs-, Wirtschaftsgebäude- und 
Straßenbaus der letzten drei Jahrzehnte 
auf immerhin fast 12 % der Gesamtfläche 
erhöht; punktuell hat die Verdichtung 
bereits die Belastungsgrenze erreicht. 
Dabei haben sich die Flächenansprüche 
in den letzten zwei Jahrzehnten infolge 
der verbesserten Versorgung mit Wohn-
raum und Arbeitsplätzen sowie mit sozia-
ler und verkehrlicher Infrastruktur stär-
ker erhöht als die Einwohnerzahl. In 
diesem Zusammenhang ist die Aufgabe 
des Bodenschutzes nicht nur unter 
quantitativen Gesichtspunkten, sondern 
zunehmend auch als qualitatives Problem 
zu sehen. 

In dem Maße, in dem bisher die wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen An-
forderungen an die natürlichen Ressour-
cen anstiegen, aber auch das öffentliche 
Bewußtsein über ihre tendenzielle Er-
schöpfbarkeit zunahm, ist auch das Be-
dürfnis nach sachgerechter, datenorien-
tierter Information über den tatsäch-
lichen Leistungsstand der natürlichen 
Reserven und ihrer Entwicklung gewach-
sen. Das gilt für alle natürlichen 
Ressourcen, wie Boden, Wasser, Luft, 
Klima, Tier- und Pflanzenwelt gleicher-
maßen, deren Funktions- und Leistungs-
fähigkeit letztlich die Grundlage allen 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Lebens bildet. Nachdem im letztjährigen 
Statistisch-prognostischen Bericht dem 
Bereich der Luft eine ausführliche Dar-
stellung aus datenorientierter Sicht ge-.  

widmet worden war, wird im folgenden 
die Situation im Hinblick auf die Flächen-
nutzung eingehender beleuchtet. 

Boden und Landschaft 

Die kritisch zu beurteilenden flächenbe-
zogenen Einwirkungen auf Boden und 
Landschaft werden insbesondere durch 
die Stichworte Landverbrauch, Versiege-

 

Schaubild 1 
Entwicklung von Bebauungs- und Verkehrs-
wegeflache, landwirtschaftlich genutzter 
Fläche, Bevölkerung, Erwerbstätige, 
Bruttoinlandsprodukt je Einwohner und 
Kraftfahrzeugbestand 

Kraftfahrzeugbestand 

Bebauungsfläche 
Bruttoinlandsprodukt `) 
Verkehrswegefläche 

Bevölkerung 

Erwerbstätige 

1970 = 100 
Landwirtsch. genutzte Fläche 

• 1 In konstanten Preisen 
Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 455 86 
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lung und Zerschneidung umschrieben. 
Mit dem zunehmenden Bevölkerungs- und 
Wirtschaftswachstum sowie der rasant 
steigenden Mobilisierung im Individual-
verkehr war seit Ende der 50er Jahre 
zur Erfüllung der gesellschaftlichen 
Funktionen Wohnen, Arbeiten, Produk-
tion, Versorgung mit Energie und Was-
ser, Entsorgung von Abfall und Abwas-
ser, Bildung und Kultur, Verwaltung, 
Gesundheit, Freizeit und Verkehr ein 
Flächenbedarf für Siedlungszwecke ent-
standen, der schon in den 70er Jahren 
unter anderem die Frage nach der Be-
grenztheit des Bodenvorrats in den Vor-
dergrund der Diskussion rückte. 

Die Landinanspruchnahme für Siedlungs-
zwecke hat sich gleichwohl auch nach 
der Mitte der siebziger Jahre weiter, 
wenn auch nur noch in abgeschwächter 
Form fortgesetzt (vgl. Schaubild 1). So 

Schaubild 2 

Bevölkerungsdichte 
-nach den Raumkategorien des Landesentwicklungsplans 1985-

 

VR= Verdichtungsräume 
RZ = Randzonen um die Verdichtungsräume 
VB = Verdichtungsbereiche 

LR = Ländlicher Raum 

Einwohner je km' Gemarkungsfläche 

-1Zwidchenwede nicht beseht 

$Iali9liacAnS Ldnddsaml Baddn- W Ilmdmberg 263 86 

bedarf der Schutz des Bodens als nicht 
vermehrbares Gut nach wie vor besonde-
rer Beachtung, nicht allein als Produk-
tionsfaktor für Nahrungsmittel und Holz 
oder zur Sicherung genügend großer 
Freiflächen zur Frischluftbildung, als 
Emissions- und Lärmabstandsflächen so-
wie als Naherholungsgebiete in den Ver-
dichtungsräumen, sondern auch aufgrund 
der zentralen Bedeutung des Bodens für 
den Natur-, Landschafts-, Grundwasser-
und Artenschutz. 

Bodenschutz als Schwerpunkt der Umweltpolitik 

Mit dem Bauflächenerlaß des Innenmini-
steriums von 1978 und dem vom Ernäh-
rungsministerium erarbeiteten und von 
der Landesregierung am 25. November 
1985 beschlossenen Bodenschutzkonzept 
für das Land Baden-Württemberg wurde 
eine Planungs- und Handlungsgrundlage 
geschaffen, mit der dem Bodenschutz als 
Schwerpunkt der Umweltpolitik ein be-
sonderer Platz eingeräumt wird. Damit 
setzt die Landesregierung von Baden-
Württemberg die Maßnahmen fort, mit de-
nen sie bereits seit längerer Zeit in 
vielfältiger Art und Weise der wichtigen 
Rolle des Schutzes von Boden und Land-
schaft Rechnung trägt, nicht zuletzt im 
verbindlichen Landesentwicklungsplan, 
der jetzt als Fortschreibung in der Fas-
sung vom 12. Dezember 1983 vorliegt, 
oder im Landschaftsrahmenprogramm vom 

3. Oktober 1983. In diesem Bodenschutz-
konzept werden die langfristigen Ziele 
und Maßnahmen für einen wirkungsvollen 
Schutz des Bodens auf dem Hintergrund 
der bereits im Land laufenden Initiativen 
dargestellt. Neben Maßnahmen zum 
Schutz des Bodens vor belastenden 
stofflichen und schädlichen mechanischen 
Einwirkungen werden in diesen Planun-
gen im besonderen auch die Zielsetzun-
gen zum Schutz der Landschaft verstärkt 
hervorgehoben, so z.B. der Grundsatz 
"Ausbau vor Neubau" bei allen flächen-
inanspruchnehmenden Maßnahmen, die 
Ausweisung schutzwürdiger Bereiche zum 
Schutze natürlicher Ressourcen (Wasser-
schongebiete, Gebiete für landschaftsbe-
zogene Freizeit und Erholung, Vorrang-
flächen für Biotopschutz, landwirtschaft-
liche Vorranggebiete), der Stellenwert 
der Umweltverträglichkeitsprüfung bei 
allen Flächeninanspruchnahmen oder das 
verbindliche Flächenrecycling, wenn ein 
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Bedarf für Flächennutzung als Bebau-
ungs- oder Verkehrswegefläche entfallen 
und eine Rekultivierung ökologisch gebo-
ten ist. Auf der Grundlage des Boden-
schutzkonzeptes wird ein Bodenschutz-
programm erarbeitet. 

Auf dem Hintergrund der Arbeiten der 
Landesregierung zum Bodenschutzpro-
gramm und des von vielen Seiten sicht-
baren Interesses an der Entwicklung von 
Boden- und Landschaftsnutzung sind die 
folgenden Ausführungen über die aktuel-
le Flächennutzung auf Basis der vorlie-
genden Ergebnisse der Flächenerhebung 
1985 zu sehen; dabei wird hinsichtlich 
regionaler Strukturen und Entwicklungen 
ein besonderes Augenmerk auf die für 
die Raumordnung und Landesplanung im 
Vordergrund stehenden Gebietseinheiten 
und Funktionsräume (Verdichtungsräume, 
Randzonen um die Verdichtungsräume, 
Verdichtungsbereiche,, ländlicher Raum 
und Entwicklungsachsen) gelegt. Zur 
Einordnung der über die Ergebnisse der 
Flächenerhebung 1981 und 1985 darstell-
baren mehr kurzfristigen Entwicklungen 
wird ergänzend auf Ergebnisse der tra-  

ditionellen Bodennutzungshaupterhebun-
gen für die Beschreibung der längerfri-
stigen Tendenzen zurückgegriffen 

1 

Freiflächenanteil — ein Indikator für Landschafts-
qualität 

Das Verhältnis von Freifläche zu Sied-
lungsfläche ist ein Indikator für die 
Qualität von Natur und Landschaft im 
Land und in seinen Regionen. Siedlungs-
raumnutzungen sind belastend, so daß' 
jede zusätzliche Inanspruchnahme freier 
Landschaft, d.h. von Freiflächen, die 
alle nicht zu den Siedlungsflächen zäh-
lenden Nutzungen umfassen, zu einer 
Verminderung der natürlichen Grundla-
gen führt und sich ökologisch ungünstig 
auswirken kann. Die Erhaltung möglichst 
großer Freiflächenanteile in den Gemar-
kungen und Gemeinden, die Einschrän-

  

1 Auf methodische+Ausführungen und Hinweise zum Vergleich von 
Erhebungsverfahren und Erhebungskonzept der Flächenerhebung 
und Bodennutzungshaupterhebung wird an dieser Stelle verzichtet. 
Vgl. Maag, G.: Entwicklung und Struktur der Flächennutzung, 
in: Baden-Württemberg in Wort. und Zahl, Heft 5, Mai 1985. 

Tabelle 1 

Struktur der Flächennutzung 1985 
— nach den Raumkategorien des Landesentwicklungsplans — 

Freiflächen Siedlungsflächen 

Gesamt-

flache 
darunter 

Gedäude-
u.Freifläche 

Erholungs- 
zusammen 

flache 

darunter 

Landwirt- Wald-

 

schaftsfläche fläche 

zusammen Gebietsbezeichnung Verkehrs-
fläche 

ha Anteil in -%der Gesamtfläche 

8,8 1,6 73,0 44,6 25,8 
97 2,3 68,4 37,7 27,6 
7,6 0,8 78;8 53,3 23,6 

5,6 0,6 85,9 46,8 37,3 
5,9 0,8 83,3 397 41,6 
5,5 0,5 86,7 46,9 36,1 

Verdichtungsräume (VR) 339,365 27,0 16,1 
Zentren 1) 189 110 31,6 19,0 
Restraum 150252 21,2 12,3 

Randzonen um die VR 575 379 141 .7,6 
Zentren 132221 16,7 9,6 
Restraum 443153 13,3 7,0 

8,3 
11 1 

6-,1 

3,7 
5'•,6 
3,4 

Verdichtungsbereiche 288 468 15,1 
Zentren 124697 19,4 
Restraum 163 765 11.,8 

Ländlicher Raum 2`370870 8,2 
Zentren 259 502 11.,2 
Restraum 2111358 7,9  

5,6 0,8 84,9 50,0 32,9 
6,6 1,3 80,6 44,0 34,5 
4,9 0,5 88;2 54,6 31,7 

4,1 0,2 91,8 51,7 38,3 
5,0 03 B8i8 53,1 34,0 
4,0 0,2 92,1 51,5 38,8 

Baden-Württemberg 3574082 11,5 5',8 4,9 0,5 88,5 50;1 36,5 
Zentren 705.530 19,1 10,9 6,7 1 ,1 .80,9 44,9 33,8 
Restraum. 2868528 -9,6 4,6 4,5 0,3 90,4 51,4 37,2 

1) Ober-und Mittelzentren. 
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Tabelle 2 

Änderung der Flächennutzung 1985 gegenüber 1981 
— nach den Raumkategorien des Landesentwicklungsplans—

 

Siedlungsflächen 

darunter darunter Gebietsbezeichnung 
zusammen zusammen 

Waldfläche 
Erholungs-

fläche 
Verkehrs-

fläche 
Landwirt-

schaftsfläche 
Gebäude-

u.Freifläche 

Freiflächen 

+ 3 557 
+ 1966 
+ 1'590 

+ 3 384 
+ 855 
+ 2'528 

+ 2044 
+ 1 140 
+ 914 

+ 8 535 
+ 1 179 
+ 7 353 

+ 17 520 
5140 

+ 12 385 

+ U88 
+ 1 106 
+ 883 

+ 1 912 
+ 455 
+ 1459 

+ 1 208 
+ 708 
+ 494 

+ 4 928 
+ 609 
+ 4 345 

+ 10 038 
+ 2 878 
+ 7 181 

he 

Yö 

+ 4,0 + 3,8 
+ 3,4 + 3,2 
+ 5,3 + 5,0 

+ 4,4 + 4,6 
+ 4.0 + 3,7 
+ 4,5 + 5,0 

+ 4,9 + 5,3 
+ 4,9 + 5;4 
+ 5,0 + 5,2 

+ 4,6 + 6,0 
+ 4,2 + 4,4 

4,6 + 64 

+ 
+ 
+ 

4,4 
4,0 
4,7 

+ 
+ 
+ 

5,0 
3,9 
5,8 

+ 687 - 3 561 
+ 404 - 1 963 
+ 279 - 1 600 

+ 482 - 3 438 
+ 90 - 898, 
+ 388 - 2 544 

+ 311 - 2039 
+ 156 - 1 142 
+ 1'49 - 913 

+ 1 044 - 8 495 
+ 160 - 1 181 
+ 875 - 7 321 

+2526 -17 533 
+ 810 - 5 184 
+1 691 -12378 

+ 947 
+ 554 
+ 389 

+ 792 
+ 232 
+ 556 

+ 442 
+ 283 
+ 154 

+ 1,958 
+ 312 
+ 1 635 

+4141 
+ 1 381 
+2734 

3 571 
1 953 
1 621 

3784 
964' 

2' 825 

- 2417 
- 1 337 
- 1 087 

-12278 
- 1 566 
-10724 

— 22 047 
— 5 820 
—16257 

96 
61 
39 

+ 241 
+ 40 
+ 197 

+ 286 
+ 128 
+ 150 

+3335 
+ 304 
+3021 

+3767 
+ 411 
+3329 

+ 3,3 
+ 3,1 
+ ß•,5 

+ 2,5 
+ 3,1 
+ 2,4 

+ 2,8 
+ 3,6 
+ 2,0 

+ 2,0 
+ 2,5 
+ 2,0 

+ 2,4 
+ 9,0 
+ 2,2 

+ 14,1 
+ 10,3 
+ 29',9 

+ 17,5 
+ 94 
+ 21',6 

+ 15,0 
+ 10,8 
+ 24',0 

+ 25,9 
+ 23,5 
+ '26,2 

+ 18,4 
+ 11 ,5 
+ 25,3 

14 
1,5 
1,3 

- 0,7 
- 0,8 
- 0,7 

0,8 
1_1 
0,6 

0,4 
0,5 
04 

0,6 
0,9 
0,5 

2,3 
2,7 
2s0 

4 
1,8 
1,3 

1,6 
2,4 
1,2 

1,0 
1,1 
1,0 

+-

 

+ 
+ 

+ 
+ 
+ 

+ 
+ 
+ 

0,1 
0,1 
0;1 

0,1 
0,1 
0,1 

0,3 
0,3 
0,3 

0,4 
0,3 
0,4 

1,2 + 0,3 
1 ',8 + 0,2 
1,1 + 0,3, 

Verdichtungsraume (VR) 
davon Zentren 

Restraum 

Randzonen um die VR 
davon Zentren 

Restraum 

Verdichtungsbereiche 
davon Zentren 

Restraum 

Ländlicher Raum 
davon .Zentren 

Restraum 

Baden-Württemberg 
davon Zentren 

Restraum 

Verdichtungsräume 
davon Zentren 

Restraum 

Randtönen um die VR 
davon Zentren 

Restraum 

Verdichtungsbereiche.. 
davon Zentren 

Restraum 

Ländlicher Raum 
davon Zentren 

Restraum 

Baden-Württemberg 
davon` Zentren 

Restraum 

kung von Freiflächenverlusten und damit 
die Sicherung ausreichender Freiräume 
(Freiflächen je Einwohner) sind wesent-
lich für die Lebensqualität gerade in den 
Ballungsgebieten (Verdichtungsräume) 
des Landes, in denen bei einer Bevölke-
ru5gsdichte von gut 1000 Einwohner je 
km Gebietsfläche fast vier Zehntel der 
Bevölkerung des Landes wohnen. 

Nach der Flächenerhebung 1985 beziffern 
sich die Freiflächen in Baden-Württem-
berg noch auf 3,16 Mill. ha oder gut 
88 % der Gesamtfläche; das sind rund 
17 500 ha weniger als 1981. Für das 
ganze Land gesehen erscheint dieser 

132  

Freiflächenverlust von - 0,6 % innerhalb 
von vier Jahren als ziemlich unerheblich; 
absolut gesehen entspricht er jedoch der 
gesamten Siedlungsfläche des Ortenau-
kreises. Fast die Hälfte der gesamten 
Freiflächenumwidmungen entstand im 
ländlichen Raum, je ein Fünftel in den 
Verdichtungsräumen, sowie in den Rand-
zonen um die Verdichtungsräume, so daß 
in den Ober- und Mittelzentren der Bal-
lungsgebiete der Anteil der Freiflächen 
auf jetzt 68,4 % zurückging (vgl. Tabel-
len 1 und 2),. In den Städten mit 100 000 
und mehr Einwohnern machen die Freiflä-
chen weniger als zwei Drittel der Ge-
samtfläche aus. Hier kommen nur 1,8 ha 



Tabelle 3 

Siedlungsflächen und Freiflächen nach Gemeindegrößenklassen 1985 

Davon 

G emel ndegrößen k lasse 
von ... bis unter ... 

Einwohner 

Zahl der 
Gemeinden 

Gesamt-

fläche 

1000 he  

Freiflächen 

Yo 

Siedlungs~ . 
flachen im 

Verhältnis zu 
Freiflächen 

Be-

 

völkerungs-

dichte 1 ) 

Anzahl 

Siedlungs-
flächen  

Freiflächen 
Siedlungs-
flächen 

je Einwohner in m2 

759 1 784,1 

241 987,4 

104 704.0 

7 98,5 

1 111 3574,0  

8,2 91,8 1 11,3 119 

11.1 88,9 1 8,0 226 

17,1 82,9 1 4,8 458 

36,2 63,8 1 1,8 1 680 

11,5 88,5 1 : 7,7 258  

687 7 730 

491 3 925 

373 1 808 

215 380 

445 3 422 

unter 6000 

6 000 - 15 000 

15000 - 100000 

10O000 und mehr 

Insgesamt 

1) Einwohner je km2. 

Freifläche auf 1 ha Siedlungsfläche. Bei 
einem Landesdurchschnitt von 7,7 : 1 
beläuft sich das Verhältnis von Freiraum 
zu Siedlungsfläche in den Stadtkreisen 
Karlsruhe und Stuttgart lediglich auf 1,4 
bzw. 1,3 : 1, in Mannheim sogar nur auf 
1,03 : 1, so daß in dieser Stadt die 
Freiflächen die Siedlungsflächen gerade 
noch um rund 200 ha oder 2,6 % über-
treffen. Vergleichsweise günstige Ver-
hältnisse ergeben sich dagegen in den 
kleinen Gemeinden mit weniger als 6 000 
Einwohnern oder im ländlichen Raum mit 
einem Quotienten von jeweils 11,1 : 1 
und auch in den Gemeinden mit 6 000 bis 
15 000 Einwohnern mit 8 : 1 (vgl. Tabel-
le 3). Deshalb ist auch die Freiflächen-
quote je Einwohner in den Raumkatego-
rien des Landesentwicklungsplans sehr 
unterschiedlich. . 

Stärkerer Siedlungsflächenzuwachs außerhalb der 
Ober- und Mittelzentren 

Die Entwicklung der Siedlungsfläche ist 
zwar nur ein Spiegelbild zu derjenigen 
der Freifläche, allerdings wird anhand 
der Zunahme der Siedlungsintensität die 
Probleme des Flächennutzungswandels für 
Boden und Landschaft erst recht deut-
lich. Die Siedlungsfläche, die sich nach 
der Flächenerhebung 1985 in Baden-
Württemberg auf rund 411 600 ha oder 
11 ,5 % der Landesfläche beziffert, hat 
sich seit 1981 um gut 17 500 ha erhöht. 
Dieser Anstieg entspricht den Siedlungs-
flächen der Stadtkreise Karlsruhe, Hei-
delberg und Mannheim zusammen; jahres-
durchschnittlich umgerechnet (4 380 ha)  

macht dies noch gut ein Zehntel mehr 
aus als etwa die Siedlungsfläche des 
Stadtkreises Freiburg. Außerhalb der 
Ober- und Mittelzentren des Landes er-
folgte im Ganzen gesehen absolut und 
relativ ein deutlich größerer Siedlungs- 
fiächenzuwachs (+ 12 385 ha oder + 4,7 
%) als innerhalb der Zentralorte selbst 
(+ 5 140 ha oder + 4,0 %). 

Gerade hinsichtlich des für die Landin-
anspruchnahme bemerkenswerten Sied-
lungsflächenanteils läßt sich feststellen, 
daß die Struktur der Flächennutzung of-
fensichtlich in engem Zusammenhang mit 
den verschiedenen Typen räumlicher Or-, 
ganisation und Funktionen steht, wäh-

 

rend verwaltungsmäßig abgegrenzte Be-, 

reiche sich oft aus sehr unterschiedliche 
strukturierten Gebietseinheiten zusam-
mensetzen. In den Ober- und Mittelzen-
tren (19,1 %) ist ein doppelt so hoher 
Siedlungsflächenanteil zu verzeichnen wie 
in den anderen Städten und Gemeinden 
des Landes (9,6 %); ein ähnliches Gefälle 
ergibt sich zwischen den Zentren der 
Verdichtungsräume (31,6 %) und den 
Zentren der Randzonen um die Verdich- 
tungsräume (16,7 %) oder auch zwischen 
den Gemeinden von 15 000 bis unter 
100 000 Einwohnern (17,1 %) und den 
Gemeinden unter 6 000 Einwohnern 
(8,2 %). Schließlich beziffert sich diese 
Kennziffer auch in den Verdichtungsbe-
reichen (15,1 %) auf etwa das Zweifache, 
des Wertes für den ländlichen Raum, 
(8,2 %) (vgl. Tabellen 1 und 3) sowie in, 
den Städten und Gemeinden der Entwick 
lungsachsen (15,7 %) im Vergleich zum 
Restraum (8,7 %), bei allerdings deutli-
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Städte und Gemeinden innerhalb 
15,7%').. der Entwicklungsachsen 

Städte und Gemeindenau8erhalb 
der Entwicklungsachsen 

')Landesdurchschnitt 

Slaiisiisches Landesamt Baden-Womemberg ]a3 M 

Schaubild 3 

Anteil der Siedlungsfläche an der Gesamtfläche in % 
-nach Entwicklungsachsen und Resträumen in den Regionen 1985-

 

chen regionalen Unterschieden (vgl. 
Schaubild 3). In den verwaltungsmäßig 
abgegrenzten Gebieten (Regionen, Krei-
se) schwankt der Siedlungsflächenanteil 
in den hierarchisch jeweils eine Stufe 
niedriger stehenden Gliederungen erheb-
lich, so beispielsweise in den Kreisen 
der Region Mittlerer Neckar (19,2 $) 
zwischen 14,2 % (Landkreis Göppingen) 
und 21,6 % (Landkreis Esslingen) oder in 
den Städten und Gemeinden des Land-
kreises Esslingen zwischen 9,9 % (Neid-
lingen) und 45,2 % (Altbach). 

Zunehmende Bedeutung der Entwicklungsachsen 
für die Bündelung von Siedlungsaktivitäten 

Der vergleichsweise hohe Siedlungsflä-
chenanteil der Ober- und Mittelzentren 
und der Verdichtungsräume, die neben 
anderen Faktoren (z.B. steigende Bau-
landpreise) den anhaltenden Siedlungs-
druck auf das stadtnahe Umland bzw. 
die Randzonen um die Verdichtungsräume  

verständlich macht, wirft ein bezeich-
nendes Licht auf das dem Landesentwick-
lungsplan zugrundeliegende punkt-axiale 
Entwicklungskonzept. Wenn nämlich die 
Grenze der Tragfähigkeit weiterer Sied-
lungsraumnutzungen in den zentralen 
Orten erreicht scheint, kommt es gerade 
darauf an, auf eine Bündelung der Sied-
lungsaktivitäten in den anderen Städten 
und Gemeinden der Entwicklungsachsen 
hinzuwirken, um eine ausufernde, herd-
ringförmige Besiedlung zu verhindern 
und damit zwischen den Entwicklungs-
achsen für die Erhaltung der notwendi-
gen Freiflächen, die für die natürlichen 
Lebensgrundlagen und die Naherholung 
der Bevölkerung sehr wichtig sind, zu 
sorgen. 

Diese Bündelung der Siedlungsaktivitäten 
in den Entwicklungsachsen ist seit 1965 
in den einzelnen Regionen und Zeitab-
schnitten in sehr unterschiedlichem Maße 
gelungen, wie aus den Ergebnissen der 
Bodennutzungshaupterhebungen (vgl. 
Tabellen 4 und 5) ersichtlich ist. Danach 
vollzog sich in den letzten zwanzig Jah-
ren hinsichtlich der absoluten Flächen-
entwicklung die Besiedelung zum größe-
ren Teil in den Gemeinden der Entwick-
lungsachsen bei jährlichen Zuwachsraten 
von etwa 3 780 ha, gegenüber rund 
3 050 ha im Restraum. Relativ gesehen 
hat sich allerdings die Siedlungsfläche 
außerhalb der Entwicklungsachsen mit 
50,1 % (gegenüber 48,4 %) leicht stär-
ker erhöht. Lediglich in den Regionen 
Franken, Schwarzwald-Baar-Heuberg, 
Neckar-Alb und Donau-Iller wurde im 
Gegensatz zu den übrigen Regionen teil-
weise erheblich mehr Land für Sied-
lungszwecke in den Städten und Gemein-
den außerhalb als innerhalb der Entwick-
lungsachsen beansprucht. Untergliedert 
man den Beobachtungszeitraum in einzel-
ne Zeitabschnitte (1965 bis 1974; 1974 
bis 1979; 1979 bis 1985), so wird deut-
lich, daß die Entwicklungsachsen in 
jüngster Zeit ihre Bedeutung als Haupt-
träger der Besiedlung in stärkerem Maße 
erfüllen als Ende der sechziger und An-
fang der siebziger Jahre. Lagen die 
jährlichen Zuwachsraten der Siedlungs-
fläche außerhalb der Entwicklungsachsen 
in den Zeitabschnitten 1965 bis 1974 mit 
3,0 % und von 1974 bis 1979 mit 2,2 % 
noch über denen der Entwicklungsachsen 
(2,8 % bzw. 2,1 %), so hat sich dies in 
den Jahren seit 1979 tendenziell geän-
dert. Denn in der Zwischenzeit verläuft 
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+ 85,9 
+ 58,5 

+ 66,1 

+ 55,9 

+ 61,2 

+ 41,1 

+ 41,4 

+ 58,9 
+ 43,9 
+ 33,0 

+ 41,4 

+ 28,4 

414 109 + 136 442 55',3 + 48,4 + 50,1 +3770 +3047 + 2,4 + 2,5 

+ 620 + 582 
+ 332 + 538 

+ 254 + 197 

+ 390 + 186 

+ 467 + 182 

+ 254 + 151 

+ 342 + 266 
+ 133 + 286 
+ 320 + 105 
+ 173 + 196 

+ 204 + 218 
+ 266 + 139 

+ 2.6 
+ 2,6 
+ 3,4 

+ 2,4 

+ 2,5 

+ 2,9 

+ 2,0 
+ 2,4 
+ 2,2 
+ 1,9 

+ 2,2 
+ 2,1 

+ 3,3 

+ 2,9 
+ 3,3 

+ 2,8 

+ 3.1 

+ 2,1 

+ 2,1 

+ 2,9 
+ 2,2 
+ 1,6 
+ 2,1 

+ 1,4 

65349 

48 755 

22 499 

34 155 

37 846 

24 318 

41 881 

23575 

27 528 

28 463 

28 126 

31 609 

+ 24 052 51,6 

+ 17 400 38,1 

+ 9 024 56,2 

+ 11 515 67,7 

+ 12 985 72,0 

+ 8 108 62,7 

+ 12 156 56,2 

+ 8 373 31,7 
+ 8 488 75,3 

+ 7 384 46,7 

+ 8 448 48,4 

+ 8 504 67,4 

+ 52,5 

+ 51,3 

+ 67,6 

+ 48,8 

+ 49.4 

+ 57,4 

+ 40,5 
+ 48,4 
+ 44,8 
+ 37,7 

+ 44,7 

+ 42,9 

633 271 3,1 

618 349 3,0 

158 164 3,3 

231 102 3,0 

188 93 3,4 

193 54 3,2 

324 140 2,6 

320 167 3,0 

92 104 2,5 

260 76 2,1 

270 137 2,5 

182 108 2,1 

2,7 

2,4 

2,3 

1,9 

1.5 

2,9 

1,5 

1,6 

2,1 

1,5 

2,4 

2,1 

0,8 

1,1 

2,6 

1,1 

1,1 

1,1 

1,0 

1,3 

1,2 

1,2 

0,9 

1.5 

4,3 

3,4 

4,0 

3,3 

4,0 

2,6 

2,5 

3,6 

2,3 

2,0 

2,3 

1,4 

216 1,0 

2,6 1.3 

1,9 1,8 

2,7 1,0 

2,3 1.0 

2,1 0,5 

2,1 0.8 

2,5 1,2 

1,6 1,7 

1,9 0,5 

2,1 1,0 

1,7 0,9 

3 473 1 767 2,8 2,1 1.2 3,0 2',2 1,0 

739 806 286 ' 761 

387 390 200 619 

248 227 285 241 

483 393 247 218 

639 375 286 238 

288 333 139 192 

436 318 219 317 

167 115 95 346 

356 372 223 112 

198 163 146 239 

232 265 112 243 

277 336 260 135 

4 450 4 094 2 499 3 662 

Tabelle 4 

Gesamtentwicklung der Siedlungsfläche in den Regionen von 1965 bis 1985'1 
— nach Entwicklungsachsen und Resträumen — 

 

Gesamtveränderung 1965 — 1985  Durchschnittliche jährliche Veränderung 

Siedlungs-

fläche 

1985  

darunter 
entfällt 
auf Ent. 

wicklungs-
achsen  

Entwick-

 

lungs-

 

achsen 

Entwick. 
Jungs. 
achsen 

Entwick-

 

lungs. 
achsen 

Region 

Land 

Region 
insgesamt. Restraum Restraum Restraum 

% % ha ha 

Mittlerer Neckar 

Franken 

Ostwürttemberg 

Mittlerer Oberrhein 

Unterer Neckar 

Nordschwarzwald 

Südlicher Oberrhein 

Schwarzwa I d-Baa r -Heu barg 

Hochrhein-Bodensee 

Neckar-Alb 

Don au-I Iler t ) 

Bodensee-Oberschwaben 

Baden-Württemberg 

') Ergebnisse der Bodennutzungshaupterhebung.- 1) Soweit Land Baden-Württemberg. 

im allgemeinen die Zunahme der Sied-
lungsfläche im Restraum (1 ,0 %) ge-
dämpfter als in den Entwicklungsachsen 
(1,2 %). Allerdings ist dies nicht der 
Fall in den Regionen Mittlerer Neckar, 

Tabelle 5  

Franken, Hochrhein-Bodensee und Do-
nau-Iller (vgl. Tabelle 5). Für den Bo-
denseeraum fällt außerdem auf, daß ge-
rade im Uferbereich eine starke Besied-
lungstendenz erfolgt. 

Entwicklung der Siedlungsflächen in den Regionen 1965 — 1985*) 
- nach Entwicklungsachsen und Resträumen - 

Durchschnittliche jährliche Veränderung 

Entwicklungsachsen Entwicklungsachsen 

Region 

Land  
1965 
bis 

1974 

1974 
bis 

1979  

1979 
bis 

1985  

1965 
bis 

1974 

Restraum 

1974 
bis 

1979  

1979 
bis 

1985  

1965 
bis 

1974  

1974 
bis 
1979  

1979 
bis 

1985  

1965 
bis 

1974  

Restraum 

1974 
bis 

1979  

1979 
bis 

1985 

% ha 

Mittlerer Neckar 

Franken 

Ostwürttemberg 

Mittlerer Oberrhein 

Unterer Neckar 

Nordschwarzwald 

Südlicher Oberrhein 

Schwarzwald-Baar Heuberg 

Hochrhein-Bodensee 

Neckar-Alb 

Donau-I ller 1) 

Bodensee-Oberschwaben 

Baden-Württemberg 

`) Ergebnisse der Bodennutzungshaupterhebung. - 1) Soweit Land Baden-Württemberg 
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In den Entwicklungsachsen entfallen der-
zeit auf den Kopf 2der Bevölkerung 
durchschnittlich 377 m Siedlungsfläche, 
das ist ein Dr2ittel weniger als im Rest-
raum (566 m ). Eine allmähliche Ver-
schiebung der Bevölkerung und Arbeits-
plätze von den Verdichtungsräumen und 
Randzonen um die Verdichtungsräume in 
den ländlichen Raum würde dagegen zu 
einem verstärkten Landschaftsverbrauch 
führen, da im ländlichen Raum mit 
710 m je Einwohner verhältnismäßig gro-
ße Flächenansprüche bestehen. Der Lan-
desdurchschnitt beläuft sich auf 444 m , 
das Mittel in den 2 Verdichtungsräumen 
sogar nur auf 260 m Siedlungsflächen je 
Einwohner. Deswegen muß auch im länd-
lichen Raum verstärkt auf flächensparen-
de Bauweisen hingewirkt werden. 

Vergleichsweise hoher Verkehrsflächenanteil im 
ländlichen Raum 

Nach der Flächenerhebung 1985 setzt 
sich die Siedlungsfläche in Baden-Würt-
temberg zusammen aus 209 000 ha Gebäu-
de- und Freifläche (50,8 % der Sied-
lungsflächen) , 175 750 ha Verkehrsfläche 
(42,7 %), 16. 240 ha Erholungsfläche 
(3,9 %) und 10 570 ha Betriebsfläche 
(2,6 %). Je nach den Raumkategorien des 
Landesentwicklungsplans 1983 bestehen 
jedoch deutliche Unterschiede bezüglich 
der. Aufgliederung der Siedlungsflächen 
(vgl. Tabelle 6). So sind die Verdich-
tungsräume wie auch die Verdichtungs-
bereiche im ländlichen Raum naturgemäß  

charakterisiert durch vergleichsweise 
hohe Anteile von Gebäude- und Freiflä-
chen, insbesondere für Gewerbe- und 
Industriezwecke, sowie Erholungsflächen, 
was durchweg mit den Funktionen und 
Erfordernissen dieser Räume im Einklang 
steht. Im ländlichen Raum dominiert da-
gegen die Verkehrsfläche mit fast 50 % 
der gesamten Siedlungsfläche, da hier 
für die verkehrsmäßige Erschließung 
proportional mehr Fläche in Verbindung 
mit der Besiedlung, aber auch für Ober-
land- und Durchgangsverkehr benötigt 
wird als im Verdichtungsbereich. Nur 
rund ein Zehntel der Gebäude- und Frei-
fläche im ländlichen Raum wird für Ge-
werbe- und Industriezwecke genutzt ge-
genüber fast einem Fünftel in den Ver-
dichtungsräumen 

Rund 7 000 ha oder fast 60 % der zu-
sätzlichen Landinanspruchnahme für 
Siedlungsraumnutzungen wurden seit 
1981 für die Neuerstellung von Gebäuden 
für Wohn-, Produktions-, Verwaltungs-
und Dienstleistungszwecke und ähnliches 
benötigt. Bei einem Landesmittel von 5 % 
weist der ländliche Raum mit 6 % eine 
etwas überdurchschnittliche Zuwachsrate 
bei der Gebäude- und Freifläche auf. 
Dabei vollzog sich der Anstieg in stär-
kerem Maße vor allem außerhalb der zen-
tralen Orte (vgl. Tabelle 2 und Schau-
bild 4). Im Zeitraum von 1981 bis 1985 
zeichnete sich der ländliche Raum nach 
den Ergebnissen der Flächenerhebung 
durch eine vergleichsweise verhaltene 
Entwicklung bezüglich der Verkehrsflä-

 

Tabelle 6 

Zusammenfügung der Siedlungsfläche 1985 
-- nach den Raumkategorien des Landesentwicklungsplans --

 

Darunter Darunter 

Gebietsbezeichnung 

Siedlungsflächen 

insgesamt 
Gebäude-

 

und 
Freifläche 

Verkehrs-
fläche 

Erholungs. 
fläche 

Gebäude-

 

und Freifläche 
insgesamt 

Gewerbe 
und 

Industrie 
Wohnen 

ha ha 

  

19,2 

13,9 

16,8 

10,5 

Verdichtungsräume (VR) 

Randzonen um die VR 

Verdichtungsbereiche 

Ländlicher Raum  

32.6 6,1 

39,6 4,0 

37,3 5,5 

49,9 2,6  

54 543 26,1 67,0 

43 549 20,8 69,5 

23 835 11,4 61,2 

87109 41,7 65,1 

91 635 22,3 59.5 

80 873 19,6 53,8 

43 531 10,6 54,8 

195 557 47,5 44,5 

42,7 3,9 209 038  100,0 66,1 14,2 411 596- 100,0 50,8 Baden-Württemberg 
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Schaubild 4 

Entwicklung der Gebäude- und Freifläche 1981-1985 
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che aus (+ 2,0 %) gegenüber + 2,4 % im 
Land insgesamt und + 3,3 % in den Ver-

 

dichtungsräumen. Überdurchschnittliche 
Zuwachsraten sind im allgemeinen in den 
Ober- und Mittelzentren festzustellen, am 
höchsten in den Verdichtungsbereichen 
mit + 3,6 % (vgl. Tabelle 2 und Schau-
bild 5). 

 

Bei der Beurteilung der Siedlungsflächen 
ist allgemein zu berücksichtigen, daß sie 
keineswegs nur sogenannte versiegelte 
Flächen umfassen; so zählen zu den Ge-
bäude- und Freiflächen auch Vorgärten, 
Grünflächen oder Spielplätze, und zu 
den Verkehrsflächen gehören auch 
Trenn- und Seitenstreifen, Böschungen, 
Gräben oder unbefestigte Wege in Wald 
und Flur. Allerdings können auch solche 
Flächen, wie beispielsweise Parks oder 
Sportanlagen, in erheblichem Umfang 
versiegelt oder ökologisch von geringe-
rem Wert sein. Auf der anderen Seite 
dürfte der Versiegelungsgrad in diesen 
Fällen in der Regel wesentlich niedriger 
liegen als bei Hausbebauung oder Indu-
strie- und Gewerbeflächen. Nachweisun-
gen über die eigentlich versiegelten Flä-
chen liegen in der amtlichen Statistik 
bisher nicht vor. Bei Einführung von 
modernen Verfahren der Flächenaufnah-
men, z.B. über Luftbildtechnik bzw. 
Fernerkundung, dürfte ein gesonderter 
Nachweis hierzu künftig geführt werden 
können. Bisherige Schätzungen über den 
Versiegelungsgrad einzelner Flächennut-
zungen (Hausbebauung, Gewerbe-, Ver-
kehrsflächen usw.) fallen sehr unter-
schiedlich aus,2  Für die überörtlichen 
Straßen außerhalb geschlossener Orte 
kann jedoch die versiegelte Fläche an-
hand der Straßendatenbank relativ genau 
angegeben werden: Nach dem Stand vom 
1.1.1985 umfassen die befestigten Fahr-
bahnflächen der Bundesautobahnen, 
Bundes-, Landes- und Kreisstraßen rund 
16 000 ha oder 0,45 % der Landesfläche. 
Weitere rund 27 000 ha oder 0,75 % der 
Landesfläche werden durch die Trenn-

 

2 Vgl. Pietsch, J.: Versiegelungen des Bodens in der Stadt und ihre 
Auswirkungen, in: Forschungen zur Raumentwicklung, Band 14, 
S. 122 und 126. 

und Seitenstreifen .sowie die Nebenflä-
chen für Gräben, Böschungen und son-
stige Grünflächen an diesen überörtli-
chen Straßen in Anspruch genommen. 

Mehr Erholungs- und Waldfläche 

Eine wichtige Freizeitfunktion für die 
Bevölkerung in den verdichteten Räumen 
haben Erholungsfläche und stadtnahe 
Waldfläche. Erfreulicherweise wurden von 
1981 bis 1985 im Land vermehrt solche 
Flächen für die Naherholung bereitge-
stellt. Die Erholungsfläche, die unbebau-
te Flächen für Sport und Camping sowie 
Grünanlagen umfaßt, erhöhte sich im ge-
nannten Zeitraum um über 2 500 ha oder 
gut 18 % auf rund 16 250 ha. Etwa vier 
Zehntel der Erholungsfläche oder 
6 600 ha entfallen auf Grünanlagen, zu 
denen auch Kleingärten und Wochenend-
hausgebiete zählen, die der Freizeitge-
staltung und Erholung dienen sowie 
parkähnlich angelegte Friedhöfe. Positiv 
zu vermerken ist, daß fast drei Zehntel 
der zusätzlichen Erholungsfläche in den 
Verdichtungsräumen und weitere zwei 
Zehntel in den Randzonen um die Ver-
dichtungsräume zur Verfügung stehen 
(vgl. Tabelle 2). In den Zentren der 
Verdichtungsräume beziffert sich damit 
der Anteil der Erholungsfläche an der 
Gesamtsiedlungsfläche auf über 7 %, im 
Landesdurchschnitt auf knapp 4 %. 

 

Mit 1,3 Mill. ha oder 36,5 % der gesam-
ten Landesfläche ist der Wald in Baden-
Württemberg ein wesentlicher Bestandteil 
des Naturhaushalts und der Landschaft. 
Neben seiner Funktion als Standort der 
Holzerzeugung und seiner Freizeitfunk-
tion als Erholungsraum für die Bevölke-
rung hat der Wald als naturnahe Freiflä-
che insbesondere wichtige Schutzfunktio-
nen zur Sicherung der natürlichen Le-
bensgrundlagen sowie zur Erhaltung der 
Vielfalt der heimischen Tier- und Pflan-
zenwelt zu erfüllen. In den Raumkatego-
rien des Landesentwicklungsplans 1983 
sind außerhalb des ländlichen Raumes 
überdurchschnittliche Waldflächenanteile 
in den Zentren zu verzeichnen. In den 
Ober- und Mittelzentren der Randzonen 
um die Verdichtungsräume nimmt der 
Wald 41,6 % der Gesamtfläche und damit 
mehr Areal ein als die dortige Landwirt-
schaftsfläche (vgl. Tabelle 2). Die Aus-
dehnung der Siedlungsnutzung seit 1981 
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erfolgte im allgemeinen nicht auf Kosten 
der Waldfläche; vielmehr konnte per 
Saldo in fast allen Regionen des Landes 
die Ialdfläche erhöht werden, insgesamt 
um etwa 3 770 ha oder 0,2 %. Zu fast 
neun Zehntel entfiel diese Aufstockung 
auf den ländlichen Räum; auch in den 
Verdichtungsbereichen und in den Rand-
zonen um die Verdichtungsräume wurden 
leichte Flächenausdehnungen vorgenom-
men. Lediglich für die Verdichtungs-
räume, in denen ohnehin der Wald nur 
noch etwa ein Viertel der Markungsfläche 
bedeckt, ist ein geringer Forstflächen-
verlust (knapp 100 ha) zu verzeichnen. 

Vergleichsweise starker Rückgang der Landwirt-
schaftsfläche in den Verdichtungsräumen und in 
den Zentren 

Die Ausdehnung der Waldfläche, vor al-
lem aber die Zunahme der Siedlungsflä-
che ging Anfang der achtziger Jahre 
wiederum zu Lasten der Landwirtschafts-
fläche, die von 1981 bis 1985 um über 
22 000 ha oder - 1,2 % auf jetzt 
1,79 Mill. ha schrumpfte. Ackerland, 
Grünland, Gartenland und Rebflächen 
machen aber zusammen mit Moor und 
Heide immer noch rund die Hälfte der 
gesamten Landesfläche aus. Mit beinahe 
12 300 ha verzeichnete zwar der länd-
liche Raum absolut den größten Teil der 
Verluste an Agrarflächen, jedoch sind in 
den Zentren der Verdichtungsräume 
(- 2,7 %) und der Verdichtungsbereiche 
(- 2,4 %) vergleichsweise die höchsten 
relativen Verlustraten festzustellen (vgl. 
Tabelle 2 und Schaubild 6). Der Nah-
rungsraum, d.h. die Landwirtschaftsflä-
che je Einwohner, beläuft sich in den 
Verdichtungsräumen nur noch auf 4,3 ar 
gegenüber 44,5 ar im ländlichen Raum 
und 19,3 ar im Landesdurchschnitt (vgl. 
auch Tabelle 4 und Schaubild 3). 

 

Ansatzpunkte zur weiteren Entwicklung 

 

Die Bestimmungsfaktoren des Flächennut-
zungswandels haben sich zwischenzeitlich 
gegenüber den sechziger und siebziger 
Jahren zum Teil wesentlich geändert. 
Stagnierende, teilweise rückläufige de-
mographische und wirtschaftliche Ent-
wicklung seit Mitte des letzten Jahr-
zehnts (vgl. Schaubild 1), eine erhöhte 
Sensibilität hinsichtlich der Belastbarkeit  

des natürlichen Ökosystems sowie darauf 
gründende politische und planerische 
Handlungsgrundsätze zur Eindämmung 
der Landinanspruchnahme für Bebauung 
und Verkehr, wie z.B. der Planungs-
grundsatz "Ausbau vor Neubau", führten 
dazu, daß der Siedlungsflächenzuwachs 
in jüngster Zeit erheblich eingeschränkt 
wurde.3 Wie aus den Ergebnissen der 
Bodennutzungshaupterhebungen hervor-
geht, auf die zur Darstellung des lang-
fristigen Verlaufs zurückgegriffen wer-
den muß, bezifferte sich der jährliche 
Zuwachs der Siedlungsflächen in Baden-
Württemberg im Mittel der Jahre 1965 bis 

.1974 noch auf über 8 100 ha (+ 2,9 %), 
im Zeitraum von 1974 bis 1979 lediglich 
auf jährlich knapp 7 600 ha (+ 2,2 %), 
aber seit 1979 auf nurmehr 4 270 ha 
(+ 1,1 %). Die tatsächliche Entwicklung 

der Siedlungsfläche liegt damit durchaus 
im Rahmen der auf Basis von 1978 bzw. 
1982 vom Statistischen Landesamt durch-
geführten Prognosen.'- Zwei der damals 
untersuchten Varianten ließen je nach 
Erklärungsmodell und Bedingungszusam-

 

menhang zwischen Siedlungsfläche, 
Wohnbevölkerung und Wirtschaftsentwick-
lung einen vermuteten abgebremsten 
Siedlungsflächenzuwachs auf jährlich 
rund 5 200 ha bzw. 3 900 ha im Zeitraum 
von 1978 bis 1990 und damit hochgerech-
net eine Siedlungsfläche von 414 000 ha 
bzw. 405 000 ha im Jahre 1985 erwarten; 
effektiv bezifferte sich die Siedlungs-
fläche im Jahr 1985 auf 411 600 ha. Es 
kann daher davon ausgegangen werden, 
daß sich auch bis zum Jahr 1995 die 
Entwicklung der Siedlungsfläche in dem 
seinerzeit prognostizierten Rahmen zwi-
schen 435 000 und 460 000 ha bewegen 
wird. 

Der langfristig zu erwartende, tiefgrei-
fende Rückgang der Bevölkerung dürfte 
eine zusätzliche Dämpfung des Siedlungs-
flächenzuwachses nicht . vor Ende der 
90er Jahre bewirken. Mittelfristig wirken 
die demographischen und wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen sogar eher auf einen 
tendenziellen Mehrbedarf der Bebauungs-
und Verkehrsflächen in der zweiten Hälf-

 

3 Stadler, R.: Trendwende beim Landschaftsverbrauch?, in: Ba= 
den-Württemberg in Wort und Zahl. Heft 6, Juni 1983,S. 207-216. 

4 Vgl. Stadler, R.: Zum Problem des Landschaftsverbrauches, in: 
Baden-Württemberg in Wort und Zahl, Heft 4, April 1979, S. 
102-111. 
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te der achtziger Jahre hin. So wird bei 
der Bevölkerungsentwicklung für das 
Land nach den letzten Vorausschätzun-
gen eine leichte Zunahme der Einwohner-
zahlen bis 1990 erwartet. Dabei zeichnen 
sich einzelne Regionen wie der Mittlere 
Oberrhein, Untere Neckar, Südliche 
Oberrhein, Hochrhein-Bodensee und die 
Region Bodensee-Oberschwaben durch 
einen vergleichsweise größeren Bevölke-
rungszugang aus, während für die Re-
gionen Mittlerer Neckar und Schwarz-
wald-Baar-Heuberg mit einer merklichen 
Abnahme gerechnet wird. Bei fortgesetz-
ter Stadt-Umland-Wanderung und Be-
rücksichtigung der vergleichsweise grö-
ßeren Flächenansprüche in den ländli-
chen Randlagen, in denen Bauland noch 
zu einigermaßen erschwinglichen Preisen 
zu erhalten ist, resultieren daraus in 
den nächsten Jahren möglicherweise noch 
deutliche Impulse für einen weiteren An-
stieg der Wohnbauflächen. Allerdings 
wirkt demgegenüber der inzwischen ein-
geleitete Trend zur "Entwicklung nach 
innen", d.h. zur Modernisierung von 
Altbauwohnungen und zur Füllung von 
Baulücken, weiter dämpfend auf den 
Siedlungsflächenbedarf. Möglicherweise 
könnten sich die Industrie- und Gewer-
beflächen auf dem Hintergrund eines an-
haltenden wirtschaftlichen Aufschwungs 
und damit verbundener Strukturver-
schiebungen wiederum mittelfristig etwas 
stärker entwickeln als in der jüngsten 
Vergangenheit. Auch die zwischenzeitlich 
gestiegene Verkehrsdichte (vgl. Schau-
bild 1) und die durch zusätzliche Wohn-, 
Industrie- und Gewerbebauung induzier-
ten Erweiterungen des Verkehrsnetzes 
könnten den Bedarf an Verkehrsfläche 
stimulieren. 

Damit sind freilich erst die rein quan-
titativen Aspekte der knappen Boden-
ressourcen des Landes angesprochen. 
Qualitative Gesichtspunkte kommen in 
den Veränderungen der Nutzungsstruk-
turen der nicht besiedelten Fläche, ihrer 
ökologischen Wertigkeit, ihrer Belastung 
und in den übergeordneten restriktiven 
Zweckbestimmungen für den Natur-, 
Wasser-, Landschaftsschutz (Vorrang-
flächen) zum Ausdruck. 

Zusammenfassung 

- Vor dem Hintergrund des aktuellen 
Interesses an Fragen des Boden-
schutzes und der Landschaftsnutzung 
erfolgt eine Analyse der Flächennut-
zung, die im wesentlichen an den Er-
gebnissen der Flächenerhebungen 1981 
und 1985 anknüpft. Hinsichtlich regi-
onaler Strukturen und Entwicklungen 
wird ein besonderes Augenmerk auf 
die Gebietseinheiten und Funktions-
räume des Landesentwicklungsplans 
gelegt. 

- Das Verhältnis von Freifläche zur 
Siedlungsfläche wird als Indikator für 
die Qualität von Natur und Landschaft 
untersucht. Die Freiflächen machen 
noch gut -88 % der Gesamtfläche in 
Baden-Württemberg aus. Seit 1981 ist 
mit - 0,6 % jährlich relativ gesehen 
ein geringer Freiflächenverlust zu 
verzeichnen, der absolut mit 17 500 
ha etwa den gesamten Siedlungsflä-
chen des Ortenaukreises entspricht. 
In den Ober- und Mittelzentren der 
Verdichtungsräume ist der Freiflä-
chenanteil auf etwa 68 % zurückge-
gangen; in mehreren Stadtkreisen 
stehen damit nur noch wenig mehr 
Freiflächen als Siedlungsflächen zur 
Verfügung. 

- Aufgrund der vergleichsweise hohen 
Siedlungsbelastung der Ober- und 
Mittelzentren und der Verdichtungs-
räume kommt den Entwicklungsachsen 
eine zunehmende Bedeutung für die 
Bündelung der Siedlungsaktivitäten 
zu. 

- Der ländliche Raum weist in den 80er 
Jahren eine überdurchschnittliche Zu-
wachsrate bei der Gebäudefläche auf. 
Diese Ausdehnung der Bebauung in 
die ländlichen Randlagen kann noch 
zusätzlichen Flächenbedarf, z.B. für 
Verkehrsanbindung und -ausbau nach 
sich ziehen. In der jüngsten Zeit al-
lerdings zeichnete sich der ländliche 
Raum durch eine vergleichsweise ver-
haltenere Entwicklung bezüglich der 
Verkehrsfläche aus (+ 2,0 % gegen-
über + 3,3 % in den Verdichtungsräu-
men). 

- Die Ausdehnung der Siedlungsflächen 
ging auch in den 80er Jahren zu La-
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sten der Landwirtschaftsfläche, da 
sich von 1981 bis 1985 gleichzeitig die 
Flächen für Erholung und Wald erhöht 
haben. 

Die Bestimmungsfaktoren des Flächen-
nutzungswandels haben sich gegen-
über den 60er und 70er Jahren zum 
Teil wesentlich geändert. Stagnier-
ende, teilweise rückläufige demogra-
phische und wirtschaftliche Entwick-
lung, erhöhte Sensibilität hinsichtlich 
der Belastbarkeit des natürlichen 
Lebensraums sowie politische und pla-

 

nerische Handlungsgrundsätze zur 
Eindämmung der Landinanspruchnahme  

 

für Bebauung und Verkehr führten 
dazu, daß der Siedlungsflächenzu-
wachs in jüngster Zeit erheblich ein-
geschränkt wurde. Langfristig deuten 
zwar wesentliche Bestimmungsfakto-
ren, insbesondere die Bevölkerungs-
entwicklung auf einen weiteren Rück-
gang des Siedlungsflächenzuwachses 
hin. Doch ist mittelfristig bei an-
haltender Prosperität, zunehmender 
Verkehrsdichte und fortgesetzter 
Stadt-Umland-Wanderung ein leicht 
erhöhter Siedlungsflächenbedarf wahr-
scheinlich. Dieser dürfte sich aber 
voraussichtlich gegenüber dem Zu-
wachs der Jahre 1981 bis 1985 noch 
weiter verringern. 
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Zu 111/1 

Tabelle 

Investitionsentwicklung nach ausgewählten Wirtschaftsbereichen und Wirtschaftsgruppen 
im Bundesgebiet 1977 bis 1964 

Inoes[i[innen 

le Beaehä u8[en 
kum,lier[ 

1977 bis 1984 

kumlier[ 1977 bis 1984 Mteil 
Baden-

Mürt[em-
berge em 
Bundea-
gebie[2) 

1984 19)7 Vergnd rung 
1977 gegen  1984 SYpro-

Nr. 
Miresrhaftsbaeeirh 
Yirrsrhaftsgruppe Anteil 

VGI) 
an 

Meeil 

VG 

Anteil 

VO 

Jahres-
reh-

Be M1aitt 

Jahre - 
c.reh-

 

hmi, 
[nsgnam[

 

¢nage...[ ena.ee me nageeemt VG 
• 100 

1000 DM Z S 1000 DM 1000 DM DM 2 

Veraxbelte,des;Geaeme 

Grtmd ff- und Pmd1k ns-
gutet9exme 

25 CewLl ,und  Verazhelturq 
lm Steinen urd 8t lm 

29 G1 e8 

30 glehereim, Kaltwalzwerke, 
Stahlle[Eormvg, MechaNk, 
a.n.9. 

40 rhm+ab Irldvsteie 

53 Mnlzbmmefter 

55 ]1lstmff lkrizech f-, 
Papf¢- md Pappep 

37 850 343 100 51 601 028 100 375 282 871 100 19,5 36,3 4,5 6 552 100 

13 264 056 35,0 14 381 951 27,9 114 011 114 30,4 11,8 8,4 1,2 9 642 147,2 

1 624 920 4,3 1 904 394 3,7 15 564 772 4,1 16,9 17,2 2,3 10 779 164,5 

441 756 1,2 518 653 1,0 3 949 472 1,1 14,1 17,4 2,3 4 522 69,0 

900 034 2,4 1 061 446 2,1 7 732 795 2,1 21,4 17,9 2,4 5 604 85,5 

5 937 035 15,7 6 369 707 12,3 48 279 360 12,9 10,1 7,3 1,0 20 688 163,1 

333 672 0,9 320 640 0,6 2 621 432 0,7 16,6 - 3,9 - 0,6 7 672 120,1 

578 754 1,5 664 693 1,3 5 822 697 1,6 27,4 14,9 2,0 14 079 214,9 

Inwstlt1ms30ter pmdu- . 
zlezed s C~.eme 14 443 471 38,2 24 009 605 46,5 166 012 736 44,8 66,8 66,2 ],5 5 606 85,6 

31 Stahl- urd I tsetal3 , 
SCÜ..tfät..,9bau 

32 ms Sau 

33 StrBenfahreeugtau, Reparatur 
Va;i-14raftfeürazug. usw. 

36 Elektrotahnik, Reparatur w 
elektrSrc)äi..f ten f d. 
Haishalt 

37 Fe~, Optik, Be, 
stellw Vm Ifirm 

550 413 1,5 583 1M 1,1 4 999 001 1,3 10,3 5,9 0,9 3 028 46,2 

3,275 423 8,7 4 768 581 9,2 M 664 241 9,2 27,3 45,6 5,5 4 324 66,0 

3 999 986 10,6 7 793 679 15,1 57 803 364 15,4 48,0 94,8 10,0 9 204 140,5 

3 432 305 9,1 5 6]2'269 11,0 35 059 019 9,3 26,9 65,3 7,5 4 660 71,1 

478 699 1,3 788 972 1,5, 5 021 335 1,3 37,1 64,8 7,4 4 015 61,3 

38 HeasteUl . Ehen ,B1eeR 
Und Metallwarm 1 209 595 3,2 1 737 258 3,4 11 344 753 3,0 22,3 43,6 5,3 4 702 71,8 

50 Hers urg .FfLmeahlnen, 
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56 Papier- ursi Pappewrameitung 
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63 1>g[til9a alte 

64 BekleLDvgs3cueme  
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223 679' 0,6 248 078 0,5 1 947 191 0,5 28,9 10,8 1,5 3 960 60,4 

845 755 2,2 861 422 1,7 6 957 657 1,9 21,9 1,9 0,3 3 874 59,1 

540 479 1,4 745320 1,4 5'.916 290 1,6 18,9 37,9 4,7 6 763 103,1 

940 653 2,5 1 443 485 2,8 10 320 369 2,8 20,2 53,5 6,3 4 733' 72,2 

1 107 695 2,9 1 746 069 3,4 11 132 228 3,0 19,3 57,6 6,7 6 935 105,8 

1 121 147 3,0 1 311 193 2;5 9 M7 910 2,6 M 2 17,0 2,3 4 233 64,6 

346 788 0,9 392 395 0,8 2 762 24] 0,7 13,5 13,2 1,8 1 494 22,8 
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I) VG - Verarbei [ende. Geoerbe. - 2) M eil der kumulierten Inve a[i [innen. 
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Methodische Erläuterungen 

 

1. Berechnung des in Vollzeitäquivalenten 
ausgedrückten FuE-Personals 

Hochschulen 

Zur Berechnung der FuE-Vollzeitäquiva-
lente (reine Mannjahre für FuE) wurde 
eine Eigenberechnung verwendet, die ei-
nem normativen, kapazitätsorientierten 
Konzept folgt. Dies geschieht über das 
Anlegen von geschätzten Forschungsan-
teilen an den Personalbestand, der sich 
additiv zusammensetzt aus den im Haus-
haltsplan ausgewiesenen Personalstellen 
und den jeweils in geschätzte Stellen-
äquivalente umgewandelten übrigen Per-
sonalarten (über Sachmittel finanziertes 
Personal einschließlich Drittmittelperso-
nal, nebenberufliches wissenschaftliches 
Personal). Dabei wird nach Hochschular-
ten und Personalgruppen differenziert. 
Nach Fächergruppen wird insofern diffe-
renziert, als in den Bereichen klinisch-
theoretische und klinisch-praktische Me-
dizin niedrigere Forschungsanteile als in 
den übrigen Fächern verwendet werden, 
das Pflegepersonal erhält hierbei einen 
Forschungsanteil von Null. Diese Berech-
nung ist mit für das Bundesgebiet veröf-
fentlichten Ergebnissen (z.B. Bundesbe-
richt Forschung 1984) nicht vergleich-
bar, der Eckwert der Eigenberechnung 
dürfte schätzungsweise rund 6 % höher 
liegen. 

 

Öffentlicher Bereich außerhalb der Hoch-
schulen 

 

Zur Ermittlung des FuE-Personals wur-
den Teilzeitbeschäftigte mit dem Faktor 
0,5 in Vollzeitkräfte umgerechnet. Nicht 
einbezogen sind wissenschaftliche Biblio-
theken, Archive und Museen, die in frü-
heren Arbeiten (siehe hierzu Fußnote 2 
dieser Arbeit) mit geschätzten FuE-An-
teilen enthalten waren. 

Wirtschaft 

 

Die Daten über das FuE-Personal ent-
stammen einer vom Stifterverband für die 
Deutsche Wissenschaft im Auftrag des 
Statistischen Landesamts durchgeführten  

 

Sonderauswertung. Datengrundlage ist 
eine freiwillige Erhebung des Stifterver-
bandes, die von diesem um Angaben für 

kleine und mittlere Unternehmen aus ei-
nem bundesweiten Förderprogramm (FuE-
Personalkostenzuschußprogramm) ergänzt 
wird. 

Die Daten für Baden-Württemberg umfas-
sen die in diesem Bundesland gelegenen 
Forschungsstätten. Haben Unternehmen 
mit Sitz in Baden-Württemberg For-
schungsstätten außerhalb des Landes, so 
sind diese nicht mitgezählt. Umgekehrt 
sind im Land gelegene Forschungsstätten 
auch dann mitgezählt, wenn das Unter-
nehmen seinen Sitz außerhalb des Landes 
hat. Die Branchenzuordnung erfolgte 
nach dem wirtschaftlichen Schwerpunkt 
des Unternehmens. 

FuE-Intensitäten im Verarbeitenden Gewerbe 

 

Die FuE-Intensitäten sind berechnet als 
Quotient aus dem in Baden-Württemberg 
tätigen FuE-Personal und den in Baden-
Württemberg Beschäftigten einer Bran-
che. Das FuE-Personal ist ausgedrückt 
in FuE-Vollzeitäquivalenten (reine Mann-
jahre für FuE), der wirtschaftliche 
Schwerpunkt des Unternehmens bestimmt 
die Branchenzuordnung, außerdem ist 

auch das FuE-Personal von Kleinunter-
nehmen enthalten, es besteht also keine 
Abschneidegrenze. Entsprechend wurden 

die Beschäftigtenzahlen geschätzt, die 
mit ihrer Branchenzuordnung ebenfalls 
am Unternehmensschwerpunkt ausgerich-
tet sind, keine Abschneidegrenze enthal-

ten und in Mannjahren ausgedrückt sind; 
hierzu wurden mittels Teilzeitquoten der 
Beschäftigtenstatistik die Teilzeitbe-

 

schäftigten mit dem Faktor 0,5 in Voll-

 

zeitkräfte (Mannjahre) umgerechnet. 

Durch dieses methodisch anspruchsvol-
lere Verfahren ergibt sich im Vergleich 
zu einer früheren Berechnung (siehe 
hierzu Fußnote 2 der Arbeit) im allge-. 
meinen eine geringfügige Absenkung der 
Forschungsintensitäten. 
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2. Zusätzliche Schätzungen im Regionalteil 

Da die regionale Verteilung des (zahlen-
mäßig geringen) FuE-Personals der Insti-
tute für industrielle Gemeinschaftsfor-
schung (IfG) nur unzureichend bekannt 
war, enthält der Regionalteil nur die 
FuE-Beschäftigten der Unternehmen. Die 
regionale Verteilung des FuE-Personals 
der Unternehmen der Chemischen Indu-
strie, die ebenfalls nicht bekannt war, 
wurde geschätzt. Als Schlüsselgröße 
diente die regionale Aufteilung der Ge-
haltssummen von Unternehmen dieser 
Branche; Kontrollrechnungen erfolgten 
über die regionale Verteilung der Ange-
hörigen der technischen Berufe bzw. der 
Ingenieure und Naturwissenschaftler der 
Chemischen Industrie. 

Bei der Berechnung der FuE-Intensitäten 
des Verarbeitenden Gewerbes war die re-
gionale Verteilung des FuE-Personals der 
Unternehmen des Verarbeitenden Gewer-
bes nicht bekannt. Ersatzweise wurde 
das FuE-Personal aller Unternehmen 
(welches im Landesdurchschnitt zu 99 % 
zu Unternehmen des Verarbeitenden Ge-
werbes gehört) auf die Beschäftigten des 
Verarbeitenden Gewerbes bezogen, die 
Abgrenzung der letztgenannten Größe 
blieb unverändert. 
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Schaubild 

 

FuE-Intensität im Verarbeitenden Gewerbe in den 
Kreisen 1981 

 

149 



1963 1984 

davon bei Unternehmen davon bei Unternehmen 

Einnahmen' 

23,6 69,4 59,8 33,4 225,9 166,1 134,2 35,3 

  

ohne 

 

mit ohne 

- 931,8 

- 81,1 

- 1418 

+ 78,9 - 1 010,7 

0,6 80,5 

• 23.5 - 38,2 

 

mit ohne 
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Tabelle 1 

Einnahmen und Ausgaben baden-württembergischer Unternehmen`)  im Patent- und Lizenzverkehr 

mit dem Ausland 

Ve änderung 1984 gegen 1980 1984 1980 

davon unternehmen 

ohne 

maßgebliche(r) ausländischer) 
Kapi ulbeteiligung 

davon Unternehmen 

maß,eblich.(r) aus ländische(e) 
Kapitalbeteiligung 

davon Unternehmen 

ohne I mit 

ma Bgebliche(r) a u.ländi.chV(r), 
Kapitalbeteiligung 

in sgeeamt .gesamt Land insgesamt 

Mill DM z 

 

mit 

10,3 1,7 13,4 11,4 2,0 11,7 10,7 17,6 

2,3 1,6 3,9 2,0 1,9 0,0 - 13,0 18,8 

3,2 2,0 6,7 2,2 4,6 28,8 - 31,3 130,0 

1,2 0,3 1,4 1,4 0,0 0,0 0,0 0,0 

10,7 0,7 14,9 14,2 0,7 31,9 32,7 _ 0,0 

2,0 10,9 5,0 3;8 1,2 - 61,2 90,0 - '89,0 

2,5 14,0 51,3 16,5 14,9 210,9 560,0 149,3 

23,2 0,4 60,7 59,0 1,7 158,3 154,3 325,0 

Ausgaben 

870,7 72,5 798,2 1 146,1 68,7 1 077,4 31,6 - 5,2 35,0 

Frankreich 63,4 6,1 57,4 24,5 4,1 20,4 - 61,4 - 32,8 

Großbritannien 5,8 2,3 3,5 7,1 4,4 2,8 22,4 91,3 

Italien 2,3 1,9 0,4 4,8 4,3 0,5 108,7 126,3 

Niederlande 5,9 2,2 3,6 4,7 1,3 3,4 - 20,3 - 40,9 

österreich 1,3 1,2 0,0 2,4 2,2 0,2 84,6 83,3 

Schweiz 184,6 22,5 162,1 236,6 10,9 225,8 28,2 - 51,6 

USA 596,8 31,4 56514 854,1 35,5 818,6 43,1 13,1 

Japan 1,5 0,6 0,9 3,4 0,9 2,5 126,7 50,0 

*)Unternehmen mit Sitz in Baden-Württemberg. 

Quelle: Deutsche Bundesbank in Verbindung mit der Landeszentralbank in Baden-Württemberg. 

64,5 
- 20,0 

25,0 
- 5,6 

0,0 
39,3 
44,8 
177,8 

Tabelle 2 

Saldo des Patent- und Lizenzverkehrs der Unternehmens)  mit dem Ausland 

Insgesamt 

darunter 

maßgebliche(r) ausländische(r) 
Kapitelbeteiligung 

maa,eblieh.(r) aus läodiache(r) 
Kapitalbereiligung 

Wirtschaftszweig Saldo 
znegesamt 

Saldo 
insgeaamt 

Mill. DM 

Verarbeitendes Gewerbe 

Chemische Industrie und 
Mineralölverarbeitung 

Metallerzeugende und metall-

 

verarbeitende Industrien 

- 928,3 + 81,2 - 1 009,5 

- 79,5 - 2,1 - 77,3 

• 0,7 25,9 - 25,1 

davon: 

Eisen- und NE-Metallerzeugung, 
Gießerei und Stahlverformung 

Maschinenbau 

Fahrzeugbau 

Elektrotechnische Industrie und 
Datenverarbeitungsanlagen 

3,0 

7,1 

21,7 

 

23,2 

D,6 

23,3 

- - 28,6 

6,5 - 9,3 

1,6 + 23,1 

0,3 - 

+ 4,5 - 13,8 

19,2 3,9 

 

1,0 

0,5 

1,9 

11,6 + 13,4 - 9,0. 

745,3 + 57,0 - 802,3 - 732,6 + 56,6 - 789,2 

- 12,4 - 18,5 - 3,8 - 14,7 

- - 10,6 - 0,4 - 

- 81,1 - 74,3 + 3,6 - 77,9 

- 924,0 + 94,6 - 1 016,6 - 920,2 

• 18,4 6,8 

+ 97,3 - 1 017,6 

13,3 

- 11,8 

- 79,2 

4,4 

Feinmechanische und optische 
Industrie, Herstellung von 
EBM-Waffen 

Nahrungs- und Genußmittelgewerbe 

Ubriges Verarbeitendes Gewerbe 

Sonstige Wirtschaftszweige 

Insgesamt 

Insgesamt 169,4 

darunter 

Frankreich 12,0 
Großbritannien 3,9 
Italien 5,2 
Niederlande 1,4 
österreich 11,3 

'Schweiz 12,9 
USA 16,5 
Japan 23,5 
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Tabelle 3 

Schätzung des FuE-Personals aller Bereiche in den Regionen —mit aktualisierten Daten für den 
Unternehmensbereich — 

NochscM1ulen 1) Öffentlicher craich auBer—
halb der,Mochschulen2)  

unternehmen 
(.,na 1fc)3)  Alle Bereiche (ohne IfG) 

Region 
Regierungsbezirk 

Land 

darunter 
naturwissen-

 

schaftliches, 
technisches 

Personal 
insgesamt  

darunter 
na~urwissen-

 

schaftliches, 
technisches 

Personal 
insgesamt  

darunter 
Per nal namrvissen-

 

insgesamc schaftliches, 
technisches 

Personal 
insgesamt 

Anzahl 

Region Mittlerer Neckar 2 591 1 480, 1 719 1 578 23 546 27 856 26 604 
Region Franken 8 4 273 135 2 009 2 290 2 148 
Region OstwOrttemberg 56 5 - -- 1 939 1 995 1 944 

Regierungsbezirk Stuttgart _ ~2. 655 1 489 1 992 1 713 27 494 32 141 30 696 

Region Mittlerer Oberrhein 1 849 1 423 4 948 4 599 5 145 11 942 1.1 167 

Region Unterer Neckar 

Region Nordschwarzwald 

Regierungsbezirk Karlsruhe 

Region Südlicher Oberrhein 

Region Schwarzwald-Baar-Heuberg 

Region Hochrhein-Bodensee 

Regierungsbezirk Freiburg 

Region Neckar-Alb 

Region Donau-Iller4) 

Region Bodensee-Oberschwaben 

Regierungsbezirk Tübingen 

Baden-Württemberg 

nachrichtlich: 

Baden-Württemberg

 

einschl. IfG  

3 085 634 2 008 561 8 060 13 153 9 255 
8 - - - 1 585 1 593 1 585 

4 942 2 057 6 956 5 160 14 790 26 688 22 007 

2 171 459 1 100 763 1 969 5 240 3 191 
25 6 - - 2 557 2 582 2 563 

704 209 10 10 2 693 3 407 2 912 

2 900 674 1 110 773 7 219 11 229 8 666 

2 234 618 7.10 271 1 962 4 906 2 851 

919 183 - - 3 619 4 538 3 802 
49 6 65 - 3 588 3 702 3 594 

3 202 807 775 271 9 169 13 146 10 247 

13 699 5 027 10 833 7 917 58 672 83 204 71 616 

13 699 5 027 10 833 7 917 59 132 83 660 72 076 

1) 1994; einschließlich Hochschulkliniken. - 2) 1985. - 3) 1963. - 4) Soweic Land Baden-Rürttenberg. 
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